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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vor s i t zen d e: Präsident Mag. Gratz, 
Zweiter Präsident Dr. Marga Hubinek, Drit­
ter Präsident Dr. Stix. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

K r a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Dr. Blenk, Dr. J olanda Offenbeck und Schie­
der. 

E n t s c h u I d i g t haben sich die Abgeord­
neten Ing. Kar! Dittrich, Kurt Bergmann und 
Dr. Dillersberger. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Ich gebe bekannt, daß die Anfra­
gebeantwortung 5/AB eingelangt ist. 

Die in der letzten Sitzung eingebrachten 
Anträge weise ich zu wie folgt: 

dem Verfassungsausschuß: 

Antrag 43/ A der Abgeordneten Freda Blau­
Meissner und Genossen betreffend ein Bun­
desverfassungsgesetz über die weitere 
Abwicklung des Draken-Kaufvertrages; 

dem Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung: 

Antrag 44/A der Abgeordneten Dr. Höchtl, 
Dr. Müller, Dr. Stix und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Universitäts­
Organisationsgesetz geändert wird (UOG­
Novelle 1987). 

Fristsetzungsantrag 

Präsident: Vor Eingang in die Tagesord­
nung teile ich mit, daß Herr Abgeordneter 
Wabl beantragt hat, dem Verfassungs aus­
schuß zur Berichterstattung über den Antrag 
43/A der Abgeordneten Freda Blau-Meissner 
und Genossen betreffend ein Bundesverfas­
sungsgesetz über die weitere Abwicklung des 
Draken-Kaufvertrages eine Frist bis 7. April 
1987 zu setzen. 

Gemäß § 43 Abs. 1 der Geschäftsordnung 
wird der gegenständliche Antrag nach Been­
digung der Verhandlungen in dieser Sitzung 
zur Abstimmung gebracht werden. 

Ferner ist beantragt, gemäß § 59 Abs. 3 der 
Geschäftsordnung umgehend eine Debatte 
über diesen Fristsetzungsantrag durchzufüh­
ren. 

Ich lasse daher zunächst über den Antrag 
auf Debatte abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für 
die Durchführung einer Debatte sind, um ein 
Zeichen der Zustimmung. - Das ist die 
M i n der he i t. Ab gel e h n t. (Abg. 
S eh warzen berger: Nur fünf? Wo sind 
sie alle?) 

Über die Fristsetzung wird nach Beendi­
gung der Verhandlungen abgestimmt werden. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Im Einvernehmen mit den Frak­
tionen wird die Debatte über die Beratungs­
gruppen VI: Unterricht, Kunst und Sport 
sowie XIII: Wissenschaft und Forschung des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 1987 unter 
einem durchgeführt. 

Es werden daher zuerst die Spezialbericht­
erstatter ihre Berichte geben, und im 
Anschluß daran findet die gemeinsame 
Debatte statt. 

Die Abstimmung erfolgt selbstverständlich 
- wie immer in solchen Fällen - getrennt. 

Wird gegen diese Vorgangsweise eine Ein­
wendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

Bericht des Budgetausschusses über die 
Regierungsvorlage (10 und Zu 10 der Beila­
gen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1987 

samt Anlagen (60 der Beilagen) 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe III 

Kapitel 20: Äußeres 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zur Verhandlung über das 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1987 samt 
Anlagen (60 der Beilagen), Beratungsgruppe 
III: Äußeres. 

Spezialberichterstatter ist Herr Abgeordne-
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Präsident 

ter Ing. Kowald. Ich ersuche ihn um seinen 
Bericht. 

Spezialberichterstatter Ing. Kowald: Herr 
Präsident! Herr Vizekanzler! Hohes Haus! Ich 
bringe den Spezialbericht zur Beratungs­
gruppe IH, Kapitel 20: Äußeres. 

Der Budgetausschuß hat das in der Bera­
tungsgruppe III enthaltene Kapitel 20 ,,Äuße­
res" des Bundesvoranschlages für das Jahr 
1987 unter dem Vorsitz des Obmannstellver­
treters Abgeordneten Dr. Schmidt in seiner 
Sitzung am 12. März 1987 in Verhandlung 
genommen. 

Im vorliegenden Entwurf zum Bundesfi­
nanzgesetz 1987 sind beim Kapitel 20 ,,Äuße­
res" Gesamtausgaben von 2 340,2 Millionen 
Schilling und Einnahmen von insgesamt 188,2 
Millionen Schilling vorgesehen. Dies bedeutet 
gegenüber 1986 eine Verminderung der Aus­
gaben um 108,2 Millionen Schilling oder 
4,42 Prozent sowie eine Verringerung der Ein­
nahmen um 23,16 Millionen Schilling oder 
10,96 Prozent. 

Die Unterschiede bei den einzelnen Geba­
rungsgruppen verteilen sich wie folgt: 

Gesetzliche Verpflichtungen: 

Beim Personalaufwand wurden um 43,1 
Millionen Schilling oder 9,1 Prozent mehr ver­
anschlagt. 

Die Beitragszahlungen an Internationale 
Organisationen konnten infolge der Abwer­
tung des US-Dollars und der daraus resultie­
renden Neubewertung des Umrechnungskur­
ses für die in Dollar-Währung festgesetzten 
Beiträge um' 105 Millionen Schilling oder 
27,1 Prozent niedriger veranschlagt werden 
als im Vorjahr. 

Die Bezugsvorschüsse wurden richtlinien­
gemäß um 1 Million Schilling oder 30,1 Pro­
zent niedriger als 1986 veranschlagt. 

Die im Sachaufwand des Kapitels 20 veran­
schlagten Ermessenskredite konnten gegen­
über 1986 um 76,6 Millionen Schilling oder 
9,4 Prozent niedriger präliminiert werden. 

Beim Ansatz "Internationale Konferenzen 
in Österreich" konnte im Vergleich zum Vor­
jahr um 21,9 Millionen Schilling niedriger ver­
anschlagt werden. 

Außer den jährlich stattfindenden Konfe­
renzen ist damit für die Abhaltung des KSZE-

Folgetreffens in Wien mit 67,9 Millionen 
Schilling vorgesorgt. Weiters ist für die UN­
Weltsuchtgiftkonferenz ein Betrag von 7,8 
Millionen Schilling vorgesehen. 

Der Rückgang an Einnahmen im Rech­
nungsjahr 1987 um 23,1 Millionen Schilling ist 
damit begründet, daß die Interamerikanische 
Entwicklungsbank ein Restdarlehen von 
20 Millionen Schilling bereits im Jahre 1986 
vorzeitig rückgezahlt hat. 

An der Debatte beteiligten sich 15 Abgeord­
nete. 

Der Bundesminister für Auswärtige Ange­
legenheiten Vizekanzler Dr. Mock nahm zu 
den in der Debatte aufgeworfenen Fragen 
ausführlich Stellung. 

Bei der Abstimmung am 18. März 1987 wur­
den die finanzgesetzlichen Ansätze der Bera­
tungsgruppe III unverändert mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Der Budgetausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 20, Äußeres, des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1987 (10 der Beilagen) 
wird die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilt. 

Herr Präsident! Ich bitte, für den Fall, daß 
Wortmeldungen vorliegen, in die Debatte ein­
zugehen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Spezialbe­
richterstatter für seinen Bericht. 

Als erste zum Wort gemeldet ist Frau Abge­
ordnete Freda Blau-Meissner. Ich erteile es 
ihr. 

9.09 

Abgeordnete Freda Blau-Meissner (Grüne): 
Meine Damen und Herren! Herr Präsident! 
Hohes Haus! Die beste Außenpolitik ist jene, 
die die Verteidigungspolitik weitgehend über­
flüssig macht. Das Rezept dazu: Sich Freunde 
schaffen in der Welt! Ich glaube, die Zweite 
Republik hat in dieser Hinsicht sehr erfolg­
reich gearbeitet. 

Meine Damen und Herren! Für uns Grüne 
beruht die österreichische Außenpolitik auf 
den Säulen der immerwährenden Neutralität 
und selbstverständlich des Staatsvertrages, 
und ihre ethische Grundlage ist die Solidari­
tät mit den Armen in der Welt. 

11. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 5 von 191

www.parlament.gv.at



1190 Nationalrat XVII. GP - 11. Sitzung - 25. März 1987 

Freda Blau-Meissner 

Die immerwährende Neutralität setzt eine 
qualifizierte Unabhängigkeit voraus. Das 
heißt, daß wir als neutrales Land ganz beson­
ders Sorge tragen müssen, von keiner Seite 
vereinnahmt zu werden. Denn nur unsere 
absolute Souveränität in Würde wird uns auch 
Anerkennung und Respekt im Ausland brin­
gen. 

Zurzeit wird ja wieder einmal von höchst 
offizieller Seite unsere Integration in die EG 
verstärkt betrieben. Schon vor Jahrzehnten 
hieß es, daß wir in der Neutralität verhungern 
würden. Ich erinnere mich noch sehr gut 
daran. Ich erinnere mich auch noch daran, als 
damals den großen EG-Fans, das waren ganz 
besonders Minister Bock und Landeshaupt­
mann Krainer sen., nach ihrem doch sehr 
blamablen Alleingang ein sehr scharfes Njet 
von Staatspräsident Podgorny entgegenge­
setzt wurde. 

Übrigens wurden auch damals Gutachten 
vorgelegt, in denen es hieß, daß unsere Neu­
tralität durchaus mit einem Eintritt in die EG 
vereinbar sei. - Wenn man seine eigenen 
Wünsche bestätigen will, kann man ja immer 
Gutachten vorlegen, nur die "Schlechtachten" 
hat dann die andere Seite. Ich glaube auch, 
daß die Analysen der Professoren Verdross, 
Verosta und auch von Dr. Kirchschläger für 
uns immer noch Gewicht haben sollten in die­
ser Frage. 

Eine Frage an den Herrn Außenminister: 
Hat der Herr Außenminister Beweise dafür, 
daß die Aussagen zahlreicher westlicher 
Staatsmänner, die EG sei nur die wirtschaftli­
che Basis der NATO, von der Sowjetunion 
heute nicht mehr ernst genommen wird? 
Erhielten wir in letzter Zeit nicht auch genü­
gend Andeutungen und Hinweise darauf und 
sogar Warnungen, was ein De-facto-Beitritt 
zur EG für Österreich bedeutet. 

Herr Dr. Bock und Herr Dr. Androsch sind 
noch immer der Meinung oder wieder der 
Meinung, die Sowjetunion habe ihre Einstel­
lung geändert. Kann das genügen? Nun muß 
ich zugeben, durch die vorgestrige Aussage 
unseres Außenministers nach dem Besuch in 
Brüssel klingen unsere Wünsche nun schon 
sehr viel differenzierter. 

Ich glaube, wir sollten jeden Anschein ver­
meiden, ganz besonders nach all dem Presti­
gever lust, den unser Land im letzten Jahr 
international durchgemacht hat, als-unsiche­
rer Kantonist zu gelten. Das war nämlich 
genau der Vorwurf, den uns die Schweiz bei 

diesem berühmten Alleingang 1965 gemacht 
hat. 

Ich frage mich auch, ob bezüglich der Inte­
gration genügend Kontakte mit Frankreich 
bestehen, die ja seinerzeit in der Integrations­
frage sehr aktiv waren. Ich erinnere an den 
Besuch von Ministerpräsident Pompidou in 
Wien 1967 und an die zahlreichen Vorschläge, 
die die französiche Regierung damals 
gemacht hat, um das Verhältnis der Neutra­
len zur EG in Bestimmungen festzulegen. 

Ich glaube, daß unser Verhältnis zur 
Schweiz in allen Neutralitätsfragen keines­
falls wie damals beim Alleingang 1965 ge­
schwächt werden sollte. Ich würde von Herrn 
Dr. Mock auch gerne wissen, ob sich vielleicht 
beim Besuch in Bern Meinungsverschieden­
heiten ergeben haben betreffend die Art des 
Zugangs zum EG-Binnenmarkt. 

Bei dem "Gedrängel" in die EG, das zurzeit 
stattfindet, und zwar seitens Politiker und 
Industrieller, werden stets die Vorteile, die 
unsere Wirtschaft erleben wird, in leuchtend­
sten Farben gemalt. Meine Damen und Her­
ren! Man hört aber äußerst selten die Ver­
pflichtungen und die Nachteile, die wir mit 
einem von vielen gewünschten Beitritt zur EG 
auf uns nehmen würden. Kaum jemals hört 
man, daß wir unseren gesamten Arbeitsmarkt 
den zwölf Mitgliedstaaten voll und ganz öff­
nen müßten. Das würde ganz bestimmt 
bedeuten, daß eine Reihe von Arbeitsplätzen 
unserer Arbeiter und Angestellten von Aus­
ländern eingenommen werden würde. 

Ich glaube aber, daß nicht nur diese Art von 
Außenpolitik unsere Unabhängigkeit gefähr­
den kann, das geschieht auch durch den wei­
teren Ausverkauf unserer Industrie und unse­
res Handels an das Ausland. 

Meine Damen und Herren! In der Elektroin­
dustrie besitzt das Ausland schon zwei Drittel 
der Werke in Österreich. Uns Älteren ist noch' 
sehr wach in Erinnerung, welche Rolle die 
ALPINE-Montan, damals in deutschen Hän­
den, in der Ersten Republik gespielt hat. 
Eines der Hauptmotive zur Verstaatlichung 
war der Schutz unserer Schlüsselindustrie 
vor dem Zugriff von ausländischen Mächten. 

Ich glaube, wir hatten damals aus unserer 
eigenen Geschichte gelernt. Doch jetzt hat der 
Außenminister wiederum seinen ersten 
Besuch im Ausland dazu benützt, in Zürich 
Zuckerln aus der verstaatlichten Industrie, 
das heißt gewinnbringende Betriebe anzu­
preisen. Man werde schon Wege finden, beste-
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hende Hindernisse gegen den Verkauf ans 
Ausland zu beseitigen, meinte er. 

Ich frage mich, gehört es tatsächlich zu den 
Aufgaben des Außenministers, den Ausver­
kauf Österreichs zu betreiben? Selbst der 
Expräsident dieses Hauses, ein begeisterter, 
bitte, ein wirklich begeisterter Sozialpartner, 
fand es seltsam, daß die CA, nachdem sie end­
lich Gewinne macht, möglichst weitgehend 
privatisiert werden soll. Die Kuh, die man 
endlich melken könnte, soll flugs geschlachtet 
werden. 

Herr Abgeordneter Taus, der hier in der 
Debatte zur AMAG sehr bewegt Sorge für 
Österreich vorschützte, vertritt reine Indu­
strieinteressen. Ich finde es gut, daß er aus 
seinem Herzen keine Mördergrube macht. Als 
geschäftsführender Gesellschafter der Tur­
nauer-Gruppe möchte er sich zu möglichst 
günstigen Bedingungen einen möglichst 
großen Teil der verstaatlichten Elektroindu­
strie einverleiben. Er benützt seine Doppel­
rolle als Konzernherr und Abgeordneter, als 
österreichischer Volksvertreter, auch gleich 
dazu, in- und ausländischen Konzernen 
Schützenhilfe beim Ausverkauf und beim 
Schlucken der Verlassenschaft zu leisten. 
(Beifall bei den Grünen.) 

All das ist natürlich nur deshalb möglich, 
weil die sozialistischen Regierungsmitglieder 
und ihre treuen Diener hier im Hohen Haus 
nicht nur der im Gang befindlichen und der 
geplanten Verschleuderung öffentlichen 
Eigentums schweigend die Mauer machen, 
sondern sie selbst im Widerspruch zu all ihren 
historischen Erfahrungen eifrig mitbetreiben. 

Daß der Industrielle Taus und seine 
Freunde Österreich zur profitablen Spiel­
wiese in- und ausländischer Konzerne degra­
dieren, ist ihr gutes Recht, das soll uns nicht 
überraschen. Daß das aber von der SPÖ­
Spitze gefördert wird, müßte eigentlich jeden 
Sozialisten und vor allem jeden Gewerkschaf­
ter krank machen. 

Noch einmal zur Schweiz. Die Schweiz hat 
es fertiggebracht, trotz vehementer EG-Prote­
ste Maßnahmen gegenüber dem Transitver­
kehr zu ergreifen, um die Bevölkerung und 
die Natur zu entlasten. Das nenne ich Souve­
ränität. Diese Entlastung ist übrigens bedeu­
tend umweltschonender als Bittgänge zur EG. 

Der Vorschlag von Minister Graf für eine 
Autobahntaxe ist sehr zu begrüßen. Ich würde 
mir wünschen, daß er rasch verwirklicht und 
nicht wie üblich in irgendwelchen Kommissio-

nen zerredet oder gar durch EG-Versprechun­
gen verzögert wird. Denn wir sind uns alle 
einig, ich hoffe, daß die unerträgliche Situa­
tion in Tirol schnellstens Maßnahmen erfor­
dert. 

Nun ein kurzes Wort zur österreichischen 
Nahost-Politik. Österreichs Haltung im Nah­
ost.:. Konflikt, wie auch unser Abstimmungs­
verhalten in der UNO entsprachen durchaus 
dem Inhalt nach, wenn auch nicht immer der 
Form nach, österreichischen Interessen. Aus 
dem Außenpolitischen Bericht, der übrigens 
ausgezeichnet ist, ich darf hier dem Außen­
amt ein Kompliment machen, ist noch keine 
Änderung dieser Einstellung, dieser Politik, 
herauszulesen. Doch es werden auch hier 
schon Versuche unternommen, sie anders zu 
interpretieren. Es scheint, daß es manche 
überhaupt nicht erwarten können, daß Öster­
reich wieder einmal zur Ostmark, diesmal des 
westlichen Bündnisses, gemacht wird. 

Für uns Grüne ist Österreich das Herzstück­
Mitteleuropas. Und seine Brückenfunktion 
könnte jetzt, da sich in der Sowjetunion und 
auch in den anderen Ostblockländern durch 
den Gorbatschow-Kurs völlig neue Perspekti­
ven eröffnen, wieder ungeheuer an Bedeu­
tung gewinnen. Das ist eine Chance für Öster­
reich. Ich habe mit großem Bedauern von Pro­
fessor Emery, dem entwicklungspolitischen 
Direktor der OECD gehört, daß man in der 
Welt der Meinung ist, daß Österreich diese 
Brückenfunktion zwischen Ost und West sehr 
vernachlässigt hat, daß sie schwächer gewor­
den ist. Da komme ich gleich von Ost-West zu 
Nord-Süd. 

Wir, die Grünen, sind prinzipiell gegen die 
Fortsetzung jedweder Ausbeutung der dritten 
Welt durch alle Formen des Neokolonialis­
mus, in welches Gewand immer sie sich klei­
den. Und zwar gilt das sowohl für den Mittle­
ren Osten wie für Lateinamerika wie für 
Afrika. Und unsere Sympathien - ich sagte 
es eingangs schon - sind bei den Armen und 
Unterdrückten und nicht bei den korrupten 
Eliten, die oft genug gemeinsame Sache mit 
ausländischen Interessen machen, auch mit 
unseren. (Beifall bei den Grünen.) 

Meine Damen und Herren! Es ist dies der 
Grund, weshalb wir empört, enttäuscht und 
beschämt sind über die Rolle Österreichs in 
Fragen der Entwicklungshilfe. Sie und sie 
allein macht es uns unmöglich, dem Budget 
für Auswärtige Angelegenheiten zuzustim­
men. Unser Nein richtet sich also nicht gegen 
das Außenamt - noch ein Blumenstrauß für 
das Außenamt. Das ist so ziemlich die einzige 
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Behörde Österreichs und das einzige Ministe­
rium, meine Damen und Herren, wo Positio­
nen nicht nach Parteibuch besetzt werden, 
sondern mit der Prealable nach Qualifikation. 
Das hat unserem Ansehen im Ausland ganz 
bestimmt geholfen, genauso wie unsere 
beschämende Rolle in der Entwicklungspoli­
tik unserem Renommee im Ausland schadet. 

Wiederholt sind wir, vor allem von der 
OECD, gerügt worden wegen des erbärmli­
chen Beitrags, den wir leisten, der übrigens 
allen Vereinbarungen, die wir unterschrieben 
haben, widerspricht. Hat Parteiobmann 
Mock, damals noch in der Opposition, im vori­
gen April festgestellt - ich zitiere: -, "daß 
das derzeitige Ausmaß der österreichischen 
Entwicklungshilfe mangelnden politischen 
Willen spiegelt, diesen Verpflichtungen nach­
zukommen" , und hat er Vorrang für bilaterale 
Hilfe und für Projekte im Bildungs- und 
Agrarsektor gefordert, erklärte er uns heuer 
im Budgetausschuß, daß er in den nächsten 
Jahren keine Möglichkeit sähe, den Anteil der 
öffentlichen Hand an der Entwicklungshilfe 
anzuheben. 

Das Hohe Haus, das Parlament, hat im 
April vorigen Jahres, zum ersten Mal übri­
gens und erfreulicherweise einstimmig, einer 
Resolution zur Erhöhung und Verbesserung 
der Entwicklungshilfe zugestimmt. Doch in 
diesem neuen Budget wird das einfach miß­
achtet. Ich frage mich, wo bleibt Ihr Auf­
schrei, der Aufschrei der so gefoppten Volks­
vertreter!? Oder haben Sie, meine Damen und 
Herren, damals die Resolution gar nicht so 
ernst gemeint? 

Es scheint mehr und mehr, daß Entwick­
lungshilfe im Dunkel des parlamentarischen 
Desinteresses verkümmert. Das Budget weist 
darauf hin. Unser österreichischer Entwick­
lungshilfebeirat hat gefordert, die bilaterale 
technische Hilfe auf 500 Millionen zu erhö­
hen. Die Katholische Aktion und die Koordi­
nierungsstelle der Bischofskonferenz verlang­
ten als Kompromißbetrag wenigstens 200 Mil­
lionen. Herausgekommen sind schäbige 
25 Millionen, also gerade 5 Prozent des vom 
Beirat geforderten Betrages, und dabei han­
delt es sich noch dazu um Kooperationspro­
jekte mit der Weltbank, bei denen Österreich 
überhaupt keinen Einfluß auf die Projektge­
staltung hat. In anderen Worten: Die Budget­
sanierung sucht sich ihre Opfer auch in der 
dritten Welt, nach der Devise: Spare bei den 
Armen, sie können sich ja nicht wehren. 

Schon in der Koalitionsregierung hat sich 
diese Gesinnung widergespiegelt. Da heißt es 

nämlich: "effiziente Entwicklungspolitik soll 
Marktchancen vergrößern." 

Meine Damen und Herren! Exportförde­
rung unter dem Titel Entwicklungshilfe ist 
reiner Zynismus! Sie wissen genau, daß dabei 
erstens die Schwellenländer bevorzugt wer- , 
den und zweitens ohnehin das Marktinteresse 
Priorität genießt. 

Ein paar Zahlen: Unser Gesamtbeitrag ist 
unter 0,2 Prozent des BNP gefallen. Mit all 
unseren Qualitäten - "Qualität", solche Kri­
terien kann man gar nicht anwenden - wie 
ho her Anteil an harten Krediten, geringer 
Geschenkanteil, Bindungen, niedriger Anteil 
für die ärmsten Länder, stehen wir wieder 
einmal an letzter Stelle der westlichen Indu­
strieländer. Österreich als der Geizkragen 
Europas! Krediten von 70 Millionen stehen 
Einnahmen von 100 Millionen gegenüber. Wir 
bereichern uns also an unserer Entwicklungs­
hilfe. 

Unsere F AO-Beiträge wurden von 43 auf 
knapp 19 Millionen gekürzt, die Nahrungsmit­
telhilfe von 144 Millionen auf 74 Millionen 
reduziert, der Beitrag Österreichs zum Welt­
entwicklungsprogramm - das Weltentwick­
lungsprogramm, meine Damen und Herren, 
ist der Gradmesser für die Entwicklungshilfe­
gesinnung der Länder - sank von 150 Millio­
nen auf 103 Millionen, der UN-Entwicklungs­
fondsbeitrag Österreichs für Frauen sank von 
137 000 auf 87 000 S - wie könnte es anders 
sein -, und im UN-Sonderprogramm für 
benachteiligte Länder kürzten wir unseren 
Beitrag von 4,3 Millionen auf 2,5 Millionen 
und so weiter und so fort. Ich könnte Ihnen 
eine Lesestunde halten über den gesamten 
Entsolidarisierungsprozeß Österreichs mit 
der dritten Welt. 

Natürlich kostet uns durch den Dollarver­
fall die Entwicklungshilfe weniger, aber die 
österreichische Koalitionsregierung hat es 
verabsäumt, diese Chance zu nützen, um end­
lich den vom Parlament geforderten Erhöhun­
gen dieser miserablen Leistungen zuzustim­
men. Aber nein, im Gegenteil, die erste Hand­
lung der großen Koalition war ,es, die Ent­
wicklungshilfe zu kürzen - ohne Diskussion 
und ohne jedwede Sensibilität für die Frage, 
ohne Weitsicht, denn auch die 3 Prozent 
Ermessensausgabenkürzung wurde auf die 
Entwicklungshilfe angewendet. 

Meine Damen und Herren! Bisher hörten 
wir immer große Worte über die Entwick­
lungshilfe und haben wenig geleistet, jetzt 
hören wir nicht einmal mehr große Worte und 
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leisten noch weniger. Durch das Ignorieren 
unseres Anteils, unseres Eingebundenseins in 
eine Gesamtentwicklung auf der Welt, werden 
unsere eigenen Sanierungsmaßnahmen letzt­
lich nicht den gewünschten Erfolg haben. 
Denn ich glaube: Ob es sich um Ökologie, um 
Ökonomie, um Frieden oder um Menschen­
rechte handelt - ohne internationales Den­
ken, meine Damen und Herren, gibt es keine 
Lösungen. Die dritte Welt ist auch unser aller 
Welt. In nächster Zeit, sehr bald schon, in 
wenigen Jahren, wird die dritte Welt vier 
Fünftel der Menschheit ausmachen. Wir kön­
nen die Zukunft unmöglich gegen sie, sondern 
nur mit ihr gewinnen. (Beifall bei den Grü­
nen.) 9.29 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr .Abgeordneter Dr. Janko­
witsch. Ich erteile es ihm. 

9.29 

Abgeordneter Dr. Jankowitsch (SPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Die Behandlung des 
Kapitels Äußeres war und ist ein guter Anlaß, 
sich mit der Außenpolitik auseinanderzuset­
zen, nicht nur so, wie sie sich in Zahlen dar­
stellt - da wären wir sehr bald fertig, denn so 
gering ist ja immer noch ihr Anteil am Bun­
deshaushalt -, sondern auch so, wie sie sich 
in ihren grundsätzlichen Aspekten darstellt. 

Das erscheint gerade in einem Moment 
nicht unbedeutend, da es eine engagierte und 
ungewöhnlich lebhafte Debatte in der Öffent­
lichkeit über Grundsätze der österreichischen 
Außenpolitik gibt. Wir begrüßen das, meine 
Damen und Herren, als gute Demokraten und 
auch deswegen, weil wir doch so oft der 
öffentlichen Meinung dieses Landes eine 
gewisse Interesselosigkeit in Fragen der 
Außenpolitik vorwerfen. 

Im Mittelpunkt dieser heutigen Debatte 
über die Außenpolitik Österreichs steht vor 
allem eines, nämlich die Frage nach der Kon­
tinuität. Oder anders ausgedrückt: Welche 
sind die Elemente, die darauf Anspruch erhe­
ben können, bleibender Gehalt der öster­
reichischen Außenpolitik zu sein? 

Das, meine Damen und Herren, ist keine 
akademische Debatte, denn bei dieser Konti­
nuität geht es nicht um einen beliebigen Teil 
der Regierungspolitik, sondern um einen so 
sensiblen, auch mit starken Außenwirkungen 
verbundenen Bereich wie die Außenpolitik. 
Gerade das verlangt schon einen sorgsamen 
Umgang mit dem Begriff und dem Inhalt Kon­
tinuität, weil vor allem auch in den Augen der 
Welt ein so enger Zusammenhang besteht 

zwischen Kontinuität einerseits und dem 
Ansehen, ja vielleicht sogar der Sicherheit 
Österreichs andererseits. 

Noch ein anderes Prinzip wird diskutiert, 
ein bewährtes Prinzip, nämlich das Prinzip 
der gemeinsamen Verantwortung in der 
Außenpolitik. Das hat im übrigen, meine 
Damen und Herren, die Sozialistische Partei 
auch in den Jahren, in denen sie Alleinverant­
wortung auf diesem Gebiet getragen hat, 
demonstriert, indem sie in den großen Fragen 
der Außenpolitik mit allen in diesem Haus 
vertretenen Kräften, natürlich auch mit der 
damals in der Opposition befindlichen Öster­
reichischen Volkspartei, immer wieder den 
Konsens gesucht hat. 

Auch heute sollten wir daher - unabhängig 
davon, wem die Federführung in diesem 
Bereich anvertraut ist - immer wieder nach 
dem Prinzip gemeinsamer Verantwortung 
vorgehen und den Konsens mit allen politi­
schen Kräften, die in diesem Haus vertreten 
sind - natürlich gilt das vor allem für die bei­
den Parteien, die jetzt gemeinsam die Regie­
rung bilden -, suchen. 

Meine Damen und Herren! Da wir gerade 
als Sozialistische Partei den Konsens in 
außenpolitischen Fragen auch in den Jahren 
der Alleinverantwortung großgeschrieben 
haben, sollte es doch nicht schwerfallen, 
heute Einvernehmen über den Begriff der 
Kontinuität zu finden, über Kontinuität als 
eine Einheit, als eine Ganzheit. So wenig es 
uns Sozialisten schwerfällt, in den Begriff der 
Kontinuität auch das Werk eines Leopold Figl 
und eines Julius Raab einzubeziehen, können 
wir auch erwarten, meine Damen und Herren, 
daß mit einem gemeinsamen Bekenntnis zur 
Kontinuität der Außenpolitik auch die Aner­
kennung verbunden wird für bleibende 
Grundlagen der österreichischen Außenpoli­
tik, die auf die Ära des Bundeskanzlers 
Kreisky und seiner Außenminister , unter 
denen sich unter anderen auch ein Rudolf 
Kirchschläger befunden hat, zurückgehen. 

Dieses Einvernehmen über die Kontinuität 
sollten wir auch deswegen finden, weil allzu 
leicht der Versuch, Kontinuität zu relativie­
ren, Schatten werfen kann auf die Beziehun­
gen zwischen Österreich und jenen Teilen der 
Welt, die bei solchen Versuchen zu kurz kom­
men oder sich vernachlässigt fühlen könnten. 
Begriffe wie "Wende" passen daher am aller­
wenigsten in die Außenpolitik. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich stelle diese Betrachtungen an den Beginn 
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meiner Ausführungen nicht, um dem neuen 
Verantwortlichen der österreichischen 
Außenpolitik den Vertrauensvorschuß zu ver­
weigern, der in einer Demokratie am Beginn 
einer Regierungsperiode seine Tradition hat, 
auch nicht, um einen "proces d'intentions" zu 
veranstalten, sondern um Mißtrauen abzu­
bauen, Grundlagen zu signalisieren, auf 
denen sich die politischen Kräfte dieses Lan­
des auch in Zukunft verständigen können für 
eine gute, gemeinsam erarbeitete und dann 
auch gemeinsam zu tragende Außenpolitik. 

Meine Damen und Herren! Die öster­
reichische Außenpolitik war und ist vor allem 
eine Auseinandersetzung über die Stellung, 
die Suche nach dem Platz Österreichs in 
Europa, auf unserem eigenen Kontinent. Das 
festzuhalten ist wichtig, weil ja auch alle 
anderen Funktionen Österreichs letztlich 
davon abhängen, wie gut und sicher dieses 
Land in seinem eigenen Kontinent, und hier 
wieder im demokratischen Europa, im Kreis 
der demokratischen Industriestaaten, veran­
kert ist. 

Daher sucht Österreich heute - und 
suchen, glaube ich, alle politischen Kräfte 
gemeinsam - nach neuen Wegen in der euro­
päischen Integration, nach neuen Wegen zu 
den Europäischen Gemeinschaften. Der 
Zufall will es, meine Damen und Herren, daß 
gerade auf den Tag, an dem wir diese Debatte 
führen, der Jahrestag der Unterzeichnung der 
Römer Verträge vor 30 Jahren fällt. Ein 
großes Signal für die europäische Integra­
tionspolitik! 

Gerade aus diesem Anlaß auch ein Wort zu 
den Grundsätzen der europäischen Europapo­
litik: Meine Damen und Herren! Diese 
Europapolitik soll und muß inspiriert sein 
einerseits von den wirtschaftlichen Erforder­
nissen, den Notwendigkeiten unseres Volkes, 
andererseits aber auch von seinen gesell­
schaftspolitschen Optionen. Sie muß daher 
ihren Schwerpunkt im Bereich des demokra­
tischen Europa und der europäischen Integra­
tion haben. Ein neuer Platz Österreichs in 
Europa kann daher nur in der Nähe der Euro­
päischen Gemeinschaften angesiedelt sein, 
eines Tages vielleicht auch in ihrem Inneren. 

Meine Damen und Herren! Europapolitik 
muß aber auch von der geopolitischen Lage 
Österreichs ausgehen, ebenso wie von der 
heutigen Situation des Kontinents, dessen 
Teilung in zwei große Bündnissysteme, in 
zwei große ideologische Lager eine unumstöß­
liche Tatsache der Realpolitik darstellt. Daher 
muß die Europapolitik auch darauf bedacht 

sein, neue Spannungen, eine neue Teilung 
zwischen dem Westen und dem Osten des 
Kontinents zu verhindern und mit den Mit­
teln der Entspannungspolitik getrennte Teile 
dieses Kontinents näher aneinanderzuführen. 

Meine Damen und Herren! Diese Grundsi­
tuation bestimmt die heutigen Grenzen und 
Möglichkeiten auch der österreichischen 
Europapolitik, die immer ein gesamteuropä­
isches Element beinhalten muß und die sich 
daher nicht nur nach einem Teil des Konti­
nents ausrichten darf. Daher brauchen wir in 
der Europapolitik so viel Phantasie, so viel 
Flexibilität, aber auch so viel Pragmatismus. 
Gerade weil das so ist, meine Damen und Her­
ren, darf die Europapolitik kein Ort der Lizita­
tion oder der Illusion werden. Daher brau­
chen wir auch nicht so sehr originelle oder 
möglichst waghalsige Vorschläge, sondern 
praktikable Vorschläge für die Integrations­
politik. Daher kommt es gerade auch in die­
sem Bereich weniger darauf an, wieviel sich 
jemand traut, sondern wieviel man durchset­
zen kann, in Brüssel und in den anderen EG­
Hauptstädten. 

Daher wird gerade die Europapolitik der 
nächsten Zeit viel Zähigkeit, viel Geduld ver­
langen. Es werden sich keine schnellen 
Erfolge einstellen, aber vielleicht die Einsicht, 
meine Damen und Herren, daß jeder Schritt 
nach Europa Österreich zusehends Eigenlei­
stungen abverlangen wird, die Bereitschaft, 
zusammen mit neuen Rechten auch pflichten 
zu übernehmen. Das wird besonders für den 
Bereich des Binnenmarktes gelten. 

Meine Damen und Herren! Mir erscheint 
jedenfalls wichtig die Suche, die beharrliche 
Suche nach jenen Bereichen, in denen es 
neue Formen der Zusammenarbeit zwischen 
Österreich und den Gemeinschaften geben 
kann. Vom Europa der Bürger, in dessen Rah­
men es vielleicht möglich sein sollte, europäi­
sche Anachronismen wie Sichtvermerke, 
Grenzkontrollen zu liquidieren, bis zum 
Kampf gegen den Terrorismus, ja vielleicht 
bis hin zur Zusammenarbeit mit den Europäi­
schen Gemeinschaften auf dem Gebiet der 
Entwicklungshilfe, wobei gerade durch eine 
Kooperation mit diesen Staaten Österreich 
vielleicht ein bißehen nachziehen könnte, und 
zur Kooperation im monetären Bereich, ist 
alles denkbar. 

Bedeutsam ist auch eine Verstärkung der 
gegenseitigen Präsenz, mehr EG-Präsenz in 
Österreich, vor allem auch mehr öster­
reichische Präsenz in Brüssel und in den ein­
zelnen EG-Staaten. Ich denke hier zum Bei-
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spiel an den noch immer notwendigen Ausbau 
des Netzes österreichischer Vertretungsbe­
hörden gerade im EG-Raum, wo wir zum Teil 
noch sehr schwach vertreten sind. 

Meine Damen und Herren! Zur europal­
schen Funktion Österreichs gehört aber auch 
seine Nachbarschaftspolitik, eine Aufgabe, 
die die österreichische Außenpolitik in den 
vergangenen Jahren immer wieder modell­
haft gelöst hat, bei der sie oft anderen voraus­
gegangen ist. Es war ja gerade der öster­
reichische Außenminister , der schon in den 
späten fünfziger und sechziger Jahren das Eis 
zwischen Ost und West gebrochen hat durch 
das, was wir damals die Politik der "Normali­
sierung" genannt haben. 

Meine Damen und Herren! Heute stellen 
sich allerdings neue Probleme der Nachbar­
schaftspolitik, solche, die manche am liebsten 
mit dem Begriff "Mitteleuropa" umschreiben. 
Andere wieder wurzeln in der Notwendigkeit 
des gemeinsamen Schutzes der europäischen 
Umwelt. 

Ich erwähne nur ein Problem der Nachbar­
schaftspolitik, ein Problem, das dadurch ent­
standen ist, daß Österreich als erstes mittel­
europäisches Industrieland auf den Gebrauch 
der Kernenergie auch für friedliche Zwecke 
verzichtet hat, während ein Großteil unserer 
Nachbarstaaten - sieht man ab von der 
rühmlichen Ausnahme Liechtenstein - ja 
eine andere energiepolitische Option gewählt 
hat. 

Ich glaube, gerade diese Situation, ver­
stärkt durch den geplanten Bau der atomaren 
Wiederaufbereitungsanlage Wackersdorf, nur 
130 km entfernt von Salzburg und anderen 
städtischen Zentren - das ist ein großes Pro­
blem der Nachbarschaftspolitik -, hat im ver­
gangenen Sommer zu einer früher undenkba­
ren Spannung zwischen Österreich und der 
Bundesrepublik Deutschland geführt, zwi­
schen Österreich und Bayern, wenn Sie so 
wollen. 

Österreich hat in der Zeit seither vieles dar­
angesetzt, um dieser Spannungen Herr zu 
werden, vor allem aber auch, um durch die 
Schaffung neuer völkerrechtlicher Grundla­
gen elementaren Interessen bezüglich der 
Sicherheit unseres Volkes vor den Gefahren 
von Kernkraftanlagen in Nachbarstaaten 
Rechnung zu tragen. 

Daher wird neben den Bemühungen Öster­
reichs im Rahmen der IAEO besonders der 
jetzt in Verhandlung stehende Vertrag mit 

der Bundesrepublik Deutschland so große 
Bedeutung haben. Die Bedeutung dieses 
Kernenergievertrages mit der Bundesrepu­
blik Deutschland geht ja schon daraus hervor, 
meine Damen und Herren, daß dieser mit 
einem Nachbarland abgeschlossen wird, mit 
dem ein besonders dichtes Netz an wirtschaft­
lichen, kulturellen, politischen Beziehungen 
besteht, Beziehungen, die von nachteiligen 
Einwirkungen abgeschirmt werden müssen. 
Aber andererseits wird die Bedeutung gerade 
dieses Vertrages auch vergrößert durch den 
Umstand, daß der Vertrag mit der Bundesre­
publik Deutschland der erste sein wird, den 
Österreich nach Tschernobyl abschließt. 

Neue Erkenntnisse, neue Erfahrungen, 
etwa die völlige Relativierung des Begriffes 
"grenznahe Kernkraftwerke", das muß ein­
fließen in diesen Vertrag. Er wird sich ferner 
auch auf eine Situation beziehen, die ja nicht 
nur durch die Existenz von Kernkraftwerken 
konventioneller Art bestimmt ist, sondern 
auch durch das neue Phänomen Wackersdorf. 
Gerade deshalb, meine Damen und Herren, 
und nicht zuletzt auch deswegen, weil von 
ihm auch Beispielsfolgerungen ausgehen wer­
den auf ähnliche Verträge mit anderen Nach­
barstaaten, sollte auf den Abschluß dieses 
Vertrages solche Sorgfalt angewendet wer­
den. 

Da sich das europäische Nachbarschafts­
recht, das sich auf nukleare Sicherheit 
bezieht, ja das Völkerrecht überhaupt in die­
sem Bereich in stürmischer Entwicklung 
befindet, die Judikatur ununterbrochen neue 
Erkenntnisse bringt, auch in der Bundesrepu­
blik Deutschland, sollte sich Österreich, so 
glaube ich - wenn ich diese Anmerkung 
machen darf, Herr Präsident -, bei allem 
Interesse am raschen Abschluß dieses Vertra­
ges, gegen eine allzu rigide Festschreibung 
einzelner Rechte und Pflichten absichern, 
zum Beispiel prüfen, wieweit in einem sol­
chen Vertrag eine Evolutionsklausel oder eine 
Revisionsklausel eingebaut werden könnte, 
die bei entsprechender Entwicklung des euro­
päischen Nachbarschaftsrechtes Österreich in 
Zukunft Anpassungen an diese Entwicklun­
gen erlaubt. 

Ein weiteres erwägenswertes Mittel zur 
Sicherung künftiger Rechte Österreichs wäre 
die Möglichkeit, gerade in diesen Vertrag eine 
Art Meistbegünstigungsklausel einzubauen 
zu versuchen, die es Österreich ermöglichen 
würde, in den Besitz ebensolcher Rechte zu 
gelangen, die die Bundesrepublik Deutsch­
land anderen Vertragsstaaten einräumt. 
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Meine Damen und Herren! Wer von den 
Problemen der Nachbarschaft, der Nachbar­
schaftspolitik spricht, der kann auch an einer 
anderen großen Frage, nämlich der der öster­
reichischen Minderheit in Südtirol, in Italien 
nicht vorbeigehen. 

Dabei ist Südtirol natürlich ohne Zweifel 
nicht nur die wichtigste Frage, die sich im 
nachbarschaftlichen Verhältnis Österreich -
Italien stellt, sie betrifft ja auch wichtige Fra­
gen der heutigen europäischen Ordnung, Fra­
gen des Selbstbestimmungsrechtes der Natio­
nen, und ist darüber hinaus eine zutiefst euro­
päische Frage, nämlich die Frage: Wie kann 
das heutige Europa Lebensrechte einer 
sprachlichen und kulturellen Minderheit 
erhalten, wie kann es im heutigen Europa 
möglich sein, über die Staatsgrenzen hinweg 
kulturelle Verbindungen aufrechtzuerhalten? 
Diese Aufgabe ist Österreich und Italien 
gemeinsam gestellt, und gemeinsam sind wir 
ja für die Fortentwicklung Südtirols als eine 
Art europäischen Modells der Volksgruppen­
politik verantwortlich. 

Daher verfolgen wir mit solchem Ernst und 
solcher Anteilnahme Bemühungen um die 
Verwirklichung des Pakets, Bemühungen, die 
gerade in der letzten Zeit aus Gründen, die 
wahrscheinlich in der italienischen Innenpoli­
tik liegen und mit dem jetzt herannahenden 
Wahltermin in Verbindung stehen, Rück­
schläge erlitten haben. 

Gerade diese Rückschläge werden es not­
wendig machen, meine Damen und Herren, 
daß Österreich seine Schutzmachtfunktion in . 
nächster Zeit mit noch größerer Entschieden­
heit, noch systematischer wahrnimmt, keine 
Gelegenheit vorübergehen läßt, um auch 
unter Nutzung des heutigen hervorragenden 
Klimas der österreichisch-italienischen Bezie­
hungen elementare Anliegen des Südtiroler 
Volkes in Erinnerung zu rufen. 

Dazu gehört ohne Zweifel die Erlassung 
längst fälliger Bestimmungen über den 
gleichberechtigten Gebrauch der deutschen 
Sprache vor Behörden und Gerichten, und es 
sollte jede künftige italienische Regierung 
aufgerufen werden, gerade eine solche Maß­
nahme rasch und als eine Art "vertrauensbil­
dende Maßnahme" zugunsten der Südtiroler 
zu erlassen. Wiederherzustellen wäre jeden­
falls auch die bewährte Methode, Schritte zur 
Verwirklichung der Autonomie nur im Kon­
sens mit den autorisierten Vertretern der 
Südtiroler zu verabschieden. 

Meine Damen und Herren! Zur europäi-

sehen Funktion Österreichs gehört auch seine 
Rolle, eine unverzichtbare, aktive Rolle, im 
Entspannungsprozeß auf diesem Kontinent. 
Die nächsten Aufgaben Österreichs auf die­
sem Gebiet sind ja klar vorgezeichnet durch 
das große Folgetreffen der Konferenz für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, 
das, glaube ich, gerade in diesen Tagen eine 
Phase hoher Sensibilität erreicht. 

Der österreichische Beitrag zum Erfolg die­
ses Treffens zeichnet sich ja heute schon ab 
in vielen Bereichen, in allen drei Körben der 
KSZE. Er soll überall echte Fortschritte in der 
Qualität der Zusammenarbeit zwischen den 
KSZE-Staaten ermöglichen. 

Gerade durch den österreichischen Beitrag 
soll der KSZE-Prozeß aber auch ein hohes 
Maß an Bürgernähe erreichen, er soll errei­
chen, daß die Beschlüsse des Wiener Treffens 
auch solche Fragen betreffen, die die Men­
schen hautnah angehen. Das geht von den 
alten Problemen der gesamteuropäischen 
Nachbarschaft - Erleichterung menschlicher 
Begegnungen, religiöse Freiheit, bessere 
Information und Kommunikation - bis hin 
zu den neuen Problemen der europäischen 
Umwelt. 

Nur wenn sich die KSZE auch solchen Pro­
blemen zuwendet, vom Waldsterben bis hin 
zu den Problemen der nuklearen Sicherheit in 
Europa, über die ich vorhin gesprochen habe, 
Probleme, die durch Tschernobyl so aktuell 
geworden sind, dann wird auch der KSZE­
Prozeß Zukunft haben, relevant sein für das 
Leben der europäischen Völker. 

Eine große Aufgabe stellt sich der KSZE 
vor allem im Bereich der Sicherheit, meine 
Damen und Herren, besonders dann, wenn es 
gelingen sollte, Verhandlungen über konven­
tionelle Abrüstung in Gang zu bringen. 

Nur ein Wort dazu: Die Eignung gerade des 
KSZE-Rahmens für solche Verhandlungen 
wird ja schon dann sinnfällig, wenn man 
bedenkt, wie sehr gerade die KSZE in ande­
ren Bereichen bisher die Qualität der Sicher­
heit in Europa erhöht hat, vor allem durch die 
Entwicklung des Begriffes der "vertrauensbil­
denden Maßnahmen". 

Herr Präsident! Wir übersehen nicht die 
Tatsache, daß solche Verhandlungen über 
konventionelle Abrüstung in Europa in ihrer 
Substanz natürlich eine Frage zwischen den 
Militärbündnissen bleibt. Aber vieles spricht 
dafür, ein möglichst weit gespanntes Netz an 
Verbindungen zwischen der KSZE und ihrem 
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konstruktiven Potential, das ja das Potential 
der Neutralen und Blockfreien ist, herzustel­
len. Der Phantasie sollten hier keine Grenzen 
gesetzt werden. 

Und noch etwas: In diesem Zusammenhang 
sollten wir alles daransetzen, Herr Präsident, 
für künftige Verhandlungen über eine kon­
ventionelle Abrüstung den Standort Wien zu 
erhalten. Wien als großes Zentrum der kon­
ventionellen Abrüstung in Europa, ein Stand­
ort, der durch die bisherigen MBFR-Verhand­
lungen ja nicht nur Tradition, sondern auch 
eine gut eingespielte Infrastruktur besitzt. 

Nicht ohne Bedeutung in diesem Zusam­
menhang wird es jedenfalls sein, ob es auch 
den neutralen und blockfreien Staaten 
gelingt, sich hier auf eine gemeinsame Linie 
zu einigen. 

Meine Damen und Herren! Über den Rah­
men der KSZE hinaus muß Österreich in der 
kommenden Zeit seine Rolle in der weltwei­
ten Entspannungspolitik spielen, sich immer 
wieder bewähren als eine Stimme des Frie­
dens und der Vernunft. 

So wie Österreich nicht darauf verzichten 
kann, auf eine Reduktion der konventionellen 
Rüstung in Europa hinzuwirken, unter Beach­
tung des Umstandes natürlich, daß die Forde­
rung nach militärischem Gleichgewicht nur 
dann sinnvoll ist, wenn sie einhergeht mit 
dem Bemühen um niedrigeres, nicht höheres 
Niveau der Rüstung, so wie Österreich also 
auf diese Forderung nicht verzichten kann, so 
kann es auch nicht darauf verzichten, sich 
immer wieder an der Spitze derjenigen zu 
engagieren, die ein Einhalten des nuklearen 
Wettrüstens fordern. 

Daher bleibt gerade heute, wo auch das 
sowjetische Moratorium abgelaufen ist, die 
Forderung nach einem Atomteststopp sinn­
voll, ebenso wie die Forderung, den Weltraum 
ausschließlich für friedliche Zwecke zu nüt­
zen. Daher muß gerade ein neutraler Staat 
wie Österreich immer wieder überlegen, wel­
che guten Dienste er der Staatengemein­
schaft im Bereich auch der Rüstungskon­
trolle, auch der Abrüstung leisten kann, gute 
Dienste, die nach der Lage der Dinge wohl vor 
allem im Bereich der Verifikation, der Über­
prüfung von Rüstungskontrollmaßnahmen zu 
suchen sein werden. 

Meine Damen und Herren! So sehr gerade 
eine Vielzahl von Problemen auf Österreich, 
seine Menschen, seine Wirtschaft, aus Europa 

zukommen, die eine Bildung von Schwer­
punkten im europäischen Raum verlangen, so 
wenig darf darüber eine andere Dimension, so 
wenig dürfen andere Dimensionen der öster­
reichischen Außenpolitik in Vergessenheit 
geraten, Dimensionen, die nicht nur ein Ele­
ment der österreichischen Sicherheit sind, 
sondern auch ein Element der Prosperität, 
bedingt durch die neuen wirtschaftlichen 
Beziehungen, die sich hier entwickeIt haben. 
Ich meine die Dritte-WeIt-Politik Österreichs. 

Österreich darf sich nicht abmelden von 
den Problemen anderer Kontinente. Auch 
gegenüber Krisen und Konflikten der dritten 
WeIt müssen die Grundsätze österreichischer 
Politik, vor allem die unbeirrbare, die zähe 
Verteidigung von Menschenrechten und 
Grundfreiheiten, die Prinzipien des Selbstbe­
stimmungsrechtes, aber auch Grundsätze der 
sozialen Gerechtigkeit immer wieder sichtbar 
gemacht werden. Meine Damen und Herren! 
Wir können, wir dürfen nicht schweigen 
gegenüber menschlichem Elend, politischem 
Unrecht, ob es sich nun manifestiert in den 
palästinensischen Flüchtlingslagern von Bei­
rut, den Ghettos von Soweto, in den Vororten 
von Kabul, auf den Schlachtfeldern des Golf­
Krieges, in den Bergen Kurdistans oder in 
den Weiten der westlichen Sahara. (Beifall bei 
der SPÖ und Beifall des Abg. Smolle.) 

Meine Damen und Herren! Dies ist nicht 
Großmannssucht oder Dabeiseinwollen um 
jeden Preis. Wenn Österreich sein konflikt­
milderndes, sein konfliktlenkendes Potential 
einsetzt, so sparsam sowieso, wie es die kar­
gen Mittel der Außenpolitik erlauben, wenn 
Österreich dieses Potential einsetzt, dieses 
Potential auch der österreichischen Neutrali­
tät, sie weltweit sichtbar macht, so ist es auch 
ein Gebot der politischen Vernunft, ja wohl 
unseres eigenen Interesses, denn wenn wir 
Vertrauen wollen und Anerkennung für 
unsere Rolle in derWelt, für unseren interna­
tionalen Status, so genügt es nicht, dieses Ver­
trauen, diese Anerkennung zu gewinnen bei 
einem kleinen Kreis europäischer Mächte, 
sondern es muß auch vorhanden sein in der 
heute sehr groß gewordenen Staatengemein­
schaft, deren Anerkennung insgesamt erst die 
wirkliche Stärke einer Einrichtung wie der 
ständigen Neutralität ausmacht. 

Meine Damen und Herren! Das ist der Sinn 
einer österreichischen Nahostpolitik. Das ist 
auch der Sinn der Übernahme bedeutender 
Vermittlungsfunktionen, wie etwa die der 
Präsidentschaft der Internationalen Kambod­
scha-Konferenz. 

11. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 13 von 191

www.parlament.gv.at



1198 Nationalrat XVII. GP - 11. Sitzung - 25. März 1987 

Dr. Jankowitsch 

Ein letztes und nicht unbedeutendes Motiv 
österreichischer Dritter-Welt-Politik sollte 
auch die Freundschaft, das Vertrauen sein, 
das Österreich aus vielen Teilen dieser 
großen dritten Welt entgegenschlägt. Freund-, 
schaft und Vertrauen, in Klammer, in Parent­
hese sei es hier gesagt, das auch in letzter Zeit 
nicht so leicht zu erschüttern war wie in man­
chen anderen Teilen der Welt. Ich denke hier, 
meine Damen und Herren, jetzt wohl auch 
Sie, vor allem an die arabische Welt. 

Meine Damen und Herren! Eines der wohl 
bedeutendsten Elemente und Ausdrucksmit­
tel der österreichischen Politik gegenüber der 
dritten Welt ist die Entwicklungshilfe, die 
Entwicklungshilfe einerseits, die Entwick­
lungspolitik, darunter verstehe ich das Ver­
halten Österreichs im Nord-Süd-Verhältnis 
andererseits. 

Zur österreichischen Entwicklungshilfe, 
über die mein Kollege Ing. Nedwed später 
noch sprechen wird, nur soviel: Wir werden 
uns mit ihrer heutigen Qualität, aber auch 
ihrer Quantität nicht zufrieden geben dürfen 
(Beifall bei der SPÖ und Beifall des Abg. 
Sm olle), außer Österreich will wirklich zu 
einem hoffnungslos kritisierten und verlach­
ten Schlußlicht unter den westlichen Indu­
striestaaten werden. 

Hier liegt ein Element der Glaubwürdigkeit 
der österreichischen Politik vor, nicht nur 
gegenüber den Entwicklungsländern, die 
diese Hilfe brauchen, Glaubwürdigkeit vor 
allem gegenüber den anderen westlichen 
Industriestaaten, die nicht zögern werden, 
Österreich zu kritisieren, wenn es seine Rolle 
in diesem weltweiten "burden-sharing" nicht 
wahrnimmt. 

Meine Damen und Herren! Zuletzt noch ein 
Wort zu den Instrumenten der öster­
reichischen Außenpolitik, den alten wie den 
neuen. Herr Präsident! Lassen Sie mich an 
dieser Stelle den in einer solchen Betrachtung 
längst fälligen Dank an die Frauen und Män­
ner nachtragen, die in unseren diplomati­
schen und konsularischen Vertretungsbehör­
den unter Bedingungen, die längst den tradi­
tionellen Vorstellungen von Diplomatie Hohn 
sprechen, Österreich in allen Teilen der Welt 
vertreten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Gerade im vergangenen Jahr, in dem es 
draußen in der Welt so viel Diskussion und 
Kritik an Österreich gegeben hat, haben sie 
es nicht leicht gehabt und trotzdem muster­
gültig ihre Aufgabe mit Hingabe, mit Ideen­
reichtum erfüllt. 

Gerade die heutigen Arbeitsbedingungen 
im auswärtigen Dienst verlangen daher 
immer wieder neue Überlegungen, wie unter 
Heranziehung auch der Einrichtungen moder­
ner Technik bessere Arbeitsbedingungen 
erzielt werden könnten, bessere Resultate, 
aber - und auch diese Betrachtung muß man 
anstellen - wie so manche Lücke im heuti­
gen Netz der Vertretungsbehörden geschlos­
sen werden könnte, die auch eine Belastung 
in personeller Hinsicht darstellt. 

Gerade diese Beschränkungen, denen der 
Ausbau des auswärtigen Dienstes unterliegt, 
rufen aber immer wieder die Notwendigkeit 
vor Augen, auch neue Instrumente der Diplo­
matie, der internationalen Organisationen, 
der internationalen Konferenzen maximal zu 
nützen zur Vertretung österreichischer Inter­
essen. Daher kann uns die heutige Krise der 
Vereinten Nationen nicht gleichgültig sein, 
auch nicht die Krise einer in Wien angesiedel­
ten neuen Spezialorganisation der Vereinten 
Nationen, der Organisation für industrielle 
Entwicklung, der UNIDO, deren finanzielle 
Bedrängnis auch elementare österreichische 
Interessen berührt. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Es'wird im März 1988 - also in einem Jahr -
50 Jahre her sein, daß Österreich durch den 
ersten großen Gewaltstreich Hitler-Deutsch­
lands seine Unabhängigkeit, seine staatliche 
Existenz, lange Zeit auch die Anerkennung 
der Staatengemeinschaft verloren hat. Dieses 
Ereignis, über das noch viel gesprochen wer­
den wird, ruft neben vielem anderem auch die 
Rolle der Außenpolitik, die elementare Rolle 
der Außenpolitik für die Erhaltung der Sicher­
heit und der Existenz gerade dieses Landes in 
Erinnerung. 

Daher dürfen wir es uns nicht leichtma­
chen, meine Damen und Herren, in der 
Gestaltung, in der Führung der Außenpolitik 
in einer nach wie vor unruhigen Welt, nicht so 
leicht jedenfalls, wie das unlängst der Kolum­
nist eines viel verbreiteten Kleinformats 
getan hat, als er meinte, daß man die Außen­
politik Österreichs heute vielleicht sogar dem 
Ober im Cafe Griensteidl anvertrauen könnte 
oder vielleicht sogar dem Piccolo in diesem 
Etablissement. 

Meine Damen und Herren! Nichts wäre ver­
hängnisvoller für Österreich, für seine 
Zukunft in Europa, in der Welt, als ein so 
leichtfertiger Umgang, eine Vernachlässigung 
der Außenpolitik, ihre Relegierung auf die 
hinteren Ränge. Nichts deutet darauf hin, 
meine Damen und Herren, daß eine solche 
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Meinung allgemein geteilt wird, daß sie ver­
breitet ist. 

Aber gerade in der Außenpolitik ist nichts 
weniger erlaubt als Leichtfertigkeit, als leicht­
fertiger Umgang mit der Sicherheit und der 
Wohlfahrt unseres Volkes, die heute oft noch 
unsichtbar, aber auch schon oft sehr sichtbar, 
gerade mit ein~r guten Außenpolitik verbun­
den ist. (Beifall bei der SPÖ.) 10.00 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Dipl.-Vw. Dr. Steiner. Ich 
erteile ihm das Wort. 

10.00 

Abgeordneter Dr. Steiner (ÖVP): Herr Prä­
sident! Herr Vizekanzler! Eingangs möchte 
ich folgendes erwähnen: Im Zusammenhang 
mit der Integrationsfrage hat die Frau Abge­
ordnete Blau-Meissner auch über einen 
angeblichen Ausverkauf der österreichischen 
Industrie gesprochen und dabei den Verdacht 
durchblicken lassen, der Abgeordnete Dr. 
Taus würde aus Firmeninteressen für eine 
Privatisierung von verstaatlichten Unterneh­
mungen eintreten. 

Ich muß diese Gemeinheit ausdrücklich 
zurückweisen, denn diese Behauptung ist 
eine ungeheuerliche Unterstellung. Ich 
möchte der Frau Blau-Meissner nur sagen, 
würden alle Firmen so geführt werden, wie 
die Firma, der der Dr. Taus vorsteht, dann 
hätten wir das Problem der Verstaatlichten in 
dieser Form jedenfalls nicht. (Beifall bei der 
ÖVP. - Abg. Dr. Hai der: Aber der Taus 
war ja verantwortlich für das ÖIAG-Gesetz, 
das uns in die Pleite geführt hat! - Abg. Dr. 
Sc h w im m er: Der Haider hat noch nichts 
getan, außer etwas für Populismus!) 

Der Kollege J ankowitsch hat von der Konti­
nuität und der Notwendigkeit der Kontinuität 
der Außenpolitik gesprochen. Ich teile durch­
aus die Meinung, daß die Außenpolitik eine 
breite Basis der Gemeinsamkeit der Parteien 
haben soll. Es ist ja so, daß in der Vergangen­
heit tatsächlich viel Gemeinsames in der 
Außenpolitik erwirkt und getan wurde. 

Kontinuität ja, aber, Kollege Jankowitsch, 
natürlich heißt das nicht, daß man einfach 
Fehler mitübernimmt. Ich muß das eine 
sagen - und wir haben das in den letzten 
Jahren immer sehr deutlich von dieser Stelle 
aus gemacht -, selbstverständlich war viel 
von der Außenpolitik des Altbundeskanzlers 
Kreisky sehr wohl zu kritisieren. Wir können 
die Fehler, die da begangen wurden, nicht 
übernehmen, wir werden aber für die guten 

Taten, die der Altbundeskanzler gesetzt hat, 
immer ein offenes Wort finden und sie kor­
rekt beurteilen. - Ich glaube, das muß man 
hier sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Bei allen Gemeinsamkeiten der Außenpoli­
tik muß es selbstverständlich auch immer 
Diskussionen über außenpolitische Probleme 
geben. Das ist gar keine Frage, das schadet 
auch gar nichts. 

Nun zum vorliegenden Budgetvorschlag. Es 
ist ein Budget der Konsolidierung des Staats­
haushaltes. Eine Erbschaft ist zu verkraften. 
Dazu hat sich die ÖVP in der Regierungser­
klärung bereit erklärt. Wir stimmen daher 
diesem Budget im ganzen und auch dem 
Kapitel Äußeres zu. 

Im vergangenen Jahrzehnt sind die Kapitel 
Äußeres und Landesverteidigung bei der Bud­
getierung jeweils besonders stiefmütterlich 
behandelt worden. Daher trifft es jetzt, da 
überall Abstriche hinzunehmen sind, das Res­
sort Äußeres ganz besonders hart. 

Wir haben in den vergangenen Jahren 
immer wieder an dieser Stelle darauf auf­
merksam gemacht, daß die Mittel für die 
Außenpolitik zu knapp sind, und daß dadurch 
immer wieder Schwierigkeiten entstanden 
sind. 

Die leeren Kassen zwingen nun zu weiteren 
Einschränkungen, gerade zu einem Zeit­
punkt, zu dem zur Darlegung der öster­
reichischen politischen Position in der Welt 
besonders eine erhöhte Aktivität der Außen­
politik unerläßlich ist. Die Verkraftung dieses 
Budgets wird daher für den Ressortchef und 
vor allem für die Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter des Ministeriums im In- und Ausland 
ganz besonderer Anstrengungen bedürfen. 
Kollege Jankowitsch hat ja auch bereits auf 
dieses Problem hingewiesen. Gerade bei klei­
nen Vertretungsbehörden im Ausland sind 
nämlich die Personaleinsparungen und die 
Überstundenkürzungen äußerst schwierig, 
wenn überhaupt, durchführbar. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit im Rah­
men der ÖVP allen Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeitern des Bundesministeriums für Aus­
wärtige Angelegenheiten für ihre Einsatzbe­
reitschaft und Arbeitsleistung im Dienste der 
Republik, die oft auch unter sehr schwierigen 
Verhältnissen und auch unter Gefahren gelei­
tet werden, sehr herzlich danken. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 

Da ich selbst diesen Beruf recht gut kenne, 
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ist es nicht nur eine Artigkeit, sondern eine 
Verpflichtung, wenn ich in diesen Dank auch 
die Ehefrauen miteinbeziehe, die in diesem 
Beruf freiwillig wertvolle und selten bedankte 
Mitarbeit leisten. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Ganz besonders bedauerlich ist es für mich, 
daß die so überaus schwierige Budgetlage 
keine Erhöhung der direkten Entwicklungs­
hilfe ermöglicht hat. Es gibt zwar eine leichte 
Erhöhung der Beiträge zu Co-Projekten der 
Weltbank zugunsten von Entwicklungslän­
dern, diese ändert aber überhaupt nichts 
dar an, daß die Österreichische Entwicklungs­
hilfe im Vergleich zu anderen Ländern unse­
rer Größenordnung wirklich beschämend 
gering ist. 

Es ist heute zeitlich nicht möglich, wieder 
einmal darzulegen, warum aus moralischen, 
humanitären, politischen und wirtschaftli­
chen Gründen endlich mehr für die Entwick­
lungshilfe getan werden muß, und warum wir 
unsere bisherigen Leistungen mit mehr Ehr­
lichkeit uns selbst gegenüber bewerten müs­
sen. 

Im Zusammenhang mit einer Gesamtbe­
wertung unserer Außenpolitik ist es aber 
unerläßlich, darauf hinzuweisen, daß der bis­
herige geringe Beitrag zur Entwicklungshilfe 
unserem internationalen Ansehen sehr 
geschadet hat. Hier möchte ich sagen: In den 
letzten Wochen wurde immer wieder von der 
Kontinuität geredet, von der Kontinuität 
unserer Außenpolitik. Auf diesem Gebiet soll 
die Kontinuität tatsächlich nicht stattfinden. 

Es war schon recht eigenartig, wie sich 
Österreich in den letzten Jahren da verhalten 
hat. Über Jahre hinweg war Österreich einer 
jener Staaten, die lauthals und unermüdlich 
forderten und in internationalen Gremien 
dafür stimmten, daß die Entwicklungshilfe 
eines Industrielandes 0,7 Prozent des Brutto­
nationalproduktes betragen müsse. Dann blei­
ben wir Jahre weit unter der Hälfte dieses 
Prozentsatzes. 

Es wird aber auch die Qualität unserer Ent­
wicklungshilfe bemängelt, daß zum Beispiel 
Exportkredite an Entwicklungsländer mit 
einer im OECD-Maßstab viel zu geringen 
direkten Geschenksquote ausgestattet sind. 

Es ist schon klar, daß in diesem Budget 
1987 keine Kurskorrektur mehr möglich war. 
Die Aussichten für das Budget 1988 sind eben­
falls nicht rosig. Daher wäre es sicherlich 
zweckmäßig, daß sich die Bundesregierung 
ein Mehrjahresprogramm erarbeitet, mit dem 

die Leistungen Österreichs an den OECD­
Standard der Entwicklungshilfe herangeführt 
wird. 

Dabei wäre sicherlich die Art der öster­
reichischen Entwicklungshilfe zu überden­
ken, damit der beste Nutzen aus zusätzlichen 
Mitteln gezogen werden kann. Vor allem soll 
unsere Hilfe Hilfe zur Entwicklung der 
Selbsthilfe befähigung sein. Alle Hilfe soll 
direkt den Notleidenden, denen, die sie brau­
chen, zukommen, es besteht kein Grund, etwa 
Diktaturregime zu unterstützen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich 
meine Ansicht ganz klar darlegen, daß das 
Sandinisten-Regime in Nicaragua für mich 
ein Diktaturregime ist, das sich nicht zur 
Demokratie hin entwickelt, sondern nur zu 
mehr, zu perfekterer Diktatur. 

Unterstützungen verdienen sicherlich Pro-, 
jekte wie die Schule in Guatemala. Es wäre 
überhaupt überlegenswert - dies ein anderer 
Vorschlag -, ob Österreich nicht schrittweise 
ein Auslandschulsystem erarbeiten könnte, 
das in der Art der Gewerbeschulen in Ent­
wicklungsländern Wissen und praktische Fer­
tigkeiten vermitteln könnte. 

Über all das wird sicherlich noch aus Anlaß 
der Vorlage des Außenpolitischen Berichtes 
und des Enwicklungshilfeberichtes ausführ­
lich zu diskutieren sein. 

Abschließend möchte ich zu diesem Bereich 
im Namen der ÖVP allen jenen danken, die 
im staatlichen, im privaten, im kirchlichen 
Bereich mit soviel Einsatz und Opfermut für 
eine gute Sache tätig sind. Dieser Dank gilt 
selbstverständlich auch den Institutionen, die 
sich bemühen, den Hungernden in der Welt 
ihr furchtbares Schicksal zu mildern. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Meine Fraktion stimmt diesem Budget 
auch deshalb zu, weil es ein wichtiger Schritt 
zur Sanierung der Staatsfinanzen ist, zu der 
nun einmal Opfer in Kauf genommen werden 
müssen, ganz gleich, ob man die Lage selbst 
verschuldet oder geerbt hat. 

Die Außenpolitik eines Landes kann sicher­
lich nur erfolgreich sein, wenn es im Inneren 
soziale und wirtschaftliche Stabilität gibt. Die 
innere Stabilität, eine glaubwürdige, umfas­
sende Landesverteidigung und eine wohl 
überlegte Außenpolitik sind die Säulen der 
Sicherheitspolitik. Sie sind gegeneinander 
nicht austauschbar. 
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Hier begegnet man immer wieder dem Irr­
tum, dem ja auch die Frau Abgeordnete 
Meissner-Blau erliegt, wenn sie meint, man 
könnte einfach eine dieser Säulen der Sicher­
heitspolitik vergessen, nämlich die Landes­
verteidigung, und mit der Außenpolitik allein 
die Sicherheit garantieren. Alle diese Berei­
che können für eine wirksame Sicherheitspo­
litik nicht von einander getrennt werden. 

Ebenso sind in der Außenpolitik die ver­
schiedenen Bereiche untereinander nicht aus­
tauschbar, etwa der bilaterale Bereich mit 
dem multilateralen, der politische etwa mit 
dem kulturellen oder dem wirtschaftlichen 
und umgekehrt. Da aber dem auswärtigen 
Dienst eines Landes unserer Größe nur sehr 
begrenzte personelle und materielle Möglich­
keiten gegeben sind, müssen eben Schwer­
punkte gesetzt werden. 

In der Regierungserklärung werden die 
Europapolitik und die Nachbarschaftspolitik 
als zwei solcher Schwerpunkte genannt. Nicht 
nur heute am Jahrestag der Unterzeichnung 
der Römer-Verträge, sondern allgemein ist 
Europapolitik für viele unserer Landsleute 
einfach die Frage: EG-Beitritt - ja oder nein. 
Tatsächlich ist dies nur ein, wenn auch sehr, 
sehr wesentlicher Teilbereich eines Gesamt­
problems. Denn das freie Europa ist natürlich 
mehr als die EG, und das freie Europa ist 
auch nur ein Teil des gesamten Europas. 

Ich glaube, es herrscht allgemeine Überein­
stimmung darüber, daß wir unser Verhältnis 
zur EG neu ordnen müssen. Dabei geht es um 
Inhalte und Formen. Nur Schlagworte zu 
trommeln, das genügt da natürlich nicht. 

Vorerst scheint es mir wichtig, daß wir uns 
in Österreich selbst einmal klar werden, auf 
welchen Gebieten welche Probleme gelöst 
werden müssen - auf den Sektoren Handel, 
Industrie, Landwirtschaft, Forschung. Auf 
alle Fälle muß man wissen, was man in der 
Substanz braucht und will, ganz gleich, ob 
man nun an einen Beitritt zur EG denkt oder 
ob man in anderer Form die Teilnahme am 
Binnenmarkt anstrebt. 

Ich persönlich bin überzeugt, die Haltung 
der Regierung ist richtig, keinen Vollbeitritt, 
sondern einen neuen Gesamtvertrag mit der 
EG, wenn man ihn so nennen will, einen 
Europavertrag anzustreben. Diese meine Mei­
nung ergibt sich aus der Einschätzung der 
politischen Situation Europas, aus unserer 
besonderen politischen und geopolitischen 
Situation heraus, aus unserer historischen 
Situation und vor allem auch aus der Ein-

schätzung unserer Pflichten als immerwäh­
rend neutraler Staat, die wir getreulich ein­
halten sollen. 

Bei aller Wertschätzung von Professoren­
gutachten bleibt letztlich ein so weittragender 
Entschluß wie Beitritt oder Nichtbeitritt zu 
einer übernationalen Institution eine politi­
sche Entscheidung. Da helfen uns ausgezeich­
nete Gutachten sicherlich bei der Entschei­
dungsfindung, aber entscheiden müssen wir 
von der Politik her, entscheiden müssen wir 
selbst. 

Nun hat Frau Abgeordnete Meissner-Blau 
erwähnt, man muß auch auf die Sowjetunion 
Rücksicht nehmen und hat erzählt, daß man 
Mitte der sechziger Jahre bei den Sowjets mit 
dem Wunsch nach EG-Beitritt abgeblitzt sei. 
Mir ist nicht bekannt, daß man die Sowjets in 
diesen Jahren um Erlaubnis gefragt hat, ob 
man der EG beitreten darf oder nicht. 

Ich glaube, es geht ja auch gar nicht darum, 
daß man sagt, "gemma die Russen fragen", 
sondern die Frage ist: Was sind die wirklich 
nationalen Interessen Österreichs? Was ist 
unsere Verantwortlichkeit als neutraler 
Staat? Und das haben wir letztlich selbst zu 
entscheiden. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) Ich 
glaube, seit 1945 haben wir oft und überall 
bewiesen, daß wir wissen, wie man mit dieser 
Neutralität umgeht. 

Die korrekt eingehaltene immerwährende 
Neutralität Österreichs hat sich als wichtiges 
Element der Stabilität in einer sehr sensiblen 
Region Europas zum Vorteil des gesamten 
Kontinents bewährt. Diese unsere Neutralität 
ist nicht etwa nur eine egoistische Marotte 
Österreichs. Nein. Wir leisten damit einen 
unersetzlichen Beitrag zum friedenerhalten­
den Gleichgewicht für das Europa unserer 
Tage. Und das wird noch lange so bleiben, bis 
es einmal andere Instrumente der Friedenssi­
cherung geben wird. 

Diese wichtige Funktion der öster­
reichischen Neutralität - und ich betone: 
zum Wohle der europäischen Völkergemein­
schaft - war in den europäischen Staats­
kanzleien in West und Ost, in den sechziger 
und beginnenden siebziger Jahren noch sehr 
wohl bekannt. 

Leider ist dieses Wissen offenkundig seit­
her in Verstoß geraten. Es nicht wieder ins 
Bewußtsein zurückgerückt zu haben, ist kein 
Ruhmesblatt für unsere Außenpolitik der letz­
ten Jahre. Da ist in Zukunft sicherlich sehr 
viel Arbeit notwendig. 

84 
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Überall dort, wo es um die Klarstellung der 
österreichischen Position geht, spielt der Ruf, 
spielt das Ansehen Österreichs in der Welt 
eine entscheidende Rolle. Wie verläßlich ist 
dieses Land als Vertragspartner, frägt man 
sich. 

Oder: Wie stabil ist die Wirtschaft und die 
politische und soziale Lage? In einer offenen 
Gesellschaft kann man nur recht kurz mit rei­
ner Propaganda etwas vorzugaukeln versu­
chen. 

Imagepflege ist nur dann erfolgreich, wenn 
die Selbstdarstellung den Tatsachen ent­
spricht. Dafür ist in erster Linie die innere 
Konsolidierung unseres Landes notwendig. 
Wir müssen allerdings auch mehr versuchen, 
darzutun, was wir für die Völkergemeinschaft 
leisten. Zum Beispiel als Asylland. Hier ist es 
notwendig, daß auch weiterhin Mittel für die 
Tätigkeit als Auffangland für Asylanten vor­
handen sind. Österreich nimmt an friedenser­
haltenden Aktivitäten der UN teil, und nicht 
zuletzt ist· es Österreich, das doch auch auf 
dem Gebiete der Menschenrechte internatio­
nal Hervorragendes leistet, wie zum Beispiel 
gerade auch unser Kollege, Herr Prof. Erma­
cora. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir brauchen uns keineswegs dieser Lei:' 
stungen unseres Landes zu schämen. Wir 
können und sollen ruhig mit mehr Selbstbe­
wußtsein all jenen Verleumdungen entgegen­
treten, die zurzeit über uns herumgereicht 
werden. Unflätige Selbstbeschimpfungen 
müssen aber scharf abgelehnt werden, auch 
wenn sie uns unter der falschen Marke 
"Kunst" dargeboten werden. 

Die meisten unserer unmittelbaren Nach­
barn wissen unsere Politik und unsere Hal­
tung in vielen Bereichen aus praktischer 
Erfahrung durchaus zu schätzen. Auch die 
Nachbarschaftspolitik mit Staaten verschie­
dener Gesellschaftsordnung hat in Österreich 
bereits Tradition und ist schon durch ver­
schiedene Bewährungsproben gegangen. 

Freilich gibt es in den Beziehungen zwi­
schen Nachbarstaaten immer wieder Pro­
bleme. Wichtig ist aber, daß man die richtigen 
Formen der Problemlösung findet. 

In der Regierungserklärung wird erstmalig 
die Wichtigkeit der Arbeit grenzüberschrei­
tender Regionen hervorgerufen. Das ist mei­
ner Meinung nach ein wichtiger Teil der 
Nachbarschaftspolitik. Bisher sind solche 
Bestrebungen von den Zentralstellen nicht 
gerade begeistert aufgenommen worden. 

Wir Tiroler haben mit dem Accordino -
Tirol, Südtirol, Trient, Vorarlberg - und der 
ARGE Alp sehr gute Erfahrungen gemacht 
und glauben, daß diese Art Zusammenarbeit 
noch eine Zukunft hat. Sie wird uns sicherlich 
bei der Lösung von so lebenswichtigen Proble­
men wie etwa der Transitfrage behilflich sein. 

Die Beziehungen zum Nachbarn Tschechos­
lowakei sind immer noch nicht so, wie wir es 
gerne hätten. Freilich gibt es in letzter Zeit 
Fortschritte. Das wollen wir nicht übersehen. 
Die tschechische Seite sieht diese Fortschritte 
optimistischer als wir. Wir möchten so lockere 
Verhältnisse an der Grenze haben, wie sie mit 
anderen Nachbarn, auch mit kommunisti­
schen Staaten, möglich sind. 

Für unsere Bevölkerung ist es nun einmal 
in den Grenzregionen so, daß sie die Bezie­
hungen danach einschätzt, wie leicht die 
Grenzen zu überschreiten sind, sie danach 
einschätzt, ob Grenzen mit Stacheldraht ver­
barrikadiert werden oder nicht. 

In der Nachbarschaftspolitik müssen wir 
immer wieder die Regelung der Umweltpro­
bleme als besonders bedeutend hervorheben. 
Bilaterale Verträge sind dabei sicherlich sehr 
wichtig, so etwa der Vertrag mit der Tsche­
choslowakei über Kernkraftsicherheit oder 
ähnliche Bemühungen mit der Bundesrepu­
blik. Aber sie sind noch nicht umfangreich 
genug. Es ist dies erst ein Beginn, der zwar zu 
begrüßen ist, aber es ist noch nicht genug. 

Voll wirksam werden solche Abmachungen 
aber nur werden, wenn sie sich einmal in 
einer gesamteuropäischen Lösung darstellen. ' 
Gleiche Meßwerte, Informationspflicht, Kon­
trolle in und für alle Länder Europas müssen 
eigentlich eine Selbstverständlichkeit werden 
in Anbetracht von Gefahren, die vor keiner 
ideologischen oder staatlichen Grenze halt­
machen. Die europäische Sicherheitskonfe­
renz ist unserer Meinung nach der geeignete 
Rahmen für solche Absprachen. 

Ein besonderer Fall für die Nachbarschafts­
politik ist natürlich unser Verhältnis zu ita­
lien, das man natürlich vom Südtirol-Problem 
nicht trennen kann. Mit Bedauern haben wir 
da Rückschläge in den letzten Wochen fest­
stellen müssen. 

Schon die letzten drei bis vier Jahre haben 
keine Fortschritte mehr in der Verwirkli­
chung des Autonomie-Paketes gebracht. Die 
vielgelobte Regierungszeit des italienischen 
Sozialisten Craxi hat leider außer Absichtser­
klärungen nichts gebracht. Statt daß die ita-
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lienische Regierung jene so wichtige Autono­
miedurchführungsbestimmung über den 
Sprachgebrauch erlassen hätte, wie sie die 
Sechser-Kommission vor drei Jahren einhel­
lig vorgeschlagen hat, hat man die Entschei­
dung wieder und wieder nach Bozen zurück­
gereicht und verlangt, daß sich die örtlichen 
Parteien einigen müßten. 

Als diese Einigung nun endlich zustande 
kam, wobei die Südtiroler durchaus große 
Kompromißbereitschaft gezeigt haben, haben 
die italienischen Parteien auf nationaler 
Ebene diese Regelung nicht angenommen. 
Zwei Resolutionen des italienischen Parla­
ments mit widersprüchlichem Inhalt haben 
bei den Südtirolern die Besorgnis ausgelöst, 
daß wichtige Teile der Autonomieregelung 
wieder in Frage gestellt werden könnten. 

Es war in dieser Lage sehr erfreulich, daß 
der Außenminister sehr rasch reagiert und in 
einer Note an die italienische Regierung die 
österreichischen Besorgnisse über die Vor­
gänge aufgezeigt hat. Dies alles geschah in 
engem Kontakt mit den Südtiroler Vertretern, 
wie es seit Jahrzehnten guter Gebrauch ist. 

Es fand am 11. März auch ein Gespräch der 
Südtiroler mit dem Bundesminister und den 
Parteienvertretern in Wien statt. Wieder ein­
mal wurde den Südtirolern signalisiert, daß 
Österreich immer bereit ist, seine Pflichten 
als Schutzmacht der Südtiroler zu erfüllen. 
(Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Ich glaube, daß es für diese Politik auch 
breite Unterstützung in diesem Hause gibt. 

Es müssen alle Anstrengungen unternom­
men werden, damit sofort nach Bildung einer 
italienischen Regierung die Gespräche mit 
den Südtirolern und der italienischen Regie­
rung wieder aufgenommen werden können. 
Natürlich leidet dieses Problem auch darun­
ter, daß man ja immer wieder verschiedenen 
italienischen Regierungen und verschiedenen 
Ministerpräsidenten, Außenministern und 
Ministern für die Regionen gegenübersteht. 

Die noch offenen Paketmaßnahmen sind 
für eine echte Autonomie der Südtiroler 
Volksgruppe unerläßlich. Ganz besonders ist 
die Regelung des Sprachgebrauches bei staat­
lichen Ämtern, bei Polizei und Gericht unab­
dingbar. 

Nun vielleicht noch ein offenes Wort zum 
ethnischen Proporz bei der Stellenbesetzung. 
Solche Proporzregelungen sind leider notwen­
dig, um jene Apartheid ungeschehen zu 

machen, die einst das faschistische Italien bei 
der Stellenbesetzung in Südtirol praktiziert 
und eingefuhrt hat. Man soll da die Dinge 
nicht umdrehen und heute von Apartheid 
reden, wenn versucht wird, Folgen des faschi­
stischen Regimes ungeschehen zu machen. 
(Beifall bei der ÖVP und Beifall des Abg. Srb.) 

Nun vielleicht noch einige kurze Bemerkun­
gen zum Ost-West-Problem. Aber es wird 
noch Gelegenheit sein, auch darüber beim 
Außenpolitischen Bericht zu reden. Durch die 
Änderung an der Spitze der KP der Sowjet­
union und die konsequente Haltung der nicht­
kommunistischen Staaten in den letzten J ah­
ren sind das Ost-West-Verhältnis und die 
Abrüstungsgespräche wieder in Bewegung 
geraten. 

Jeder Schritt eines Regimes zur Humani­
sierung, jede Geste des guten Willens zur 
Abrüstung soll von uns begrüßt und voll 
unterstützt werden. Nur sollen wir dabei sehr 

. realistisch bleiben. Die Befreiung von 250 
politischen Häftlingen ist großartig, aber es 
ist schon die Frage angebracht, was mit den 
Zigtausenden ist, die diese Freiheit noch nicht 
genießen können. 

Es ist großartig, daß man bestimmte Waf­
fensysteme, Raketensysteme aus Europa ent­
fernen will, aber es muß die Frage gestellt 
werden: Was geschieht mit den interkontinen­
talen Raketen und was mit der konventionel­
len Bewaffnung? 

Solche Fragen hat man sich ebenso zu stel­
len wie die Frage, ob lokale atomwaffenfreie 
Zonen tatsächlich genug Ursache sind, um 
ruhig schlafen zu können, oder ob sie nur ein 
falsches Sicherheitsgefühl geben, denn heute 
ist jeder Punkt der Erde ohne weiteres mit 
Raketen erreichbar. 

Ein neutraler Staat kann eine nützliche 
Rolle für die Friedenserhaltung spielen, wenn 
er durch praktische Politik dafür sorgt, daß 
vor allem in seiner Region Konflikte mög­
lichst ausgeschaltet werden, und durch eine 
entsprechende aktive Mitarbeit in internatio­
nalen Organisationen. 

Der neutrale Staat soll sich jederzeit so ver­
halten, daß, falls dies notwendig ist, gute 
Dienste geleistet werden können, und daß er 
zu Vermittlungen zur Verfügung steht. Der 
Einsatz unseres Bundesheeres für friedenser­
haltende Aktionen der UNO ist dafür eine 
gutes Beispiel. Wir haben unseren Soldaten 
für ihre Leistungen und ihren Einsatz zu dan­
ken. (Beifall bei der ÖVP und Beifall des Abg. 
Srb.) 
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Österreich hat in diesem Zusammenhang 
bisher auch große materielle Lasten im Inter­
esse der Friedenserhaltung in einer sehr kriti­
schen Zone der Weltpolitik in Kauf genom­
men. Der Einsatz auch dieser Mittel hat sich 
im Hinblick auf das Ansehen Österreichs 
sicherlich bewährt. 

Nun auch einige Bemerkungen zur Europäi­
schen Sicherheitskonferenz. Von allem 
Anfang an gab es eine Übereinstimmung zwi­
schen den Parteien in der Beurteilung, in der 
Art und in der. Mitarbeit an der Europäischen 
Sicherheitskonferenz. Ich glaube, hier ist eine 
echte Kontinuität vorhanden, die über Jahre, 
nun seit 1972, immer wieder fortgeführt 
wurde. 

Wichtig ist dabei die Erkenntnis, daß 
Sicherheit nicht getrennt werden kann von 
politischen, wirtschaftlichen und schon gar 
nicht von humanitären Aspekten der Bezie­
hungen zwischen Staaten. Deswegen ist auch 
die Achtung der Menschenrechte und der 
Grundfreiheiten ein wesentlicher Bestandteil 
des Friedens. Mit dieser ihrer Leitlinie hat die 
Schlußakte der KSZE ein Signal gesetzt, das 
bei allen Menschen in den Teilnehmerstaaten 
Hoffnungen erweckt hat, die nicht mehr ver­
stummen werden. 

Es liegt an den Regierungen, den Bürgern 
die Sicherheit zu geben, ungehindert die 
grundlegenden Freiheiten des Individuums zu 
genießen. Die Verweigerung solcher Grund­
freiheiten in einem oder mehreren Ländern 
beeinflußt natürlich auch die Beziehungen zu 
solchen Ländern. 

Daher ist es eine wichtige Aufgabe, die ein­
mal im Rahmen der KSZE-Treffen gemach­
ten Zusagen zur Respektierung der Men­
schenrechte bei allen Unterzeichnerstaaten 
unermüdlich einzufordern. 

Auf diesem Gebiet haben wir leider sehr 
viele berechtigte Vorwürfe gegen osteuropä­
ische Länder zu erheben. Dies hat nichts mit 
einer Einmischung in Angelegenheiten ande­
rer Staaten zu tun. Es ist nur die Forderung 
nach der Einhaltung von gegebenen Zusagen 
und Versprechen. (Beifall bei der OVP.) 

Was den zweiten Korb der Schlußakte 
betrifft, die Zusammenarbeit in den Berei­
chen Wirtschaft, Wissenschaft und Technik 
sowie Umwelt, könnte sich jetzt in Wien die 
Chance bieten, die im derzeitigen Bestreben 
der UdSSR liegt, ihre Wirtschaft zu moderni­
sieren und leistungsfähiger zu gestalten, Ver­
besserungen in den menschlichen Dimensio-

nen zu erreichen, die ja auch in diesem Gebiet 
relevant sind. 

Den marktwirtschaftlich orientierten Län­
dern geht es um bessere Kontakte zwischen 
den Firmen, um bessere Arbeitsbedingungen 
für Firmenvertreter , um leichteren und direk­
ten Zugang zum Kunden und um Verbesse­
rung der Information. Es geht auch um Fra­
gen des Umweltschutzes, um bessere, ver­
pflichtende Information, um die Verantwort­
lichkeit bei Schäden und auch um gemein­
same technische Meßeinheiten, damit allfäl­
lige Gefahren rechtzeitig richtig eingeschätzt 
werden können. 

Auch die KSZE konnte den offensichtlichen 
Zusammenhang zwischen dem politischen 
und militärischen Aspekt der Sicherheit nicht 
übersehen und mußte sich deshalb mit ein­
schlägigen Fragen befassen. Feierliche Dekla­
rationen machen noch keinen Frieden, son­
dern konkrete, praktische Schritte für mehr 
Sicherheit in Europa sind erforderlich. 

Daher haben wir in Österreich die Einberu­
fung der Stockholmer Konferenz über ver­
trauens- und sicherheits bildende Maßnahmen 
in Europa - KV AE - begrüßt, Österreich hat 
dabei sehr konstruktiv mitgearbeitet. 

Wir betrachten die KV AE als Bestandteil 
des KSZE-Prozesses, um eine Abkoppelung 
anderer Aspekte von denen der Sicherheits­
fragen, insbesondere der menschenrechtli­
chen und humanitären Dimension, zu verhin­
dern. 

Zum Schluß möchte ich darauf hinweisen, 
die österreichische Delegation hat beim Wie­
ner Folgetreffen der KSZE eine Reihe sehr 
wertvoller und wichtiger Einzelvorschläge 
selbst oder mit anderen Neutralen oder Block­
freien eingebracht. Bei den meisten dieser 
Vorschläge geht es um Fragen im humanitä­
ren und menschenrechtlichen Bereich, der für 
uns Österreicher immer an vorderster Stelle 
der Arbeit in der Sicherheitskonferenz 
gestanden ist. 

Sehr wichtig sind auch die Vorschläge für 
die europäische Zusammenarbeit auf dem 
Gebiete des Umweltschutzes und besonders 
auch bei Schäden, die durch die friedliche 
Nutzung der Atomenergie entstehen könnten. 
Was immer im Rahmen der KSZE vereinbart 
wird, hat aber nur dann praktischen Wert für 
die Bürger, für die Menschen auf diesem Kon­
tinent, wenn wir alles unternehmen, damit 
die Vereinbarungen dann auch in der Praxis 
umgesetzt werden. 
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Wir sollten die Gelegenheit nicht vorbeige­
hen lassen und bei dieser Debatte über 
Außenpolitik auch über den furchtbaren 
Krieg in der Golfregion spechen. Ich möchte 
Ihnen daher einen Entschließungsantrag vor­
legen, der folgendermaßen lautet: 

Entschlleßungsantrsg 

der Abgeordneten Dipl.-Vw. Dr. Steiner, Dr. 
Jankowitsch zum Kapitel Äußeres betreffend Maß­
nahmen zur Beendigung des Golfkrieges. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1) alle ihr zu Gebote stehenden Möglichkeiten 
auszuschöpfen, um im iranisch-irakischen Krieg 
auf die sofortige Einstellung der Bombardierung 
von Städten und zivilen Zielen und die strikte 
Beachtung der Regeln des humanitären Kriegs­
rechts als ersten Schritt zu einer Friedenslösung 
hinzuwirken. Nur der Frieden kann die Vorausset­
zungen für eine Beachtung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten schaffen, 

2) in den Vereinten Nationen und in jedem dafür 
geeigneten Rahmen Bestrebungen für ein Waffen­
embargo zu fördern, durch das der Strom tödli­
cher Waffen in die Golfregionen eingedämmt wer­
den kann, 

3) Bemühungen des Generalsekretärs der Ver­
einten Nationen zur Ingangsetzung eines Frie­
densprozesses im iranisch-irakischen Krieg nach­
haltig zu unterstützen. 

Ich danke. (Beifall bei der ÖVP.) 10.29 

Präsident: Der soeben von Herrn Abgeord­
neten Dr. Steiner verlesene und von ihm und 
Dr. Jankowitsch eingebrachte Entschlie­
ßungsantrag ist genügend unterstützt und 
steht mit zur Verhandlung. 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Dr. Gugerbauer. Ich 
erteile es ihm. 

10.30 

Abgeordneter Dr. Gugerbauer (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Vizekanzler! Sie, Herr Vizekanz­
ler, haben in Vorbereitung Ihrer ersten Aus­
landsreise nach Bern dem Korrespondenten 
der "Neuen Zürcher Zeitung" ein Interview 
gegeben. Dabei haben Sie die Schwerpunkte 
Ihrer künftigen Arbeit als neuer Außenmini­
ster der Republik skizziert. 

Sie haben namentlich die europäische Inte­
gration, die Verbesserung des öster­
reichischen Ansehens im Ausland durch 
einen verstärkten Einsatz österreichischer 
Kultur und schließlich auch die Entwicklungs­
hilfe erwähnt. 

Herr Vizekanzler! Ich begrüße es sehr, daß 
Sie die Europapolitik als Schwerpunkt sehen. 
Ich begrüße es auch, daß Sie die öster­
reichische Kultur noch verstärkt einsetzen 
werden. Das ist im wesentlichen auch schon 
der Grund, warum die Freiheitliche Partei 
dem Kapitel Äußeres auch als Oppositonspar­
tei die Zustimmung geben wird. Wir wollen 
den Konsens in der österreichischen Außen­
politik auch in dieser Situation gewahrt wis­
sen und werden daher Ihr Budget unterstüt­
zen. (Beifall bei FPÖ und ÖVP.) 

Angesichts des Umstandes, daß Österreich 
bei der Entwicklungshilfe hinter allen inter­
nationalen Vorgaben nachhinkt, ist es aber 
schon eine etwas kühne Behauptung, daß 
auch die Entwicklunghilfe von Ihnen künftig 
als Schwerpunkt betrachtet wird. Das ist eine 
reine Ankündigungspolitik, Herr Dr. Mock, 
die wir gerade in der Außenpolitik nicht sehr 
gerne hören. 

Das österreichische Erscheinungsbild muß 
verbessert werden, da gibt es sicher breite 
Übereinstimmung zwischen allen Parla­
mentsfraktionen. Ich hoffe nur, daß man da 
zu den geeigneten Maßnahmen, zu den geeig­
neten Mitteln greift. 

In den letzten Monaten, auch in den letzten 
Jahren hat man sich diesbezüglich ja nicht 
immer sehr geschickt verhalten. Leserbrief­
aktionen etwa erscheinen mir nicht die geeig­
neten Mittel zu sein, mit denen Diplomaten 
für Österreich eintreten können. Auch der 
Interventionsversuch des österreichischen 
Missionschefs in Bern beim schweizerischen 
Fernsehen, um österreichkritische Sendun­
gen zu verhindern, hat eher einen peinlichen 
Effekt erzielt und Österreich nicht geholfen. 

Herr Bundesminister! Ich bitte Sie, daß Sie 
künftig dafür Sorge tragen, daß am öster­
reichischen Erscheinungsbild mit geeigneten 
Maßnahmen gearbeitet wird und daß nicht 
durch plumpe und oft peinliche Aktionen der 
schlechte Eindruck eher noch verstärkt wird. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Eine Detailmaßnahme könnte im Bereich 
der Kunstgegenstände, die gegenwärtig in der 
Kartause Mauerbach lagern, gesetzt werden. 
Diese Kunstschätze aus den Jahren 1938 bis 
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1945 bereiten ja gewisses diplomatisches 
Kopfzerbrechen, vor allen Dingen schei~t sich 
eine leichte Abkühlung des Verhältnisses zu 
Frankreich herauszustellen. Herr Vizekanz­
ler , es sollte daher dafür gesorgt werden, daß 
die außer Streit stehenden Gegenstände mög­
lichst kurzfristig versteigert werden, wobei 
man nach Möglichkeit eine internationale 
Versteigerung anstreben soll, man soll sich da 
nicht am Ort Wien festklammern, und man 
sollte vor allen Dingen auch die Aufbewah­
rung bis zu diesem Zeitpunkt der Versteige­
rung in einem gewissen Ausmaß internationa­
lisieren. Ich könnte mir vorstellen, daß man 
sich etwa der Hilfe der UNESCO bedient. Wir 
sind ja Mitgliedsland der UNESCO. Es würde 
dabei vielleicht auch manches am etwas ram­
ponierten Ansehen wiedergutgemacht wer­
den können, wenn sich Österreich zu einer 
raschen und vor allen Dingen zu einer unbü­
rokratischen Entscheidung durchringen 
sollte. 

Das Erscheinungsbild Österreichs wurde in 
jüngster Zeit aber noch durch eine ganz 
andere politische Entwicklung beeinträchtigt. 
Herr Bundesminister! Die Wiener Tageszei­
tung "Die Presse" hat diese Woche mit der 
Schlagzeile aufgemacht: Drakenstreit, Sorge 
in Brüssel, EG zweifelt an Wiens Vertrags­
treue. Der Brüsseler Korrespondent dieser 
Zeitung berichtete, daß es in der Hauptstadt 
der Europäischen Gemeinschaft eine erhebli­
che Irritation gebe, daß man Zweifel an der 
Vertragstreue, daß man Zweifel an der Bere­
chenbarkeit Österreichs hege. 

Herr Vizekanzler! Ich erwähne dies deswe­
gen heute, weil Sie diese Suppe nicht nur aus­
zulöffeln haben, nämlich in Ihrer Eigenschaft 
als Außenminister , sondern weil Sie in Ihrer 
Eigenschaft als Bundesparteiobmann der 
Österreichischen Volkspartei erheblich dazu 
beigetragen haben, daß Österreich diese 
Suppe eingebrockt worden ist. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Sie hätten sich nämlich als Außenminister 
mit aller Macht dafür einsetzen müssen, daß 
der Grundsatz "pactä sunt servanda" von 
Österreich mit aller Energie vertreten wird. 
Anstelle dieser Grundsatztreue haben Sie vor 
der Presse er klärt, daß Sie eine Überprüfung 
des Vertrages mit den schwedischen SAAB­
Scania-Werken anstreben, und zwar nicht 
eine allgemeine Überprüfung, sondern eine 
Überprüfung mit dem Ziel, aus diesem Ver­
trag wieder auszusteigen. 

Statt sich dafür einzusetzen, daß Österreich 
seine Verpflichtungen aus einem internatio-

nalen Vertrag pünktlich erfüllt, haben Sie vor 
der Presse erklärt, daß Sie für eine Verschie­
bung des Termines der Abnahme der ersten 
Flugzeuge eintreten. 

Vor die Alternative gestellt, in einer schwie­
rigen Situation als Staatsmann zu handeln 
oder sich rein parteipolitischen Interessen 
unterzuordnen, haben Sie, Herr Außenmini­
ster, den Weg des geringsten Widerstandes 
gewählt. Damit haben Sie nicht nur der Öster­
reichischen Volkspartei, sondern Sie haben 
vor allen Dingen der Republik Österreich 
einen Schaden zugefügt. Und das ist unver­
zeihlich, weil Sie Außenminister sind. (Beifall 
bei der FPÖ und Beifall des Abg. Smolle.) 

Die neue Europapolitik, die Sie als einen 
Schwerpunkt Ihrer Arbeit bezeichnet haben, 
findet die Unterstützung der Freiheitlichen 
Partei, wenn wir auch eine gewisse Skepsis 
nicht verheimlichen wollen, daß uns Ihre 
Schritte als zu zaghaft erscheinen. Immerhin 
hat sich ja in der Europapolitik ein wesentli­
cher Wandel abgezeichnet. So hat die "Neue 
Zürcher Zeitung" darauf hingewiesen, daß die 
Weiterentwicklung der Europapolitik von den 
sechziger Jahren besonders deutlich in der 
Ära der kleinen Koalition hervorgetreten ist. 
Klarerweise, muß ich anfügen, weil nicht nur 
der damalige Regierungspartner FPÖ· in sei­
nem Parteiprogramm die Forderung nach 
dem Vollbeitritt zur Europäischen Gemein­
schaft erhoben hat, sondern weil auch der 
damalige Bundesminister für Auswärtige 
Angelegenheiten Dr. Jankowitsch erstmals in 
dieser Form eine Mitgliedschaft Österreichs 
bei der Europäischen Gemeinschaft zur Dis­
kussion gestellt hat. Das war ein mutiger 
Schritt, der die Diskussion sicher positiv 
beeinflußt hat. 

Nun müssen wir aber feststellen, daß in der 
gegenwärtigen Regierungserklärung, die der 
Herr Bundeskanzler vorgetragen hat, die 
Europapolitik an die dritte Stelle zurückge­
rutscht ist. Ich glaube, daß man da schon 
Zweifel haben muß hinsichtlich der Frage, 
wie denn jetzt wirklich der Stellenwert Euro­
pas, vor allen Dingen der ganz konkrete Stel­
lenwert einer Mitgliedschaft Österreichs in 
der Europäischen Gemeinschaft, behandelt 
werden wird. 

Der Herr Bundeskanzler hat da manche 
Fragen offengelassen. Er hat sich in einigen 
Erklärungen offensichtlich eines Mißver­
ständnisses zwischen dem österreichischen 
Staatsvertrag und dem Neutralitätsgesetz 
befleißigt. Und Ihr Parteikollege, Herr Vize­
kanzler, der Bundesminister für wirtschaftli-
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che Angelegenheiten Robert Graf, hat offen­
sichtlich sogar die Europäische Gemeinschaft 
mit einem militärischen Bündnis verwechselt. 
Er hat nämlich behauptet, daß Österreich der 
EG nicht beitreten könne, weil es sich dabei 
um ein Verteidigungsbündnis handle. 

Herr Vizekanzler! Ich finde es wirklich 
bedauerlich, daß der gegenwärtige Wirt­
schaftsminister in einer für Österreich so ent­
scheidenden Frage keine richtigen Konse­
quenzen zieht, sondern daß er mit Vorurtei­
len, mit Agitation gegen die Europäische 
Gemeinschaft unsere wirtschaftlichen Inter­
essen schädigt. Da sollten Sie einmal ein ern­
stes Wort mit ihm sprechen. (Beifall bei der 
FPÖ. - Abg. Pro b s t: Ein aufklärendes 
Wort! - Abg. Dr. Helene Partik-Pable: 
Er braucht einen Nachhilfeunterricht!) 

Er braucht Nachhilfeunterricht. Ich hoffe, 
der Herr Vizekanzler wird sich dafür einmal 
Zeit nehmen und sich mit dem Wirtschaftsmi­
nister zu einem Vieraugengespräch zurück­
ziehen und ihm einiges klarmachen. 

Herr Vizekanzler! Die Europapolitik dreht 
sich gegenwärtig um die Frage, kann Öster­
reich am Binnenmarkt der Europäischen 
Gemeinschaften teilhaben, an jenem Binnen­
markt, der im Jahr 1992 eingeführt werden 
wird, der die ganze wirtschaftliche Entwick­
lung dieses Kontinents wesentlich beeinflus­
sen und vorantreiben wird. Es ist eine J ahr­
hundertchance, die sich dabei auch für Öster­
reich bietet, es ist quasi ein kosmisches Fen­
ster, das in dieser Legislaturperiode offen­
steht. In dieser Periode muß entschieden wer­
den, ob sich Österreich dem Binnenmarkt 
anschließt oder ob Österreich abseits steht. 
Ich fordere Sie auf, Herr Vizekanzler , diese 
Chance für unser Land zu nutzen! (Beifall bei 
der FPÖ und Beifall des Abg. Smolle.) 

Allerdings gibt es da offensichtlich erhebli­
che Fehleinschätzungen, was die Möglichkeit 
einer Teilnahme Österreichs am Binnen­
markt betrifft. Denn eine derartige Teil­
nahme wird ernsthaft nur dann möglich sein, 
wenn sich Österreich auch die Frage einer 
Vollmitgliedschaft in der Europäischen 
Gemeinschaft vorlegt und diese Frage positiv 
beantwortet. 

Es hat von der Brüsseler Kommission 
ernsthafte Einwände dagegen gegeben, daß 
diese Politik des "als ob", wie sie gegenwärtig 
von Österreich betrieben wird, zu keinem 
konkreten Ergebnis führen kann. Der für aus­
wärtige Angelegenheiten zuständige Kommis­
sär der Europäischen Gemeinschaft Willy De 

Clercq hat ausdrücklich darauf hingewiesen, 
daß wir nicht die Dinge in der Europäischen 
Gemeinschaft beeinflussen und gleichzeitig 
außerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
bleiben können. Österreich muß sich der Ent­
scheidung stellen, ob nicht doch eine Vollmit­
gliedschaft angestrebt werden kann und, das 
sage ich dazu, angestrebt werden soll. 

Sie, Herr Vizekanzler, haben - das ist der 
Kern meiner Kritik - jüngst vor der Presse 
erklärt, daß Sie einen Vollbeitritt Österreichs 
zur Europäischen Gemeinschaft aus staatspo­
litischen Gründen nicht in Erwägung ziehen 
würden und daß ein derartiger Vollbeitritt zur 
Europäischen Gemeinschaft den Status quo 
in der Region verändern, verletzen würde. Im 
übrigen wäre die Europäische Gemeinschaft 
heilfroh, wenn Österreich keinen formellen 
Beitrittsantrag stellen würde. 

Herr Vizekanzler! An der Haltung der Euro­
päischen Gemeinschaft wundert mich über­
haupt nichts. Daß die Europäische Gemein­
schaft kein primäres Interesse dar an hat, daß 
Österreich Vollmitglied wird, ergibt sich näm­
lich schon aus einer Berechnung aus dem 
Jahre 1979, die sicher heute noch Geltung hat. 
Laut dieser Berechnung wäre Österreich im 
Falle einer Vollmitgliedschaft ein sogenann­
ter Netto-Empfänger, das heißt, daß Öster­
reich mehr Gelder, mehr finanzielle Mittel 
aus der Europäischen Gemeinschaft beziehen 
würde, als es selbst hineinzahlen müßte. 

Verwundern muß aber die Position, die Sie 
als Außenminister dieser Republik einneh­
men. Denn was bedeutet denn die Beibehal­
tung des Status quo, nicht nur für diese 
Region, sondern auch für die Republik Öster­
reich? 

Ich erinnere Sie daran, daß wir auch hier 
im Hohen Haus schon darüber debattiert 
haben, was die Einführung der Visapflicht für 
die Österreicher bedeutet. Im Rahmen der 
Bekämpfung des Terrorismus hat Frankreich 
ja über die Nichtmitgliedstaaten der Europäi­
schen Gemeinschaft die Visumpflicht ver­
hängt. Wir haben diesbezüglich keine Schwie­
rigkeiten mit einem Land, das dem Ostblock 
zugerechnet wird, nämlich mit Ungarn, wir 
haben aber Schwierigkeiten mit Frankreich. 
Wir werden diskriminiert, und zwar nur auf­
grund des Umstandes, weil wir nicht der 
Europäischen Gemeinschaft angehören. 

Welche großen Debatten hat es in Öster­
reich gegeben, als die bayrische Staatsregie­
rung den Beschluß verkündet hat, daß sich 
künftig alle jene Ausländer, die in Bayern 
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eine Aufenthalts- oder eine Arbeitsgenehmi­
gung erwerben wollen, einem Test der 
Immunschwächekrankheit AIDS unterziehen 
müssen, die aus Staaten kommen, welche 
nicht der Europäischen Gemeinschaft ange­
hören. Das heißt: Wenn dieser Beschluß der 
bayrischen Staatsregierung aufrechtbleibt, 
dann werden sich zwar Menschen aus Portu­
gal, aus Griechenland keinem AIDS-Test 
unterwerfen müssen, die Österreicher werden 
sich aber diese Diskriminierung gefallen las­
sen müssen. 

Drittens möchte ich darauf hinweisen, Herr 
Vizekanzler, daß der westdeutsche Bundes­
verwaltungsgerichtshof im Rahmen eines 
Urteils aus dem Dezember 1986 ausgeführt 
hat, daß in der Bundesrepublik Deutschland 
die friedliche Nutzung der Kernenergie nur 
im Rahmen der Einbindung in die Europäi­
sche Atomgemeinschaft möglich gewesen sei. 
Daraus folge, daß der sogenannte Drittschutz 
jedenfalls den Bürgern der Europäischen 
Gemeinschaft zugute komme. 

Mit anderen Worten - ich sage das im Hin­
blick auf die Wackersdorf-Debatte, die uns 
ebenfalls hier im Parlament schon wiederholt 
beschäftigt hat - bedeutet dies, daß Bürger 
aus Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft gegen grenznahe Kernkraft­
werke, gegen grenznahe kerntechnische 
Anlagen prozessieren können, daß dieser 
Rechtszug aber Österreichern verwehrt ist, 
weil sie nicht der Europäischen Gemeinschaft 
angehören. 

Das ist eine Diskriminierung der Österrei­
cher, und diese Diskriminierung muß besei­
tigt werden, indem wir den Zugang zur Euro­
päischen Gemeinschaft suchen! (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Herr Vizekanzler! Was bedeutet der Status 
quo, der von Ihnen beschworen wird, für die 
österreichische Wirtschaft? Die EG hat ange­
kündigt, daß sie bis zum Jahr 1992 den soge­
nannten Binnenmarkt verwirklichen möchte. 
Binnenmarkt bedeutet im wesentlichen die 
Schaffung eines Gemeinschaftsrechtes, das 
dann für alle Mitgliedstaaten wirkt; Gemein­
schaftsrecht auf dem Gebiet des Gesell­
schaftsrechtes, auf dem Gebiet der Niederlas­
sungsfreiheit, auf dem Gebiet der Produkt­
haftpflicht und so weiter. Mittlerweile liegen 
schon über 150 konkrete Vorschläge vor, wie 
dieses Gemeinschaftsrecht realisiert werden 
soll. 

In diesem Zusammenhang ist es interes­
sant, keinen Politiker zu zitieren, sondern 

einen Fachmann, der in seiner Sachbezogen­
heit und in seiner profunden Kenntnis der 
österreichischen Wirtschaft auch von Ihnen 
nicht in Zweifel gezogen werden kann. Ich 
meine den Chef des Instituts für Wirtschafts­
forschung Helmut Kramer. Er hat jüngst 
erklärt - ich zitiere wörtlich -: Alle Schritte, 
die völlige Freizügigkeit von Arbeitskräften, 
Kapital, Unternehmungen, Dienstleistungen 
und Reisenden innerhalb der Gemeinschafts­
grenzen herzustellen, kehren sich automa­
tisch und gar nicht intentionell gegen alle, die 
dabei nicht mittun oder mithalten können. 
Der Aspekt ist Diskriminierung der Draußen­
bleibenden wegen der Präferenzierung der 
Mitglieder. 

Herr Vize kanzler! Das bedeutet, daß der 
Chef des Instituts für Wirtschaftsforschung 
klar erkannt hat, daß Österreich wirtschaft­
lich diskriminiert werden wird, wenn es der 
Europäischen Gemeinschaft nicht beitritt. 
Eine Diskriminierung durch die Europäische 
Gemeinschaft bedeutet aber, daß uns unser 
wichtigster Außenhandelspartner diskrimi­
nieren wird, denn allein im Jahr 1986 haben 
wir Gesamtausfuhren im Ausmaß von über 
60 Prozent in die Europäische Gemeinschaft 
getätigt und über 66 Prozent, fast 67 Prozent, 
der Importe sind aus der EG gekommen. Da 
eine Diskriminierung in Kauf zu nehmen 
heißt, die Interessen der Republik zu vernach­
lässigen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Gestern ist im Zuge der Debatte über das 
Budgetkapitel Landwirtschaft auch kurz die 
Frage angeschnitten worden, wie sich die Mit­
gliedschaft oder Nichtmitgliedschaft in der 
Europäischen Gemeinschaft auf die öster­
reichische Landwirtschaft auswirken könnte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich darf festhalten, daß die Integration gerade 
im Agrarbereich am weitesten fortgeschritten 
ist. Österreich wurde dadurch sehr weit 
zurückgedrängt, die Landwirte werden mir 
das bestätigen müssen. Vor allen Dingen 
durch die jüngste "Süderweiterung" , das 
heißt durch den Beitritt von Ländern wie 
Griechenland, Portugal oder Spanien zur 
Europäischen Gemeinschaft, hat Österreich 
traditionelle Absatzmärkte verloren. Im Vor­
jahr haben wir nochmals ein gesteigertes 
Defizit im Außenhandel von agrarischen Pro­
dukten verzeichnen müssen. 

Ein Beitritt Österreichs zur Europäischen 
Gemeinschaft würde für die österreichische 
Landwirtschaft zumindest einen gesicherten 
Absatzmarkt nach sich ziehen. (Ruf bei der 
ÖVP: Aber Nachteile auch!) Das würde für die 
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österreichische Landwirtschaft auch bedeu­
ten, lieber Kollege, daß wir mit den 10 Milliar­
den Schilling, die uns gegenwärtig die Markt­
ordnung in Österreich kostet, die Europäische 
Agrarordnung durchaus finanzieren könnten. 

Ich bleibe dabei - ich beziehe mich da etwa 
auf die Preise, die die Bundesdeutschen mit 
ihren Produkten erzielen - und lasse mich 
davon nicht abbringen, daß es selbstverständ­
lich auch für die österreichische Landwirt­
schaft von Vorteil wäre, wenn wir der Euro­
päischen Gemeinschaft beitreten würden. 
(Beifall bei der FPÖ. - Abg. Dr. Pu n ti -
ga m: Ist eine Preisabsenkung ein Vorteil?) 
Ganz im Gegenteil! (Abg. Dr. Pu n ti ga m: 
Ja ebenlj Umgekehrt! Wir wissen aufgrund 
einer Studie aus dem Finanzministerium, die 
gestern hier ebenfalls erörtet worden ist, daß 
sich für die österreichische Milchwirtschaft 
vielleicht insoferne etwas ändern wird, als die 
österreichischen Molkereien, die öster­
reichischen Genossenschaftsverbände wer­
den rationalisieren müssen, das heißt, die 
Spanne für die Genossenschaften wird gerin­
ger werden. Daß manche wenig Interesse 
daran haben, ihre eigenen Gewinne zu kür­
zen, ist mir schon verständlich. Aber ich spre­
che ja nicht für die Genossenschaftsverbände, 
sondern für die Landwirte, für die Bauern. 
Und die würden davon profitieren. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Auf jeden Fall können wir mit einer Politik 
des "Wasch mir den Pelz, aber mach mich 
nicht naß!" nicht weiter fortschreiten. Wir 
müssen zu einer klaren Politik gegenüber der 
europäischen Gemeinschaft kommen. Die ver­
wirrenden Signale, die von der Bundesregie­
rung ausgesandt worden sind, haben vielfach 
in Brüssel nicht gerade Freude ausgelöst. 

Ich glaube vor allen Dingen, daß Ihre Reise 
nach Brüssel, Herr Vizekanzler, nicht den 
Erfolg gebracht hat, den ich Ihnen gewünscht 
hätte. Sie hätten einen derartigen Erfolg gut 
brauchen können, der hätte Ihre innerpartei­
liche Position wieder etwas gefestigt, ein der­
artiger Erfolg hätte aber vor allen Dingen 
auch der Republik Österreich wirklich 
genützt. Nur: Was als Ergebnis mitgebracht 
worden ist, das kann ich tatsächlich nicht als 
Erfolg der europäischen Europapolitik akzep­
tieren! (Abg. S te i nb aue r: Was ist eine 
"europäische Europapolitik"?) 

Eine europäische Europapolitik ist eine 
Europapolitik, die sich an der Integration ori­
entiert und ein bißehen über die Grenze hin­
ausschaut, Kollege Steinbauer . (Beifall bei 

der FPÖ. - Zwischenruf des Abg. Dr. Hai -
der. - Abg. Stein ba uer: Ich passe auf!) 
Es freut mich, daß der Kollege Steinbauer 
aufpaßt, und ich danke für den Hinweis. 

Von den beiden Errungenschaften, die Sie 
angegeben haben, war eine das jährliche 
Treffen österreichischer Bundesminister mit 
Mitgliedern der Europäischen Kommission. 
Wenn man sich einmal im Jahr trifft, dann 
kann man von der Vielzahl der Probleme ja 
überhaupt nichts vom Tisch bekommen. 

Und den zweiten angeblichen Erfolg sehen 
Sie darin, daß die Botschaft der Europäischen 
Gemeinschaft bei den Vereinten Nationen in 
Wien für Österreich mit akkreditiert wird. 

Ich weiß nicht, ob das wirklich ein derart 
durchschlagender Erfolg ist, wenn ich Sie dar­
auf hinweise, daß gegenwärtig ja auch die 
Mitgliedstaaten des Ostblockes in der Frage 
verhandeln, ob es nicht zwischen Europäi­
scher Gemeinschaft und COMECON zum 
Austausch von Botschaften kommen soll. Das 
heißt, wir haben vielleicht einen Vorsprung. 
(Abg. Dr. K hol: Aber der Herr Steger hat 
diese beiden Schritte in vier Jahren nicht 
zusammengebrachtlj 

Das ist völlig richtig, Herr Kollege. Dr. Ste­
ger war zwar auch Vizekanzler wie Dr. Mock 
(Abg. Dr. K hol: Aber so durchschlagskräftig 
wie Vizekanzler Mock war er nicht! Da haben 
Sie rechtlj, aber der Unterschied hat darin 
gelegen, daß Vizekanzler Dr. Steger (Abg. Dr. 
K hol: Nicht so durchschlagskräftig war wie 
Dr. Mock!) Wirtschaftsminister war und Herr 
Dr. Mock Außenminister ist. Als Außenmini­
ster müßte er endlich die Integration voran­
bringen, das tut er aber leider nicht. (Beifall 
bei der FPÖ. - Abg. Dr. K hol: Was sich in 
der Amtszeit Mocks in der Europapo1itik 
bereits getan hat, ist mehr als in 15 Jahren 
vorher!) 

Herr Dr. Khol! Es ist ein billiges Argument, 
daß Sie der Freiheitlichen Partei zum Vor­
wurf machen, daß sie in der Außenpolitik 
nichts weitergebracht hätte. Ich verweise 
nochmals darauf, ich respektiere ... (Abg. Dr. 
K hol: Ich kann mich an den Außenpoliti­
schen Rat erinnern, wo wir vor Jahren jene 
Initiativen ergriffen haben, die Ihre Leute 
"abgespritzt" habenlj 

Vor Jahren ist die Diskussion um den euro­
päischen Binnenmarkt noch nicht geführt 
worden. Ich habe deswegen ja darauf hinge­
wiesen. Jetzt zeigt sich ein kosmisches Fen­
ster, jetzt müssen wir die Chance nutzen, die 
vor einigen Jahren noch nicht gegeben war. 
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Deswegen sind wir auch bereit, den Dr. 
Mock dann zu unterstützen, wenn er tatsäch­
lich in der europäischen Integrationspolitik 
Fortschritte anstrebt. Ich fürchte nur, er tut 
das nicht. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. Dr. 
K hol: Ich hätte eigentlich von Ihnen erwar­
tet, daß Sie anerkennen, daß in den drei 
Monaten sehr viel geschehen istf) 

Da müßte ich irgendein konkretes Ergebnis 
auf dem Tisch haben, das diese Anerkennung 
rechtfertigen würde. Die Vereinbarung eines 
jährlichen Ministertreffens ist ein mageres 
und dürftiges Ergebnis, und die Mitakkredi­
tierung des UN-Botschafters bei der Wiener 
Bundesregierung bedeutet ja auch nur, daß 
wir gerade einen Vorsprung von einigen 
Wochen gegenüber den Ostblockstaaten 
haben. (Abg. Dr. K hol: Das ist noch keinem 
anderen EFTA-Land gelungen!) Ich kann dem 
wirklich keine Qualität beimessen, sondern 
hier müssen wir eines unterscheiden, Herr 
Dr. Khol. (Neuerlicher Zwischenruf des Abg. 
Dr. Kh 01. - Abg. Dr. Dfn er: Er muß ein 
Lehrer sein, der Kholf) 

Diese Akkreditierung eines EG-Botschaf­
ters bei der österreichischen Bundesregie­
rung ist ja ein Ausfluß der klassischen Kabi­
nettspolitik. Wir hätten uns erwartet, daß 
man gerade im Zusammenhang mit der Dis­
kussion um den europäischen Binnenmarkt 
begreift, daß es bei der Integration neue For­
men der Zusammenarbeit zwischen Staaten 
gibt, Formen der multilateralen Zusammenar­
beit. Diese kann ich aber nicht darin erken­
nen, daß wir jetzt Botschafter austauschen. 
Also das ist sicher kein Erfolg in der Integra­
tionspolitik, ich betone es nochmals. 

Ich darf abschließend noch ganz kurz auf 
die Souveränitätsproblematik eingehen. Herr 
Dr. Mock! Sie haben ja auch die Frage 
gestellt, ob denn nicht aus Gründen der natio­
nalen Souveränität ein bißchen vorsichtiger 
vorgegangen werden muß. Ich darf dazu nur 
ganz kurz anmerken: 

Es ist für die österreichische Unabhängig­
keit, es ist für die österreichische Selbständig­
keit besser, wenn wir bei uns betreffenden 
Entscheidungen in Brüssel mit am Tisch sit­
zen, dort unsere Interessen einbringen kön­
nen, als wenn wir im autonomen Nachvollzug 
nur das für uns adaptieren, was vor einiger 
Zeit in Brüssel, in Frankfurt oder sonstwo 
beschlossen worden ist. 

Ich zitiere die "Neue Zürcher Zeitung", 
deren Stimme in diesem Zusammenhang 
ernst genommen werden sollte. Die "Neue 

Zürcher Zeitung" hat am 11. März 1987 zur 
österreichischen Europapolitik unter dem 
neuen Außenminister angemerkt ich 
zitiere -: Durch die autonome Übernahme 
von EG-Normen und -Politiken, ohne an 
deren Gestaltung zum voraus mitwirken zu 
können, gerät das Land übrigens zunehmend 
in Abhängigkeit von Entscheidungen fremder 
Organe und in eine Position minderer Souve­
ränität. 

Das ist genau das Problem, daß wir durch 
eine Teilnahme am Binnenmarkt, die nicht 
gewährleistet, daß wir gleichzeitig auch die 
Entscheidungen mit beeinflussen, tatsächlich 
einen Verlust an Souveränität hinnehmen 
müssen. 

Das gilt auch für die jetzt aufgeworfene 
Frage: Ist die Integration nicht doch auch ein 
Bereich, der mit militärischen Belangen 
zusammenhängt? Ist es nicht auch eine Frage, 
die das westliche Verteidigungsbündnis 
berührt, wenn Österreich Mitglied der Euro­
päischen Gemeinschaft werden sollte? 

Der langjährige Botschafter der Sowjet­
union in der Bundesrepublik Deutschland 
Valentin Fallin hat neulich darauf hingewie­
sen, daß die Europäische Gemeinschaft 
zumindest auch eine Grundlage für das west­
liche Militärbündnis sein könnte. Ich darf 
dem entgegenhalten, daß wir Österreicher, 
wenn wir als neutraler Staat, als bewußt neu­
traler Staat Vollmitglied der Europäischen 
Gemeinschaft werden sollten, eher dagegen­
wirken könnten, daß die Europäische 
Gemeinschaft wirklich ein Verteidigungs­
bündnis wird. 

Wir könnten die Position des neutralen 
Irland verstärken. Es war ja die irländische 
Regierung, die sich dagegen verwahrt hat, 
daß bei einem Gipfeltreffen der europäischen 
Staats- und Regierungschefs über die Mittel­
streckenfrage diskutiert wird, weil die Irlän­
der sagen: Die Europäische Gemeinschaft ist 
nach ihren Gründungsverträgen eine rein 
wirtschaftliche, allenfalls noch eine politische 
Gemeinschaft. Verteidigungspolitische 
Gesichtspunkte haben draußen vor der Tür zu 
bleiben. 

Wenn Österreich Mitglied der Europäi­
schen Gemeinschaft würde, dann wäre das 
auch eine Sicherheitsgarantie für die Sowjet­
union. Dann würde der friedliche Charakter, 
dann würde der rein politische Charakter der 
Europäischen Gemeinschaft zusätzlich unter­
strichen. (Beifall bei der FPÖ.) 
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Sehr geehrter Herr Vizekanzler! Die Öster­
reicher erwarten von Ihnen, daß Sie in dieser 
Europapolitik entschiedener vorgehen, und 
wir erwarten das ebenfalls. 

Noch heuer wird in Brüssel damit gerech­
net, daß Norwegen einen Beitrittsantrag ein­
bringt. Island dürfte sich anschließen. Die 
Türkei wird ebenfalls in den nächsten Mona­
ten einen Antrag stellen. In Schweden drängt 
die Industrie darauf, daß auch dieses neutrale 
Land Vollmitglied der Europäischen Gemein­
schaft wird. Es droht dann einfach die große 
Gefahr, daß Österreich völlig an den Rand 
gedrängt wird, daß die Möglichkeiten, die sich 
jetzt noch bieten, verschlafen werden. 

Ich empfehle Ihnen daher, daß Sie vor allen 
Dingen der neuesten Studie über die neutrali­
tätsrechtlichen Möglichkeiten eines EG-Voll­
beitritts Ihre Aufmerksamkeit zuwenden, daß 
Sie diese Studie auch dem Herrn Bundesmini­
ster für wirtschaftliche Angelegenheiten auf 
den Nachttisch legen, damit sich die ÖVP-Ver­
treter in der Bundesregierung davon überzeu­
gen können, daß der Vollbeitritt Österreichs 
zur Europäischen Gemeinschaft nicht nur 
möglich, sondern notwendig ist. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Ich darf Ihnen jedenfalls versichern, daß 
wir als Freiheitliche Partei alle diese Bestre­
bungen voll unterstützen würden, und ich 
darf Ihnen das Angebot machen: Versuchen 
wir, den europäischen Stier gemeinsam bei 
den Hörnern zu packen! (Beifall bei der 
FPÖ.) 10.58 

Präsident: Zu einer tatsächlichen Berichti­
gung hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Pun­
tigam gemeldet. Redezeit wie immer: maxi­
mal 5 Minuten. 

Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort. 

1o.s8 

Abgeordneter Dr. Puntigam (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Die Behauptung des 
Abgeordneten Gugerbauer, daß auch die 
Landwirtschaft riesige Vorteile hätte, wären 
wir voll in die Europäische Wirtschaft inte­
griert, kann ich nicht unwidersprochen im 
Raum stehen lassen. 

Allein am Beispiel Milch möchte ich darauf 
hinweisen, daß der Erzeugermilchpreis in der 
EG um umgerechnet 50 Groschen niedriger 
ist, und das ab Rampe, also ab Molkerei, und 
nicht ab Hof wie in Österreich. (Abg. Dr. 
G u ger bau e r: Eben!) 

Ein Umlegen der österreichischen Verhält­
nisse in den EG-Bereich würde bedeuten, daß 
wir mit unserer kleinstrukturierten Landwirt­
schaft kaum eine Überlebenschance hätten. 
Denn in Deutschland und im EG-Raum gibt 
es den Begriff des "förderungswürdigen 
Betriebes", und der liegt beispielsweise bei 
der Tierhaltung ab 1 500 Mastplätzen, wäh­
rend wir in Österreich die Obergrenze mit 400 
Mastplätzen angesetzt haben. 

Ich bin in einem Punkt Ihrer Meinung, 
Herr Abgeordneter Gugerbauer: daß wir ver­
suchen sollten, uns handelspolitisch näher an 
die EG anzubinden, daß wir uns aber - hier 
ist die Berichtigung als solche berechtigt 
angebracht - bei einem Volleintritt in die EG 
ohne entsprechend veränderte Rahmenbedin­
gungen der Landwirtschaft nicht halten kön­
nen. 

Unser Beispiel kann eher die Schweiz sein, 
ein Land, das von der Struktur her eher mit 
Österreich vergleichbar ist, und das auch 
nicht jene Entwicklung mitgebracht hat, die 
im EG-Raum ein Sterben der Kleinbauern zur 
Folge gehabt hat. (Beifall bei der ÖVP. - Ruf 
bei der FPÖ: Dann müssen Sie auch die Kon­
sequenzen tragen!) 11.00 

Präsident: Herr Abgeordneter, ich muß 
sagen, daß in diesen Worten sehr viel Argu­
mentation und, wenn überhaupt, nur ein 
Minianteil an echter tatsächlicher Berichti­
gung enthalten waren. 

Hohes Haus! Ich kann nur noch einmal 
sagen: Man muß sich bei der Geschäftsord­
nungsreform eine Definition überlegen. Die 
Präsidenten können nicht bei jeder tatsächli­
chen Berichtigung als eine Art Oberzensor 
oder Oberlehrer dasitzen und nachher Noten 
austeilen, ob das wirklich eine solche war 
oder nicht. Da muß man sich strengere Vor­
schriften überlegen. 

Aber nun hat sich der Bundesminister für 
Auswärtige Angelegenheiten zu Wort gemel­
det. 

Herr Vizekanzler Dr. Mock, bitte. (Präsi­
dent Dr. S ti x übernimmt den Vorsitz.) 

11.01 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Vizekanzler Dr. Mock: Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Hohes Haus! 
Ich möchte zuerst zu den Ausführungen der 
Redner Abgeordneter J ankowitsch, Abgeord­
neter Steiner und Abgeordneter Gugerbauer, 
in denen die Zustimmung zum Kapitel Aus­
wärtige Angelegenheiten zum Ausdruck 
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gebracht wurde, feststellen, daß die Notwen­
digkeit einer konsensualen Vorgangsweise, 
die hier unterstrichen wurde, gerade im 
Bereich der Außenpolitik als ein sehr, sehr 
wichtiger Faktor österreichischer Stärke in 
der internationalen Welt erscheint, dem ich 
auch in meiner Politik Rechnung tragen 
werde. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Nun, meine Damen und Herren, zuerst eine 
grundsätzliche Erklärung. Heute vor 30 J ah­
ren sind in Rom die sogenannten Römer Ver­
träge unterschrieben worden, die zur Schaf­
fung vor allem der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft, wie sie damals hieß, geführt 
haben. Heute vor 30 Jahren, am 25. März 1957, 
meine Damen und Herren, ist damit ein ent­
scheidender Schritt zur europäischen Eini­
gung gesetzt worden. 

Ich möchte mich hier, meine Damen und 
Herren, ohne jeden Vorbehalt zum Ziel der 
europäischen Einigung bekennen (Beifall bei 
der ÖVP), und zwar sowohl im Bereich der 
politischen Zusammenarbeit als auch im 
Bereich der wirtschaftlichen Zusammenar­
beit sowie auch in anderen Bereichen. Jeden 
Beitrag, den Österreich von seiner Position 
als immerwährend neutraler Staat aus dazu 
leisten kann, werden wir nicht nur leisten, 
sondern sind wir geradezu zu leisten ver­
pflichtet, weil wir interessiert sind an der 
europäischen Sicherheit, am Frieden in 
Europa, am wirtschaftlichen Fortschritt 
dieser bedingt die sozialen Möglichkeiten 
und an der Stärke Europas in der Welt. 

Ich habe hier auch den Frieden in Europa 
genannt. Es wird da sehr viel diskutiert über 
Abrüstung, Beteiligung an Abrüstungsgesprä­
chen, Verhandlungen, Vorschläge für Abrü­
stungen. Aus Zeitgründen werde ich auf die­
sen Punkt heute nicht näher eingehen. Es 
wird wahrscheinlich der Friedensbericht oder 
der Außenpolitische Bericht Anlaß sein, sich 
zu diesem ganzen Problemkomplex der inter­
nationalen Abrüstung und der Friedenssiche­
rung genauer zu äußern. Ich bekenne mich 
auch zur Rolle Österreichs, die ihm in diesem 
Bereich zukommt. 

Meine Damen und Herren! Der europäische 
Einigungsprozeß ist deswegen ein so entschei­
dender Beitrag zur Friedenssicherung in 
Europa, da zwischen Ländern, die integriert 
sind, die zusammenarbeiten und ein hohes 
Maß an Gemeinsamkeit haben, eine Ausein­
andersetzung oder ein Konflikt nicht mehr 
leicht vorstellbar ist. In diesem Sinn - um 
ein praktisches Beispiel zu erwähnen - ist 
meiner Aufassung nach der deutsch-französi-

sche Versöhnungsprozeß, die Zusammenar­
beit, ja die Integration der beiden Länder ein 
viel entscheidenderer und substantiellerer 
Beitrag zum Frieden in Europa gewesen, als 
es so manche internationale Abrüstungsin­
itiative zu sein vermag. - Das zu dieser 
grundsätzlichen Feststellung. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Nun, meine Damen und Herren, zur kon­
kreten Politik der Bundesregierung in diesem 
Bereich. Die Europapolitik hat einen starken 
Niederschlag gefunden im Arbeitsüberein­
kommen der beiden Regierungsparteien und 
auch in der Regierungserklärung, die am 
28. Jänner vor diesem Hohen Haus vorgetra­
gen worden ist. 

Das Neue an der Europapolitik liegt in zwei 
Bereichen: erstens die Priorität, die die 
Europapolitik in den außenpolitischen Bezie­
hungen Österreichs wieder bekommen hat. 
Das ist, bei allen Verdiensten, die gerade 
mein Amtsvorgänger bezüglich einzelner 
Schritte in diese Richtung tat, ein neuer 
Schwerpunkt in der Regierungserklärung, 
den es in den letzten Jahren und Jahrzehnten 
nicht gegeben hat. 

Der zweite Ansatzpunkt, meine Damen und 
Herren, ist das Ziel der vollen Teilnahme am 
europäischen Binnenmarkt. 

Und nun, Herr Abgeordneter Gugerbauer, 
zu Ihren kritischen Bemerkungen, die ich 
durchaus mit Aufmerksamkeit registriert 
habe. Ich möchte hier etwas nochmals sehr 
klar wiederholen. Es hat hier Ihr Parteiob­
mann und Klubobmann anläßlich der Regie­
rungserklärung auch die Posititon der frei­
heitlichen Fraktion sehr klar definiert und 
gesagt: "Herr Bundeskanzler, Sie hätten die 
Verpflichtung, zu sagen, daß der Zeitpunkt 
gekommen ist, Österreich voll in den europäi­
schen Markt zu integrieren und auch über die 
politische Zusammenarbeit Verhandlungen 
aufzunehmen." - Ich stehe zu diesem Ziel 
und sehe keinen Widerspruch in dieser Ziel­
setzung zu der von mir beabsichtigten Politik 
in Europafragen. Ich möchte das sehr klar 
unterstreichen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Die volle Teil­
nahme am europäischen Binnenmarkt ist ein 
Ziel, das ja auch sehr stark in dem von Ihnen 
genannten Buch unterstrichen wird. In einer 
Aussendung der Industriellenvereinigung, die 
diese Studie in Auftrag gegeben hat, heißt es 
anläßlich ihrer Vorstellung: "Es gibt keine 
neutralitätsrechtlichen Bedenken gegen die 
Teilnahme Österreichs am Binnenmarktkon-
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zept der Europäischen Gemeinschaft, das 
eine Aufhebung von Waren- und Personen­
kontrollen an den Grenzen, die Erleichterung 
grenzüberschreitender industrieller Zusam­
menarbeit, die Harmonisierung von Mehr­
wert- und Verbrauchsteuern, den völlig freien 
Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr 
vorsieht." Ich sehe auch hier eine völlige 
Identität unserer Zielsetzungen. 

Sie haben den sogenannten Außenminister 
der Europäischen Gemeinschaft Willy De 
Clercq zitiert. Es handelt sich dabei aber um 
ein Interview, das er im vergangenen Jahr 
gegeben hat, als ihm die Konzeption der 
neuen Europapolitik bezüglich der inhaltli­
chen Zielsetzungen, die wir formuliert haben, 
und bezüglich der entsprechenden Vorgangs­
weise noch nicht bekannt war, meine Damen 
und Herren. 

Die verständlichen Befürchtungen der 
Europäischen Gemeinschaft bestehen darin: 
Die Europäische Gemeinschaft von zwölf Mit­
gliedstaaten hat eine außergewöhnlich kom­
plizierte Maschinerie entwickelt, um einen 
Konsens in den verschiedensten Fragen, in 
denen es eine gemeinsame Politik geben soll, 
herbeizuführen. Dieses System zielt meistens 
noch auf eine volle Übereinstimmung der 
zwölf Staaten ab und kennt nur sehr wenige 
Mehrheitsentscheidungen. 

Aus dieser Sorge heraus wurde das Beden­
ken von De Clercq im vergangenen Jahr geäu­
ßert, daß .ein Land in einem hohen Maß an der 
europäischen Integration teilnehmen will, 
ohne formell Mitglied zu sein, und gleichzeitig 
in alle Bereiche der Arbeitsgruppen, der inter­
nen politischen Infrastruktur eingreifen will, 
die die Koordination zwischen den zwölf Staa­
ten herbeiführt. 

Als wir ihm erläutert haben, daß wir 
erstens das Ziel der vollen Teilnahme am 
europäischen Binnenmarkt, das Ziel einer 
Beseitigung der Diskriminierung der Land­
wirtschaft, das Ziel einer Teilnahme an der 
europäischen Technologiegemeinschaft, das 
Ziel einer neuen und wachsenden Zusammen­
arbeit im Bereich der Währungspolitik sowie 
zweitens vor allem das Ziel einer Zusammen­
arbeit im komplizierten Bereich der europäi­
schen Verkehrspolitik - ich werde dazu noch 
ein Wort sagen - und auch die Gesprächsfüh­
rung mit EPZ über die politische Zusammen­
arbeit auf eine andere Art erreichen wollen, 
ist sein Bedenken weggefallen. 

Wie wollen wir das alles erreichen? Ich 
möchte das hier noch einmal erläutern, Hohes 

Haus. Es gibt drei Ebenen, auf denen man 
diese Integration und die von Ihrem Herrn 
Parteiobmann erwähnte volle Teilnahme am 
europäischen Markt erreichen kann. 

Erstens: durch die Zusammenarbeit zwi­
schen EFTA und der Europäischen Gemein­
schaft auf der Basis der Luxemburger Erklä­
rung aus dem Jahre 1984. Die Luxemburger 
Erklärung sagt, wir wollen einen gemeinsa­
men Wirtschaftsraum, das heißt einen Bin­
nenmarkt, meine Damen und Herren. 

Auf dieser ersten Ebene der Zusammenar­
beit sind bereits durchaus konkrete Erfolge 
erzielt worden, wie zum Beispiel die Fixie­
rung eines einheitlichen Zolldokuments für 
den Gesamtverkehr im Bereich der EFTA und 

. der EG, das sogenannte "Single Administra­
tive Document". Man weiß, wie sehr Bürokra­
tismus an den Grenzen ein Hindernis ist, und 
das zeigt, daß man auch auf dieser Ebene 
Erfolge erzielen kann. 

Die zweite Ebene ist die von Ihnen zitierte 
autonome Übernahme von Entscheidungen 
der Europäischen Gemeinschaft. Hier gibt es 
eine durchaus legitime Diskussion, in der 
gesagt wird, eine autonome Übernahme von 
Direktiven der Europäischen Gemeinschaft 
führe zu einer größeren Abhängigkeit. Ich 
darf daran erinnern, daß gerade die Schweiz 
sehr viele Regelungen in Form bilateraler 
Abkommen übernommen hat; in einer größe­
ren Anzahl, als wir das gemacht haben. Das 
konnte ich auch in meinem Vortrag vor der 
Eidgenössischen Technischen Universität 
erwähnen. 

Was die zweite Ebene betrifft, meine 
Damen und Herren, möchte ich festhalten: 
Wenn die Europäische Gemeinschaft eine 
bestimmte Regelung zum Beispiel im Zollwe­
sen, im Veterinärwesen oder auf anderen 
Gebieten zwischen zwölf Staaten abstimmt, 
ist in hohem Ausmaß ein europäischer Kom­
prorniß gegeben und nicht nur das Interesse 
eines einzigen europäischen Landes berück­
sichtigt. Wenn diese Regelung außerdem 
unseren Interessen entspricht und wir sie als 
positiv beurteilen, habe ich genügend nationa­
les Selbstbewußtsein, zu sagen: Wenn diese 
Regelung vernünftig ist, übernehmen wir sie! 
(Beifall bei der ÖVP und bei Abgeordneten 
der SPÖ.) 

Dann gibt es die dritte Ebene, für all jene 
Fragen, an denen wir spezifisches Interesse 
haben und über die wir bilateral mit der Euro­
päischen Gemeinschaft verhandeln wollen. In 
dieser Richtung stellen natürlich die institu-
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tionalisierten Gespräche auf höchster Ebene 
und auch die Akkreditierung der EG-Mission 
in Österreich eine zusätzliche Arbeitsmöglich­
keit dar, um erfolgreiche Verhandlungen zu 
führen. Wobei es ja nicht an mir liegt, hier 
große Erfolgsmeldungen zu machen. 

Man müßte nur hinzufügen, Herr Abgeord­
neter, daß sich innerhalb weniger Tage auch 
ein interner Beschluß ergeben hat, der den 
österreichischen Käseexport um mindestens 
1 350 Tonnen aufstocken wird, und daß an die 
EG-Kommission ein Mandat für Verhandlun­
gen mit Österreich in den schwierigen Fragen 
des Transitverkehrs erteilt wird. - Soviel nur 
als zusätzliche Bemerkung. 

Aber ich gebe Ihnen zu, wir können mit die­
sen Dingen nicht zufrieden sein. Ich kann 
Ihnen versichern, daß diesem Problemkreis 
meine ganze Aufmerksamkeit gewidmet sein 
wird, weil er Priorität in den außenpolitischen 
Beziehungen Österreichs hat. 

Ich habe gesagt, meine Damen und Herren, 
daß es nicht meine Aufgabe ist, nur Erfolge zu 
verkünden. Ich habe bei jeder Pressekonfe­
renz kein Hehl daraus gemacht, daß wir 
gerade im Bereich des Transitverkehrs, des 
Nord-Süd-Verkehrs, von dem ganz Österreich 
betroffen und mit dem speziell Tirol belastet 
ist, besonders darunter leiden, daß auch die 
Europäische Gemeinschaft - wie mir offen 
gesagt wurde - noch kein europäisches Ver­
kehrskonzept hat und daher in einer sehr 
schwierigen Situation ist, mit uns darüber zu 
verhandeln. 

Ich habe sehr deutlich darauf aufmerksam 
gemacht, daß die Tatsache, daß zum Beispiel 
der durch Österreich rollende Verkehr auf 
Landstraßen und Autobahnen zu 87 Prozent 
Transitverkehr ist und die vielen Nord-Süd­
Verbindungsfahrten gerade durch das Inntal 
die Luft verpesten und den Lärm für die 
Bevölkerung untragbar machen, auch zu ein­
seitigen österreichischen Maßnahmen führen 
kann, wenn man nicht rechtzeitig im Inter­
esse der österreichischen Bevölkerung zu 
gemeinsam abgestimmten Maßnahmen 
kommt. 

Ich bin daher sehr froh, daß jetzt zumindest 
- ich gebe zu, das ist sehr bescheiden, ich 
hätte mir mehr erwartet - einmal der Auf­
trag an die Kommission ergangen ist, einen 
Vorschlag zu machen, wie ein Verhandlungs­
mandat mit den Österreichern aussehen 
könnte. Es gibt also auch Dinge, bei denen wir 
nur sehr langsam weiterkommen, und ich 

sage, ich hätte mir mehr gewünscht. - Soviel 
zu diesem Thema .. 

Abschließend, Herr Abgeordneter Guger­
bauer: Wenn es aufgrund der vollen Teil­
nahme am Binnenmarkt und von Fortschrit­
ten in den anderen Bereichen zu einem neuen 
Europavertrag kommt, dann hat auch Öster­
reich seinen spezifischen Teil zum europäi­
schen Einigungsprozeß in einer bestimmten 
historischen Periode geleistet. Danach wer­
den wir weitersehen. So sehe ich diese Ent­
wicklung. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Von den Rednern sind auch einige spezifi­
sche Probleme angeschnitten worden. Frau 
Abgeordnete Meissner-Blau, die momentan 
nicht im Saal ist (Ruf bei der ÖVP: Sie ist fast 
nie da! - Abg. S tei nb au er: Geht aber 
auch niemandem ab! - Abg. Wa b 1: Genüge 
ich Ihnen nicht?), hat gemeint, die beste 
Außenpolitik sei eine, welche die Landesver­
teidigung überflüssig macht. Meine Damen 
und Herren! Unbestritten! Eine Welt, in der 
militärische Konflikte und Auseinanderset­
zungen überflüssig sind, wäre die beste aller 
Vorstellungen. Wir leben jedenfalls nicht in 
einer solchen Welt. Trotz eines internationa­
len Rechtssytems und des Völkerrechtes -
mit allem Gewicht, das ihm zukommt - ist 
es, wie wir wissen, so, daß sich in vielen Berei­
chen der internationalen Beziehungen immer 
noch die Macht des Stärkeren durchsetzt. Wir 
haben in der Welt, in der wir heute leben, 
unsere Unabhängigkeit und die Freiheit unse­
rer Bürger sicherzustellen. Daher ist es für all 
die Generationen, die in Zukunft die Verant­
wortung für dieses Land zu tragen haben wer­
den, unbedingt notwendig, nicht nur durch 
eine gute Außenpolitik, sondern auch durch 
eine glaubwürdige Landesverteidigung 
unsere Unabhängigkeit und die Freiheit unse­
rer Bürger zu sichern. (Beifall bei ÖVP, SPÖ 
und Beifall des Abg. Haigermoser.) 

Zur immerwährenden Neutralität und dem 
Bekenntnis zu rechtlichen Verpflichtungen, 
die wir eingegangen sind: Hier bin ich mit der 
Frau Abgeordneten Klubobfrau Meissner­
Blau durchaus einer Meinung. (Abg. Dr. 
K hol: Sie ist nicht da!) Wir dürfen uns, hat 
Frau Klubobfrau Meissner-Blau gemeint, von 
keiner Seite vereinnahmen lassen. Dabei 
kommt es aber, wie so oft in der Politik, auf 
die Interpretation an. 

Ich möchte dazu zwei Sachen sagen: Ich 
möchte mich erstens in aller Form davon 
distanzieren, wenn damit, daß wir uns von 
keiner Seite vereinnahmen lassen dürfen, 
gemeint ist, daß wir nirgends dazugehören 
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dürfen. Wir gehören zur Gemeinschaft der 
freien Länder Europas und haben, was unser 
internes gesellschaftliches System anbelangt, 
nichts gemeinsam mit den kommunistischen 
Ländern! (Beifall bei ÖVP, SPÖ und Beifall 
des Abg. Haigermoser.) 

Ich möchte zweitens sagen: Was die Verein­
nahmung und unsere Selbständigkeit, unsere 
Souveränität in bezug auf den westlichen 
Bereich anbelangt, wird sehr viel, sehr 
geehrte Frau Abgeordnete Meissner-Blau 
(Ruf bei der ÖVP: Sie ist nicht anwesend!) -
es kommt ja ins Stenographische Protokoll 
(Abg. Dr. Pu n ti g a m: Das wird sie auch 
nicht lesen!), und Kollege Smolle wird das 
vielleicht auch an sie weitergeben -, von 
unserem nationalen Selbstbewußtsein, von 
unserer wirtschaftlichen Stärke und von 
unserer inneren Stabilität abhängen. 

Die Frau Abgeordnete hat wiederholt auf 
die Schweiz, die ja sehr oft als besonders 
kapitalistisches Land abqualifiziert wird, und 
auf die harten Maßnahmen, die die Schweiz 
bezüglich des Nord-Süd-Verkehrs ergriffen 
hat und durch die sie sozusagen in einen Kon­
flikt mit der Europäischen Gemeinschaft 
geraten ist, verwiesen. Ich habe vorhin 
gesagt: Wenn es die Interessen der Bevölke­
rung Tirols verlangen, werden wir bezüglich 
des Nord-Süd-Verkehrs und der Belastungen, 
die daraus entstehen, auch einseitige Maß­
nahmen ergreifen müssen. (Beifall bei der 
ÖVP.) Aber, meine Damen und Herren, eine 
solche Situation wird man umso leichter 
durchstehen, je stärker man wirtschaftlich, 
sozial und politisch ist. Da darf man über­
haupt keine Illusionen haben. (Zwischenruf 
des Abg. Sm 011 e.) Die Schweiz hat ihre 
wirtschaftliche Stärke und ihre politische 
Stärke gerade deshalb entwickelt - Herr 
Abgeordneter, ich werde sofort Ihren Zwi­
schenruf ermöglichen -, weil sie politisch 
geeint ist, zu einer geschlossenen außenpoliti­
schen Konzeption steht und weil sie wirt­
schaftlich stark und sozial stabil ist. Diesem 
Ziel dient auch der Sanierungs- und Erneue­
rungskurs der österreichischen Bundesregie­
rung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Bitte, Herr Abgeordneter. (Abg. Sm 011 e: 
Ich möchte Sie fragen, warum muß dann ... 
- Erster Zwischenruf. Und zweitens: Ich 
möchte Sie an eine Äußerung Ihres Vorgän­
gers Bundeskanzler Dr. Klaus erinnern: Auch 
Osteuropa ist Europa!) Wie hat die Aussage 
gelautet? (Abg. Sm 011 e: Auch Osteuropa ist 
Europa!) Ich komme dazu, Herr Abgeordneter 
Smolle; das ist schon notiert. 

Es hat geheißen: von keiner Seite verein­
nahmt. Meine Damen und Herren! Ich habe 
dazu sehr deutlich Stellung bezogen. Wenn 
ich von der gesamteuropäischen Politik spre­
che, so ist darin nicht nur das Faktum enthal­
ten, daß wir Mitglied der Gemeinschaft der 
freien Länder Westeuropas sind und bei un1? 
die Zusammenarbeit und die volle Teilnahme 
am europäischen Binnenmarkt als nächste 
Etappe besondere Priorität haben, sondern 
gerade Österreich weiß, daß Europa als sol­
ches größer ist als das freie Europa und daß 
wir gerade durch die Nachbarschaftspolitik, 
meine Damen und Herren, die wir praktizie­
ren - auch wenn das Wort gelegentlich als 
etwas abgenützt betrachtet wird, weil es sehr 
oft verwendet wird, eben weil es richtig ist -, 
durchaus auch in nördlicher, in östlicher und 
in südöstlicher Richtung eine Brückenfunk­
tion haben zu den Ländern mit einem ande­
ren gesellschaftlichen System, zu den kom­
munistischen Staaten. 

Ich habe mich immer zu dieser Nachbar­
schaftspolitik bekannt. Es ist mit Recht dar­
auf verwiesen worden - ich glaube, von 
Herrn Abgeordneten J ankowitsch -, daß der 
Außenminister der damaligen Zeit, Bundes­
minister Kreisky, als erster Außenminister 
eines freien Landes Besuche in Oststaaten 
gemacht hat, daß Bundeskanzler Dr. Josef 
Klaus als erster österreichiseher Regierungs­
chef Jugoslawien, Ungarn, Bulgarien, Rumä­
nien und - wie ich glaube - auch Polen 
besucht hat und daß das durchaus eine 
gesamteuropäische Funktion Österreichs ist, 
die wir weiterentwickeln wollen. 

Ich möchte hier feststellen, daß zum Bei­
spiel die Beziehungen zu Jugoslawien - ein 
blockfreies, aber ein kommunistisches Land 
- gezeigt haben, daß man mit einem Land 
mit einem ganz anderen, einem gegensätzli­
chen Gesellschaftssystem durchaus freund­
schaftliche und kooperative Beziehungen auf­
bauen und entwickeln kann und dafür nicht 
einmal einen Eisernen Vorhang braucht, 
meine Damen und Herren. 

Es hat sich am Beispiel Ungarn, das ein 
Mitglied des COMECON und des Warschauer 
Paktes, also ein Mitglied der östlichen Militär­
allianz, ist, gezeigt, daß man trotz einer 
großen Verhärtung zwischen den Supermäch­
ten in den vergangenen Jahrzehnten in den 
letzten 10, 15 Jahren sehr vorteilhafte freund­
schaftliche und gute Beziehungen aufbauen 
konnte, die ich, was die Beziehungen zu 
einem kommunistischen Land anlangt, fast 
als vorbildhaft bezeichnen will. Diese Bezie­
hungen führen heute dazu, daß man im So m-
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mer auf den österreichischen Straßen, auf 
den Autobahnen und in Wiener Geschäften 
gruppenweise Ungarn sieht und natürlich 
auch Österreicher in Sopron und Budapest. 

Ich bin auch grundsätzlich optimistisch, 
daß sich die nachbarschaftlichen Beziehun­
gen zu unserem nördlichen Nachbarn, wo es 
um vieles schwieriger war, auch in diese Rich­
tung entwickeln. Gerade der Besuch des Stell­
vertretenden Ministerpräsidenten Toman in 
den letzten Tagen, der in Fragen Umwelt­
schutz, Zusammenarbeit im Bereich der 
Landwirtschaft mit Kollegen Riegler sehr 
nützliche Gespräche geführt hat und gestern 
auch ein Gespräch mit mir hatte, zeigt, daß 
die andere Seite die Absicht hat, in diese 
Richtung zu gehen. 

Meine Damen und Herren! Das wird sich 
dann aber auch in der Praxis niederschlagen 
müssen, in der Praxis der gegenseitigen 
Begegnung auf allen Ebenen, der Wissen­
schaft, der Wirtschaft, in der Praxis der 
Begegnung der Jugend. Ich halte Initiativen, 
wie es etwa Abgeordneter Flicker im Norden 
Niederösterreichs praktiziert hat, wo eine 
Gruppe österreichischer Jugendlicher tage­
weise Radausflüge in die Tschechoslowakei 
macht und dort Jugendliche trifft, für etwas 
sehr Nützliches, sie sind jedenfalls wichtiger, 
meine Damen und Herren, als noch so viele 
papierene Erklärungen. Also ich möchte 
sagen, Herr Abgeordneter Smolle, daß diese 
andere Aufgabe gerade Österreichs, ob man 
sie jetzt als "Nachbarschaftspolitik" bezeich­
net, oder mit dem neuen, etwas modischen, 
aber durchaus interessanten Begriff "mittel­
europäische Politik" umschreibt, ihren Stel­
lenwert in der Gesamtpolitik der Bundesre­
gierung findet. - Das zu diesem Thema. 

Ich habe zu einer Reihe von anderen Fra­
gen - EG-Wirtschaft, Basis der NATO und 
ähnliches - schon in der Fragestunde Stel­
lung genommen. 

Nun zur Entwicklungshilfe, meine Damen 
und Herren. Ich stehe durchaus zu dem, was 
ich als Abgeordneter der Opposition gesagt 
habe, nämlich, daß wir hier zuwenig leisten. 
Ich stelle das mit Bedauern fest, weil wir hier 
eine moralische Verpflichtung haben. 

Um auf Ihre Frage einzugehen, Herr Abge­
ordneter Gugerbauer: Wenn ich gesagt habe, 
das ist mir ein besonders wichtiges Thema, so 
meinte ich das in der Richtung, daß ich mich 
engagiert damit beschäftigen werde, weil wir 
hier eine besonders geringe Leistungskapazi­
tät aufweisen. Daher habe ich die Verpflich-

tung, mich besonders zu engagieren. Dieses 
Engagement kann nicht nur darin bestehen, 
daß ich für nächstes Jahr verspreche, daß 
man den Betrag von 0,24 - selbst der hängt 
davon ab, das möchte ich Ihnen in aller Ehr­
lichkeit sagen, wie man ihn berechnet - auf 
0,34 Prozent des Bruttosozialproduktes anhe­
ben wird, sondern liegt auch darin, daß man 
sich verstärkt damit beschäftigt, wie wir in 
den nächsten Jahren im Zuge des Erneue­
rungsprozesses und auch der Stärkung unse­
rer Wirtschaft wieder zu einer höheren Lei­
stungsquote für die Armen in den Ländern 
der dritten und vierten Welt kommen können. 

Meine Damen und Herren! Auch in diesem 
Bereich geht es um zwei Ausgangspunkte. 
Wir brauchen das moralische Bewußtsein -
ich verhehle nicht, daß dieses gelegentlich zu 
gering entwickelt ist -, daß wir den Armen in 
den Ländern der dritten und vierten Welt ver­
pflichtet sind. Wir brauchen aber auch die 
wirtschaftliche Leistungskraft. Wenn wir die 
wirtschaftliche Leistungskraft nicht haben, 
werden alle Appelle papierene Appelle blei­
ben. - Das zu diesem Thema der Entwick­
lungshilfe. 

Herr Abgeordneter J ankowitsch hat die 
Grundsatzdebatte begrüßt, die sich im Zusam­
menhang mit der Vorstellung des Buches der 
Professoren Hummer und Schweizer entwik­
kelt hat. Ich habe ebenfalls in einer Presseer­
klärung gesagt, daß das ein sehr wichtiger 
Beitrag ist, um unsere Überlegungen in Rich­
tung Europäischer Gemeinschaft weiterzuent­
wickeln, und daß diese Debatte im übrigen 

. anschließt - wie Sie, Herr Abgeordneter 
Gugerbauer, mit Recht gesagt haben - an 
eine Äußerung des Herrn Abgeordneten J an­
kowitsch, an Äußerungen des Abgeordneten 
Khol und an Ausführungen des früheren Han­
deisministers und Vizekanzlers Dr. Fritz 
Bock. 

Ich bin Herrn Abgeordneten Steiner, der 
natürlich den Vorteil hat, außenpolitische Fra­
gen aus einer besonders langen Erfahrung in 
der Regierung, im Parlament, als führender 
Diplomat Österreichs im Inland und im Aus­
land heraus beurteilen zu können, sehr dank­
bar, daß er auch auf die Funktion Österreichs 
als Asylland verwiesen hat. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir von 
Entwicklungsländern reden, denken wir 
immer an die wirtschaftlich und industriell 
unterentwickelten Länder. Für mich gibt es 
aber auch Entwicklungsländer, in denen die 
Demokratie nicht entwickelt ist, die die Men­
schen verlassen, weil sie die Freiheit suchen. 
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Das ist, wenn Sie wollen, auch eine demokra­
tiepolitische Entwicklungshilfe, wobei wir 
nicht nur in der Vergangenheit ein Asylland 
waren - nach 1956 wurden weit über 100000 
ungarische Flüchtlinge aufgenommen, nach 
1968 180000 tschechische Flüchtlinge, seit 
1968 weit über 200 000 jüdische Sowjetbürger 
-, sondern es auch in Zukunft sein werden. 
Ich möchte diese Rolle außerordentlich beto­
nen. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Was die Zusammenarbeit regionaler 
Arbeitsgemeinschaften, zum Beispiel ARGE­
Alp, oder auch die Zusammenarbeit von Kärn­
ten, Steiermark, Friaul, julisch Venetien und 
Slowenien in der ARGE Alpe-Adria anbe­
langt, glaube ich, daß das sehr nützliche Ein­
richtungen zur Entwicklung der nachbar­
schaftlichen Zusammenarbeit sind, die auch 
im Interesse unseres Gesamtstaates liegen, 
und ich habe im Sinne einer stärkeren Beto­
nung des Föderalismus und der bundesstaatli­
chen Struktur, meine Damen und Herren, 
überhaupt keine Bedenken, wenn hier, natür­
lich mit Zustimmung des Bundesstaates, 
durchaus auch im nachbarschaftlichen 
Bereich liegende Absprachen und Abkommen 
zwischen den einzelnen Bundesländern und 
ihren Nachbarregionen getroffen werden. 
Auch das ist Teil unserer Regierungspolitik 
und wird ja von Herrn Bundesminister Neis­
ser im Sinne einer stärkeren Föderalisierung 
verhandelt werden. 

Das, meine Damen und Herren, zu den 
wichtigsten Punkten, die auch von den ande­
ren Rednern angeschnitten wurden. 

Vielleicht - durchaus um den Preis, mich 
einmal kurz zu wiederholen - noch zur fran­
zösischen Visa-Frage, die Ihnen, Herr Abge­
ordneter Gugerbauer, sehr am Herzen liegt. 
Wir müssen aufpassen, daß wir nicht von der 
Entwicklung innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft und vom Integrationsprozeß 
abgekoppelt werden. Da haben Sie Beispiele 
gebracht - Beispiele, die man allenfalls so 
oder so sehen kann -, die darauf zurückzu­
führen sind. 

Nur, Herr Abgeordneter Gurgerbauer: Auch 
die Schweiz ist nicht Mitglied der Europä­
ischen Gemeinschaft und ist bei der Formulie­
rung ihrer integrationspolitischen Zielsetzun­
gen noch um einiges vorsichtiger als wir, sie 
wurde aber, aus Gründen der Unmöglichkeit, 
das zu kontrollieren, als Nachbarland von der 
Visa-Verpflichtung ausgenommen. Ich sage 
das nicht deswegen, weil es mich meiner Ver­
pflichtung enthebt, alles zu tun, um die Visa­
Verpflichtung wegzubringen, sondern um zu 

zeigen, daß die Visa-Verpflichtung nicht nur 
davon abhängt, ob man Mitglied der Europäi­
schen Gemeinschaft ist oder ob man nicht 
Mitglied der Europäischen Gemeinschaft ist. 
(Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 11.29 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter, Dr. Hesele. 

11.29 

Abgeordneter DDr. Hesele (SPÖ): Herr Prä­
sident! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Der Herr Vizekanzler hat in seiner Stel­
lungnahme auf die Kontinuität und auf den 
Konsens verwiesen. Im Vorwort zum Außen­
politischen Bericht 1986 hat er sehr nette 
Worte für seine Vorgänger Gratz und Janko­
witsch gefunden. Er hat gemeint - wenn ich 
wörtlich zitieren darf -: 

" ... fällt es mir aber insofern leicht, als es 
sich bei der österreichischen Außenpolitik 
gerade in diesen Jahren um einen Bereich 
handelte, in dem ein hohes Maß an Konsens 
anstelle der Kontroverse getreten war, und 
Kontinuität in klarer Überzeugung praktiziert 
werden kann." 

Der Herr Außenminister hat im Budgetaus­
schuß gemeint, Konsens: ja, aber es gibt 
unterschiedliche Auffassungen in der Umset­
zung der Außenpolitik. Jankowitsch meint, 
wir müßten mit einer Stimme reden. Die FPÖ 
stimmt dem Kapitel ,,Äußeres" zu - was 
nichts Neues ist. Das ist, Dr. Gugerbauer, eine 
alte Peter-Tradition, das sogenannte qualifi­
zierte Nein zum Budget, daß man nämlich 
sagt, einzelnen Kapiteln kann man zustim­
men, unter anderen war das auch immer das 
Kapitel "Äußeres". 

Ich glaube, Herr Vizekanzler, wir haben 
den Konsens auch in den letzten 15 Jahren 
gehabt, als die Österreichische Volkspartei in 
der Opposition gewesen ist. Wir waren in den 
Grundsatzfragen der Außenpolitik - das 
haben die Sprecher der Partei immer gesagt, 
Steiner, ich gehe noch weiter zurück, auch 
unser gemeinsamer Freund Karasek -, in 
den essentiellen Fragen der Außenpolitik 
einer Meinung. (Abg. Dr. K ho 1: Unter 
Kreisky hat es abgenommen!) Aber bitte, ich 
möchte ja etwas Positives sagen. 

Wir haben uns immer verstanden. Ich 
wüßte nicht, Herr Vizekanzler, warum es 
jetzt, da beide großen Parteien in einer Regie­
rung sind, keinen Konsens geben sollte. 
Daher, glaube ich, brauchen wir .,. (Abg. Dr. 
K ho 1: Wir reden nicht von der SPÖf Wir 
reden von Kreisky!) Wir reden von der 

85 
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Zukunft. (Abg. Dr. S c h ra n z: Es gibt keinen 
bekannteren Österreicher!) 

Punkt 2: Ich darf einige Anmerkungen zur 
Entwicklungshilfe machen. Kollege J anko­
witsch hat ja bereits erklärt, daß wir in der 
Entwicklungshilfe auch einen Schwerpunkt-­
sehen. Herr Vizekanzler! Sie haben sich in 
Ihrer Wortmeldung zur Entwicklungshilfe 
bekannt. Sie haben im Ausschuß gemeint, es 
müsse eine Neubewertung der Entwicklungs­
hilfeleistungen geben; das steht einem Res­
sortchef zu. Niemand hat erwartet, zumindest 
ich nicht, daß man im Zuge der Budgetsanie­
rung und der Kürzung aller Mittel gerade qas 
Budget der Entwicklungshilfe erhöht. 

Darf ich nur einiges aus meinen prakti­
schen Erfahrungen heraus sagen. Wir waren 
im vergangenen Jahr in Südamerika, in Bra­
silien, in Argentinien, wir waren im Rahmen 
der IPU in Mexiko, und heute hören wir, daß 
Brasilien, daß Argentinien, daß Mexiko, daß 
Ecuador ihre Auslandsschulden nicht mehr 
bezahlen können, daß man auch die Zinsen­
zahlungen eingestellt hat. 

Es könnte nun die Frage entstehen, was das 
Österreich angeht. - Es kann das Wirt­
schaftsgefüge Westeuropas betroffen werden. 
Ein Kapitel des Außenpolitischen Berichts 
widmet sich ja dem Schuldenproblem der Ent­
wicklungsländer, weil, wie wir alle wissen, es 
sich, wenn ein halber Kontinent verschuldet 
ist, nicht mehr zahlen kann, auf das Wäh­
rungs- und auf das Wirtschaftsgefüge der 
freien Welt auswirken wird, in erster Linie 
sicher in den Vereinigten Staaten, aber auch 
in Europa und sicher auch bei uns. Die Welt­
bank hat so manches dazugelernt. 

Fritz König und ich - wir kommen im Rah­
men derIPU sehr viel herum und erledigen 
auch viele positive Dinge - haben uns in 
Mexiko mit den Handelsdelegierten unterhal­
ten. Die Weltbank hat bei der Gewährung von 
Krediten den Mexikanern scharfe und sehr 
restriktive Maßnahmen auferlegt, vielen 
anderen Staaten auch, nur erreicht man mit 
diesen restriktiven Maßnahmen oft das 
Gegenteil dessen, was man mit dem Bankkre­
dit erreichen will. 

Ich glaube, die Beobachtung dieser Ent­
wicklungen ist auch für Österreich sehr wich­
tig. 

Es wird heuer eine Delegation bei der Inter­
parlamentarischen Union in Nicaragua anwe­
send sein. Ich persönlich gehöre nicht zu 
jenen, die glauben, daß in Nicaragua die voll-

endete Demokratie entstanden ist. Aber ich 
glaube, was wir bei unSerem Aufenthalt tun 
können und tun müssen, ist, daß wir uns über 
das politische System informieren, daß wir 
mit allen politischen Gruppierungen - wie 
das einem neutralen Staat entspricht -
reden, daß wir weiters mit den Entwicklungs­
helfern, die ja aus Idealismus in dieses Land 
gingen, Kontakt aufnehmen, daß wir uns zum 
Beispiel auch über die Leistungen der Volks­
hilfe informieren, die ja nicht dem Sandini­
stenregime helfen will, sondern den Men­
schen, die dort wohnen. 

In gebotener Kürze einige Gedanken zur 
Europapolitik. Der Herr Vizekanzler hat den 
Standpunkt der Regierung bereits bekanntge­
geben. Nachdem die Europapolitik ein 
Schwerpunkt der österreichischen Außenpoli­
tik sein wird, möchte ich auf einen Artikel von 
Generalsekretär Oreja hinweisen, der in der 
letzten Ausgabe des "West-Ost-Journals" 
unter dem Titel "Perspektive 2000 - die Her­
ausforderung Europas" folgendes geschrie­
ben hat, er kommt zu folgendem Schluß und 
gibt folgenden Ausblick: 

"Europa kann es sich nicht länger leisten, 
mit mehreren Stimmen zu sprechen und 
seine Kräfte zu zersplittern. Die Stimme 
Europas wird benötigt" - und so weiter und 
so weiter - beim Nahost-Konflikt. "Der Euro­
parat ist der älteste und geographisch größte 
Zusammenschluß von demokratischen Staa­
ten." 

Diese Aussagen des Generalsekretärs 
Oreja, die zu unterstreichen sind und sicher 
auch für uns Leitbild unserer Europapolitik 
sein sollten, sind aber derzeit wirklich nur 
Perspektive und nicht europäische Realität. 
Die Zweiteilung Europas ist vorhanden, und 
wenn wir nichts Entscheidendes unterneh­
men zur Zusammenführung der Europä­
ischen Gemeinschaften und des Europarates, 
wird diese Kluft immer größer. 

Oreja, der ja lange spanischer Außenmini­
ster gewesen ist, weiß schon, worum es geht. 
Es ist sehr sinnvoll, was er über die Gemein­
schaft schreibt - heute ist der 30. Jahrestag 
der Unterzeichnung -: 

"Der Europäischen Gemeinschaft ist es 
gelungen, eine Europäische Zollunion, einen 
gemeinsamen Agrarmarkt, eine gemeinsame 
Handelspolitik, eine eigenständige und in den 
Abkommen von Lome verankerte Entwick­
lungspolitik, ein europäisches Währungssy­
stem, einen europäischen Regionalentwick­
lungsfonds, eine europäische Investitions­
bank und vieles mehr zu schaffen." 
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Der letzte Beschluß der Organe der 
Gemeinschaft war, bis zum Jahr 1992 den ein­
heitlichen Binnenmarkt zu schaffen. Oreja 
meint, es bedarf noch vieler mutiger Entschei­
dungen innerhalb der Gemeinschaft bis zur 
Verwirklichung dieses Zieles. Das gilt auch 
für uns. 

Sie, Herr Außenminister, haben sich 
namens der Regierung dazu bekannt, daß 
auch die Regierung diese mutigen Entschei­
dungen in Richtung Arrangement, wie immer 
man das nennen will, in Richtung Teilnahme 
am Binnenmarkt, treffen wird müssen. Es ist 
richtig, daß in der Regierungserklärung der 
Koalitionsregierung die Annäherung Öster­
reichs an die Gemeinschaften als eines der 
vordringlichsten Anliegen der großen Koali­
tion bezeichnet wird. 

Es ist symptomatisch, Herr Außenminister, 
daß Ihr erster Besuch natürlich den Schwei­
zern gegolten hat. Das ist eine alte Tradition. 
Daß aber der zweite Besuch bereits in Brüssel 
stattgefunden hat, zeigt, glaube ich, auch in 
der Besuchsdiplomatie die Herausarbeitung 
dieses Schwerpunktes. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 

Herr Vizekanzler! Sie haben in Ihrem Vor­
trag in Zürich auch das Fernziel skizziert, wie 
Sie sich das Arrangement mit der Europä­
ischen Gemeinschaft vorstellen. - Es hat 
immer einer guten Tradition entsprochen, daß 
die Mitglieder des Außenpolitischen Aus­
schusses nachher die Reden zum Studium 
bekommen haben, weil sie oft wertvolle Hin­
weise für unsere praktische Arbeit enthalten 
haben. Ich habe mir schon erlaubt, den Kabi­
nettchef zu ersuchen, daß diese Tradition fort­
gesetzt wird. 

Sie glauben, Herr Außenminister , daß das 
Fernziel der Europavertrag sein muß. Sie 
sprachen im erwähnten Vortrag von einem 
Europapaket, das Währungsmaßnahmen, 
Landwirtschaft, Technologiekooperation und 
Verkehrspolitik miteinschließt. Die Schweizer 
sind hier anscheinend anderer Auffassung, 
sie machen es mit bilateralen Verträgen. 

Sie haben heute davon gesprochen, Sie hiel­
ten nichts von einer globalen Regelung. Ich 
bin aber der festen Überzeugung, daß auch 
unsere künftigen Gespräche, unsere künfti­
gen Verhandlungen mit der Gemeinschaft -
Sie haben das vor einigen Minuten gesagt -
auf den verschiedensten Ebenen durchge­
führt werden müssen. Sicher multilateral, 
wenn man die Luxemburger Beschlüsse wei­
ter realisieren will; man wird bilateral über 

Fragen der Landwirtschaft sprechen müssen, 
man wird aber auch - das, glaube ich, gehört 
dazu, wenn man von einer Annäherung an die 
Gemeinschaft spricht - autonome Maßnah­
men in Österreich setzen müssen. 

Sie brauchen mein Lob nicht. Aber ich 
glaube - und das ist sicher auch die Auffas­
sung der Regierung -, in zwei Tagen ist bei 
Gesprächen in Brüssel nicht mehr herauszu­
holen. 

Das Zeigen einer Kooperationsbereitschaft 
seitens der Organe ist ein sehr wesentliches 
positives Element. Einmal im Jahr - so sehe 
ich das, Dr. Gugerbauer - sind Gespräche 
auf höchster Ebene notwendig, wenn ich das 
richtig verstanden habe. Selbstverständlich 
nicht nur, denn alles machen nicht die "Höch­
sten". Es sind oft auch die Beratungen und 
die Beschlüsse der "Nichthöchsten" von sehr 
großem Vorteil. Auf höchster Ebene erfolgt 
immer nur der Abschluß. Eine Botschaft in 
Wien wird sicher dazu beitragen, daß man 
noch intensivere Kontakte bekommt. 

Ich wünsche den Tirolern natürlich, daß sie, 
wie Herr Landeshauptmann Alois Partl am 
Sonntag gesagt hat - mit ihm war ich einmal 
drei Tage beim Europarat, er ist auch ein 
Freund des Europarates -, eine neue Bahn, 
eine neue Straße bekommen. Ich vergönne es 
den Tirolern, daß sie den Verkehr wegbrin­
gen. (Abg. Dr. K h 01: Wie nett! - Abg. 
Wein berger: Bei uns braucht man das 
nicht zu diskutieren! - Abg. Dr. S t ein er: 
Es sind österreichische Interessen!) Als Nie­
derösterreicher gönne ich ihnen das. Wir sind 
da sehr kooperativ. 

Ich glaube, Herr Vizekanzler, Heinz Nuss­
baumer hat die Crux unserer Position erfaßt. 
Er schreibt, es sei ein "Weg voller Dornen". 
"In Brüssel rätseln viele, wie Österreich 
,gleichzeitig in und außer halb der EG stehen 
soll'." 

Ich glaube, man muß an diese Verhandlun­
gen vor allem positiv herangehen. Sie sind 
eine Herausforderung, und zwar nicht nur für 
die Regierenden, sondern auch für unsere 
Diplomaten. Es wird Ausdauer und Hartnäk­
kigkeit brauchen von seiten der Damen und 
Herren, die verhandeln. Ich bin aber zutiefst 
überzeugt, daß sie auch hier positive Ergeb­
nisse nach Hause bringen werden. 

In gebotener Kürze noch eines: der Vollbei­
tritt. Steiner hat bereits gesagt - aber das ist 
jedem politisch Denkenden ohnehin klar -, 
die Frage des Vollbeitrittes zur Gemeinschaft 
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könne keine rechtliche Frage sein. Ich habe 
die Gutachten von Professor Hummer gele­
sen. Da taucht die Frage auf, was man im 
Kriegsfall macht. Da müßte man die Grenze 
wieder zusperren. Das alles ist in einem Ver­
trag rechtlich gesehen sehr gut zu organisie­
ren, aber wir leben ja in einem lebendigen, 
dynamischen Raum, wo man, wenn ein Krieg 
kommt - den Gott abhüten möge -, die 
Grenze sperren würde. 

Daher, so meine ich, ist das eine politische 
Frage. Ich bin als Parlamentarier auch der 
Auffassung und unterstütze hier die Bundes­
regierung, daß wir eine De-facto-Mitglied­
schaft, oder wie immer man das nennt, 
anstreben sollen, nicht aber den Vollbeitritt, 
und zwar aus gesamtpolitischen Erwägungen 
heraus. 

Und noch eine weitere Frage - ich glaube, 
das auch von Ihnen gelesen zu haben, Herr 
Außenminister -: Es weiß ja niemand, was 
die Gemeinschaften wollen, ob die Gemein­
schaften überhaupt daran interessiert sind, 
eine neues Mitglied zu bekommen. Der Fall 
Norwegen ist ja ganz etwas anderes. Die 
waren ja schon dabei, nur in der Volksabstim­
mung zu Hause sind sie durchgefallen. Die 
vollziehen das wieder. Es ist doch die Frage, 
ob man uns in den Gemeinschaften über­
haupt will, wo ja der Griechenland-Beitritt 
noch nicht verdaut wurde, geschweige denn 
der Beitritt Spaniens und Portugals. Das ist 
doch ein großer Umstellungsprozeß. 

Soweit ich informiert bin, gibt es mit den 
Türken einen Assoziationsvertrag, der aber 
jetzt nicht vollzogen werden soll, weil es um 
die Frage des Austausches der Arbeitskräfte 
geht. Es würden nach Inkrafttreten dieses 
Vertrages sofort ein, zwei, drei Millionen Tür­
ken in die Gemeinschaften kommen, beson­
ders nach Deutschland; 

Ich darf zu dem ganzen Fragenkomplex 
noch eines sagen: Es stört mich, daß die Situa­
tion so dargestellt wird - das kommt nicht 
von Ihnen, aber von Ihren "guten" Mitarbei­
tern -, als ob mit Alois Mock alles neu begon­
nen hätte. Da bin ich nicht der Meinung. Man 
sollte schon aussprechen, daß auch vor Alois 
Mock und auch vor dieser Bundesregierung 
schon der Versuch gemacht wurde, ein besse­
res Einvernehmen beziehungsweise eine 
Annäherung an die Europäische Gemein­
schaft zu finden. 

Sie widmen im Außenpolitischen Bericht 
"der Entwicklung der Beziehungen zu den EG 
seit dem Abschluß der Freihandelsabkommen 

1972" ein eigenes Kapitel. Wir waren immer 
der Auffassung, daß der Abschluß der Frei­
handelsabkommen kein Schlußpunkt sein 
kann, sondern ein Beginn für weitere Ver­
handlungen. Wie lange das in Brüssel dauert 
- Gugerbauer glaubt, in zwei Tagen erreicht 
man alles -, zeigt gerade dieses Kapitel im 
Außenpolitischen Bericht. 

Im Jahr 1972: Abschluß der Verträge. 1977 
wurde anläßlich der EFTA-Gipfelkonferenz 
eine 10-Punkte-Erklärung der EFTA-Staaten 
beschlossen und den Gemeinschaften über­
reicht. Ziel war damals der Ausbau der Han­
dels- und Wirtschaftskooperation mit der 
Gemeinschaft. Im Jahr 1978 haben die EG­
Außenminister eine positive Stellungnahme 
abgegeben, aber erst 1984 - nach sechs Jah­
ren! - ist es zu der heute von Ihnen zitierten 
Luxemburger Erklärung gekommen, die den 
großen Wirtschaftsraum vorsieht. Über die 
Realisierung·dieses Abkommens wird verhan­
delt. Dieser Konferenz ist eine Konferenz der 
EG-Außenminister, der EFTA-Außenminister 
und der Kommission vorausgegangen. Erst 
im Dezember 1985 sind diese einheitlichen 
europäischen Akte beschlossen worden. Und 
es ist auch der Beschluß gefaßt worden, bis 
1992 einen einheitlichen Binnenmarkt zu 
schaffen. 

Meine Damen und Herren! Wir werden 
beim Außenpolitischen Bericht dann die Mög­
lichkeit haben, auch über den anderen Teil 
Europas zu reden. Wir sind der Auffassung -
Sie selbst haben auch auf eine Anfrage von 
mir gesagt, daß Europa nicht aus 12, sondern 
aus 21 Staaten besteht -, daß wir auch mit 
den anderen Staaten, mit den Staaten des 
Ostens Kontakte aufnehmen müssen. Beim 
Außenpolitischen Bericht wird es möglich 
sein, darüber zu reden. 

Nur zwei Anmerkungen dazu: Es gibt gute 
Ansätze bezüglich der Oststaaten. Es war eine 
Unterkommission der Politischen Kommis­
sion des Europarates in Wien und hat im Rah­
men der KSZE-Konferenz auch mit den Ost­
botschaftern Kontakt aufgenommen. 

Ich bin auch über die regionale Kooperation 
sehr glücklich. Nur gibt es für mich nicht nur 
Tirol und den Süden und die Steiermark. Der 
Herr Landeshauptmann von Niederösterreich 
hat von der Donau-Kooperation gesprochen, 
der auch ich sehr viel Bedeutung beimesse, 
und zwar vor allem im Hinblick auf Kontakte. 
(Abg.Dr. Marga Hub in e k deutet auf ihre 
Uhr.) Ich komme schon zum Ende, verehrte 
Frau Präsident. - Hier könnte Niederöster­
reich, wie schon so oft und in so vielen Din­
gen, eine Vorreiterrolle spielen. 
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Zum Abschluß, Herr Außenminister: Bei 
diesem Budget handelt es sich um ein Spar­
budget, dem wir natürlich auch zustimmen 
werden. Nur eines möchte ich anmerken: Ich 
bin schon 15 Jahre hier im Parlament und bin 
acht Jahre als Beamter entweder hierherge­
gangen oder habe drüben das Budget verhan­
delt. Ich kenne keine Phase im Parlament, wo 
wir - ich meine das Außenministerium -
verwöhnt worden wären. Wir hoffen, daß auch 
dem Außenministerium in Zukunft einmal 
mehr Mittel für die immer größer werdenden 
Aufgaben zugeteilt werden. - Danke sehr. 
(Beifall bei der SPÖ.) 11.50 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. König. 

11.50 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König (ÖVP): 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Unser außenpo­
litischer Sprecher Dr. Steiner hat bereits die 
Position unserer Fraktion zu den außenpoliti­
schen Fragen hier am Rednerpult dargelegt, 
und ich möchte mich im Hinblick auf die ver­
einbarte Zeit ausschließlich mit dem Thema 
unseres Verhältnisses zur Europäischen 
Gemeinschaft beschäftigen. 

Ich betrachte die Ausgestaltung des Ver­
hältnisses zur Europäischen Gemeinschaft als 
eine der großen Herausforderungen dieser 
Regierung in dieser Legislaturperiode. Wenn 
der Herr Abgeordnete Gugerbauer hier 
gesagt hat, daß auch die Freiheitliche Partei 
dem Kapitel Äußeres wieder ihre Zustim­
mung geben wird, und wenn wir im Verlauf 
der Debatte feststellen konnten, daß es in die­
ser Frage einen Grundkonsens gibt, dann, 
glaube ich, ist das ein gutes Zeichen für ein 
gemeinsames Auftreten Österreichs in dieser 
Frage gegenüber den EG. 

Gugerbauer sprach davon, daß die Gestal­
tung des Binnenmarktes, die die EG bis 1992 
beschlossen haben, gewissermaßen ein kos­
misches Fenster wäre, das sich einmal öffnet, 
und wir müßten die Chance ergreifen, einzu­
treten und Österreich in diesem Binnenmarkt 
einzubringen. Ich teile diese Auffassung. Das 
bedeutet aber, daß wir uns darüber klar sein 
müssen, daß Österreichs Integration in den 
europäischen Binnenmarkt eine im wesentli­
chen wirtschaftliche Integration darstellt. Das 
heißt, daß wir von der bisherigen Freihandels­
zone übergehen müssen zu einer neuen Quali­
tät unseres wirtschaftlichen Verhältnisses zu 
den EG, nämlich zur Zollunion. 

Ich will das an einem einfachen Beispiel 

veranschaulichen. Wir haben heute im Rah­
men des Freihandelsvertrages den Abbau der 
Zölle im industriell-gewerblichen Bereich zwi­
schen Österreich und den EG verwirklicht. 
Die Landwirtschaft ist davon ausgeklammert 
- leider. Wir haben im Bereich der Zollunion 
aber etwas qualitativ wesentlich anderes zu 
verwirklichen. Wir haben nämlich auch den 
gemeinsamen Außenzoll der EG gegenüber 
Drittstaaten zu übernehmen und anzuwen­
den, wenn wir erreichen wollen, daß zwischen 
Österreich und den EG in einem großen Bin­
nenmarkt die Formalitäten der Ursprungs­
zeugnisse und alles, was es an nichttarifari­
sehen Handelshemmnissen geben kann, 
beseitigt werden. 

Auf gut deutsch gesagt: Die Jalousien des 
großen gemeinsamen Binnenmarktes mit sei­
nen Ursprungsregelungen, mit seinen Kon­
trollen der Importe müssen sich an den 
Außengrenzen Österreichs befinden und von 
uns nach gemeinsamen Regeln an unseren 
Außengrenzen mit kontrolliert und wahrge­
nommen werden. Dann sind wir drinnen in 
diesem europäischen Binnenmarkt. Wäre es 
anders, würden wir die gemeinsame Zoll­
union nicht verwirklichen, würden wir einen 
autonomen österreichischen Außenzoll gegen­
über Drittländern beibehalten, dann wären 
wir draußen, weil die Jalousien zwischen den 
EG und Österreich verliefen und die Kontrol­
len in diesem Bereich stattfinden müßten. 

Meine Damen und Herren! Das ist auch kei­
nerlei Preisgabe unseres besonderen Verhält­
nisses gegenüber den RGW-Staaten, da wir 
bekanntlich heute, wenn man sich das im ein­
zelnen ansieht, in der Regel höhere autonome 
Zölle als die EG gegenüber den Oststaaten 
haben, sodaß auch aus dieser Sicht keine wirt­
schaftliche Benachteiligung unserer europä­
ischen Nachbarn im Osten entstünde. 

Die entscheidende Frage ist also: Wie ver­
wirklichen wir diese volle Integration in den 
entstehenden europäischen Binnenmarkt? 
Das ist unabhängig zu sehen von der Frage 
einer formellen Mitgliedschaft. Ich teile die 
Auffassung, daß eine solche - und ich betone 
hier jedes Wort - derzeit nicht aktuell ist. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist sicher richtig, daß diese Frage keine 
rechtliche ist. Die Entwicklung in den EG ist 
heute eine solche, daß das bereits zitierte Völ­
kerrechtsgutachten, das die Industriellenver­
einigung in Auftrag gegeben hat, zu Recht 
feststellt, die Entwicklung in den EG gehe 
zwar hin zu Mehrheitsbeschlüssen, aber mit 
der entscheidenden Einschränkung, daß in 
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wesentlichen Fragen - und was könnte es 
Wesentlicheres geben als die Frage der Neu­
tralität - Einstimmigkeit herrschen muß, 
also ein Vetorecht besteht. Diese Entwick­
lung, eine Entwicklung auch weg von militäri­
schen Fragen, die ausgeklammert bleiben, 
macht die EG heute zu einer primär wirt­
schaftlichen Gemeinschaft, sodaß sich hier 
keine neutralitäts rechtlichen Fragen stellen. 
Es bleibt aber sehr wohl die politische Überle­
gung übrig. Gerade in einer Zeit, in der sich 
im Osten Entwicklungen anbahnen, bei denen 
der Brückenfunktion Österreichs besondere 
Bedeutung zukommt, sollten wir mit formel­
len Schritten sorgsam umgehen. 

Und ein Letztes: Wenn wir wirklich diese 
gewaltige Leistung vollbringen wollen, uns in 
den europäischen Binnenmarkt, in eine Zoll­
union zu integrieren, bedarf es aller Kräfte, 
die nicht aufgesplittert werden sollten durch 
Rechtsstreitigkeiten und formale Fragen, die 
bekanntlich, wie wir aus den anderen Bei­
trittsverhandlungen wissen, viele Jahre hin­
durch alle anderen Kräfte binden. 

Was also sollte der Inhalt sein? Worum geht 
es? Ich glaube, wir müssen eindeutig feststel­
len, und das auch gegenüber den EG, daß für 
uns eine Rosinentheorie genausowenig 
erstrebenswert ist, wie sie für die EG akzepta­
bel wäre. Man kann sich nicht etwas aussu­
chen, das einem paßt, und etwas anderes 
nicht nehmen, wenn man sich als gleichwerti­
ger Partner auf dem gemeinsamen europä­
ischen Binnenmarkt versteht. 

Wir werden daher notwendigerweise die 
volle Übernahme der EG-Bestimmungen ins 
österreichische Recht vorsehen müssen. Und 
das gilt für viele Bereiche. Das gilt für die Pro­
dukthaftpflicht genauso wie für das Ch~mika­
liengesetz und für sehr viele andere Bestim­
mungen, wobei unsere Wirtschaft unter glei­
chen Bedingungen arbeiten können muß, 
wenn wir wollen, daß unsere Betriebe auf 
dem gemeinsamen Markt auch gleiche Chan­
cen haben und in gleicher Weise in diesem 
gemeinsamen Markt naheliegende Märkte 
erschließen können und nicht durch selbstge­
bastelte Handelshemmnisse ausgeschlossen 
werden. 

Was wir aber anstreben müssen, wenn wir 
bei der formellen Beschlußfassung nicht 
dabei sind, ist die Einbeziehung in den Vorbe­
reitungsprozeß. Wer behauptet, daß das nicht 
möglich sei - der Vorberatungsprozeß nimmt 
ja auch in der innerösterreichischen Gesetz­
werdung eine ganz entscheidende Rolle ein, 
denn die Begutachtungsverfahren und die 

Einbeziehung der Sozialpartnerschaft haben 
ja ihren Sinn und ihren Einfluß auf eine sach­
gerechte Gesetzwerdung -, wer meint, daß 
man keinen Einfluß nehmen könne auf diesen 
Vorberatungsprozeß in den EG, der dort 
genau die gleiche Bedeutung hat, irrt. Denn 
es ist uns bereits gelungen, in den EG zu 
erreichen, daß etwa der Normensetzungsbe­
reich in den Organisationen des größeren 
Europa, also in den Europaratsorganisationen 
CEN und CENELEC, erfolgt und nicht in eige­
nen engeren Organisationen der EG. 

Natürlich mußten wir akzeptieren, daß 
diese Institutionen des Europarates EG-kon­
form gestaltet werden - leistungsfähiger, 
größer, mit Mehrheitsabstimmung -, und es 
bleibt natürlich unbestritten, daß das, was 
dort erarbeitet wird, Expertenarbeit ist, die 
letzten Endes dann der politischen Beschluß­
fassung durch die politischen Gremien - das 
sind die EG-Gremien, und das ist in Öster­
reich unsere Gesetzwerdung - vorbehalten 
ist. Aber auf diese Weise ist es möglich, einen 
wesentlichen Einfluß zu nehmen auf die Mit­
berücksichtigung österreichischer Anliegen, 
und ich glaube, daß das eines unserer vorran­
gigen Ziele sein müßte. 

Wir müssen versuchen, einen Konsulta­
tionsmechanismus auf allen Ebenen der EG 
zu erreichen. Es muß so sein, daß die EG, die 
uns ja als europäisches Land begreifen und 
als wertvollen Partner in vielen Wirtschafts­
fragen ansehen, auch bereit sind zu dieser 
Konsultation in einem Stadium, in dem die 
Entscheidungen erst vorbereitet werden und 
noch nicht gefallen sind. Das ist die große 
Herausforderung, die wir bewältigen müssen. 
Das ist auch eine der Aufgaben unserer öster­
reichischen Außenpolitik und Außenwirt­
schaftspolitik in Brüssel. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Ich begrüße daher, daß es Außenminister 
Dr. Mock gelungen ist, institutionalisierte 
Ministertreffen in Brüssel zu erreichen. Es 
wäre sehr erstrebenswert, wenn es gelänge, 
diese Ministertreffen - dies ist auch ein per­
sönlicher Gewöhnungsprozeß dahin 
gehend auszubauen, daß ein Mitglied der 
gemeinsamen Zollunion dann auch den Mini­
sterratssitzungen der EG konsultativ, sprich 
beratend, beigezogen wird. Als Mitglied der 
Zollunion wäre das nicht auszuschließen und 
würde uns abgrenzen von jenen, die den 
Schritt zur Zollunion nicht gehen wollen. 

Der erste Schritt ist sicher die Institutiona­
lisierung der Ministergespräche. Wir werden 
auch verstehen müssen, daß unsere Botschaft 
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in Brüssel verstärkt werden muß. Es gibt 
andere Botschaften, wo man vielleicht ein biß­
ehen einen Ausgleich schaffen könnte, in 
Brüssel jedoch sicher nicht. Wir werden auch 
trachten müssen, daß unsere Missionen in 
jenen Staaten, die Mitgliedstaaten der EG 
sind, zur bilateralen Vertretung hinzu auch 
die Aufgabe wahrnehmen, EG-Anliegen dort 
entsprechend zu vertreten. 

Wir haben uns in den letzten Jahren auch 
auf der Ebene des Parlaments dazu bekannt, 
daß wir Besuche von Parlamentariern bei der 
Kommission in Brüssel, beim Europäischen 
Parlament und bei den Schwesterparteien 
unterstützen, und wir werden bei der Akkre­
ditierung der EG-Botschaft in Österreich auch 
überlegen müssen, ob wir nicht auch hier im 
Hause unsere kleine Europaabteilung weiter 
ausbauen zu einer europäischen Dokumenta­
tion, um sowohl den Europaratsabgeordneten 
als auch jenen, die zu den EG fahren, ein 
wirklich optimales Rüstzeug zu bieten und 
auch jene Information, die ihnen dort eine 
sachgerechte Einflußnahme möglich macht. 

Schließlich werden wir im wirtschaftlichen 
Bereich anregen müssen, daß auch eine öster­
reichische Handelsmission bei den EG einge­
richtet wird und daß österreichische Vertreter 
in den internationalen europäischen Bran­
chenverbänden in Brüssel vertreten sind, um 
im vorberatenden Bereich präsent zu sein. 

Meine Damen und Herren! Die Teilnahme 
am europäischen Binnenmarkt wird auch 
nicht ohne Härten abgehen; darüber müssen 
wir uns im klaren sein. Wir werden diesen 
Schritt gehen müssen, weil er das wirtschaft­
liche Überleben unseres Landes innerhalb der 
freien, konkurrenzierenden Wirtschaft des 
Westens sicherstellt. Wir werden aber auch 
erkennen müssen, daß das bedeutet, daß wir 
unsere Wirtschaft sehr, sehr schnell europa­
reif machen müssen. 

Da gibt es nun den einen Schritt der Har­
monisierung, und ich glaube, daß die Harmo­
nisierung sehr schnell und vorrangig betrie­
ben werden muß, weil natürlich mit der Ver­
wirklichung der Zollunion an uns auch die 
Forderung nach Liberalisierung gestellt wird 
und weil man nur liberalisieren kann, wenn 
man vorher gleiche Konkurrenzbedingungen 
durch Harmonisierung hergestellt hat. 

Liberalisierung ohne Harmonisierung ist 
das Ende, der Tod unserer eigenen Wirtschaft 
und Industrie. Wir müssen zuerst gleiche 
Startbedingungen schaffen, wenn wir unserer 
Industrie auch gleiche Chancen eröffnen wol-

len. Das wird in allen Ressorts durchforstet 
werden müssen, damit wir zeitgerecht auto­
nom hier im Gesetzwerdungsprozeß für die 
entsprechenden Voraussetzungen sorgen kön­
nen. 

Außerdem brauchen wir - das hat Dr. Taus 
in der gestrigen Debatte sehr nachdrücklich 
betont - wieder eine Wirtschafts gesinnung 
in diesem Lande, die gleich und ebenbürtig ist 
der Wirtschaftsgesinnung in unseren europäi­
schen Nachbarstaaten, jenen Industriestaa­
ten, mit denen wir in Konkurrenz stehen. 
Denn nur durch eine solche Wirtschaftsgesin­
nung werden wir in die Lage versetzt, daß in 
diesem Land wieder investiert wird, daß Hoff­
nung und Optimismus einkehren in die Wirt­
schaft, und das ist die Voraussetzung, wenn 
wir uns in der Konkurrenz behaupten wollen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Bei aller Sparsamkeit im Budget werden 
wir auch beim kommenden Budget überlegen 
müssen, einen Schwerpunkt im BereichWis­
senschaft und Forschung zu setzen. Öster­
reich ist - verglichen mit Schweden und der 
Schweiz - weit zurück in der Kooperation 
europäischer Forschungsprojekte. Unser 
Anteil beträgt etwa 50 Prozent der Summe, 
die Schweden oder die Schweiz an Kosten für 
Forschungsprojekte ausgeben, von der Hoch­
technologie gar nicht zu reden. Es gilt, einen 
Aufholprozeß einzuleiten, weil wir nur durch 
die kooperative Forschung in der Lage sind, 
Anteil zu haben an dem, was daraus an Fort­
schritt erfließt. 

Es hat der Herr Vizekanzler und Außenmi­
nister heute schon darauf hingewiesen, daß 
auch die Lösung des Transitproblems eine 
Aufgabe erster Ordnung für die europäische 
Integrationspolitik darstellt. Wir bekennen 
uns zu einer partnerschaftlichen Lösung des 
Transitproblems. "Partnerschaftliche 
Lösung" bedeutet, daß wir von den EG erwar­
ten müssen, daß sie die geographische Son­
dersituation dieses Engpasses in den Alpen 
anerkennen, ebenso die enorme Bedeutung 
dieser Verkehrsfunktion und die Übernahme 
von Lasten, die Österreich hier für die EG 
trägt. 

"Partnerschaftliche Lösung" bedeutet aber 
auch, daß wir uns in Österreich klar werden 
müssen, daß wir uns nicht durch eine Abwehr 
der Verkehrsströme den Belastungen entzie­
hen können, da das Verkehrsvolumen ganz 
einfach da ist, sondern daß es darum geht, 
daß so umgeleitet wird, daß man damit leben 
kann und die Belastung unserer Bevölkerung 
zumutbar ist. 
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Wenn wir wissen, daß heute von 20 Millio­
nen Jahrestonnen über den Brenner 15 Millio­
nen über die Straße gehen und nur 5 Millio­
nen über die Bahn und daß bis zum Jahr 2000 
dieses Volumen auf 35 Millionen Tonnen 
ansteigen wird, und das muß von Norden 
nach Süden gehen - wir können uns, gerade 
wenn wir die Integration bejahen, nicht 
abkapseln -, dann, bitte, müssen wir versu­
chen, das entsprechend zu bewältigen. Wir 
müssen diesen Zuwachs auf die Schiene brin­
gen, es gilt die Forderung nach dem Europa­
tunnel, nach dem Basistunnel unter dem 
Brenner, es gilt auch, die Tauern Autobahn 
und die Karawankenbahn auszubauen. Wir 
müssen diesen europäischen Verkehrsleistun­
gen in Österreich Priorität einräumen und 
von den EG verlangen, daß sie ihrerseits die 
korrespondierenden Investitionen tätigen, um 
diese großen Verkehrsströme auch für unsere 
Bevölkerung erträglich zu gestalten. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Wir werden bei der Verwirklichung· der 
Integration in den europäischen Binnenmarkt 
nicht nur die Ursprungsregelungen überneh­
men müssen, sondern wir werden uns auch 
dazu bekennen müssen, im Bereiche der 
Mehrwertsteuer zu harmonisieren. Die Band­
breite der EG - 2,5 Prozent hinauf, 2,5 Pro­
zent hinunter -, die die Mehrwertsteuerkon­
trollen an den Grenzen erübrigt, muß auch für 
einen Partner gelten, der sich als Mitglied der 
Zollunion versteht, will man nicht anstelle der 
Zölle die Mehrwertsteuerkontrollen beibehal­
ten. 

Wir werden auch unseren jungen Men­
schen durch entsprechende Übernahme der 
Niederlassungsfreiheiten die Chance geben 
müssen, im europäischen Ausland internatio­
nale Berufserfahrung zu erwerben. Es muß 
Österreichern möglich sein, auch im Ausland 
ihre Berufserfahrung zu erwerben. Wir kön­
nen uns nicht abkapseln und sagen: Wir wol­
len keinen hereinlassen, und daher kann not­
gedrungen auch kein junger Österreicher hin­
ausgehen. 

Dies ist auch eine wesentliche Vorausset­
zung für den wirtschaftlichen Erfolg auf dem 
europäischen Binnenmarkt. Heute ist es so, 
daß Unternehmen in Salzburg oder in Tirol 
einen Installationsauftrag, einen Lieferauf­
trag in Bayern dann nicht übernehmen kön­
nen, wenn sie mehr als einen Tag zur Mon­
tage brauchen, da sie keine Arbeitsgenehmi­
gungen bekommen. Das ist ein Abkapseln von 
einem natürlichen österreichischen Markt in 
einem größeren europäischen Markt, das ein­
fach für unsere Wirtschaft unzumutbar ist. 

Wir werden also sehr viel mehr Bereiche 
mit übernehmen müssen, und ich glaube, wir 
sind es unserer Jugend schuldig, daß wir uns 
auch zum Europa der Bürger bekennen: Mit 
der Europaplakette ist ein erster Anfang mit 
unseren Nachbarstaaten gemacht worden. 
Mit dem europäischen Paß und dem europäi­
schen Führerschein müssen weitere Schritte 
folgen, und hier wird es vor allem an der grö­
ßeren Einheit des Europarates liegen, ent­
sprechende Initiativen zu setzen, damit wir 
als europäische Staaten in diesen größeren 
Rahmen, in dieses Europa der Bürger einbe­
zogen werden. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
zum Abschluß feststellen, daß ich zutiefst 
überzeugt bin, daß wir hier eine einmalige 
historische Chance wahrzunehmen haben, 
daß ich es so wie Redakteur Vorhofer von der 
"Kleinen Zeitung" als ein großes Positivum 
ansehe, daß der Außenminister der Republik 
Österreich in die Verhandlungen das ganze 
Gewicht auch eines Parteiobmannes der zwei­
ten Regierungspartei einbringen kann. 

Ich bin der tiefsten Überzeugung, daß es 
unsere Jugend verdient, daß wir diese Chance 
wahrnehmen. Nicht umsonst ist gerade die 
Junge ÖVP in der Österreichischen Volkspar­
tei die treibende Kraft, denn es ist ein Anlie­
gen der Jugend, in diesem gemeinsamen 
Europa gleiche Chancen und gleiche Entwick­
lungsmöglichkeiten zu haben. Das ist unsere 
gemeinsame Aufgabe, der wir uns unterzie­
hen wollen, und die Zustimmung von drei der 
hier vertretenen Parteien zu diesem Anliegen 
gibt berechtigte Hoffnung. (Beifall bei der 
ÖVP.) 12.10 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. Haider. 

12.10 

Abgeordneter Dr. Haider (FPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Vizekanzler! Meine Damen und 
Herren! Die Debatte verläuft erfreulicher­
weise mit einem Schwerpunkt Europapolitik, 
so wie wir Freiheitlichen uns das seit Jahren 
gewünscht haben, nachdem wir ja die erste 
politische Gruppe waren, die im Parlament, 
beginnend mit dem Jahre 1958, sehr konse­
quent für die intensiven Integrationsschritte 
in Richtung gemeinsamer Markt, aber auch 
für einen Vollbeitritt Österreichs zur Europäi­
schen Gemeinschaft eingetreten sind, aber 
bei den heiden alten Parteien bisher kein ent­
sprechendes Gehör gefunden haben. 

So erfreulich diese Debatte ist, so bedauer­
lich ist es, daß man eigentlich sagen muß: Der 
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Worte sind genug gewechselt! Weil ich gerade 
den Kollegen König sehe, möchte ich zu sei­
nen Bekenntnissen folgendes sagen: Ent­
scheidend ist, was in dieser nächsten Phase 
an konkreten Maßnahmen gesetzt werden 
wird. (Beifall bei der FPÖ) 

Ich meine, meine Damen und Herren, daß 
diese große Koalition gemeinsam mit dem 
österreichischen Parlament wirklich eine 
historische Aufgabe, aber auch eine histori­
sche Funktion hätte (Abg. Dr. S te in er: 
HatJ) - hätte, weil ich mir noch nicht sicher 
bin, wie es wirklich laufen wird -, wenn die 
Bereitschaft besteht . '-. (Abg. Dr. Fis ehe r: 
Der Haider ist nie sicher! Ein unsicherer Hai­
der!) Na bei euch ist man wirklich nie sicher, 
Herr Kollege Fischer. Sie sind ja sehr sprung­
haft in Ihren politischen Bekenntnissen, wie 
man das in den letzten Wochen miterleben 
durfte. Sie sind sehr anpassungsfähig. Ich 
darf also auch mit gutem Grund ... (Ruf bei 
der SPÖ: Soll ich Ihnen einen Spiegel brin­
gen?) Ich sehe den Heinz Fischer ganz gut. 
Seine Wendigkeit ist ja sprichwörtlich und in 
eurem Klub auch schon diskutiert worden. 
(Abg. Dr. K hol: Sie wird nur von Ihnen über­
troffen!) Herr Kollege Khol! Sie haben die 
Möglichkeit, sich hier zu Wort zu melden und 
sich über ein Thema, über das Sie schon 
Bücher geschrieben haben, zu verbreiten. Ich 
habe nicht die Absicht, mich auch mit Ihrer 
Sprunghaftigkeit auseinanderzusetzen, sonst 
würde es wahrscheinlich eine kabarettisti­
sche Unterhaltung hier im Hohen Haus 
geben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich sage also: Diese Regierung, dieses Par­
lament hätte eine historische Funktion, weil 
diese große Koalition bisher die Bereitschaft 
noch nicht bekundet hat, zu sagen: Ja, wir 
wollen tatsächlich Österreich zum Vollmit­
glied der Europäischen Gemeinschaft 
machen. Das ist etwas Bedauerliches, weil, 
wie ich glaube, die positive Beantwortung die­
ser Frage den realistischen Zuschnitt zur 
Zukunftsentwicklung unseres Landes dar­
stellt. Es ist sehr schön, darüber zu reden, was 
wir alles wollen, wie wir uns integrieren wer­
den, was man harmonisieren muß, nur gehö­
ren zu einer Partnerschaft halt immer zwei: 
die einen, die dort beitreten oder mitmachen 
wollen, und die anderen, die bereit sind, das 
zu akzeptieren. 

Ich darf doch ersuchen, nicht im Sinne 
einer historischen Vernebelungstaktik zu ver­
heimlichen, daß gerade anläßlich der jüng­
sten Gespräche unseres Außenministers auch 
die kompetenten Organe der Europäischen 
Gemeinschaft sehr deutlich gemacht haben, 

daß dann, wenn Österreich nicht als Vollmit­
glied beitreten will, wir zwar Informationen 
bekommen dürfen, aber nichts zu reden 
haben. Das heißt, wir wären sozusagen Blind­
darm in einer europäischen Integrationsent­
wicklung, sowohl im wirtschaftlichen Bereich 
als auch bei den anderen Harmonisierungsbe­
strebungen, wie sie ja angekündigt worden 
sind. 

Da gibt es eine Menge Vorbehalte, aus 
denen sich für mich erklärt, warum in den 
anderen Parteien diese Bereitschaft zum Voll­
beitritt wirklich nicht gesucht wird. 

Wenn ich daran denke, daß die Öster­
reichische Volkspartei, Kollege König, noch 
im Herbst 1986 einem Antrag im Parlament 
nicht zugestimmt hat, der den Beitritt Öster­
reichs zur Europäischen Weltraumgemein­
schaft und zu dem damals favorisierten Tech­
nologieprojekt vorgesehen hat, Sie aber heute 
hier draußen so getan haben, als ob wir har­
monisieren müssen, als ob wir an der techno­
logischen Entwicklung teilhaben müssen, als 
ob wir im Forschungsbereich kooperieren 
müssen, dann klingt das sehr nach Schönfär­
berei, denn Ihre politische Position ist eigent­
lich zu Zeiten geäußert worden, als Sie zwar 
nicht in der Verantwortung gestanden sind, 
aber eigentlich genauso ein Interesse daran 
hätten haben müssen, daß dieser Schritt 
Österreichs in Richtung EG mit allem Nach­
druck favorisiert wird. 

Ich zweifle auch an der Ernsthaftigkeit der 
Absicht, Österreich näher und schlußendlich 
als Vollmitglied an den europäischen Bereich 
heranzuführen, wenn ich den Bericht in der 
"Neuen Zürcher Zeitung" vom 15. und 
16. März lese, der über den Vortrag unseres 
Außenministers berichtet hat. In diesem sehr 
ausführlichen, interessanten Bericht ist zu 
lesen, daß zwar unser Außenminister und 
Vizekanzler viel von schönen, großen Aktivi­
täten gesprochen hat, von der Scharnierfunk­
tion Österreichs, von einem neuen Europaver­
trag zwischen Österreich und dem gemeinsa­
men Markt, von einem global approach und 
wie das alles so schön heißt, aber in der Dis­
kussion die Karten auf den Tisch gelegt hat. 
Er hat gesagt - ich zitiere wörtlich -: Außen­
minister Mock ließ keinen Zweifel daran, daß 
die Grenzen der Integrationspolitik durch die 
immerwährende Neutralität seines Landes 
gesetzt seien und daß eine Vollmitgliedschaft 
Österreichs in der EG nicht aktuell sei. 

Meine Damen und Herren! Sie haben sich 
heute zu den wissenschaftlichen Erkenntnis­
sen bekannt, die auch nicht zuletzt durch die 
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jüngste Studie der Industriellenvereinigung 
und von zwei namhaften Völkerrechtlern ver­
faßt worden ist, Sie haben selbst einen Mann 
als Abgeordneten in Ihren Reihen wie Profes­
sor Ermacora, der seit Jahren nie einen Zwei­
fel daran gelassen hat, daß es keine neutra li­
tätspolitischen Hindernisse für einen Vollbei­
tritt gibt, und trotzdem sind Sie nicht bereit, 
den entscheidenden Schritt zu setzen. (Abg. 
Dr. K ho 1: Neutralitätsrechtliche!) Denn eine 
wirtschaftliche Integration ohne eine politi­
sche Integration wird es für Österreich nicht 
geben. Das ist so sicher wie das Amen im 
Gebet. Das sollten Sie jetzt endlich einmal zur 
Kenntnis nehmen! (Beifall bei der FPÖ. -
Zwischenruf des Abg. Dr. S te i n er.) Ja, 
selbstverständlich! - Sie verstecken sich hin­
ter dem neutralitätspolitischen Argument, 
wohl wissend, daß wir natürlich als Nichtmit­
glied der EG keine wie immer gearteten Mög­
lichkeiten haben, Entscheidungen, die dort 
laufen, zu beeinflussen. Wir werden konsul­
tiert, i.Yir können vielleicht Detailverträge 
abschließen, die uns schrittweise annähern, 
nur besteht da ein gewaltiger Unterschied, 
Herr Kollege Steiner, zur Situation der 
Schweiz, auf die wir uns auch so gerne beru­
fen, denn die Schweiz hat in den vergangenen 
15 Jahren intensivste Einzelverträge mit der 
EG geschlossen. Die Schweiz hat 137 Einzel­
verträge mit der EG geschlossen, und sie ist 
heute für die EG wichtig, weil sie bereits ein 
Bestandteil ... (Abg. Dr. S te in er: Das 
haben wir immer gesagt! Auch wie ihr in der 
Regierung wart! Da haben Sie noch nichts 
darüber gesagt!) Ich war noch nicht da, Herr 
Kollege. - Die Schweiz ist heute ein Bestand­
teil der EG aufgrund der intensiven Vertrags­
verflechtungen, die existieren. Es ist daher 
eine andere Ausgangsposition vorhanden, als 
wir sie haben. 

Ich darf Sie doch daran erinnern, daß das 
österreichische Parlament am 16. Juni 1982 
einen einstimmigen Entschließungsantrag 
beschlossen hat, in dem alle drei Parteien 
festgestellt haben, daß die Bundesregierung 
ersucht wird, die für Österreich nutzbrin­
gende Zusammenarbeit zwischen Österreich 
und den EG, soweit es die österreichische 
immerwährende Neutralität erlaubt, fortzu­
setzen und zu vertiefen. 

Ich schließe daraus, daß die wissenschaftli­
chen und damit auch die rechtlichen Zweifel 
im Hinblick auf die Nichtmöglichkeit für 
einen neutralen Staat, Vollmitglied im Rah­
men einer europäischen Gemeinschaft zu 
sein, beseitigt sind, daß alle materiell-rechtli­
chen Zweifel beseitigt sind. Also sind wir in 
Erfüllung unseres Entschließungsantrages 

vom 16. Juni 1982 eigentlich verpflichtet, nun 
den konsequenten Schritt des Vollbeitritts 
vorzunehmen, um auch ein Mitspracherecht 
zu sichern. 

Denn es ist richtig, wie Gugerbauer gesagt 
hat: Die Gefahr des Draußenstehens vor der 
Tür bedeutet auch schrittweisen Souveräni­
tätsverzicht für uns. Wir sollten uns doch 
nicht der Illusion hingeben, daß wir bei der 
intensiven Verflechtung unserer Wirtschaft 
mit der Europäischen Gemeinschaft nicht 
betroffen wären, wenn Entscheidungen fallen, 
auf die wir keinen Einfluß, sondern die wir 
nachzuvollziehen haben. Hier nützt es dem 
neutralen Staat nichts, wenn er sagt: Ich 
bleibe formal absolut unabhängig und inte­
griere mich in kein wie immer geartetes über­
geordnetes supranationales Gebilde, aber ich 
werde dann schon die Entscheidungen mit­
vollziehen müssen. Da leidet auch unsere 
Position als souveräner Staat, und man sollte 
das auch von dieser Seite sehen, denn es ist 
außer Streit gestellt, daß es für einen Neutra­
len die Möglichkeit des Rücktrittsvorbehaltes 
gibt, daß es auch die Möglichkeit des Neutrali­
tätsvorbehaltes gibt, der es uns ermöglicht, 
auch aus einer supranationalen Gemeinschaft 
auszusteigen, wenn es mit der Neutralität 
nicht vereinbar wäre. 

Das haben Sie vielleicht in der jetzigen Stu­
die wenigstens gelesen, damit es klar ist, daß 
man die Dinge nicht so betrachten kann, wie 
Sie das tun. 

Ich habe schon ein bißchen das Gefühl, daß 
immer der Versuch gemacht wird, mit irgend­
welchen fadenscheinigen Argumenten den 
entscheidenden historischen Schritt des Voll­
beitrittes hinauszuschieben. Ich frage mich, 
was Sie dann 1992 hier erklären werden, 
wenn all diese "lieben" Bemühungen vom 
"global approach" und diese Schlagworte, wie 
sie jetzt in den Raum gestellt werden, nichts 
gefruchtet haben, sondern Österreich jene 
Bettler-Republik im Rahmen eines größeren 
Europa sein wird, das wegen jeder Kleinigkeit 
an die Türen der EG anklopfen muß, um 
irgendwelche Leistungen, irgendwelche Bes­
serstellungen zu erreichen. 

Bedenken wir doch, wie es uns schon heute 
ergeht: Wir müssen in Sachen der Agrarpoli­
tik wie Bettler anklopfen und verhandeln. Wir 
geben enorme SUI~men aus, um einigerma­
ßen mithalten zu können, allein beim Viehex­
port 1,5 Milliarden Schilling, wo wir schon 
mehr fördern, als der Exportertrag heute 
beträgt, nur um dort einigermaßen den 
Absatzmarkt erhalten zu können. 
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Ich erinnere Sie daran, daß wir etwa im 
steuerpolitischen Szenarium echte Harmoni­
sierungsbedürfnisse haben, daß wir in der 
Frage der Wettbewerbsordnung, der Arbeits­
zeitgestaltung - flexiblere Arbeitszeiten -
genau das Gegenteil von dem machen sollten, 
was jetzt im Schoße der Regierung und mit 
Deckung der Sozialpartner ausgekocht wird. 

Ich erinnere Sie daran, daß es nicht genügt, 
zu sagen: Wir wollen die Niederlassungsfrei­
heit in Europa propagieren, auch für unsere 
jungen österreichischen Menschen, die sich 
als Unternehmer überall in Europa in dyna­
mischer Weise bewähren sollen. 

Ja, meine Damen und Herren, da müssen 
wir zunächst einmal auch das System der 
bürokratischen Kammerorganisationen 
durchleuchten, die heute noch immer nicht 
einen Gewerbeschein bei Übersiedlung von 
einem zum anderen Bundesland in Österreich 
umschreiben, sondern neue Anträge verlan­
gen. Wo ist denn da die Integrationsbereit­
schaft der Institutionen? Alles Schall und 
Rauch, was hier propagiert wird! (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Ich glaube daher, meine Damen und Her­
ren, daß wir das zur Kenntnis nehmen sollten, 
was in sehr verdienstvoller Weise auch Publi­
zisten und Journalisten in den letzten Wochen 
zusammengetragen haben. Die Serie in der 
Tageszeitung "Die Presse" über die Probleme 
Österreichs bei der Integration sollte uns hilf­
reich darauf hinweisen, wie notwendig es ist, 
den Mut zu haben, die volle politische Integra­
tion als Voraussetzung für eine vernünftige 
wirtschaftliche Teilhabe am gemeinsamen 
Markt anzugehen und auch dementsprechend 
zu handeln. 

Ich möchte aber auch noch einen Gedanken 
zur Frage der Südtirol-Politik bringen, da uns 
gerade die jüngsten Ereignisse mit tiefer 
Sorge erfüllt haben. Es war, Herr Vizekanzler 
und Außenminister, für uns etwas schockie­
rend, daß ausgerechnet Sie als Angehöriger 
einer politischen Gruppe, die letztlich den 
Urgrund lieferte für das Debakel, das wir in 
Südtirol noch immer haben, nämlich die 
Nichterfüllung des Pakets und Operationska­
lenders, die durch den Abschluß des Gruber 
- de Gasperi-Abkommens vor Jahrzehnten 
beschlossen worden sind, sich von uns erst 
auffordern lassen mußten . .. (Abg. Dr. 
S te i n er: Das war ein Abkommen, das wirk­
lich dieser Volksgruppe genützt hat! Verdre­
hen Sie doch nicht die Geschichte!) 

Hören Sie mir bitte zu! Sie mußten sich von 

uns erst auffordern lassen, in der Südtirol­
Politik einzuschreiten, nachdem es durch das 
Verhalten der italienischen Regierung zu 
einem echten Mfront gegenüber der Südtiro­
ler Bevölkerung gekommen ist. (Abg. Dr. 
S t ein er: Das ist doch alles nicht richtig!) 
Das ist aktenkundig, lieber Kollege Steiner. 
(Abg. Dr. S te i n er: Keine Spur!) Auch wenn 
Sie darauf verzichtet haben, die Dinge zu 
lesen, dürfte es Ihnen nicht entgangen sein, 
daß Ihr Außenminister Tage gebraucht hat, 
bis er in der Lage war, eine Stellungnahme 
mit eindeutiger Klarheit zu formulieren, um 
auch die Position Österreichs als Schutz­
macht der Südtiroler klarzustellen. (Beifall 
bei der FPÖ. - Abg. Dr. S te i n er: Keine 
Rede davon!) 

Meine Damen und Herren! Das hat doch 
schon damit begonnen, daß im Arbeitsüber­
einkommen ... (Neuerlicher Zwischenruf des 
Abg. Dr. S te i n er.) Auch wenn Sie sich 
ärgern (Abg. Dr. S t ein er: Ich ärgere mich 
über solche Unsinnigkeitenf): Sie sind ein 
Tiroler und haben es leider nicht zur Kennt­
nis nehmen wollen, daß etwa in dem Arbeits­
übereinkommen, das Ihre Partei mit der 
Sozialistischen Partei geschlossen hat, Südti­
rol überhaupt nicht vorkommt. Erst als wir 
das hineinreklamiert haben, hat sich der Herr 
Bundeskanzler Vranitzky bei der Regierungs­
erklärung bemüßigt gefühlt, einige Sätze dar­
über zu sagen. (Abg. Dr. S te i n er: Geh!) 
Nicht "geh!" - so ist es. 

Lesen Sie doch bitte Ihr eigenes Arbeits­
übereinkommen, das die Grundlage Ihrer 
vierjährigen Tätigkeit sein wird. (Abg. Dr. 
S t ein er: Wegen Ihnen ist das in die Regie­
rungserklärung gekommen! Überschätzen Sie 
sich doch nicht so maßlos!) Es ist immer das 
beste: Die Oppositions abgeordneten kennen 
das Arbeitsübereinkommen viel besser als die 
Regierungsabgeordneten. Die wissen offen­
sichtlich gar nicht, worauf sie sich da einge­
lassen haben bei jenen Dingen, die hier zur 
Diskussion stehen. (Beifall bei der FPÖ. -
Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Ich darf Sie an folgendes erinnern: Es gibt 
noch immer einen sehr klaren Entschlie­
ßungsantrag aus dem Jahre 1946, und zwar 
vom 1. Oktober, in dem sich Österreich 
unmißverständlich als Schutzmacht Südtirols 
verpflichtet hat. Es gab in den letzten Wochen 
und Monaten eine Unzahl von sehr ernst zu 
nehmenden Eingaben von Abgeordneten, 
Regierungsvertretern der Südtiroler Volks­
partei und anderer politischer Gruppen an 
uns alle, aber auch von politischen Organisa­
tionen, die außerhalb der parlamentarischen 
Gremien Südtirols tätig sind. 
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Wenn man dann liest, daß nach 14 Jahren 
des Inkrafttretens des neuen Autonomiestatu­
tes die Gleichstellung der deutschen Sprache 
für die Südtiroler mit der italienischen Amts­
sprache bei Ämtern, Gerichten und Polizei 
noch immer nicht sichergestellt ist, daß es 
noch immer keine Möglichkeit - nach Jahr­
zehnten der noch offenen Paketerfüllung! -
für das Recht auf Gebrauch der deutschen 
Muttersprache bei Ämtern und Behörden 
auch in jener Region Südtirols gibt, die eine 
deutsche Mehrheit hat, wenn man dann liest, 
daß es zu massiven Verschärfungen von Akti­
vitäten des italienischen Geheimdienstes 
gegenüber Südtiroler politischen Mandata­
ren, öffentlichen Vertretern und Teilen der 
Bevölkerung, die sich in der Südtirolpolitik 
engagieren, kommt, wenn man zur Kenntnis 
nehmen muß, daß die italienische Regierung 
in den letzten Wochen und Monaten faschisti­
sche Aktivitäten in Südtirol geradezu begün­
stigt hat, ohne für eine Mäßigung zu sorgen, 
wenn man weiß, daß wieder schwarze Listen 
aufrechterhalten werden, auf der sich Men­
schen befinden, die überhaupt nichts mit 
irgendwelchen italienfeindlichen Auseinan­
dersetzungen zu tun gehabt haben, dann, 
meine Damen und Herren, ist es wirklich an 
der Zeit, daß man mehr macht, als nur bei der 
italienischen Regierung zu protestieren oder 
den Botschafter zu zitieren, sondern ich 
glaube, es muß unser gemeinsamer Wille sein, 
daß wir unverzüglich in ernsthafte Gespräche 
und Verhandlungen mit der italienischen 
Regierung eintreten, um verbindlich· die 
Erfüllung dieses Paketes und Operationska­
lenders fertigzustellen, denn die Fünf-J ahres­
Frist, die vorgesehen war, ist schon längst 
abgelaufen. 

In der Zwischenzeit ist mehr als doppelt 
soviel Zeit vergangen. Ich meine, daß es eines 
der Hauptaufgabengebiete unseres neuen 
Außenministers sein muß, der sicherlich 
gerade aufgrund seiner Erfahrungen auch als 
Präsident der Europäischen Demokratischen 
Union die Möglichkeit hätte, auch auf seine 
Parteifreunde in Italien, auf die Christdemo­
kraten Einfluß zu nehmen; Sie haben ja auf 
dieser Ebene entsprechende Gesprächskon­
takte. (Abg. Dr. Ja n k 0 w i t sc h: Die italie­
nischen Christdemokraten sind bei der nicht 
... 1) Ich meine, daß das auch unser Anliegen 

sein muß, denn wir haben uns ja verpflichtet, 
gerade die Erfüllung der offenen Fragen im 
Rahmen des Südtirol-Paketes gemeinsam 
und mit allem Nachdruck zu betreiben. 

Ich glaube also, Herr Dr. Steiner, hierbei 
geht es nicht um das Verlassen von Gemein­
samkeiten, sondern vielmehr um die Frage: 

Wie können wir dazu beitragen, daß die 
bedrängte Situation, die bei den Südtirolern 
derzeit besteht, raschest beseitigt wird, damit 
wir jene Hoffnungen nicht enttäuschen, die 
die Südtiroler Bevölkerung quer durch alle 
politischen Gesinnungen hat. Dazu wollte ich 
eigentlich heute aus Anlaß dieser außenpoliti­
schen Debatte unseren Außenminister er­
muntern. (Beifall bei der FPÖ.) 12.29 

Präsident Dr. Stix: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Abgeordneter Professor Dr. Ermacora. Ich 
erteile es ihm und mache auf die Fünf-Minu­
ten-Zeitbegrenzung aufmerksam. 

12.30 

Abgeordneter Dr. Ermacora (ÖVP): Herr 
Präsident! Herr Vizekanzler! Meine Damen 
und Herren! Herr Abgeordneter Gugerbauer 
hat an uns appelliert, Begriffsverwirrungen 
zu vermeiden. Ich bitte den Herrn Abgeordne­
ten Dr. Haider, mich nicht zum Gegenstand 
dieses Wirrsals zu machen. 

Ich habe nämlich nicht gesagt, es gäbe 
keine neutralitätspolitischen Probleme, son­
dern ich habe seit Ausbruch dieser Auseinan­
dersetzung im Jahre 1957 - damals mit 
Kreisky - immer gesagt: Es gibt keine neu­
tralitätsrechtlichen Hindernisse. (Abg. 
Pro b s t: Der Herr Dr. Haider hat das gleiche 
gesagt!) Nein, nein, das stimmt nicht!, sonst 
wäre ich nicht hier herausgekommen. 

Es gibt meiner Meinung nach keine neutra­
litätsrechtlichen Hindernisse, sondern es gibt 
neutralitätspolitische Probleme, und die kann 
ein Gutachter aufzeigen, aber ich meine, die 
Lösung der neutralitätspolitischen Probleme 
obliegt dem Politiker. (Beifall bei der 
ÖVP.) 12.31 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Ing. Nedwed. 

12.31 

Abgeordneter Ing. Nedwed (SPÖ): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Ich darf 
zunächst dem Herrn Dr. Haider sagen: Wenn 
er über "Wendigkeit" und "Sprunghaftigkeit" 
spricht, so muß er seinen Blick nicht in die­
sem Plenum umherschweifen lassen, denn er 
selbst ist ein "Meister" dieser von ihm 
monierten Eigenschaften. (Beifall bei SPÖ 
und ÖVP.) 

Zur Frage Südtirol muß ich sagen: Die 
Regierungserklärung ist genauso gut wie das 
Koalitionsabkommen, das ja an und für sich 
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andere Themen behandelt, etwa was die bei­
den Parteien gemeinsam realisieren wollen. 
Was die Außenpolitik anbelangt, so ist das in 
der Regierungserklärung enthalten, und 
daher braucht man das auch nicht zu monie­
ren. 

Die österreichische Außenpolitik konnte 
seit 1955 - ganz gleich, welche Regierung es 
gab, ob eine große Koalition, eine Alleinregie­
rung oder eine kleine Koalition - auf festen 
Fundamenten aufbauen, nämlich auf dem 
Staatsvertrag und auf dem Gesetz über die 
immerwährende Neutralität. 

Das gilt natürlich auch für die Außenpolitik 
der neuen Koalitionsregierung. 1955 hat eine 
Koalitionsregierung, die geprägt war von den 
Namen Raab, Schärf, Figl und Kreisky, die 
Chance wahrgenommen, in einer Situation 
der beginnenden Entspannung den Staatsver­
trag für Österreich herauszuholen; damals 
wurde auch das Neutralitätsgesetz beschlos­
sen. In Österreich hat es damals einen breiten 
Konsens gegeben; es haben damals nur die 
"Altvorderen" der heutigen FPÖ dagegen 
gestimmt. Wir sind mit dem Status der Neu­
tralität nicht "verhungert", sondern wir sind 
gut damit gefahren - und heute ist diese Poli­
tik allgemein anerkannt. 

Die Ansiedlung internationaler Organisa­
tionen, der Beschluß, die UNO-City und das 
Konferenzzentrum zu bauen, Beschlüsse, die 
in die sechziger Jahre reichen und in den 
siebziger Jahren verwirklicht wurden, das 
Bestreben, dritte UNO-Stadt zu werden: das 
alles waren Perspektiven für die Außenpoli­
tik, die die Grundlage dafür gegeben haben. 

Wenn heute die KSZE in das einst so 
umstrittene Konferenzzentrum übersiedelt, 
so ist das auch eine Bestätigung dieser positi­
ven Politik, die eigentlich schon im Jahre 1955 
begonnen hat und sich bis in die heutige Zeit 
hindurchzieht. (Beifall bei der SPÖ und bei 
Abgeordneten der ÖVP.) 

All diese Grundlagen - der Eintritt in die 
internationalen Organisationen: in die UNO, 
in den Europarat, die friedenserhaltenden 
Aktivitäten, die Aktivitäten für die dritte und 
vierte Welt, für die Freiheitsbewegungen und 
für die Entspannungs- und Abrüstungspolitik 
- haben den Begriff der "aktiven Neutrali­
tätspolitik" geprägt. Damit hat Österreich in 
der Welt Ansehen gewonnen, und wir Soziali­
sten stehen zu dieser Außenpolitik, die quer 
durch alle Regierungen gegangen ist, ganz 
gleich, wer gerade da "oben" gesessen ist: Er 
mußte die Politik vertreten, die bereits Mitte 

der fünfziger Jahre konzipiert wurde und die 
sich immer auf einen breiten Konsens stützen 
konnte, vielleicht mit jenen Ausnahmen, wo 
es eben unterschiedliche Meinungen in Ein­
zelfragen gibt, die aber eben auszudiskutieren 
sind. 

Nun befinden wir uns wieder in einer Phase 
der Chancen für eine Entspannungs- und 
Abrüstungspolitik, die eingeleitet wurde 
durch eine neue Politik in der Sowjetunion, 
die mit dem Namen des Generalsekretärs 
Gorbatschow verbunden ist. Man kann Ver­
mutungen anstellen, warum diese Politik 
betrieben wird, warum sie sich so präsentiert. 
Tatsache ist, daß es da viele Angebote gege­
ben hat und gibt, die nun aufgegriffen werden 
müssen. 

Ich denke dabei etwa an die erste Initiative 
der UdSSR im Sommer 1985, an das Morato­
rium für die Atomtests. Leider ist diese Initia­
tive von den USA nicht aufgegriffen worden. 
Sosehr auch die österreichische Friedensbe­
wegung diesbezüglich starke Akivitäten ent­
wickelt und 75000 Unterschriften in Öster­
reich gesammelt hat - die Bundesregierung 
hat sich gleichfalls eingeschaltet und hat das 
veröffentlicht -, ist leider das Echo aus 
Washington ausgeblieben. Wenn eine solche 
Initiative nicht aufgegriffen wird, dann gibt es 
eben wenig Möglichkeiten, einen Atomtest­
stopp durchzusetzen, und so gibt es jetzt 
schon wieder Atomtests in der Sowjetunion. 

Man hätte also diese Chance nützen müs­
sen. Man ist jedoch an dieser Chance Reykja­
vik vorbeigegangen; man ist gescheitert am 
SDI-Programm. Jetzt gibt es jedoch wieder 
einen neuen Vorschlag: Verhandlungen vor­
läufig ohne SDI-Verzicht. Man wird also 
sehen, wie die amerikanische Seite das auf­
nehmen wird. 

Wir sind jedenfalls als neutraler Staat 
daran interessiert, daß diese Abrüstungsver­
handlungen in Schwung kommen, daß es zu 
einem Abbau der Mittelstreckenraketen in 
Europa kommt. Wir sind auch daran interes­
siert, daß eine Friedensaktivität nicht nur 
beschränkt ist auf Verhandlungen, sondern 
daß es endlich einmal Ergebnisse gibt. 

Parallel zu diesen großen Verhandlungen, 
die es gibt, hat sich der KSZE-Prozeß weiter­
entwickelt, wir haben zurzeit in Wien das 
dritte Folgetreffen. Wir hoffen, daß sich 
unsere Auffassung von aktiver Neutralitäts­
politik bei der Gruppe der Neutralen und 
Blockfreien durchsetzt, das heißt, daß auch 
sie an den kommenden Abrüstungsverhand-
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lungen teilnehmen. Diese Fortsetzung unse­
rer Politik dokumentiert sich auch in der 
Regierungserklärung, in der eindeutig jene 
Aktivitäten, die sich für Friedenspolitik, für 
Abrüstungspolitik aussprechen, einen ent­
sprechenden Platz gefunden haben. 

Es ist hier schon über die Entwicklungspoli­
tik gesprochen worden. Ich glaube, wir in die­
sem Saal sind uns darüber einig - im übri­
gen haben wir auch in der vergangenen Legis­
laturperiode bereits eine einstimmige Resolu­
tion hier beschlossen -, daß die Höhe der 
Entwicklungshilfe angehoben werden muß. 
Der Herr Vizekanzler hat ja dabei die Mög­
lichkeit, sich auf die Regierungserklärung zu 
stützen, denn diese Absicht ist auch in der 
Erklärung enthalten. 

Ich glaube jedoch, daß wir die angestrebten 
0,7 Prozent in der nächsten Zeit nicht errei­
chen werden, wir müssen aber doch annä­
hernd dorthin kommen. Obwohl sie so gering 
dotiert ist, ist jedoch unsere Entwicklungs­
hilfe weltweit geschätzt. Caritas, Volkshilfe, 
IZ, ÖED, Österreichischer Entwicklungs­
dienst, diverse Solidaritätsgruppen, Städte­
und Bezirkspartnerschaften, Aktivisten in 
Schulen und in Jugendorganisationen sind in 
der Entwicklunghilfe tätig. Das ist etwas, was 
wir hervorstreichen müssen: Es geht bei der 
Zusammenarbeit auf diesem Gebiet nicht nur 
um die staatliche, sondern auch um die nicht­
staatliche Hilfe, und da gibt es sehr viel Akti­
vitäten. 

Gerade was den ÖED betrifft, möchte ich 
erwähnen, daß dieser bereits 25 Jahre lang 
tätig ist, um uns das einmal vor Augen zu hal­
ten. In diesen 25 Jahren sind 1 088 Helfer in 
alle Welt gefahren, haben Know-how, Technik 
und auch soziale Hilfe in die Welt gebracht. In 
42 Staaten der dritten und vierten Welt gab es 
insgesamt 30 800 Einsatzmonate. 

Bei der staatlichen und nichtstaatlichen 
Hilfe sind wir immer davon ausgegangen, daß 
diese Hilfe ohne politische Bedingungen gege­
ben wird und sich direkt an die Bevölkerung 
wenden soll. Das hat ja auch der Herr Vize­
kanzler bereits zum Ausdruck gebracht, da 
gehen wir völlig konform. Bei einzelnen Fra­
gen, wo wir Schwerpunkte haben, zum Bei­
spiel bei Nicaragua, soll man nicht eine Lupe 
zur Hand nehmen und suchen, welche Ein­
schränkungen es dort an demokratischen 
Freiheiten gibt. Da muß man das ganze 
Thema behandeln. Es ist jedoch heute nicht 
möglich, über Nicaragua hier eine ausführli­
che Debatte zu führen. 

Wir wissen: Es gibt Einflüsse von außen, 
durch die Contras nämlich. Ich hätte mir vor­
stellen können, Herr Dr. Steiner, daß Sie das, 
was Sie hier gesagt haben, noch vor einem 
halben Jahr gesagt hätten; aber nicht, nach­
dem alles bekannt ist. Irangate und die Umlei­
tung der Mittel für die Contras, die Finanzie­
rung der Contras. Da wurde der Krieg sozusa­
gen von außen nach Nicaragua hineingetra­
gen. (Abg. Dr. S t ein er: Das macht die 
Demokratie nicht zur Diktatur!) 

Es besteht hier eine Ausnahmesituation. 
Daß die Menschen trotzdem unsere Hilfe 
brauchen, ist aber doch verständlich. Deshalb 
begrüße ich es, daß der Vizekanzler zugesagt 
hat, zusätzliche Posten für die Entwicklungs­
helfer in Nicaragua zur Verfügung zu stellen. 
Es sollen also sechs zusätzliche Posten, wie 
das im Budgetausschuß gesagt wurde, für den 
ÖED zur Verfügung gestellt werden. Das 
würde bedeuten, daß wir unsere Hilfe - es 
sind dort zirka 40 Entwicklungshelfer tätig -
verstärken können. Ich weiß, welch große 
Rolle die Entwicklungshilfe dort spielt, wie 
sie als Hilfe ohne politische Bedingungen 
akzeptiert wird und wie sie jetzt auch durch 
die Aktivitäten unterstützt wird, die der Rat 
für technische Entwicklung in Nicaragua 
setzt. 

Wenn wir also sehen, welch unannehmbare 
Bedingungen es in der Welt gibt, dann sollen 
wir nicht jene Länder betrachten, die sicher­
lich keine Demokratien in unserem Sinne 
sind, vor allem deshalb, weil sie die Bedingun­
gen dafür noch nicht haben, sondern man soll 
das sehen, was sich zum Beispiel in Südafrika 
abspielt. Ich habe bei den Diskussionsrednern 
ein Wort gegen die Apartheid, ein Wort für die 
Freiheit Nelson Mandelas vermißt. Ich 
glaube, dies ist aber notwendig in einer Zeit, 
in der die ganze Welt die Apartheid-Politik 
verurteilt. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Nun darf ich noch einige Bemerkungen zu 
Österreichs Ansehen in der Welt machen. Es 
ist sicherlich zurzeit damit nicht zum besten 
bestellt. Wir wissen das. Wir wollen hier jetzt 
nicht über die Ursachen diskutieren, aber 
Österreichs Image geht uns alle etwas an. Es 
nützt nichts, wenn man darüber jammert und 
beleidigt ist. Schon der Vorgänger des Herrn 
Vize kanzlers , Abgeordneter Dr. J ankowitsch, 
hat mit Aufklärungsaktionen begonnen - es 
ist auch eine Aufgabe des Auswärtigen Dien­
stes -, und sicherlich gibt es da verschiedene 
Möglichkeiten, etwas zu tun. Ich glaube, wir 
dürfen nicht so angerührt sein und müssen 
auch wirklich einmal Kritik zur Kenntnis 
nehmen, uns selbstkritisch mit den Fragen 
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auseinandersetzen, die hier aufgeworfen wer­
den, und dann auch Antworten dazu finden. 

Ich glaube, eines ist sicherlich richtig: Jede 
neonazistische Aktivität, jeder antisemitische 
Rülpser, jeder Fremdenhaß, der irgendwo 
zum Ausdruck kommt, ist nicht nur ein Scha­
den innerhalb Österreichs, sondern ist auch 
ein außenpolitischer Schaden, schadet unse­
rem Ansehen. (Beifall bei der SPÖ und den 
Grünen.) 

Die Bekämpfung solcher Tendenzen muß 
vorrangig Anliegen dieses Hauses sein. Es 
genügt nicht, daß wir jetzt ein Verwaltungs­
strafgesetz haben, mit dem man bestimmte 
Formen neonazistischer Betätigung bekämp­
fen kann, sondern es geht um echte Aufklä­
rung in den Schulen, im Bereich der Erwach­
senenbildung, in den Jugendorganisationen. 
Da müssen die Politiker auch Vorbild sein! 
Das möchte ich dazusagen. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Vor allem brauchen wir keinen Streit über 
Prozentsätze des Antisemitismus in Öster­
reich. Wir wissen, daß es ihn gibt. Es kommt 
auf das Klima an. Wir müssen dieses Klima 
überwinden, und da müssen alle anständigen 
Österreicher zusammenwirken. 

Ich glaube aber, daß es oft auch Vorwürfe 
aus dem Ausland gibt, die man zurückweisen 
muß. Wenn es zum Beispiel Historiker gibt, 
die erklären, es habe in Österreich überhaupt 
keinen Widerstand gegeben, Österreich habe 
sich sozusagen die Freiheit, die Unabhängig­
keit erschwindelt, dann muß man das widerle­
gen. Das ist dann aber nicht nur Aufgabe des 
Auswärtigen Dienstes allein, sondern das 
muß auch ein allgemeines Anliegen sein. Ich 
möchte betonen, daß die Widerstandskämp­
fer, die antifaschistischen Organisationen 
und ihre historischen Dokumentationen dar­
über eindeutig und klar zum Ausdruck brin­
gen, welche Opfer gebracht wurden. Ich 
glaube, wir sollten das mehr hervorheben, 
und es wird ein Hauptpunkt unserer Aufklä­
rungsarbeit im Ausland sein, daß die Opfer, 
die der antifaschistische Widerstand gefor­
dert hat, in Erinnerung gerufen werden. Es ist 
zum Beispiel eine Ausstellung des Dokumen­
tationsarchivs des österreichischen Wider­
standes in New York geplant - leider ist sie 
noch zu wenig hoch dotiert, vielleicht können 
zusätzliche Geldmittel zur Verfügung gestellt 
werden. Ich glaube, das ist gerade jetzt wich­
tig. 

Ich möchte hier aus einer Dokumentation 
einige Fakten, welche Opfer der Widerstand 

gegen den Nazifaschismus in Österreich 
gefordert hat, verlesen. Ich zitiere: 

2 700 Österreicher wurden als aktive Wider­
standskämpfer zum Tode verurteilt und hin­
gerichtet. 16493 Österreicher wurden, weil sie 
am Widerstand teilgenommen hatten, in Kon­
zentrationslagern ermordet. 9 687 Österrei­
cher wurden wegen ihrer Teilnahme am 
Widerstand in Gestapo-Gefängnissen nach 
grauenhaften Folterungen ermordet. 6 420 
Österreicher kamen in Zuchthäusern und 
Gefängnissen in den von den Nazis besetzten 
Ländern ums Leben. 65459 Österreicher, die 
nach den Nürnberger Rassegesetzen unge­
achtet ihrer Religionszugehörigkeit als Juden 
galten, wurden in Ghettos und Konzentra­
tionslagern ermordet. 

Diese Zahlen sind sicher nicht vollständig, 
sie enthalten nicht die Selbstmorde und die 
vielen Folgen von Gefängnisaufenthalten, 
denn es waren rund 100 000 Österreicher zwi­
schen drei Monaten und sieben Jahren in 
Kerkern und Konzentrationslagern des N azi­
Regimes. 

Ich glaube, das muß man einmal sagen, und 
man muß es auch im Ausland sagen. Diese 
Bilanz des Grauens ist eine Mahnung an die 
Menschen von heute, den Anfängen jedes 
neuen Faschismus und jeder Diktatur zu weh­
ren, aber auch ein Dokument der Rolle des 
Widerstandes gegen die Nazi-Herrschaft in 
Österreich. Diese Opfer der Zeit ohne Gnade 
dürfen in diesem Hause, in Österreich, aber 
auch im Ausland niemals vergessen werden! 
(Beifall bei SPÖ, ÖVP und den Grünen.) 12.47 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Frau 
Abgeordnete Dr. Marga Hubinek. 

12.47 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek (ÖVP): 
Herr Präsident! Herr Vizekanzler! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! In der Debatte 
über das Kapitel Äußeres soll uns eines 
bewußt sein: daß die österreichische Außenpo­
litik vorwiegend eine Europapolitik sein muß. 
Ein Staat wie Österreich hat sicherlich nicht 
die Möglichkeit, alle Probleme, Fragen des 
gesamten außenpolitischen Spektrums, und 
zwar in allen Regionen der Welt, gleich inten­
siv zu behandeln oder gar zu meinen, er 
könne sie beeinflussen. Ich glaube, es ist ver­
messen, anzunehmen, daß die Welt auf unsere 
Ratschläge wartet, daß wir dort Lösungskom­
petenzen haben, wo die Großmächte vielleicht 
versagen, ob das jetzt Fragen des Nahen 
Ostens, das Palästinenser-Problem oder ähn­
liches ist. Ich glaube, wir sollten sehr reali-
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stisch die geopolitische Situation unseres 
Landes einschätzen. Meine sehr geehrten 
Damen und Herren, es steht uns sicherlich 
gut an, diesbezüglich keinen Illusionen nach­
zulaufen. 

Daß Österreichs Außenpolitik ihren 
Schwerpunkt in Europa hat und dazu ein 
unmißverständliches Bekenntnis ablegt, wie 
dies der Herr Vizekanzler getan hat, ist, 
glaube ich, deshalb wichtig, weil wir uns ja 
alle zu den Werten des freien Europa wie 
Demokratie, Soziale Marktwirtschaft, Glau­
bensfreiheit, Informationsfreiheit, Freizügig­
keit der Person bekennen. In diesem Zusam­
menhang ist es, glaube ich, für uns alle ein 
sehr guter Blick in die Zukunft, wenn der 
Vizekanzler in einem Interview erklärt, daß 
für ihn die Europapolitik einen besonderen 
Stellenwert hat, daß er sich als öster­
reichischer Außenminister als Europamini­
ster sieht - ORF-Interview vom 2. Feber 
1987. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich glaube, daraus folgt, daß wir Interesse 
daran haben müssen, den Europarat zu stär­
ken. Bei allen Bemühungen um eine Annä­
herung an die Europäischen Gemeinschaften 
ist für uns der Europarat jenes Instrument, 
jener Zusammenschluß von 22 freien Staaten, 
wo wir mitwirken und mitgestalten können. 

Ich glaube, daß der Europarat nicht immer 
die entsprechende Würdigung erfährt. Er 
steht ein bißchen im Schatten der wirtschaft­
lich potenteren Europäischen Gemeinschaf­
ten. Wir alle vergessen, daß die Ergebnisse 
des Europarates für uns oft ganz selbstver­
ständlich geworden sind. Denken Sie an die 
zahlreichen Konventionen, Menschenrechts­
konvention, Sozialcharta. In einer Zeit, in der 
die Arbeitnehmer im benachbarten Ausland 
arbeiten, ist es ganz wichtig, die sozialen 
Rechte einander anzugleichen. Es mag die 
Arbeit des Europarates vielleicht wenig spek­
takulär sein, aber ich glaube, sein moralisches 
Gewicht ist nicht zu unterschätzen. 

Nur ganz kurz ein Rückblick auf die rele­
vanten Probleme, mit denen sich der Europa­
rat beschäftigt. Ich erinnere mich an ein Sym­
posium, das vor kurzem versucht hat, gemein­
same Maßnahmen gegen den internationalen 
Drogenhandel zu erarbeiten. Da gibt es in 
Frankreich die Pompidou-Gruppe, die sehr 
viele Erfahrungen auf diesem Gebiet hat. Da 
man weiß, daß die großen Dealer nicht nur 
europaweite, sondern oft weltweite Beziehun­
gen haben, ist der Europarat sicher ein wich­
tiges Forum. Diese Arbeiten und diese 

Erkenntnisse kann man dann in die Arbeit 
der natioalen Parlamente einfließen lassen. 

Gleiches gilt für die Konventionen im 
Bereich des Umweltschutzes. Da man weiß, 
daß Wasserverschmutzung, Luftverschmut­
zung, Schädigung der Ozonsphäre nicht an 
nationalen Grenzen haltmacht, werden 
sicherlich diese Fragen verstärktes Augen­
merk verdienen. 

Es gab erst vor wenigen Wochen ein Hea­
ring in Paris, das sich mit den Folgen von 
Tschernobyl befaßt hat. Es war auch für mich 
interessant, zu erfahren, daß die Vertreter 
jener Staaten, die bisher auf Kernenergie 
gesetzt haben, nun auch Bedenken haben, 
weil sie meinen, menschliches Versagen mit 
all seinen Konsequenzen sei einfach nicht 
auszuschließen. Es wurden dort auch jene 
Statistiken vorgelesen - Sie kennen sie: 
Zunahme von Leukämieerkrankungen in der 
Nähe von Wiederaufbereitungsanlagen, Sella­
field -, bei denen man gemeint hat, daß Äng­
ste nicht unbegründet seien; Ängste, die auch 
die österreichische Bevölkerung angesichts 
der Nähe von Wackersdorf und angesichts der 
Nähe der grenznahen Kernkraftwerke in der 
Tschechoslowakei, die meist nach dem glei- . 
chen Typus wie jenes in Tschernobyl gebaut 
sind, hat. Ich bin sehr froh, daß der Vizekanz­
ler und Außenminister alles zu unternehmen 
gedenkt, um in bilateralen Verhandlungen 
wenigstens optimale Sicherheitsvorkehrun­
gen für die österreichische Bevölkerung zu 
erreichen. 

Vielleicht nur am Rande: Es war für mich 
auch interessant, die Auseinandersetzung der 
Vertreter der Bundesrepublik und Luxem­
burgs über das Kernkraftwerk an der Drei­
Länder-Ecke Cattenom, das nach Meinung 
der Vertreter der Bundesrepublik Deutsch­
land und Luxemburgs einfach zu nahe an der 
Grenze erbaut wird, zu hören. 

Der Europarat hat eine Reihe von interna­
tionalen Konventionen verabschiedet. Ich 
denke an das Übereinkommen über die 
Feuchtgebiete, über die Erhaltung der wildle­
benden Pflanzen und Tiere und ihren natürli­
chen Lebensraum, vor allem aber an das 
Übereinkommen über weiträumige, grenz­
überschreitende Luftverunreinigung. Da sind 
sicherlich nur einige, stellvertretend für eine 
ganze Fülle, angeführt. Schließlich ist es 
jenes internationale Übereinkommen, das 
Österreich mitunterzeichnet hat, gewesen, 
das geholfen hat, jene einmalige Donauland­
schaft zu erhalten, die Stopfenreuther Au, wo 
der Bau eines Kraftwerkes geplant war. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren! In 
diesem Zusammenhang meine ich, daß es 
kein Ruhmesblatt der österreichischen Regie­
rung war, daß sie ihre Umweltprobleme in das 
Nachbarland transportiert hat. Wir alle wis­
sen, daß das große Kraftwerk in Nagymaros 
nur mit Hilfe der österreichischen Geldgeber 
finanziert werden kann, noch dazu ohne 
Umweltauflagen. 

Ich fühle mich diesbezüglich wohler, denn 
die Österreichische Volkspartei hat diesem 
Finanzierungskonzept nicht ihre Zustimmung 
gegeben, meine aber, daß das Problem auch 
demokratiepolitisch bedenklich ist. In einem 
Lande, in dem Bürgerproteste und Bürgerin­
itiativen nicht sehr pfleglich behandelt wer­
den, glaube ich, war das zweifellos nicht eine 
Tat von hohem Ethos. (Beifall des Abg. Wab1.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Europarat hat leider einen aktuellen 
Anlaßfall gefunden in den Konsequenzen der 
Rheinverschmutzung. Die Rheinverschmut­
zung als Folge eines Desasters in einem Phar­
makonzern in Basel hat nicht nur die Schweiz 
berührt, sondern selbstverständlich alle 
Anrainerstaaten. Ich glaube, es kann nur 
einem internationalen Forum gelingen, Sanie­
rungsmaßnahmen - falls es diese überhaupt 
gibt - zu initiieren und zu koordinieren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich erwarte mir auch ein mahnendes Wort des 
Europarates zur gewaltsamen Erschließung 
der Gletscherregionen in den Alpengebieten 
unter dem Prätext "Schaffung zusätzlicher 
Skigebiete" . Diesbezüglich hat Österreich ein 
nicht sehr erfreuliches Beispiel beim Wurten­
kees zu bieten, aber ganz schlimm und des­
aströs sind die Vorkommnisse in den französi­
schen Alpen. Ich glaube, hier sollte der Euro­
parat ein mahnendes Wort aussprechen. 

Ich erwarte mir auch dort ein mahnendes 
Wort des Europarates - mit all seinem mora­
lischen Gewicht -, wo einmalige Landschaf­
ten aus vordergründigen wirtschaftlichen 
Überlegungen zerstört werden. Ich meine 
konkret jenes Gebiet, jenes einmalig schöne 
Gebiet, das für einen künftigen Nationalpark 
Hohe Tauern gedacht ist. Ich glaube, daß das 
längst kein regionalpolitisches Problem mehr 
ist, sondern ein europäisches Problem; ein 
Problem, das wegen der kleinen Entfernun­
gen und aufgrund der Tatsache, daß Öster­
reich für den Tourismus Europas eigentlich 
viel anzubieten hat, großes Gewicht hat. Ich 
kann mir halt schwer vorstellen, daß man den 
Nationalpark mit einem Kraftwerk verbinden 
kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Europarat führt die europäischen Natio­
nalparks an und hat sie unter seinen besonde­
ren Schutz gestellt. Daher würde ich meinen, 
daß dazu auch der Europarat ein Wort zu 
sagen hat, auch - vielleicht gerade deshalb 
- weil die betroffene Region längst eine 
andere Einsicht der Dinge gewonnen hat. 
Erfreulicherweise gibt es eine mutige Bürger­
initiative der Frauen in Kalchs, die nicht wün­
schen, daß die Weideflächen durch einen 
Stausee überflutet werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich möchte aber auch verstärkt die Initiativen 
meines Kollegen Lanner unterstützen, der 
sich als Mitglied der Delegation vor allem 
dagegen verwendet, daß das Inntal zum Tran­
sitland Europas wird und dort die Lebensqua­
lität schon längst nicht mehr bloß beeinträch­
tigt, sondern vernichtet wird. Die Initiativen 
des Kollegen Lanner zu unterstützen, müßte 
eigentlich ein Anliegen aller österreichischen 
Vertreter sein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Für uns ist der Europarat auch eine Klammer 
zwischen jenen Staaten, die nicht der Euro­
päischen Gemeinschaft angehören. Wir wis­
sen, daß jüngst Spanien und Portugal zur 
Europäischen Gemeinschaft gestoßen sind 
und daß die Türkei vor den Türen steht - das 
wird wahrscheinlich auch Griechenland nicht 
verhindern können. Wir müßten daher an 
einer Stärkung des Europarates interessiert 
sein. 

Diesbezüglich, glaube ich, müßte man dar­
angehen - bei aller Spargesinnung des Bud­
gets -, auch die finanziellen Mittel bereitzu­
stellen. Der Präsident der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates hat diesbezüg­
lich ein mahnendes Wort an die Mitgliedstaa­
ten gerichtet, indem er sagte: Man kann nicht 
die Aktivitäten vergrößern, aber die Mittel 
verringern. Ich glaube, auch Österreich müßte 
darüber ein bißehen nachdenken. Wir haben 
trotz eines Sparbudgets eine geringfügige 
Erhöhung der Mittel für das Kalenderjahr 
1987. Ich möchte aber doch an den Vizekanz­
ler und Außenminister die Bitte richten, die­
sen Budgetansatz im kommenden Budget 
1988 nicht unter der Post "Beiträge zu inter­
nationalen Organisationen" zu subsumieren, 
sondern dafür eine eigene Post vorzusehen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Für uns Österreicher ist es wichtig, daß wir 
eine Effektivität der Arbeit des Europarates 
zu erhoffen haben. Unsere Erwartungen, die 
wir in dieses internationale Forum setzen, 

86 
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werden nur dann zu erfüllen sein, wenn wir 
ihm auch Mittel in die Hand geben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Diesen Appell möchte ich im 32. Jahr der 
Zugehörigkeit Österreichs zum Europarat an 
den Vizekanzler und Außenminister richten! 
(Beifall bei der ÖVP und Beifall des Abg. 
Smolle.) 13.01 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Windsteig. 

13.01 

. Abgeordneter Windsteig (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Vizekanzler! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Sehr verehrter Herr Vize­
kanzler! Ich erkläre mich mit einem in Ihrer 
Wortmeldung vorhin geäußerten Ausdruck 
nicht ganz einverstanden - ich werde dann 
auch begründen, warum -, und zwar mit dem 
Ausdruck "Sanierungs- und Erneuerungskurs 
dieser Bundesregierung". 

Ich glaube nämlich, daß es nicht unbedingt 
notwendig ist, zu sanieren, sondern daß es 
gilt, auf Erfolge, die bisher erzielt wurden, 
aufzubauen, wie dies auch von Ausländern 
gesagt wird. Ich zitiere dazu aus der "Finan­
cial Times" vom 16. März 1987, die in Frank­
furt herauskommt: Österreich hat lange Zeit 
als Musterstaat für wirtschaftlichen Erfolg 
und sozialen Frieden gegolten. Es muß sich 
nun an das wesentlich rauhere Wirtschafts­
klima der späteren achtziger Jahre anpassen. 

Des weiteren heißt es da über den Modell­
staat, der Österreich bis vor kurzem war: 

Vom Budgetdefizit einmal abgesehen, sind 
die wirtschaftlichen Grundlagen nach wie vor 
gut. Eine Arbeitslosigkeit von 6 Prozent mit­
ten im Winter ist geringer als die in den mei­
sten anderen westeuropäischen Industriestaa­
ten. Die Außenhandelsbilanz ist mehr oder 
weniger ausgeglichen, obwohl sinkende 
Exportaufträge besonders aus Deutschland 
heuer zu einem bereits vorhergesagten gerin­
gen Defizit führen werden. Stabile Devisenre­
serven stützen die traditionelle Hartwäh­
rungspolitik, die es Österreich ermöglichte, 
bei der Aufwertung der Deutschen Mark im 
Jänner mitzuhalten. Die vielgepriesene 
Sozialpartnerschaft ist nach wie vor intakt. 
Dies alles sind stabile Aktiva, die allerdings 
rasch ins Wanken geraten könnten. 

Auf dieser Basis baut die weitere Politik 
dieser Bundesregierung auf. Ich glaube, es ist 
eine gute Basis, auf der wir aufbauen können, 
auf der die Außenpolitik aufbauen kann und 

muß. Nur haben wir im letzten Jahr durch 
verschiedene Vorgänge innerpolitischer 
Natur wesentlich an Ansehen im Ausland ver­
loren. Dazu zählen nicht nur Vorgänge bei 
den verschiedenen Wahlen, die im Vorjahr 
stattgefunden haben, sondern dazu zählen vor 
allen Dingen innerpolitische Auseinanderset­
zungen, die nicht immer von Sachfragen 
geprägt waren. Diese haben das Ansehen der 
Wirtschaft beziehungsweise wirtschaftlicher 
Unternehmen Österreichs im Ausland in 
Frage gestellt. Unsere Außenhandelsvertre­
tungen haben es nun furchtbar schwer, wenn­
gleich eine positive Ausgangsbasis vorhanden 
ist, diese Negativa wieder auszugleichen und 
damit die Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
daß Österreich im Rahmen der Weltwirtschaft 
den ihm zukommenden Platz auch behalten 
kann. Es wird uns Positives bestätigt, es wird 
uns eine gute Basis bestätigt, wir selbst aber 
sind es oft, die diese ruinieren. Wir müssen 
also alle Anstrengungen von der innenpoliti­
schen Seite her unternehmen, um das gute 
Ansehen Österreichs wiederherzustellen. 

Dazu bedarf es einer sachlich ausgewoge­
nen Betrachtung all der Probleme, die sich 
uns in diesen schwierigen achtziger Jahren 
stellen und noch stellen werden. Dazu gehört 
selbstverständlich auch die Frage der Annä­
herung oder, wenn Sie so wollen, des 
Anschlusses an die Europäischen Gemein­
schaften, die für uns von wirtschaftlich größ­
ter Bedeutung ist. 

Aber es kann doch niemand glauben, daß es 
sich dabei um eine Einbahnstraße handelt. 
Wenn wir einem großen Binnenmarkt ange­
hören wollen und angehören werden, dann 
kann das keine Einbahnstaße sein in der 
Richtung, daß Österreich, daß die Österrei­
cherinnen und Österreicher, daß die öster­
reichischen Betriebe davon nur profitieren, 
sondern es kommen genauso viele - wenn 
nicht noch mehr, denn die anderen Staaten 
sind ja wesentlich größer als wir - Waren zu 
deren Preisen nach Österreich. Da werden 
sich sehr schwierig zu lösende wirtschaftliche 
Probleme ergeben, vor allen Dingen für die 
österreichische Landwirtschaft. Ich glaube, es 
war Kollege Puntigam, der auch bereits dar­
auf hingewiesen hat, daß sich da für die öster­
reichische Landwirtschaft äußerst große 
Schwierigkeiten ergeben werden. Es handelt 
sich dabei vor allem um Anpassungsschwie­
rigkeiten, die wir eben in den achtziger Jah­
ren zu bewältigen haben werden. 

Wir müssen, wie bereits erwähnt, alle 
gemeinsam dazu beitragen, das Ansehen 
Österreichs in der Welt wieder zu verbessern. 
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Die Möglichkeiten dazu sind gegeben, sie wer­
den auch vielfach genützt. 

Ich möchte jetzt nicht nochmals auf das 
ganze Problem der nachbarschaftlichen 
Beziehungen im Hinblick auf die friedliche 
Nutzung der Kernenergie eingehen. Es ist 
schon sehr viel dazu gesagt worden. Es ist 
erfreulich, daß diesbezüglich Verträge bereits 
bestehen, daß darüber bereits Verhandlungen 
mit anderen Nachbarstaaten im Gange sind. 
Wir würden erwarten - was aber ebenso sehr 
schwierig und wahrscheinlich kaum erreich­
bar ist -, daß wir gerade bei den Verhandlun­
gen mit der Bundesrepublik Deutschland Ver­
besserungen erfahren könnten, die uns viel­
leicht in die Lage versetzen - ich sage 
absichtlich: vielleicht -, als der Staat Öster­
reich oder sogar als Österreicherinnen und 
Österreicher mitreden zu dürfen. 

Die nachbarschaftlichen Beziehungen unse­
res Landes sind von größter Bedeutung. Es 
gibt allerdings Probleme bei der grenzüber­
schreitenden Zusammenarbeit auf allen mög­
lichen Gebieten. Beispiele dafür wurden 
bereits genannt: die ARGE-Alp und die 
ARGE-Alpen-Adria. Es gibt viele solcher 
grenzüberschreitender Zusammenarbeits­
möglichkeiten verschiedener Bundesländer, 
verschiedener Regionen. Es wurde von der 
Zusammenarbeit Tirols mit Südtirol schon 
gesprochen. Burgenland ist eines jener Län­
der, die auf diesem Gebiet wesentliche Arbeit 
leisten. Aber auch die anderen Bundesländer 
sind bemüht, mit ihren Nachbarregionen in 
entsprechend gute Beziehungen zu kommen 
und das Zusammenleben der Menschen auf 
beiden Seiten der Grenzen, die leider Gottes 
immer noch bestehen, etwas zu verbessern 
und zu erleichtern. Es gibt Bemühungen in 
dieser Richtung sowohl der Regionen als auch 
der Gemeinden. Auch das betrachte ich als 
eine, wenn auch nicht große, so doch kleine 
Außenpolitik Österreichs, die durch Partner­
schaften und Zusammenarbeiten mit Gemein­
den und Regionen in anderen Ländern 
wesentlich zum besseren Verständnis dieser 
beiden Menschengruppen beiträgt. 

Wir in Österreich, wir als Österreicher 
haben vor allen Dingen eine Brückenschlag­
funktion zwischen West und Ost zu erfüllen. 
Unsere Lage zwischen den großen Blöcken ist 
eigentlich geradezu prädestiniert dafür, Brük­
ken zu schlagen, was wir in der Frage der 
internationalen Organisationen, die in Wien 
ansässig sind, bereits tun. Ich glaube, daß wir 
gerade in diesem Bereich noch sehr viel tun 
können. 

Zurückblickend können wir sagen, daß die 
Bundesländer sehr aktiv sind in bezug auf 
nachbarschaftliehe Beziehungen zu anderen 
Regionen. Es darf mit Freude bemerkt wer­
den, daß Sie, Herr Vizekanzler, erwähnt 
haben, von seiten der Bundesregierung werde 
positiv dazu Stellung genommen, daß die Bun­
desländer Möglichkeiten bekommen, mit 
Nachbarländern, Nachbarregionen zu koope­
rieren - natürlich im Rahmen der öster­
reichischen Außenpolitik und nur im Einver­
nehmen mit der Bundesregierung. Aber diese 
Zusage beziehungsweise diese Absichtserklä­
rung berechtigt die Länder, zu hoffen, daß ihr 
Wunsch auf eine gesicherte verfassungsrecht­
liche Grundlage dieser Bemühungen unter 
Umständen verwirklicht werden kann. 

Alles in allem glaube ich, daß wir Außenpo­
litik nicht nur im Rahmen der diplomatischen 
Vertretungen und unseres Außenministe­
riums durchzuführen haben, sondern daß wir 
Österreicher im Inland selbst einen wesentli­
chen Beitrag zur Außenpolitik leisten müssen. 
Dies wird dann die Grundlage sein für die 
Verbesserung des Ansehens Österreichs in 
der Welt. 

Ich glaube abschließend nicht nur im 
Namen meiner Fraktion, sondern im Namen 
aller hier im Hohen Hause allen im diplomati­
schen Dienst für Österreich tätigen Men­
schen, ganz gleich, in welcher Position sie 
sich befinden, den Dank aussprechen zu dür­
fen, darüber hinaus aber auch allen Österrei­
cherinnen und Österreichern, welche sich um 
das Ansehen Österreichs in der Welt bemü­
hen und nicht zuletzt durch ihre Aktivitäten 
zur Völkerverständigung beitragen. (Beifall 
bei SPÖ und ÖVP.) 13.12 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Spezialberichterstatter 
das Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s tim -
m u n g über die Beratungsgruppe III des 
Bundesvoranschlages 1987. Diese umfaßt das 
Kapitel 20 in 10 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die sich 
hiefür aussprechen, um ein Zeichen der 
Zustimmug. - Das ist die M ehr h e i t. 
Angenommen. 

Gemäß § 55 Abs. 5 der Geschäftsordnung 
schlage ich vor, die Abstimmung über den bei 
der Verhandlung der Beratungsgruppe III des 
Bundesfinanzgesetz-Entwurfes eingebrachten 
Entschließungsantrag sogleich vorzunehmen. 
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Präsident Dr. Stix 

Erhebt sich dagegen eine Einwendung? 
Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Dipl.-Vw. Dr. Steiner, Dr. Jankowitsch und 
Genossen betreffend Maßnahmen zur Beendi­
gung des Golf-Krieges. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Entschließungsantrag beitreten, um ein 
Zeichen der Zustimmung. - Das ist ein­
s tim m i g an gen 0 mm e n. (E 4.) (Beifall 
des Abg. Wab1.) , 

Beratungsgruppe VII 

Kapitel 15: Soziales 

Kapitel 16: Sozialversicherung 

Präsident Dr. Stix: Wir gelangen nunmehr 
zur Verhandlung über die Beratungsgruppe 
VII: Soziale Verwaltung. 

Spezialberichterstatter ist Herr Abgeordne­
ter Grabner. Ich ersuche ihn um seinen 
Bericht. 

Spezialberichterstatter Grabner: Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Ich bringe 
den Spezialbericht zur Beratungsgruppe VII, 
Kapitel 15: Soziales, Kapitel 16: Sozialversi­
cherung. 

Der Budgetausschuß hat die in der Bera­
tungsgruppe VII zusammengefaßten Kapitel 
15 "Soziales" und 16 "Sozialversicherung" des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 1987 am 
17. März 1987 unter dem Vorsitz des 
Obmannstellvertreters Abgeordneten Dkfm. 
Dr. Steidl in Verhandlung gezogen. 

Zu Kapitel 15 "Soziales" und Kapitel 16 
, ,Sozialversicherung": 

Der Voranschlag für 1987 sieht bei diesen 
Kapiteln folgende Ausgaben und Einnahmen 
vor: 

Ausgaben: Kapitel 15: 31 447 274 000 S; 
Kapitel 16: 52 297 000 000 S; insgesamt 
83 744 274 000 S. 

Einnahmen: Kapitel 15: 22 491 464 000 S; 
Kapitel 16: 192 504 000 S; insgesamt 
22683968000 S. 

Gegenüber dem Bundesvoranschlag 1986 
sind somit insgesamt Mehrausgaben von 

rund 7,1 Milliarden Schilling und Mehrein­
nahmen von rund 1,1 Milliarden Schilling vor­
gesehen. 

Ausgaben: Von den Gesamtausgaben für 
soziale Angelegenheiten entfallen auf den 
Personalaufwand 1371886000 S oder 1,6 Pro­
zent und auf den Sachaufwand 
82 372 388 000 S oder 98,4 Prozent. 

Innerhalb der Gesamtausgaben ergibt sich 
zwischen den "gesetzlichen Verpflichtungen" 
(einschließlich Personalaufwand) in Höhe von 
79 685 527 000 S und den "Ermessensausga­
ben" in Höhe von 4 058747000 S ein Verhält­
nis von 95 Prozent : 5 Prozent. 

Die Gesamtausgaben für soziale Angele­
genheiten verteilen sich prozentuell wie folgt: 

Sozialversicherung: 62,4 Prozent, Arbeits­
marktverwaltung: 28,8 Prozent, Kriegsopfer­
und Heeresversorgung: 7,9 Prozent, Sonstiges: 
0,9 Prozent. 

Zu Kapitel 16 "Sozialversicherung": 

Die Gesamtausgaben bei Kapitel 16 steigen 
von 1986 auf 1987 im Vergleich der Bundesvor­
anschläge um 5,3 Milliarden Schilling, das sind 
11,2 Prozent. Damit liegt die Steigerungsrate 
wie im Vorjahr wieder über jener der Gesamt­
ausgaben des Bundes mit 14,2 Milliarden Schil­
ling, das sind 2,9 Prozent. Der relative Anteil 
der Gesamtausgaben des Kapitels 16 an den 
Gesamtausgaben des Bundes wird im Jahre 
1987 auf 10,3 Prozent ansteigen. (Präsident Dr. 
Marga Hub i n e k übernimmt den Vorsitz.) 

In der Debatte, die sich an die Ausführun­
gen des Spezialberichterstatters anschloß, 
ergriffen 20 Abgeordnete das Wort. Die aufge­
worfenen Fragen wurden durch den Bundes­
minister für soziale Verwaltung Dallinger 
ausführlich beantwortet. 

Von den Abgeordneten Kräutl, Dr. Schwim­
mer wurde ein Abänderungsantrag gestellt, 
der eine Anpassung an die in der Novellie­
rung des Bundesministeriengesetzes, BGBl. 
Nr. 78/1987, vorgesehene Neubezeichnung 
"Bundesministerium für Arbeit und Soziales" 
vorsieht. 

Bei der Abstimmung am 18. März 1987 wur­
den die finanzgesetzlichen Ansätze der in der 
Beratungsgruppe VII zusammengefaßten 
Kapitel unter Berücksichtigung des Abände­
rungsantrages der Abgeordneten Kräutl, Dr. 
Schwimmer teils einstimmig, teils mit Stim­
menmehrheit angenommen. 
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Grabner 

Der Budgetausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 15: Soziales, und dem Kapitel 
16: Sozialversicherung des Bundesvoranschla­
ges für das Jahr 1987 (10 der Beilagen) samt 
der dem schriftlichen Ausschußbericht beige­
druckten Abänderung wird die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilt. 

Diese Abänderung lautet: 

Abänderung zum Entwurf des Bundesvor­
anschlages für 1987 in 10 der Beilagen: 

In der Anlage I der im Titel bezeichneten 
Regierungsvorlage ist folgende Änderung vor­
zunehmen: 

Die Bezeichnung für den Titel 150 wird von 
"Bundesministerium für soziale Angelegen­
heiten und Arbeit" auf "Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales" abgeändert. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, ersuche ich die Frau Präsident, in die 
Debatte einzugehen. 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordne­
ter Dr. Haider . Ich erteile es ihm. 

13.20 

Abgeordneter Dr. Haider (FPÖ): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Das Kapitel 
Soziales ist erstmals unter dieser neuen 
Regierung zu beurteilen. Es gibt zwar eine 
neue Regierung, aber der Sozialminister ist 
derselbe geblieben, sodaß sich in der Betrach­
tung der sozialpolitischen Notwendigkeit eine 
gewisse Kontinuität, zumindest im Hinblick 
auf die Person, ermöglicht. 

Wir haben davon auszugehen, daß es bei 
dieser Debatte weniger darum gehen sollte, 
die Dinge hochzujubeln, wie sie aus der Sicht 
der Regierung gesehen werden, oder alles in 
Bausch und Bogen zu kritisieren, wie das viel­
leicht früher die Opposition getan hat, son­
dern nüchtern zu analysieren, in welcher 
Situation wir mit diesem beachtlichen Budget 
im Hinblick auf die soziale Sicherheit, auf die 
Erfordernisse des Gesamtstaates und der 
gesellschaftspolitischen Notwendigkeiten ste­
hen. 

Wenn ich frühere Protokolle durchlese, so 
finde ich vom Kollegen Schwimmer sehr 
nette schmückende Beiworte für die Tätigkeit 

des bisherigen Sozialministers: daß er schon 
wieder ein Budget der versäumten Gelegen­
heiten vorgelegt hat, daß er schon wieder den 
Rückzug aus der Solidarität für die Schwäch­
sten vornimmt, daß er schon wieder ein Bud­
get des Fort- und Weiterwursteins praktiziert 
und wie diese Schlagworte alle heißen. 

Ich glaube, daß gerade das heurige Mitstim­
men der Österreichischen Volkspartei - und 
wahrscheinlich auch des Kollegen Schwim­
mer als Sozialsprecher - bei diesem Budget 
deutlich macht, daß im Grunde genommen 
auch die Österreichische Volkspartei wider 
besseres Wissen und Gewissen Kritik um der 
Kritik willen geübt hat, aber keine wirklichen 
Alternativen vorlegen konnte. (Abg. Dr. 
Sc h w im m er: Das sagt der Haider! Er hat 
zwar einen Spiegel, aber er sieht schlecht!) 

Ich glaube, daß es bei der sozialpolitischen 
Auseinandersetzung eigentlich darum geht, 
zu sagen: Wie können wir die Grenzen der 
Finanzierbarkeit, bei denen wir angelangt 
sind, bei einem sehr anspruchsvollen Sozial­
netz in der Zukunft so sichern, daß keine 
sozialen Härten passieren, daß aber auch 
Mißverhältnisse abgebaut werden? Wie kön­
nen wir unseren Sozialstaat adaptieren, der 
zu einem eher bürokratischen Wohlfahrts­
staat geworden ist, der in einer Phase der 
stürmischen Wachstumsentwicklung durch­
aus finanzierbar war, wo aber heute die 
Finanzierungsgrundlagen nicht mehr in der 
notwendigen Form gegeben sind? Wie können 
wir diesen schärfer gewordenen Verteilungs­
kampf zwischen den einzelnen Bevölkerungs­
gruppen in ein gerechtes, sozial ausgewoge­
nes Verhältnis bringen? 

Ich habe das Gefühl, daß es auch beim der­
zeit amtierenden Sozialminister so etwas wie 
eine Götterdämmerung gegeben hat, denn 
seine milden, ja ich möchte sagen, fast ver­
söhnlichen Akzente, die er bei den Budgetbe­
ratungen gesetzt hat, auch gegenüber jenen, 
die einzelne Positionen kritisch beurteilt 
haben, verbunden mit dem Appell, man möge 
doch gemeinsam nach Lösungsvorstellungen 
und Lösungsmodellen suchen, haben mir 
gezeigt, daß im Grunde genommen ein milder 
Dallinger die beste Garantie dafür ist, daß 
diese Koalition momentan ratlos ist im Hin­
blick darauf, wie sie wirklich die großen 
Sozialreformen durchziehen soll. 

Sie weiß zwar noch nicht - das dokumen­
tiert die Regierungsübereinkunft und das 
Regierungspaktum -, was sie will, aber das 
will sie, zumindest bisher, mit ganzer Kraft. 
Wir haben als Opposition die Aufgabe, unsere 
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Dr. Haider 

Sicht dem gegenüberzustellen und zu sagen, 
wo es langgehen, wie man dazu beitragen 
sollte, daß es mehr soziale Gerechtigkeit, 
weniger Privilegien, weniger Bürokratismus 
und weniger Verschwendung auch in diesem 
Sozialbereich gibt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sieht man sich nun freilich die Zitate in den 
Zeitungen an, dann festigt sich der Eindruck, 
daß sich diese Koalition im Grunde genom­
men bei den wichtigen Fragen, auch was den 
Bereich der Sozialpolitik betrifft, auf nichts 
geeinigt hat, was Hand und Fuß hat. 

Die Regierungsbildung lag erst zwei Tage 
zurück, da hat bereits, wie ich der "Presse" 
vom 23. Jänner entnehme, der Zentralsekre­
tär der Sozialistischen Partei das Pensionspa­
ket, das im Koalitionspaket vereinbart wor­
den ist, abgelehnt. 

Kaum war die Koalition gebildet, brach ein 
Streit über die Frage der Finanzierung der 
Arbeitslosenversicherung aus, im Sinne von 
hü und hott, von möglich und nicht möglich. 
Kaum war die Koalition gebildet, gab es 
Unstimmigkeiten über die Notwendigkeit der 
Vollbesteuerung oder der zusätzlichen Ein­
führung eines Solidaritätsbeitrages zur 
Arbeitslosenversicherung, sodaß man wirk­
lich nicht weiß, wo die Akzente dieser neuen 
Regierung nun wirklich liegen. Was erwartet 
denn die Österreicher? - Man kann es nur 
zwischen den Zeilen lesen. Dazu haben wir 
aus der Sicht der freiheitlichen Fraktion 
einige wesentliche Anmerkungen zu machen. 

Ich glaube, Herr Sozialminister, man kann 
es sich nicht so einfach machen, zu sagen, die 
gesamte Sozialpolitik werde den budgetpoliti­
schen Normen, die der Bundeskanzler vorge­
geben hat, unterworfen, und irgendwie werde 
man dann das schon hinbringen müssen. 

Wenn in der Beilage 8 steht: "Ohne Stabili­
sierung der Sozialausgaben im Budget ist das 
Ziel der Budgetkonsolidierung nicht erreich­
bar. Dazu notwendige Maßnahmen müssen 
bereits 1988 budgetwirksam werden", so heißt 
das, daß Sie offenbar wesentliche Eingriffe im 
Bereich der Pensionsversicherung, im 
Bereich der Krankenversicherung und im 
Bereich der Arbeitslosenversicherung und 
damit bei den zentralen Fragen unserer 
sozialpolitischen Aktivitäten tätigen müssen, 
ohne bis zur Stunde ein Konzept dafür zu 
haben. Denn Sie haben ja auch im Ausschuß 
zugegeben, daß man wird reden müssen und 
daß es viele Absichtserklärungen beider 
Regierungsfraktionen gibt. Im Grunde haben 
Sie sich aber auf nichts geeinigt. 

Daher vermuten wir, daß Sie wieder versu­
chen, den Weg des geringsten Widerstandes 
zu gehen, und daß die sogenannte Stabilisie­
rung, die Ihnen Ihre Budgetpolitiker verord­
net haben, wirklich - das meine ich, ohne zu 
übertreiben - auf Kosten der sozial Schwä­
cheren in diesem Lande gehen wird. 

Zum ersten haben Sie die Lohn- und Ein­
kommensteueranpassung - ich will gar nicht 
von einer Steuerreform reden - bis zum 
Jahre 1989 aufgeschoben. Das heißt, daß Sie 
gerade der Gruppe der Arbeitnehmer und 
damit der Masse jener Einkommensbezieher, 
die zu einem großen Teil Einkommensbezie­
her mit kleinem Einkommen erfaßt, zumuten, 
daß sie die Inflation in den nächsten Jahren 
schlucken und es damit dem Staat ermöglicht 
wird, als Inflationsgewinner Vermögen anzu­
sammeln, das eigentlich den Arbeitnehmern 
gehören würde. 

Zum zweiten: Sie sind für eine Kürzung 
(Abg. Pos c h: Per 1. 1. 1987 ist eine Steuer­
senkung eingetreten! Vergessen Sie das 
nicht!) Ich darf Ihnen sagen: Das war noch 
eine Leistung der bisherigen rot-blauen 
Regierung. Aber die Frage ist ja: Wie soll 
denn jetzt der Stabilisierungs beitrag , der im 
Jahr 1988 budgetwirksam werden soll, aus­
schauen? Das heißt, Sie haben die Steuerre­
form auf 1989 vertagt. 

Zum dritten haben Sie die Kürzung der Mit­
tel des Familienlastenausgleichsfonds akzep­
tiert. Immerhin leistet der Finanzminister 
jetzt jährlich um 230 Millionen Schilling weni­
ger an Erstattungsbeiträgen. Der Familienla­
stenausgleichsfonds ist aber ein wichtiges 
sozialpolitisches Instrument, dessen Aufgabe 
es ist, im Wege von Direkthilfen die Familien 
zu unterstützen. 

Sie haben zugestimmt dem Vorschlag, daß 
es zu einer Einheitswerterhöhung kommen 
soll. Das trifft nicht nur die Bauern, das trifft 
in erster Linie die Masse der Bürger, die ein 
Haus bauen, ein Eigenheim erwerben, mit 
Förderungsmitteln arbeiten werden oder eine 
Eigentums- oder Genossenschaftswohnung 
erwerben wollen. Auch Betriebskosten zählen 
da dazu. Da schlägt der Staat zu, und da ver­
sagt letztlich auch die Sozialpolitik - wenn 
man das so sehen will. 

Sie haben sich darauf geeinigt, die Pendler 
ganz empfindlich zur Kasse zu bitten, indem 
Sie die Bahntarife bei den Wochen- und 
Monatskarten erhöhen werden und die Mine­
ralölsteuer erhöht haben, um jene, die täglich 
das Auto zur Arbeit und von der Arbeit nach 
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Dr. Haider 

Hause benötigen, neuerlich zu belasten, und 
zwar mit mindestens 300 Millionen Schilling. 

Sie haben angekündigt, Herr Bundesmini­
ster, für den Fall, daß Sie sich bis zum Herbst 
1987 nicht einigen können, eine Art Solidari­
tätssteuer für. Bauern und Freiberufliche, 
eventuell auch für Beamte einzuführen, 
ansonsten müßten Sie mit 1. Jänner 1988 die 
Arbeitslosenversicherungsbeiträge erhöhen. 

Sie haben in der Regierung vereinbart, daß 
es zu einer Neuregelung der Grunderwerbs­
steuer kommt, die wiederum die Masse der 
Bürger betrifft, jene Häuslbauer, die so mit 
4 Prozent festgesetzt werden, obwohl jeder 
weiß, daß 2 Prozent das Maximum ist, das, 
was erträglich wäre. Das heißt, Sie wollen 
allein auf diese Weise dem Österreicher 
gegenüber den bisherigen Erträgen um 
700 Millionen Schilling mehr Geld aus der 
Tasche ziehen. 

Sie haben vereinbart, daß es zu Kürzungen 
von Pensions leistungen kommen soll, um die 
Beiträge nicht erhöhen zu müssen. 

Sie haben letztlich - auch im Budget 
bereits sichtbar - begonnen, die sozial 
schwachen Randgruppen zu benachteiligen, 
obwohl der Sozialminister laut einem Artikel 
der "Wiener Zeitung" noch davon gesprochen 
hat, daß verhindert werden muß, daß es in 
Österreich zu einer Zwei-Drittel-Gesellschaft 
kommt. 

Sie haben begonnen, im Hinblick auf Ihre 
Förderungspolitik die Behinderten um 
100 Millionen Schilling abzuräumen. (Abg. Dr. 
He1ene Par ti k - Pa b 1 e: Das ist unerhörtf) 
Ich halte das, meine Damen und Herren, für 
eine ... (Bundesminister Da 11 i n ger: So 
ist das nicht!) So steht es zumindest im Bud­
get. Sie werden jetzt sagen, Sie legen es wie­
der dazu, aber, Herr Sozialminister '" (Bun­
desminister D a 11 i n ger: Ich habe es erklärt 
im Ausschuß!) Nein, Sie haben das nicht 
erklärt, sondern Sie schichten ständig um, 
anstatt sich dazu zu bekennen, daß Randgrup­
pen, zu denen auch die Behinderten gehören, 
unser besonderes Augenmerk haben sollten. 
Sie müßten daher ein klares Bekenntnis dazu 
abgeben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich sehe also in Ihrer Vorgangsweise ein 
bißchen das Ergebnis eines sehr "kalten" 
Funktionärsdenkens, das sich sagt: Bevor wir 
uns vor das Parlament hinstellen müssen, um 
zu neuen Steuern Stellung zu nehmen, versu­
chen wir durch Leistungskürzungen, durch 
Umschuldung~n, durch Fragen der geheimen 

Anpassungen und Erhöhungen die Leute zur 
Kasse zu bitten. 

Unterm Strich bedeutet das für die Masse 
der Bürger eine Lawine von Mehrbelastun­
gen, worauf bisher der Sozialpolitiker Dallin­
ger noch keine Antwort gegeben hat. Ich will 
gar nicht reden von der zunehmend steigen­
den Arbeitslosigkeit und den sich sicherlich 
daraus - trotz einer ausreichenden finanziel­
leh Absicherung der Arbeitslosenfinanzie­
rung - ergebenden sozialen Problemen bei 
den Arbeitslosen, vor allem dort, wo mehrere 
Familienmitglieder zu versorgen sind. 

Sie sind damit, Herr Bundesminister, auf 
dem besten Wege, von einem engagierten 
Sozialpolitiker zum Hohepriester des sozialen 
Niedergangs zu werden, der aber gleichzeitig 
der Paradiesgärtner werden will, um die 
Funktionärsprivilegien und die Bürokratie 
unverändert zu lassen, um die Möglichkeit zu 
eröffnen, ein unverändertes System auf dem 
Rücken der sozial Schwächeren zu zementie­
ren. 

Ich glaube, daß wir es da wirklich derzeit 
mit einer Umkehrung der Wertigkeiten in der 
Politik zu tun haben. Wir haben quer durch 
die Fraktionen eigentlich festgestellt, daß es 
heute üblich geworden ist, viel zu stark 
Arbeitsunwillige zu unterstützen, während 
diejenigen, die ein ganzes Jahr ihrer berufli­
chen Verpflichtung nachkommen, auch steu­
erpolitisch und förderungspolitisch bestraft 
werden. 

Es ist eine Umkehrung der Werte, wenn der 
Sozialminister seine Hauptaufgabe darin 
sieht, Pleitebetriebe zu unterstützen und die­
jenigen, die Gewinne machen, dafür noch 
stärker zu besteuern. Das versteinert die 
Struktur in unserem Land .. Auch wenn er 
gerne ein "kleiner" Wirtschaftsminister sein 
möchte, mit seiner Wirtschaftspolitik geht er 
aber in die falsche Richtung. 

Es ist eine Umkehrung der Werte, wenn 
Sozialschmarotzer - die SPÖ hat das selbst 
in einer Wahlwerbung plakatiert - geschützt, 
die Fleißigen aber dafür benachteiligt werden. 
Wo bleiben die Konsequenzen Ihrer Wahlbe­
wegung? Wo bleiben die Konsequenzen Ihrer 
Ankündigungen, die Sie schon zu Zeiten des 
Bundespräsidentenwahlkampfes in dieser 
Richtung getroffen haben? 

Es ist eine Umkehrung der Werte, meine 
Damen und Herren, wenn heute diejenigen 
die höchsten Pensionen beziehen, die nied­
rigsten Pensions beiträge zahlen, diejenigen 
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gen aber, die die höchsten Pensionsbeiträge 
zahlen, unterm Strich die schlechtesten Pen­
sionen bekommen. Trotzdem besteht keine 
Bereitschaft, über Fragen einer Systemkor­
rektur und -veränderung ernsthaft zu disku­
tieren. Dort beginnt die Auseinandersetzung 
um die soziale Gerechtigkeit! 

Ich glaube, daß es auch eine Umkehrung 
der Werte darstellt, wenn man immer wieder 
den Weg des geringsten Widerstandes geht 
und die Leistungen für den kleinen Mann 
kürzt, während man die Funktionärsprivile­
gien, die ihnen zwar sehr angelegen sind, 
aber trotzdem unangebracht sind, weiterhin 
aufrechterhält und darüber den Mantel des 
Schweigens breitet. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
es bei allen Fraktionen im Grunde genommen 
richtige Erkenntnisse gibt, aber der Mut, das 
sozialpolitisch umzusetzen, in den einzelnen 
Bereichen auch einschneidende Reformen zu 
tätigen, damit die Bürger das Gefühl haben, 
daß wirklich um eine neue Dimension der 
sozialen Gerechtigkeit gerungen wird, dieser 
Mut zum Handeln fehlt halt bisher. 

Der Herr Sozialminister ist durch das neue 
Bundesministeriengesetz zwar zum Arbeits­
und Sozialminister ernannt worden, in Wirk­
lichkeit wurde er aber ein Arbeitslosenmini­
ster , der sich noch nebenbei Wirtschaftskom­
petenzen arrogiert hat, und zwar Wirtschafts­
kompetenzen, die von zweifelhaftem Charak­
ter sind. Denn die rund 4 Milliarden Schilling, 
die Sie für arbeitsmarktfördernde Maßnah­
men als "sonstige Zwecke" disponieren, flie­
ßen in der Hauptsache - das stellt man fest, 
wenn man immer wieder nachprüft, was 
damit geschieht - eigentlich in Betriebslei­
chen, denen man ein Staatsbegräbnis auf 
Kosten der Steuerzahler beschert, denen man 
das Sterben verlängert, wo man aber keine 
Lösung für die Etablierung und Sicherung 
zukunftsorientierter Arbeitsplätze ermög­
licht. 

Ich weiß, Sie haben das gerne, weil Sie 
gerne Weihnachtsmann spielen wollen. Ich 
sage Ihnen aber: Die Zeit der Weihnachts­
männer ist vorbei. Nüchterner Zuschnitt, rea­
listische Betrachtung und Sparsamkeit dort, 
wo bisher die Dinge in die falsche Richtung 
gelaufen sind, dafür aber Entlastungsmaß­
nahmen für jenen Bereich der Wirtschaft, wo 
nicht der Weihnachtsmann kommen, sondern 
wo man die Leute nur arbeiten lassen muß, 
damit der Erfolg sichergestellt ist. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Jetzt war es wieder so typisch. Es geht 
Ihnen bei der Arbeitsmarktförderung das 
Geld aus. Was sagen Sie? Es gibt einen Topf 
der Insolvenzentgeltsicherung, da haben die 
Betriebe viel eingezahlt, da könnten wir eine 
Milliarde abzweigen. Damit kann Ihr Stil des 
Weihnachtsmannes wieder fortgesetzt wer­
den. 

Ich glaube, vernünftiger wäre es, zu sagen: 
Denken wir doch in der Sozialpolitik einmal 
um! Ich gebe dem Kollegen Stummvoll recht, 
wenn er sagt: Verzichten wir doch darauf, daß 
der Herr Sozialminister Wirtschaftsförderung 
mit zweifelhaftem Charakter machen muß! 
Verzichten wir auf jene zwei, drei Milliarden 
Schilling, die dort hineinfließen, und ordnen 
wir sie einer Steuersenkung zu, die zu mehr 
Wettbewerb, aber wahrscheinlich auch zu 
mehr Beschäftigung führen würde, weil sie 
jene Betriebe begünstigt, die lebensfähig, die 
konkurrenzfähig sind und die dadurch leich­
ter expandieren, anstatt sie dort hineinzuin-' 
vestieren, wo wir in zwei, drei Jahren die 
Katastrophe nicht abwenden können! Das 
sollte man überlegen! Man muß einfach den 
Mut haben, über die neue Mittelverwendung 
vernünftig zu reden und Steuersenkungen 
statt Subventionen ernsthaft anzugehen, so 
wie das auch die ÖVP immer wieder gefordert 
hat. Aber kaum sitzt sie in der Regierung, ver­
gißt sie alle ihre guten Vorsätze. Kohlmaier 
kriegt einen Maulkorb umgehängt, Schwim­
mer stimmt überall mit, und die Dinge sind 
wieder beim Besseren. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, da 
liegt die Verantwortung wirklich bei allen 
Fraktionen. Das Beispiel verstaatlichte Indu­
strie beweist uns ja, daß wir zumindest - ich 
will das jetzt gar nicht parteipolitisch zuord­
nen - mit dem Glauben, durch Direktförde­
rung in der Wirtschaft Erfolge zu erzielen, 
einfach nicht reüssieren können. 

Die VOEST-Alpine hat in einem Zeitraum 
von 1981 bis 1986 Direktzuschüsse in der 
Höhe von 22 Milliarden Schilling bekommen. 
Sie hat in dieser Zeit 9 700 Arbeitsplätze ver­
loren. Das heißt, pro subventionierten 
Arbeitsplatz, der verloren worden ist, mußten 
2,3 Millionen Schilling aufgewendet werden. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Sie haben dem allen 
zugestimmt! Das ist ja unglaublich!) 

Herr Kollege Kohlmaier! Sie sind der letzte, 
der jetzt einen Zwischenruf machen darf. 
Denn wenn ich sage, ohne parteipolitische 
Zuordnung sollten wir uns fragen, wie wir das 
gesamte Förderungswesen, die gesamte Steu­
erpolitik neu dimensionieren können, dann 
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soll man nicht davon reden, daß die Freiheitli­
chen 198316 Milliarden beschlossen haben 
und Sie im Jahre 1978 vielleicht bei 15 Milliar­
den mitgestimmt haben und jetzt bei 50 
zustimmen müssen. Darum geht es ja gar 
nicht! (Abg. Dr. Sc h w im m er: Eine Frage!) 
Fragen Sie mich nachher. (Abg. Dr. 
Sc h w im m er: Überall dort, wo Sie mitge­
macht haben, darf man nicht parteipolitisch 
zuordnen, überall dort, wo Sie nicht mitge­
macht haben, teilen Sie aus! Das ist eine bil­
lige Methode!) 

Ich wollte Ihnen doch nur eine Brücke 
bauen, damit Sie heute nicht so unglaubwür­
dig zu all dem ja und amen sagen müssen, 
was Sie früher abgelehnt haben. (Abg. Dr. 
Sc h w im m er: Ich werde das schon begrün­
den!) Ich wollte Ihnen nur die Möglichkeit bie­
ten, Ihre verbalen Ausritte der Vergangenheit 
ein bißehen zu vergessen und konstruktiv zu 
argumentieren, wie ich es tue. (Beifall bei der 
FPÖ. - Abg. Dr. Sc h w i m m er: Ich werde 
zu allem stehen, was ich hier gesagt habe!) 

Wenn Sie wirklich zu allem stehen wollen, 
Kollege Schwimmer, dann darf ich Sie fragen, 
wie es zum Beispiel damit ausschaut: Sie 
haben am 16. Dezember 1985 gesagt: Peinlich 
daran ist nicht, daß die ÖVP das aufzeigt, son­
dern peinlich ist, daß zum Beispiel die Pensio­
nisten und die Ärmsten unter ihnen mit gerin­
geren Pensionserhöhungen und mit vorent­
haltenen Heizkostenzuschüssen den Preis für 
die zu eng gewordene Zwangsj acke bezahlen 
müssen. 

Sie haben dann diesbezüglich Anträge 
gestellt. Jetzt bei den Verhandlungen haben 
Sie jedoch völlig darauf verzichtet, daß die 
Heizkostenzuschüsse auch zum Gegenstand 
der zu erwartenden Pensionsanhebungen 
1987 gemacht werden. Der Herr Sozialmini­
ster hat uns im Ausschuß gesagt,die ÖVP hat 
das nicht verhandelt. (Abg. Dr. Sc h w im -
m er: Hat er nicht gesagt! Herr Haider, Sie 
hören immer nur sich selber zu, Sie ~ören nie­
mand anderem zu!) Er ist heute unwahr­
scheinlich nervös. (Weitere Zwischenrufe.) 

Sie sollten, wenn Sie dann drankommen, 
die Frage, wie das mit den abgelehnten Pen­
sionsreformen ist, beantworten. Sie haben 
1985 die Pensionsreform, von der diese Regie­
rung jetzt auch lebt, weil sie die Finanzie­
rungsgrundlage in den nächsten Jahren noch 
verbessert, abgelehnt und in Bausch und 
Bogen vertan. Sie haben folgendes gesagt: 

Man muß sich die Frage stellen: "Waren die 
Opfer sinnvoll, die Beitragszahler und Pensio-

nisten zu erbringen gehabt haben? Hat die 
Regierung diese Opfer mit einer besseren 
Wirtschafts- und Finanzpolitik honoriert, oder 
ist weitergewurstelt worden? Hat man weiter 
zugesehen, wie Staatsbetriebe defizitär und 
immer mehr zum Faß ohne Boden werden, 
und gemeint, die Pensionisten und die Bei­
tragszahler werden schon wieder zahlen 
durch höhere Beiträge und schlechtere Pen­
sionen 1" (Abg. Dr. Sc h w im m er: Es ist mit 
blauen Ministern weitergewurstelt worden, 
da haben Sie recht!) 

Frage: Wenn Sie das alle nicht wollen, wo 
sind dann Ihre Anträge, jetzt diese Pensions­
reform - wie Sie angekündigt haben - rück­
gängig machen zu wollen, zurückzunehmen? 
Wann haben Sie Herrn Dallinger gesagt: Neh­
men wir diese Pensionsreform zurück, sie ist 
untauglich!? Das haben Sie nicht getan. Sie 
nehmen das Geld, das Sie früher abgelehnt 
haben, d(Jmit Sie aus Ihrer eigenen Malaise 
der Sozialpolitik herauskommen. Das ist die 
Doppelzüngigkeit Ihrer Argumentation. 
Solange Sie keine Verantwortung haben, wis­
sen Sie alles besser, in dem Augenblick, in 
dem Sie Verantwortung tragen, nehmen Sie 
zwar das Geld, distanzieren sich aber in 
unglaubwürdiger Weise von Ihren eigenen 
vorherigen Positionen. (Beifall bei der FPÖ. 
- Zwischenruf des Abg. Dipl.-Ing. F 1 i c k e r. 
- Zwischenbemerkung des Bundesministers 
Da 11 i n ger.) 

Herr Sozialminister! Sie sind ja auch ein 
Meister des Argumentierens. Sie machen es 
innerhalb einer Woche. Sie sagten am 
11. Februar laut "Kurier" - wörtliches Zitat 
-, Sie seien für eine volle Besteuerung der 
Arbeitslosenversicherungsgelder . (Bundesmi­
nister Da 11 i n ger: Das habe ich nicht 
gesagt!) Wörtliches Zitat! 

Drei Tage später sagt er gegenüber der 
,,Arbeiter-Zeitung" auf die Vermutung hin, 
man habe Sie offensichtlich ver anlaßt, das 
zurückzunehmen: Davon war nie die Rede, es 
ist nur diskutiert worden! Solche Dinge haben 
Sie nicht zum ersten Mal gemacht. Sie lassen 
einen Luftballon steigen und sagen dann: 
Davon war nie die Rede! Das kennen wir 
schon. Sie testen zunächst einmal das Klima, 
dann versuchen Sie, den geordneten Rückzug 
anzutreten. Also wir haben uns alle nichts 
vorzuwerfen. (Bundesminister D a 11 i n ger: 
Da schau! - Heiterkeit bei ÖVP und SPÖ. -
Zwischenrufe.) 

Ich glaube, es geht darum, Herr Sozialmini­
ster, daß Sie auch die Bereitschaft haben, das 
zu akzeptieren. Selbstverständlich geht es für 
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uns alle darum, die Positionen zu überprüfen, 
inwieweit wir auch bei den derzeitigen Bud­
getstrukturen sinnvolle Schritte eingeleitet 
haben. 

Daher sage ich noch einmal: In der Ver­
staatlichten, VOEST-ALPINE, bei 9000 verlo­
renen Arbeitsplätzen pro verlorenem Arbeits­
platz 2,3 Millionen Schilling an Subvention 
aus dem Budget, das ist ernüchternd. Für die 
VEW gilt das gleiche: Von 1981 bis 1986 10,9 
Milliarden Schilling - da ist auch Ihr Geld 
aus der Arbeitsmarktverwaltung mit dabei -, 
8 000 Arbeitsplätze verloren, pro verlorenem 
Arbeitsplatz ein Aufwand von 1,4 Millionen 
Schilling. Das ist natürlich bitter. 

Ich glaube, daran sieht man auch, daß diese 
Art der Wirtschafts- und Sozialpolitik an 
ihren Grenzen angelangt ist. Lacina hat es ja 
kürzlich in einer Pressekonferenz auch 
gesagt. Daher sollten wir die mühsam erarbei­
teten Steuer gelder , die uns die Bürger zur 
Verfügung stellen, in Zukunft nicht so einset­
zen, daß wir Strukturen zementieren und 
Wirtschaftsfriedhöfe schaffen, die wir nicht 
mehr retten können, sondern wirklich überle­
gen, wie man zu einem mutigen und glaub­
würdigen Schritt einer Steuerreform kommt, 
so wie das andere europäische Staaten getan 
haben. 

Das wichtigste für einen Arbeitsminister 
ist, Arbeit zu schaffen, Beschäftigungsquoten 
zu erhöhen, an statt Arbeitslosenquoten zu 
stabilisieren. Das muß doch Ihre Aufgabe 
sein! Dort muß doch eigentlich Ihr ... (Zwi­
schenruf der Abg. Mag. Brigitte E der er.) 
Nein, nicht die Arbeitslosigkeit verwalten, 
Frau Kollegin, sondern Beschäftigung schaf­
fen. Das muß das primäre Ziel einer Regie­
rung sein! Das haben Sie leider in Ihrem Koa­
litionspakt nicht deutlich genug zum Aus­
druck gebracht. Sie reden von Budgetsanie­
rung, aber nicht mehr von der Rückeroberung 
der Vollbeschäftigung. Und das ist der Fehler! 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Gerade der Streit um die Erhöhung der 
Arbeitslosenversicherungsbeiträge, zu dem 
man auch aufgrund der derzeitigen aktuellen 
Situation einen Gedanken formulieren muß, 
ist wirklich ein Musterfall des Verwirrspiels. 
Im Pakt der ÖVP mit der SPÖ steht folgendes: 
Es wird außerdem die Übertragung des der­
zeit vom Bund getragenen Aufwandes im 
Rahmen der Arheitsmarktverwaltung in die 
zweckgebundene Gebarung angestrebt. 

Das ist ein völlig harmloser Satz. Nur: Er 
hat zur Konsequenz, daß das, was bisher aus 

dem Bundesbudget für die Verwaltung der 
Arbeitsmarktbehörden zur Verfügung gestellt 
wurde - das sind immerhin 700 Millionen bis 
800 Millionen Schilling -, nicht mehr gezahlt 
wird. Nicht für eine Verbesserung der Situa­
tion der Arbeitslosenfinanzierung, nicht für 
eine Verbesserung der Arbeitsmarktförde­
rung braucht der Herr Sozialminister jetzt 
mehr Geld, sondern in erster Linie deshalb, 
weil der Bund eine Pflichtaufgabe nicht mehr 
erfüllen will, weil die Koalition elegant verein­
bart hat, daß sie maximal 800 Millionen Schil­
ling dort abzweigen will. Jetzt muß er sich 
natürlich eine Bedeckung suchen. Also muß 
er entweder einen Solidaritätsbeitrag kon­
struieren oder einen erhöhten Arbeitslosen­
versicherungsbeitrag einführen. Und das, 
glaube ich, sollte eigentlich am Beginn der 
Diskussion stehen! 

Der Bund ist nicht mehr in der Lage oder 
nicht mehr bereit, seine Verpflichtungen, die 
er gegenüber der Arbeitsmarktverwaltung 
hat, zu erfüllen. Deshalb müssen die Leute 
jetzt mehr zahlen. Das haben Sie bisher 
immer verschwiegen. 

Wichtiger und richtiger wäre es, bei einer 
solchen Diskussion zu fragen: Was kann man 
denn tun, um das Ganze ökonomischer und 
billiger zu gestalten? - Die Mißbräuche 
abstellen, zum Beispiel. 

Sie haben im Ausschuß selbst gesagt: Na ja, 
viel geben die Mißbräuche nicht her, das sind 
maximal 300 Millionen Schilling. Wenn Sie 
schon sagen, daß das maximal 300 Millionen 
Schilling sind, dann sind es wahrscheinlich eh 
500 Millionen, weil Sie ja in diesen Bereichen 
eher zu Untertreibungen neigen. Daher, 
meine ich, ist es wirklich eine Größenord­
nung, über die man reden sollte. 

Wie werden Sie die Mißbräuche bekämp­
fen, bevor Sie die Bürger neuerlich zur Kasse 
bitten und ihnen einen Solidaritätsbeitrag im 
Sinne einer neuen Steuer abverlangen, 
obwohl diese Regierung versprochen hat, 
keine neuen Steuern in dieser Regierungspe­
riode einzuführen? 

Wie könnte man das Arbeitslosengeld 
gerechter gestalten? - Wir sind uns doch 
einig, daß da vieles danebenläuft. Warum 
sollte man nicht den Mut haben, zu sagen: 
Verlängern wir den Bemessungszeitraum, um 
die Spekulationen zu verhindern. Natürlich 
werden ein paar darüber schimpfen, aber im 
Grunde genommen wird das Ganze gerechter. 
Denn es kann ja nicht so sein, daß derjenige, 
der sechs Monate im Jahr arbeitet, durch den 
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Jahresausgleich einkommenspolitisch besser 
gestellt ist als derjenige, der ein ganzes Jahr 
gearbeitet, keinen Krankenstand in Anspruch 
genommen und sich angestrengt hat und 
niemandem zur Last gefallen ist. 

Es wäre auch zu überlegen, die Lohnklas­
sen abzuschaffen, Herr Sozialminister . Das 
würde auch ein bißchen mehr Gerechtigkeit 
zwischen den einzelnen Arbeitslosen in den 
unterschiedlichen Einkommensbereichen 
schaffen. 

Es wäre meines Erachtens auch notwendig, 
die Zumutbarkeitsbestimmungen, wie sie im 
Arbeitslosenversicherungsgesetz verankert 
sind, einmal wirklich anzuwenden und nicht 
immer nur zu sagen: Ja das geschieht eh! Es 
geschieht in Wirklichkeit nicht. Es wird nicht 
der Versuch unternommen, jenen, die arbeits­
unwillig sind, deutlich zu machen, daß es 
zumutbare Arbeiten gibt, die zu machen sind, 
und wenn sie diese nicht machen wollen, sie 
dann eben in den nächsten Wochen auf eine 
öffentliche Unterstützung verzichten müssen. 
Denn warum soll derjenige, der sich vermit­
teln läßt und dann Arbeit hat, mit seinen 
Steuern wieder eine Reihe von Tachinierern 
finanzieren, die sich das Arbeiten abgewöhnt 
haben, weil es so möglich ist. (Bundesminister 
Da 11 i n ger: Nein, nicht aus Steuern, aus 
Versicherungsbeiträgen!) 

Entschuldigen Sie, einen Arbeitslosenversi­
cherungsbeitrag zahlt er. Und wenn Sie mit 
Ihrem Geld nicht auskommen, dann greift 
man halt in den Steuertopf. 700 Millionen 
Schilling für die Arbeitsmarktverwaltung 
kommen ja aus dem Steuertopf, das müssen 
Sie zugeben. Die wollen Sie jetzt nicht mehr 
zahlen. Das sind keine Direktbeiträge, die Sie 
sich bisher dort geholt haben. 

Eine andere Frage: Arbeiterkammerumla­
gen. Es wurden in den letzten Jahren laufend 
Beitragsgrundlagen erhöht. Die sind ganz 
enorm gestiegen, und zwar auf mehr als 
25 000 S. Meine Damen und Herren! Da haben 
ja die Kammern mitprofitiert. Die Arbeiter­
kammern haben dadurch automatisch 
erhöhte Umlagen kassiert. 

Was ist mit den vielen Millionen geschehen, 
die da zusätzlich kassiert worden sind? Gehen 
die wirklich alle in die Bürokratie? Wäre es 
nicht ein Akt der Solidarität, einmal zu fra­
gen: Könnte nicht die eigene Berufsvertre­
tung, könnten nicht die Arbeiterkammern 
diese Mehrerträge aus der Steigerung der 
Beitragsgrundlagen als Beitrag zur Beschäfti-

gungspolitik oder zur Lösung des Problems 
der Arbeitslosenversicherung leisten? 

Das ist ein Denkanstoß, über den man ein- . 
mal reden sollte. Ich kann mich noch daran 
erinnern, daß 1982, als wir hier im Parlament 
eine Debatte zum Problem der Jugendarbeits­
losigkeit gehabt haben, Präsident Czettel sehr 
engagiert gesagt hat: Auch wenn wir jetzt die 
Beitragsgrundlagen erhöhen, werden wir all 
das, was mehr hereinkommt, für die Finanzie­
rung der und für den Kampf gegen die Ju­
gendarbeitslosigkeit verwenden. - In Ord­
nung! Ich habe nur nichts davon bemerkt. Ich 
würde mithelfen, Budgetprobleme auf diese 
Weise zu lösen und damit zusätzliche Bela­
stungen unserer Mitbürger auszuschalten. 

Oder: die Frage der Einschränkung der 
Arbeitsmarktinformation. Herr Bundesmini­
ster! Sie haben trotz angekündigter Sparsam­
keit die Budgetmittel für die Arbeitsmarktin­
formation noch einmal um ein paar Millionen 
hinaufgesetzt. Im Budgetprovisorium sind es 
eh schon 130 Millionen gewesen. Jetzt sind 
wir bei 138 Millionen angelangt - dafür, daß 
Sie eine Masse von Druckwerken produzie­
ren. Ich habe gestern einen meiner Mitarbei­
ter gebeten, er möge vom Arbeitsamt in Wien 
einmal ein paar Broschüren holen. Er hat 
angerufen und gefragt, ob er Unterlagen und 
Broschüren haben kann. Daraufhin hat ihm 
der dort am Telefon befindliche Mitarbeiter 
der Arbeitsmarktverwaltung gesagt: Na wol­
len Sie mit einem Lastwagen kommen und 
das abholen? Da gibt es so viele verschiedene 
Broschüren, so viel Papier, wo sich wirklich .. 
(Bundesminister D a 11 i n ger: Das ist gutf) 
Das ist nicht gut! (Bundesminister D a 11 i n -
ger: Information ist gutf) Für die Druckindu­
strie ist das gut. Da stellt sich die Frage: Wer 
soll denn das bitte alles noch wirklich lesen 
können? (Bundesminister Da 11 i n ger: Die 
Betroffenen!) 

Ja, wenn man so lange arbeitslos ist, daß 
man Zeit zum Lesen hat, dann wird man viel­
leicht dazu kommen, Ihre Schriften zu lesen. 
Die Frage ist ja nur, ob das der Sinn des Gan­
zen ist oder ob wir nicht beim Papier ein bis­
serl sparen sollten und gleichzeitig auch bei 
der Werbung, die Sie tätigen, denn mit Ihren 
Plakatinitiativen, wo es heißt: "Wir tun etwas 
gegen die Frauenarbeitslosigkeit!" helfen Sie 
keiner Frau, die arbeitslos ist. Nehmen Sie 
doch lieber die Millionen her und setzen Sie 
sie ein im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit, 
für eine vernünftige Wirtschaftspolitik, damit 
es mehr Beschäftigungsmöglichkeiten gibt. 
Das ist Hilfe - aber nicht Bürokratievermeh­
rung! (Beifall bei der FPÖ.) 
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Weil Sie so viel Geld für diese Information 
ausgeben, einschließlich der Werbung der 
Arbeitsmarktverwaltung, haben Sie gekürzt: 
die Mobilitätsförderungsmittel, die Mittel für 
die Arbeitsmarktausbildung, für die Lehr­
und Berufsvorbereitung und - wie ich schon 
gesagt habe - für die Behinderten. In diesem 
Zusammenhang bringe ich daher folgenden 
Antrag ein: 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Haider, Haupt, Dr. Helene 
Partik-Pable zur Regierungsvorlage betreffend 
das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1987 (10 der 
Beilagen) - Beratungsgruppe VII (soziale Verwal­
tung) betreffend Reduzierung des Werbeaufwan­
des der Arbeitsmarktverwaltung. 

Wie aus dem Arbeitsbehelf zum Bundesfinanz­
gesetz 1987 hervorgeht, ist im Rahmen der Bud­
getansätze für "Arbeitsmarktpolitische Maßnah­
men gemäß AMFG" (Paragraph 1/1551) vorgese­
hen, die Ausgaben für Arbeitsmarktinformation 
auf 138,4 Millionen Schilling zu erhöhen, wobei 
der Großteil dieser Mittel für Information und Wer­
bung dienen 5011. 

Dieser Aufstockung steht auf der anderen Seite 
eine wesentliche Kürzung des Programmes für 
Behinderte gemäß § 16 AMFG gegenüber. 

Die unterzeichneten Abgeordneten sind der 
Ansicht, daß gerade angesichts der sonst von der 
Bundesregierung angekündigten sparsamen Bud­
getpolitk eine Erhöhung der Mittel für Inserate, 
Plakate und so weiter unangebracht ist und auch 
keinerlei Beitrag zur Bekämpfung der Arbeitslo­
sigkeit darstellt. Im Interesse eines effektiveren 
Einsatzes der zur Verfügung stehenden Gelder 
stellen sie daher den 

En tschließungsan trag 

Der Nationalrat wolle beschließen: Der Bundes­
minister für Arbeit und Soziales wird ersucht, bei 
der Vol/ziehung des Budgets der Arbeitsmarktver­
waltung die Ausgaben für Information und Wer­
bung gegenüber dem vorgesehenen Programm 
wesentlich zu reduzieren und die dadurch freiwer­
denden Mittel für die Förderung der Beschäfti­
gung von Behinderten einzusetzen. 

Ich darf Sie bitten, diesen Antrag wohlwol­
lend zu beurteilen und entsprechend zu unter­
stützen. 

Zuletzt gestatten Sie mir auch ein Wort zur 
Zeitbombe Pensionsreform, die ebenfalls 
schon tickt. Es belustigt uns Freiheitliche 
überhaupt nicht, wenn Sie im Grund genom-

men bei Ihrer Koalitionsvereinbarung dieses 
Thema vornehm umschrieben, sich aber nicht 
geeinigt haben. Denken wir einmal nach, wie 
es gehen könnte! 

Wir haben in den nächsten Jahren folgende 
Situation: einen sinkenden Anteil der Er­
werbstätigen, steigende Pensionistenzahlen, 
einen längeren Verbleib der Kinder und 
Jugendlichen in den Schulen, sinkende Geb­
urtenraten, Schwierigkeiten bei der Budgetfi­
nanzierung, um aus dem Budget laufend stei­
gende Zuschüsse zur Pensionsfinanzierung 
geben zu können. Das heißt, daß die mittelfri­
stige Tendenz dazu führt, daß wir für den 
Sozialversicherungsbereich und für die Abga­
ben aus den Löhnen und Gehältern mit einem 
Anteil von 35 bis 50 Prozent rechnen müssen. 
Das ist völlig irreal. Wir können da zu einer 
Entwicklung kommen, die zur Folge hat, daß 
die Arbeitnehmer etwa 50 Prozent oder 
40 Prozent ihres monatlichen Bezuges able­
gen müssen, um die Sozialversicherungsbei­
träge in den verschiedenen Formen entrich­
ten zu können. 

Ich glaube daher, Herr Bundesminister, daß 
mehr notwendig sein wird, als nur Absichtser­
klärungen abzugeben. Ich glaube, daß wirk­
lich jene Reformschritte notwendig sind, die 
1988 zur Stabilisierung des Budgets führen 
sollen. Da haben Sie nicht mehr viel Zeit. Sie 
werden jetzt endlich einmal etwas vorlegen 
müssen. Sie sind ja nicht mehr so jung im 
Amte, sodaß Ihnen dieses Thema fremd ist. 
Außerdem gibt es eine Reihe von Vorschlä­
gen. Nur halten Sie sich immer bedeckt und 
wollen nicht klar sagen, wie es langgeht, weil 
Sie hoffen, noch ein paar Jahre über die Run­
den zu kommen, um den Bürgern nicht die 
Wahrheit sagen zu müssen und gleichzeitig 
auch den von Ihnen mitbetreuten Bereich der 
Sozialversicherungsanstalten ein bißehen 
schonen zu können. 

Tatsache ist, daß wir in Österreich, europa­
weit gemessen, einen Rekord bei den Früh­
pensionisten haben, daß wir einen Rekord bei 
den subventionierten Pleitebetrieben haben 
und daß wir einen Rekord bei den Arbeitslo­
sen haben wie nie zuvor und sich das alles 
auch auf die Alterssicherung sehr negativ 
auswirkt. Wenn man bedenkt, daß im Jahre 
1975 von der Gruppe der 60- bis 65jährigen 
männlichen Geschlechts noch 37,2 Prozent im 
Erwerbsleben gestanden sind, zehn Jahre 
später aber aus diesen 37,2 Prozent 19,5 Pro­
zent geworden sind, dann muß man sagen: 
Das ist eine Zeitbombe, die tickt. Bei den 
Frauen schaut das nicht anders aus. Wir sind 
also Weltspitze, was die Frühpensionen 
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betrifft, und das macht auch zu einem Groß­
teil die Problematik der Finanzierung aus. In 
der Bundesrepublik Deutschland beträgt der 
Anteil der 60- bis 65j ährigen am Erwerbsle­
ben immerhin noch 35 Prozent, in Italien 
37 Prozent, in Großbritannien 57 Prozent und 
in dem sozialpolitisch immer wieder als Vor­
bild hergenommenen Schweden 68 Prozent; 
bei uns sind es 19,5 Prozent. 

Da, meine Damen und Herren, beginnen 
wirklich die harten Auseinandersetzungen 
um gerechte Lösungen. Wir wissen, daß es da 
um politisch mutige Entscheidungen geht, vor 
denen wir uns nicht drücken werden, wenn es 
darum geht, langfristig auch die Pensionen in 
Ordnung zu bringen. Wir wollen nicht davon 
reden, daß die Lösung darin liegen wird - so 
wie das etwa im Koalitionsübereinkommen 
angeklungen ist -, daß man sagen wird: Es 
müssen bei den Frühpensionen irgendwie 
Einschränkungen vorgenommen werden. Die 
Ruhensbestimmungen bei den Doppelpensio­
nen müssen verschärft werden. Die Ersatzzei­
tenanrechnung muß verschlechtert werden, 
vor allem für die Studenten; da fragt sich nur, 
für welche, denn diejenigen, die selbst noch 
Studiengeld gezahlt haben, fallen ja auch dar­
unter, oder es werden andere Kriterien herge­
nommen werden. Das alles ist ja eine Menge 
politischer Sprengstoff. Daher glaube ich, daß 
man es nicht nur von der Leistungsseite ange­
hen kann, sondern man muß meines Erach­
tens auch die Bereitschaft haben, das Funk­
tionärsparadies im Bereich der Sozialversi­
cherungen anzugreifen. 

Ich weiß, daß das von vielen mit wenig 
Begeisterung aufgenommen wird, wenn man 
darüber redet. Aber seien wir doch ganz ehr­
lich! Sie, Herr Sozialminister, haben bisher 
eine wesentliche Bremsfunktion gehabt, daß 
es im Bereich der Sozialversicherungsanstal­
ten nicht zu den notwendigen Reformschrit­
ten gekommen ist, die schon vor fünf, sechs 
Jahren in den Fachzeitschriften der Gewerk­
schaft und der Arbeiterkammer diskutiert 
worden sind. Sie schützen Ihre Funktionäre 
zu Unrecht auf Kosten der Leistungsmöglich­
keiten für die Altersversorgung unserer Mit­
bürger. Sie sind quasi der Portier, der Wäch­
ter, im Funktionärsparadies, der keinen hin­
einläßt, der dort etwas ändern will. Jeder darf 
hinein, der bereit ist, dort mitzuspielen. 

Es gibt viele Dinge, die da in Ordnung zu 
bringen sind. Es gibt 29 verschiedene Sozial­
versicherungsanstalten, wo viele das gleiche 
tun, aber alle eine eigene Verwaltung haben, 
eine eigene Bürokratie, eigene Funktionäre, 
eigene Datenverarbeitungssysteme, damit sie 

ja nicht miteinander zusammenarbeiten müs­
sen. 6 000 Millionen Schilling Verwaltungs auf­
wand im Jahr ist ungeheuerlich, wenn man 
bedenkt, daß unsere Ausgleichszulagenrent­
ner 6,5 Milliarden jährlich bekommen. Das 
heißt, wir geben für die Verwaltung der 
Sozialversicherung bereits soviel Geld aus, 
wie wir für alle Ausgleichszulagenrentner auf 
den Tisch legen. 176 Direktoren gibt es in die­
sen 29 Sozialversicherungsanstalten, das 
heißt, daß auf 153 Mitarbeiter bereits ein 
Direktor kommt. Lege ich das auf den Bun­
desdienst um, dann dürfte es im Bundes­
dienst nicht 80 Sektionschefs geben, sondern 
dann müßte es 1 960 Sektionschefs geben, 
wenn man da genauso großzügig wäre wie bei 
den leitenden Funktionen in der Sozialversi­
cherung. Dabei ist auffallend, daß das insbe­
sondere dort, wo die Wirtschaft etwas zu 
reden hat, der Fall ist. In der gewerblichen 
Sozialversicherungsanstalt kommt auf 65 Mit­
arbeiter bereits ein Direktor und im öffentli­
chen Dienst auf 49 Mitarbeiter bereits ein 
Direktor. Das kann doch alles nicht mehr auf­
rechterhalten werden, angesichts der Tatsa­
che, daß wir nicht wissen, wie in Zukunft der 
Alterssicherung wirklich gedient werden 
kann. Ich meine daher, daß diese Art der Ver­
teidigung des Sozialsystems einfach nicht 
mehr aufrechterhalten werden kann, daß Sie 
endlich einmal den Mut haben müssen, auch 
zu sagen, wie Sie dort Ordnung machen wer­
den. 

Die vielen ehrenamtlichen Funktionäre, 
Herr Sozialminister , die fürstliche Gehälter 
für ihre sogenannte ehrenamtliche Tätigkeit 
beziehen, wo gibt es denn das? Wenn jeder 
Feuerwehrkommandant, wenn jeder Mitar­
beiter beim Roten Kreuz, wenn jeder Mitar­
beiter in einem Kulturverein sagen würde: Ich 
will dafür bezahlt werden, daß ich ehrenamt­
lich bin!, wo käme man denn da hin? Die Her­
ren ehrenamtlichen Funktionäre in den 
Sozialversicherungen beziehen für Nichtstun 
fürstliche Gehälter - die Arbeit machen 
ohnehin diejenigen, die angestellt sind - und 
sind noch dazu pensionsberechtigt. 

Sie haben noch vor der Wahl eine Regie­
rungsvorlage ausgearbeitet, wo Sie noch ein­
mal den Pensionsstatus der ehrenamtlichen 
Funktionäre verbessern wollten. 

Das ist doch wirklich ein Skandal, was sich 
da abspielt! Sie reden von der Sicherung der 
Pensionen, sind aber bereit, Privilegien für 
einige wenige auf Kosten der Allgemeinheit 
zu verteidigen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Mir ist schon bewußt, daß wir auch bei der 
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ÖVP wenig Freude erwecken. Der Herr Kohl­
maier als Sozialversicherungsdirektor ärgert 
sich immer, wenn man sagt, daß Sie eigent­
lich alle miteinander wesentlich besser daste­
hen als die Versicherten bei euch. Ihr mutet 
den Versicherten zu, daß sie Leistungskür­
zungen in Kauf nehmen, ihr mutet ihnen zu, 
daß sie sich bei den Pensionsbemessungs­
grundlagen bescheiden, Sie selbst jedoch 
gehören einer Klasse der Sozialversiche­
rungsdirektoren an, die 80 Prozent Leistungs­
zulage zusätzlich zu einem sehr schönen 
Managergehalt bekommen, eine Leistungszu­
lage, die Ihrer "Kaste" zugeordnet ist. Jeder 
Direktor hat Anspruch darauf, wenn er einen 
bestimmten Tätigkeitsumfang hat. 

Sie haben die Möglichkeit, eine schöne Pen­
sion mit geringen Zusatzbeiträgen zu bekom­
men, die so wie bei den Beamten konstruiert 
ist, und Sie haben sich die Rosinen herausge­
holt, da Sie, obwohl Sie beamtenpensionsähn­
liche Altersversorgungen haben, auch noch 
Abfertigungen bekommen. Ja wo gibt es denn 
das? Und das sind die Leute, die da über Pen­
sionskürzungen, über eine Pensionsreform 
reden wollen! 

Meine Damen und Herren! Das alles sind 
Fragen, die wir Ihnen heute ein bißchen ans 
Herz legen wollen. Man muß im Zuge einer 
wirklichen Neuordnung der Sozialpolitk, 
einer Neudimensionierung unseres Sozial­
staates nicht nur darüber reden, wie man die 
soziale Gerechtigkeit zwischen den einzelnen 
Bevölkerungsgruppen neu gestalten kann, 
sondern man muß auch diejenigen, die bisher 
dort Mitverantwortung getragen und selbst 
Privilegien in Anspruch genommen haben, 
dazu bewegen, zu sagen: Wir sind bereit, mit 
gutem Beispiel voranzugehen und zu bewei­
sen, daß es uns ernst ist, daß wir den Sozial­
staat nicht gefährden dürfen, nur weil die 
Funktionärsinteressen dem entgegenstehen. 

Das ist es, was wir von Ihnen als Sozialmi­
nister erwarten! Wir werden gespannt der 
Diskussion entgegensehen, Herr Sozialmini­
ster , wie Sie erstmals in der Ausübung dieses 
Ihres Amtes bereit sind, die Karten auf den 
Tisch zu legen und auch über ernste Refor­
men zu reden. (Beifall bei der FPÖ.) 14.03 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Der soeben 
vorgelegte Entschließungsantrag der Abge­
ordneten Dr. Haider und Genossen ist genü­
gend unterstützt und steht daher mit in Ver­
handlung. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordne­
ter Hesoun. Ich erteile es ihm. 

14.03 

Abgeordneter Hesoun (SPÖ): Sehr verehrte 
Frau Präsident! Herr Bundesminister! 
Geschätzte Damen und Herren! Herr Dr. Hai­
der, ich sage Ihnen vorweg etwas ganz offen: 
Sie hätten es nicht notwendig, in einer derart 
populistischen Vorgangsweise (Abg. Dr. 
Helene Par ti k - Pa b 1 e: Bei Ihnen ist alles 
populistisch!) mit Halbwahrheiten zu operie­
ren, in einer öffentlichkeitssüchtigen Art und 
Weise etwas anzuklagen, was Sie mitzuver­
antworten haben, denn Sie waren ja dreiein­
halb Jahre in der Regierung. Sie wollten ja, so 
hat man das Gefühl gehabt, nicht weiterregie­
ren. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Er hätte schon 
ganz gerne! - Zwischenruf des Abg. Dr. 
Hai der.) Keine Frage! Ich habe das noch 
nie bestritten. Herr Dr. Haider, ich lasse mich 
da gerne unterbrechen, ich bin da immer ganz 
offen und sage immer ganz klar meine Mei­
nung. 

Ich glaube, ich habe mit allen Fraktionen 
eine gute Zusammenarbeit im Sozialausschuß 
praktiziert. Das kann niemand bestreiten. Wir 
haben - das, glaube ich, auch sagen zu dür­
fen - in gutem Einvernehmen vieles gemein­
sam verwirklicht. Auch das ist unbestritten. 

Selbstverständlich gibt es zwischen den 
politischen Parteien verschiedenste Arten von 
Streitgesprächen. Über die Vorgangsweise ist 
man unterschiedlicher Auffassung, man ist 
unterschiedlicher Auffassung über die Krite­
rien, die es im politischen Bereich gibt, über 
die Interessensgruppierungen, die auch im 
politischen Bereich zu vertreten sind, und 
selbstverständlich auch über die Verwertbar­
keiten der politischen Aussage, die man ja 
ganz gezielt vornimmt. 

Aber ich habe immer wieder als Vorsitzen­
der des Sozialausschusses gemeinsam mit 
dem Herrn Bundesminister versucht, ein 
Gesprächsklima zu schaffen, das es ermög­
licht, das oberste Ziel in diesem Ausschuß und 
auch hier im Plenum - nämlich den Men­
schen wirksam zu helfen, die wir draußen zu 
vertreten haben - zu erreichen. 

Sicherlich kann man Schuldzuweisungen 
vornehmen und den Herrn Bundesminister so 
breitflächig angreifen, wie Sie es praktiziert 
haben. (Abg. Pro b s t: Kein persönliches 
Wort war dabei!) Sicherlich kann man auch 
sehr deutlich zum Ausdruck bringen, daß die 
verstaatlichten Betriebe von einem Tag auf 
den anderen zugesperrt gehören. 

Ich möchte Sie in diesem Zusammenhang 
nur um eines ersuchen, Herr Dr. Haider: Stel-
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len Sie sich einmal in einem Betrieb vor etli­
che tausend Menschen hin und erklären Sie 
ihnen von Angesicht zu Angesicht diese Ihre 
Meinung. Weil Sie hier Ihr soziales Empfin­
den immer wieder so deutlich - manchmal 
auch etwas unklar - zum Ausdruck bringen: 
Sagen Sie diesen Menschen von Angesicht zu 
Angesicht Ihre Meinung! Denken Sie sich ein­
mal in das Einzelschicksal dieser Familien, in 
das Einzelschicksal dieser Menschen hinein, 
damit Sie ermessen können, was Sie mit 
Ihrer hier vor wenigen Minuten zum Aus­
druck gebrachten Aussage an menschlichem 
Leid verursachen könnten. (Abg. Dr. Hai­
der: Wo?) 

Wenn Sie s'agen, Herr Dr. Haider, wir 
haben zuviel in den verstaatlichten Bereich, 
in die VOEST, in die VEW-Bereiche in Form 
von Subventionen hineininvestiert, dann muß 
ich dem entgegenhalten, daß damals, zu die­
sem Zeitpunkt, noch niemand gewußt hat, 
inwieweit sich die Stahl- oder die Eisenkrise 
in den einzelnen Bereichen entwickeln wird. 
Niemand hat das vorausgesehen. 

Aber es gibt in der Politik immer Wissende, 
Besserwissende - und heute gibt es, wie wir 
gehört haben, Alleswissende. Das gibt es ganz 
einfach nicht in all diesen Formen, wie Sie 
diese Frage sehen. 

Zu Ihrer zweiten Aussage; ich möchte mich 
nicht im Detail mit Ihren Ausführungen 
beschäftigen. (Abg. Dr. Hai der: Eine Zwi­
schenfrage, Herr Kollege!) Herr Kollege Dr. 
Haider! Ich habe auf die Uhr geschaut, Sie 
haben 52 Minuten lang gesprochen, und ich 
habe kein einziges Mal unterbrochen. Ich bin 
ja dafür. (Abg. Dr. Hai der: Ich habe ja 
nicht bestritten, daß wir alle in uns gehen sol­
len!) 

Sie haben hier von einer Verschwendungs­
politik im Sozialbereich gesprochen. Dafür 
möchte ich doch etwas mehr Zeit in Anspruch 
nehmen und fragen: Was ist denn das eigent­
lich für eine "Verschwendungspolitik" , die in 
den vergangenen Jahrzehnten in dieser Repu­
blik betrieben worden ist? Sie haben den ISG­
Fonds angeklagt. Ist die Schaffung dieses 
Fonds nicht eine soziale Gerechtigkeit, die 
den Beschäftigten ermöglicht - wenn der 
Betrieb in den Ausgleich oder in Konkurs 
geht -, daß sie in kürzestmöglicher Zeit vom 
Staat ihre berechtigten Ansprüche erfüllt 
bekommen können? 

Sie wollen das von heute auf morgen 
abschaffen, Sie wollen die Menschen wieder 
ihrem Schicksal überlassen, Sie wollen die 

Menschen und ihre Familien jahrelang auf 
die Erfüllung ihrer Anwartschaften warten 
lassen. 

Für uns ist es eine Umverteilungspolitik 
gewesen, die wir in den letzten Jahrzehnten 
betrieben haben, wenn wir das Urlaubsgesetz 
etliche Male geändert haben; es war dies drei­
mal, glaube ich, der Fall. Für uns war es eine 
Umverteilungspolitik, wenn wir den Mindest­
urlaub auch für die älteren Menschen ver­
wirklicht und ihnen zur Erholung angeboten 
haben. Für uns war es eine Umverteilungspo­
litik, wenn wir gesagt haben, daß Krankheit 
den Urlaub unterbricht, weil wir den Men­
schen im Urlaub gesund haben wollen und 
nicht krank. 

Für uns ist es eine Umverteilungspolitik 
gewesen, Dr. Haider, wenn wir den Pflegeur­
laub und verschiedenes mehr an Abfertigung 
für die Arbeiter verwirklicht haben. Und für 
uns ist es eine Umverteilungspolitik, wenn 
wir im Sozialbereich den Karenzurlaub für 
die Frauen - in Etappen - verbessert und 
verändert haben. 

Ich möchte hier nur schlagwortartig folgen­
des anführen, was ich niedergeschrieben 
habe, während Sie gesprochen haben. Wir 
haben die Witwenpension, die Kinderbeihilfe, 
die Heiratsbeihilfe, die Mietenbeihilfe 
geschaffen beziehungsweise verbessert. Wir 
haben die ASVG-Novellen - wir werden jetzt 
die 43. Novelle verabschieden - durchge­
führt. Wir haben das Arbeitsverfassungsge­
setz, das Invalideneinstellungsgesetz und die 
Arbeitslosenversicherungsgesetze dreimal 
verbessert. 

Ich möchte doch bescheiden darauf verwei­
sen, Kollege Dr. Haider , daß die sozialistische 
Bewegung in dieser Zweiten Republik 
38 Jahre lang mitregiert und lange Zeit hin­
durch die Hauptverantwortung getragen hat 
und daß wir auf die Entwicklung im Sozialbe­
reich, auf die Umverteilungspolitik stolz sind. 
Das darf ich hier mit aller Bescheidenheit 
zum Ausdruck bringen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Denn, was ich hier nur schlagwortartig 
angeführt habe, was alles in den Sozialberei­
chen, die die Arbeitnehmer betreffen, getan 
wurde, darf ich hinzufügen: Wir haben bei 
unserer Sozialpolitik auch die anderen Gesell­
schaftsschichten nicht vergessen. Aber dazu 
wird sich sicherlich jemand Berufener zu 
Wort melden. 

Noch eine Frage möchte ich hier beantwor­
tet haben, Herr Doktor Haider , nicht weil ich 
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mich hier in einer Form angesprochen fühle, 
die negativ ist. Sie haben die Kammerbei­
träge erwähnt. Ich möchte ganz kurz darauf 
replizieren. 

Jawohl, die Kammerbeiträge richten sich 
nach den Bemessungsgrundlagen. Aber ich 
würde Sie doch dringend ersuchen, unser 
Jahrbuch zur Hand zu nehmen, wo bis auf 
den letzten Groschen genau nachgewiesen ist 
und nachgelesen werden kann, in welche 
Richtung, wofür und für wen sich diese Bei­
tragsgrundlage rechnet. 

Ich sage das jetzt nicht, um hier damit Lob­
hudelei zu betreiben, aber ich darf Sie darauf 
aufmerksam machen, daß wir bei einer 
bestimmten Grenze einen Strich gezogen 
haben. Ich weiß nicht, wie es die anderen 
Arbeiterkammern praktizieren. Ich darf für 
meine Kammer in Anspruch nehmen, daß wir 
jedem Behinderten, der sich ein Auto kauft, 
einen Zuschuß von der Arbeiterkammer Nie­
derösterreich gewähren. Jedem Behinderten! 
Selbstverständlich ist es nicht der halbe 
Betrag für ein x-beliebig großes Auto. Aber es 
ist immerhin ein ansehnlicher Betrag, der den 
Menschen in die Lage versetzt, sich gewisse 
Inneneinrichtungen für dieses Fabrikat 
machen zu lassen, wozu man ihm sozusagen 
damit behilflich ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Geschätzte Damen und Herren! Damit 
möchte ich schon zu meinen eigentlichen Aus­
führungen kommen. 

Der Berichterstatter hat angeführt, daß die­
ser Bundesvoranschlag 1987 - wie könnte es 
anders sein - ein Schritt in die Richtung 
Budgetkonsolidierung ist, aber gleichzeitig 
damit auch die soziale Sicherheit in Zukunft 
gewährleistet ist. 

Sie haben angeführt, daß die Kontinuität 
durch unseren Bundesminister Dallinger 
gewährleistet ist. Ich sage Ihnen ganz offen -
nicht, um hier Schmeicheleinheiten zu verge­
ben -: Wir sind stolz darauf, daß der Herr 
Bundesminister Dallinger auch in dieser 
Funktionsperiode wieder Sozialminister ist, 
denn diese Kontinuität und Zielstrebigkeit, 
die er bisher in die Sozialpolitik eingebracht 
hat, sind Garantien dafür, daß wir auch in 
Zukunft sozial abgesichert sein werden. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Daß er als Garant angesprochen werden 
kann, geschätzte Damen und Herren, beweist 
eigentlich schon dieser unter schwierigen 
Umständen erstellte Voranschlag. Ich sage 
das ganz offen. Denn gerade in diesem Bun-

desvoranschlag sind die Sozialausgaben mit 
einer Steigerung um 6,3 Prozent beziffert; ein 
Prozentsatz - das sage ich hier nicht, um 
jemandem etwas mit auf den Weg zu geben; 
ich weiß, wie schwierig es ist, anderen politi­
schen Parteien recht zu geben -, der sich 
eigentlich dadurch auszeichnet, daß der Herr 
Sozialminister wochenlang auf diesen Betrag 
hingewiesen hat, der notwendig ist, um die 
Sozialbereiche auch in Zukunft abzusichern. 
Die Zahlen beweisen, daß - obwohl überall 
im Budget das Sparbudget deutlich erkennbar 
ist - der Rotstift gerade am Sozialbereich 
vorbeigegangen ist, daß die Sozialausgaben 
auch in diesem Jahr gesichert sein werden. 
Jetzt könnte der eine oder andere Kritiker 
aufstehen und erklären: Vieles von dem, was 
hier als Zuwachs in der Arbeitslosenversiche­
rung angeführt wurde, stimmt. Ich bestreite 
das gar nicht. Aber auch da muß vorgesorgt 
werden, auch für das, was notwendig ist, müs­
sen zusätzliche Mittel bereitgestellt werden. 

Noch etwas möchte ich hier anführen: Wir 
haben auch in wirtschaftlich schwierigen Zei­
ten einiges verwirklicht, vom dem wir nicht 
gedacht haben, Kollege Dr. Haider , daß wir es 
zustande bringen. Wir wurden in den sechzi­
ger Jahren als "Sozialromantiker" verhöhnt, 
verspottet, ja man hat uns immer wieder auf 
den Kopf zugesagt, wir wollen die parlamen­
tarische Auseinandersetzung in den siebziger 
Jahren nur deshalb, um damit Mehrheiten zu 
verbinden. 

Ich darf Ihnen sagen: Wir haben Visionen, 
ja ich möchte sagen, Utopien aus diesen sech­
ziger Jahren verwirklicht. Wir haben seit den 
siebziger Jahren wie auf einem Fließband 
eine Sozialgesetzgebung installiert, die heute 
noch ihre Früchte zeitigt, während weltweit 
ein Rückschritt in der Sozialpolitik zu ver­
zeichnen ist und sich weit reichere Länder als 
Österreich von der Sozialpolitik nicht schritt­
weise, sondern, ich möchte fast sagen, sprung­
haft absetzen. 

Wir werden sicherlich auch in Zukunft 
imstande sein, die notwendigen Mittel aufzu­
bringen, um die überdurchschnittlichen Aus­
gabenzuwächse in den verschiedensten Berei­
chen abzusichern. Wir werden auch in 
Zukunft - das sage ich ganz offen und ehr­
lich - versuchen, die Arbeitsmarktpolitik 
nicht nur von der Seite des Arbeitslosen zu 
betrachten, sondern hier auch jedem Mini­
ster, der sich verantwortlich fühlt, auch in 
Zukunft die Arbeitsplätze zu sichern, Impulse 
mit auf den Weg zu geben. Denn nicht nur auf 
der einen Seite, auf der Verliererseite, wenn 
ich so sagen darf, bei den Arbeitslosen ist 
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anzusetzen, sondern man muß sich auch dar­
über Gedanken machen, wie man zusätzliche 
Arbeitsplätze schaffen kann. 

Daher ist es notwendig, Beiträge nach wie 
vor einzuheben, denn zum Nulltarif, Kollege 
Dr. Haider, ist auch im Sozialbereich nichts 
zu bekommen. Die Finanzierung dieser Pro­
blemkreise, die wir alle kennen, die wir 
ansprechen, muß auch in der Zukunft Resul­
tate zeitigen. 

Ich möchte noch ein Spezifikum hier anfüh­
ren, das der Arbeitslosenversicherung. Auch 
da wird in den letzten Wochen und Monaten 
eine Vorgangsweise praktiziert, die weit unter 
der Gürtellinie liegt und unter dem Niveau, 
das den Menschen draußen zumutbar ist. 
Denn es bedeutet kein Wohlbefinden für 
einen Menschen, wenn er arbeitslos wird. Es 
wird von "Schmarotzern" in einer Art und 
Weise gesprochen, daß man sich schämen 
muß für den Artikelverfasser. Man weiß, daß 
zum arbeitslosen Menschen ja auch seine 
familiäre Umwelt gehört, daß die Frau an 
dem arbeitslosen Gatten zweifelt, daß das 
Kind, das in die Schule geht - ich sage das 
innerlich sehr bewegt - und mit den Nach­
barkindern ins Gespräch kommt, von seinem 
Freund gefragt wird: Sag einmal, mein lieber 
Freund, ist dein Vater ein fauler Kerl, wie es 
in den Zeitungen immer wieder steht, weil er 
nicht arbeiten geht? So wird doch unter den 
Kindern gesprochen. Jetzt vertieft man die­
sen Eindruck nach außen hin. Es wird von 
Menschen als "Schmarotzern" gesprochen, 
Herr Dr. Haider, die in weiten Bereichen 
diese Republik errichtet und versucht haben 
- ich sage das ganz ehrlich -, einen geradli­
nigen Weg zu gehen. Sie haben es auf keinen 
Fall verdient, daß in dieser Art und Weise 
über sie gesprochen wird. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Noch auf einen Umstand möchte ich hin­
weisen, ich möchte aber nicht so lange spre­
chen wie Sie. (Abg. Dr. Hai der: Das hat 
man in der "Kronen-Zeitung" geschrieben 
von den "Sozialschmarotzern", im Dezember!) 
Für mich ist die "Kronen-Zeitung" nicht das 
ABC und nicht das Vollendete. Warum soll ich 
mich also damit auseinandersetzen? 

Ich möchte nur noch auf einen Umstand 
hinweisen, und zwar sehr sachbezogen. Ich 
will mich nicht mit dem Problemkreis ausein­
andersetzen, der mir hier oktroyiert werden 
soll. 

Herr Dr. Haider! Nahezu in allen Ländern 
ist es üblich, daß jene Maßnahmen, die von 

allgemeinem Interesse sind, auch von der All­
gemeinheit finanziert werden. Wer in diesem 
Raum behauptet, daß die Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit, die in jedem Aus­
schuß zentrales Thema war, nicht ein wich­
tiges Aufgabengebiet für jeden Parlamenta­
rier sein muß, der ist meiner Meinung nach 
fehl am Platz. 

Dem möchte ich ein zweites hinzufügen, 
und das will ich Ihnen ein bisserl deutlicher 
sagen. 

Da allgemein bekannt ist, daß in dem kon­
servativen Land Großbritannien, aber auch in 
Frankreich, diesem Sachverhalt dadurch 
Rechnung getragen wird, daß zum Beispiel 
bei der Arbeitsmarktpolitik in diesen beiden 
Ländern hundert Prozent ersetzt werden, daß 
in den USA 87 Prozent dieser Mittel vom 
Bund aufgebracht werden und in Österreich 
nur 22 Prozent, ist daraus der Schluß zu zie­
hen, daß wir noch große Schritte machen 
müssen, um nur annähernd an diese Werte 
der genannten Industriestaaten zu kommen. 

Es ist sicherlich richtig, daß der Kampf 
gegen die Arbeitslosigkeit ein nationales Pro­
blem darstellt. 

Geschätzte Damen und Herren! Ich möchte 
diese Einleitung dazu benützen, darzustellen, 
was der Herr Sozialminister immer wieder als 
verteilungspolitische Probleme in die Diskus­
sion bringt. Immer wieder kann man hören, 
daß es einen Sturm der Entrüstung gibt, wenn 
der Herr Sozialminister die Meinung vertritt, 
daß es in dieser schwierigen wirtschaftspoliti­
schen Lage dazugehört, daß sich jeder in 
diese schwierige Situation hineindenkt, hin­
einfühlt und auch bereit ist, sich hier im Soli­
daritätsbewußtsein - wenn ich das so sagen 
darf, denn das Wort wird ja sehr oft strapa­
ziert - als Volksvertreter mit einzubinden. 

Man müßte den Sozialminister auf breites­
ter Ebene unterstützen, damit verwirklicht 
wird, was er immer wieder in Vorschlag 
bringt, zum Beispiel die allgemeine Arbeits­
marktabgabe zur Lösung verschiedener Pro­
bleme. Sie sind dagegen, Kollege Dr. Haider! 
Sie möchten einen anderen Weg gehen. Sie 
sprechen von Solidarität, von Solidaritätsbe­
kenntnis und -bewußtsein. Aber hinter diesen 
Worten, die Sie als Schlagworte gebrauchen, 
steht eigentlich nichts. Es steht keine Bereit­
schaft dahinter, den Staat, den Sozialmini­
ster, die Arbeitslosen oder die Produktions­
stätten durch eine geeignete Arbeitsmarktpo­
litik zu unterstützen. 

87 
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Ich möchte noch eines hinzufügen, weil mir 
dieses Thema besonders am Herzen liegt. 
Solidaritäts bereitschaft, geschätzte Damen 
und Herren, kann nicht nur von einer Bevöl­
kerungsgruppe dieser Republik verlangt wer­
den. Solidaritätsbereitschaft darf für uns kein 
Schlagwort sein. Solidaritätsbereitschaft 
bedeutet doch - sehen wir uns die Arbeitslo­
senversicherungsbeiträge an: 2,2 Prozent 
bringt der Dienstgeber auf und 2,2 Prozent 
der Dienstnehmer -, daß auch Kinder von 
bäuerlichen Gehöften, Kinder von freiberuf­
lich Tätigen, von Beamten davon profitieren. 
Es ist nicht so, daß nur eine Gesellschafts­
schichte dafür aufkommen muß, um andere 
damit in irgendeiner Weise zu begünstigen. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Wir wollen keine Differenzierung zwischen 
den Gesellschaftsschichten. Nein! Was wir 
wollen, ist, daß diese herangezogen werden 
soll. 

Noch ein Gedanke zur Arbeitslosenversi­
cherung. Sie wissen, daß eine Arbeitslosen­
rate bis zu 5 Prozent im Budget finanziell 
abgesichert ist. Jedes Zehntelprozent über 
diese 5 Prozent hinaus ist bedauerlicherweise 
aufgrund der jetzigen Möglichkeiten mit 
Sicherheit nicht mehr zu finanzieren. Ich 
glaube daher sagen zu dürfen, daß dem Herrn 
Sozialminister - da dies ja keine Ermessens­
entscheidung ist und er nicht unendlich viel 
Zeit aufbringen kann, diese Frage positiv zu 
lösen, und weil hier meiner Meinung eine ver­
teilungsgerechte Lösung notwendig wäre -
die verschiedensten Möglichkeiten, die wir 
haben - dieses Haus kann ja Entscheidun­
gen vorbereiten und verwirklichen -, sehr 
rasch und sehr wirksam zur Verfügung 
gestellt werden sollen. 

Noch eine Anmerkung möchte ich mir 
gestatten - sie wird sicherlich nicht überall 
Beifall finden, Herr Dr. Haider , geschätzte 
Damen und Herren - zum Thema "Schma­
rotzertum". Wir haben in einem Bundesland 
von unserer Seite aus eine Erhebung durchge­
führt. Von 3 000 angemeldeten Arbeitslosen 
im Fremdenverkehr waren 750 - 750! - mit­
versicherte Familienangehörige, das heißt 
Frauen und Kinder aus dem eigenen Betrieb. 
750 von 3000! Das sei angemerkt, weil das 
Schmarotzertum immer wieder nur auf eine 
Seite bezogen wird. Wir behaupten nicht -
das möchte ich fairerweise hinzufügen -, daß 
hier Sozialmathematiker darunter sind, die 
ganz bewußt diese Situation für sich nutzbar 
machen können. Aber da die Arbeitslosenver­
sicherungsbeiträge als Versicherungsbeiträge 
zu bewerten sind, kann man ja dieser Vor-

gangsweise , wie sie hier praktiziert wird, 
nichts entgegenhalten. 

Geschätzte Damen und Herren! Es liegt am 
Gesetzgeber, den Zeitraum und die Höhe des 
Arbeitslosenbezuges zu bestimmen sowie die 
Durchrechnungsmöglichkeiten. Aber selbst­
verständlich muß auch einmal gesagt werden, 
daß der durchschnittliche Arbeitslosenbezug 
in Österreich bei etwa 5 740 S liegt. Ich kenne 
die Zahl der letzten Monate nicht, Herr 
Sozialminister, meiner letzten Erhebung nach 
sind es 6740 S. Das ist durchaus nicht ein 
Betrag, von dem ein Mensch wunderbar leben 
kann, sondern eine Arbeitslosenunterstüt­
zung, die den Menschen zwingt, arbeiten zu 
gehen und nicht nur als Schmarotzer in Öster­
reich leben. 

Geschätzte Damen und Herren! Es gäbe 
eine Reihe von Möglichkeiten, so rasch wie 
möglich wieder Arbeitsplätze anzubieten. Wir 
werden vielleicht morgen Gelegenheit haben, 
wenn der Herr Wirtschaftsminister Graf hier 
anwesend sein wird, darauf zu verweisen, was 
unsere Vorstellungen in diesem Zusammen­
hang sind. 

Ich möchte nur einen Arbeitskreis zitieren, 
den Kautsky-Kreis, der durchaus anerkannt 
ist und der, glaube ich, laut vieler Aussagen 
bisher unbestritten war. Die E-Wirtschaft hat 
geplante Investitionen in der Höhe von 52 Mil­
liarden Schilling, die in kürzester Zeit in die 
Wirklichkeit umgesetzt werden könnten. Was 
hindert uns - frage ich hier -, diese Umset­
zung in diesem Wirtschaftskörper zu veran­
lassen? Das Konzept "Neue Bahn" würde 
nach einer Rechnung einen Investitionsstoß 
von zirka 60 Milliarden Schilling für diese 
Republik bringen. Es geht hier nicht nur um 
Arbeitsplätze, auch die "Neue Bahn" ist not­
wendig. 

Ich kämpfe nicht dafür - ich sage das ganz 
offen und habe das hier schon oft gesagt -, 
nur Beschäftigungspolitik zu betreiben und 
Bauarbeiter zu beschäftigen, sondern wir 
bauen Schulen, wir bauen Kindergärten, wir 
bauen Hochschulen, wir bauen Brücken, wir 
bauen Straßen, wir bauen Tunnels, um für die 
Menschen die Lebensqualität zu verbessern 
und ihnen Schulbildung zu ermöglichen. 
Dadurch sind Bauarbeiter beschäftigt. Wir 
wollen nicht das Geld, nur um in diesem 
Bereich unsere Leute zu beschäftigen. Wir 
haben in unserem Konzept "Bauen und 
Umwelt" sehr deutlich darauf verwiesen; wir 
haben dieses Konzept jedem hier im Haus 
Vertretenen zugeschickt. 
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Nun zum zweiten Themenkreis: Pensions­
versicherung. Sie haben davon gesprochen, 
und auch ich werde mir erlauben, einige 
wenige Anmerkungen dazu vorzutragen. 

Selbstverständlich ist dieses sensible 
Thema gerade in den letzten Wochen und 
Monaten sehr ausführlich diskutiert worden. 
Das ist unbestritten. Selbstverständlich gibt 
es zu diesem gigantischen Problembereich, 
von dem so viele Österreicherinnen und 
Österreicher betroffen sind, unterschiedliche 
- manchmal sehr zweifelhafte - Ansichten. 

Über die Ausfallshaftung des Bundes allein 
ist das Problem in Zukunft sicherlich nicht zu 
lösen, da pflichte ich Ihnen bei. Wir sind uns 
also diesbezüglich, glaube ich, einig. Heuer 
wird zum Beispiel der Bundesbeitrag ohne 
Ausgleichszulagen um etwa 12,9-Prozent 
erhöht werden müssen, um dafür die Bedek­
kung zu sichern. Auch gibt es - Sie haben 
darauf verwiesen, Herr Dr. Haider - struktu­
relle Probleme der Pensionsversicherung, die, 
wie Sie gesagt haben, wie eine Bombe wirken 
könnten. Ich kann mich auch dem anschlie­
ßen. Wenn man die Pensionen betrachtet, den 
Anteil der über 70jährigen Pensionsbezieher, 
dann muß man vermerken, daß 1970579000 
Menschen über 70 Jahre eine Pension bezo­
gen haben, 1985 waren es 814000 Menschen 
über 75 und 1986 werden es nach Vorausbe­
rechnungen 822 000 Menschen sein. Das ist 
eine sprunghafte Verbesserung für den Men­
schen, der davon betroffen ist, denn seine 
Lebenserwartung hat sich erhöht, gigantisch 
erhöht. Wir selbst hoffen ja alle darauf, auch 
etwa dieses Alter zu erreichen, so lange wie 
möglich unsere Pensionen - wenn Dr. Hai­
der nicht alle Privilegien abschafft (Abg. Dr. 
Hai der: Haben Sie welche ?), dazu gehört 
bei ihm ja auch die Pension - noch beziehen 
zu können. 

Aber zu dieser Diskussion - das, Kollege 
Dr. Haider, möchte ich hier auch ganz offen 
sagen - gehört meiner Meinung nach grund­
sätzlich folgendes: Erstens sollten wir uns 
über Beitragserhöhungen unterhalten. Das 
haben Sie abgelehnt. Sie haben gesagt, es sei 
unzumutbar, da weiter vorzustoßen. Dann 
kann man als zweites vielleicht eine nach 
sozialen Gesichtspunkten ausgerichtete Über­
prüfung des Leistungsrechtes heranziehen. 

Kollege Dr. Haider! Sie waren zwar mutig, 
aber nur wenig deutlich, als Sie gesagt haben, 
wir müßten noch einmal darüber reden, ob 
das Pensionsalter bei 60 bleiben - Sie haben 
auf die 18 Prozent verwiesen - oder ob es auf 
65 hinaufgesetzt werden kann. Es war nicht 

klar, ob Sie 61, 62, 63 oder 70 meinten, das 
muß man einmal aus Ihnen herauspressen, 
damit wir wissen, ob die Freiheitliche Partei 
für ein Pensionsalter ab 70 Jahren oder für 
eines ab 60 Jahren ist. Es wäre gut, dies hier 
einmal klar und deutlich zu deponieren. (Bei­
fall bei SPÖ und ÖVP.) 

Wir wissen, daß die Pensionsfrage eine 
langfristige Sanierung der Altersversorgung 
notwendig macht und kein Nebenprodukt des 
Budgets sein kann. (Abg. Ing. Mur e r: Mit 
70 Jahren, das darf uns der Jörg nicht antun!) 

Kollege Murer, wenn Ihr es mit 70 bean­
tragt, dann stellt euch her und sagt, ihr wollt 
das Pensionsalter ab 70 Jahren haben. Wir 
werden dagegen stimmen, das möchte ich 
gleich für die Koalitionsregierung zum Aus­
druck bringen. (Beifall bei SPÖ und ÖVP. -
Abg. Dr. K 0 h Im ai er: Bei 70, ja!) Also bei 
70 sind wir uns einig. (Abg. Dr. Pu n ti g a m: 
Ist schon ausgemacht!) Wissen Sie, Kollege 
Murer, ich glaube, man kann ... (Abg. Dr. 
Sc h w im m er: Der Murer ist jetzt schon in 
Pension!) Das weiß ich nicht, Dr. Schwimmer 
(Abg. Dr. Sc h w im m er: Er arbeitet ja nicht 
mehr!), ich kenne seine Leistungsgrenze 
nicht, ich kann nicht sagen, ob er schon in 
Pension ist. (Abg. Ing. Mur e r: Der Bauer 
geht erst in Pension mit 701) Nur eines, Ing. 
Murer, zu Ihrem Zwischenruf. Ich glaube 
nicht, daß die sensible Pensionsfrage in 
Zukunft dem einzelnen überlassen werden 
kann, der dann das Koalitionspapier interpre­
tiert, ich bin vielmehr der Meinung, daß der 
Sozialminister, der bisher sehr wirkungsvolle 
Vorbereitungsleistungen und -arbeiten getrof­
fen hat, auch in Zukunft eine entsprechende 
Vorgangsweise pflegen wird. 

Eines noch: Eine dem Eherecht angepaßte 
partnerschaftliche Hinterbliebenenversor­
gung, wie sie im Arbeitsübereinkommen fest­
gelegt wurde, kann meiner Meinung nach kei­
neswegs die undifferenzierte Einführung der 
Partnerpension bedeuten. 

Zu dieser Frage haben wir eine ganz andere 
Haltung als so manch andere. 

Wir sind der Meinung - in dieser Frage 
muß man die Frauen schützen -, daß eine 
Neuregelung auf gar keinen Fall dazu führen 
kann, daß jene Frauen, die keine Beiträge 
bezahlt haben, besser, und jene, die Beiträge 
bezahlt haben, schlechter aussteigen. Dafür 
werden wir uns sicherlich nicht verwenden. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Der Grundsatz der zukünftigen Pensionsre-
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form wird auch für uns Sozialdemokraten 
etwa so lauten: Bestehende Rechte haben 
nach wie vor Geltung, die Pensionsfrage darf 
aber keinen finanziellen Infarkt bringen, sie 
wird sicherlich auch in den nächsten Jahren 
zu diskutieren sein mit dem Bewußtsein, daß 
diese Frage etwa 1995, bis zum Jahr 2000 
gelöst sein muß. 

Geschätzte Damen und Herren! Ich habe 
den Herrn Bundesminister Dallinger bei der 
Budgetdebatte im Ausschuß zum Kapitel 
Soziales gefragt, wie seine Haltung zur Ein­
führung der Wertschöpfungsabgabe ist und 
wann mit ihrer Einführung zu rechnen sein 
wird. Seine Antwort war - vielleicht wird er 
sie heute hier bei seiner Stellungnahme wie­
derholen -, daß der damit beschäftigte 
Arbeitskreis vor den Sommermonaten fertig 
sein wird und uns diese schwierige Problema­
tik noch weitere Monate oder Jahre beschäfti­
gen wird. 

Ich sage noch einmal, wir haben Zeit genug, 
denn im Koalitionspapier ist angeführt, daß 
wir versuchen sollten, geeignete Modelle in 
diesem Bereich zu verwirklichen und die Pen­
sionen - ein absoluter Pflichtauftrag - zu 
sichern. 

Es wird mit Sicherheit verschiedene 
Modellvorschläge geben, denn nicht nur das 
Modell der Wertschöpfung, sondern auch 
andere Modelle werden diskutiert werden 
müssen. Angestrebtes Ziel bleibt die Siche­
rung der Pensionen. Der soziale Strukturwan­
deI ist in den vergangenen Jahren erfolgreich 
vor sich gegangen, wir wurden ein Wohl­
fahrtsstaat und werden einer bleiben, denn 
das sind unsere sozialdemokratischen Grund­
werte. Soziale Unsicherheit und Ungerechtig­
keit werden auch in Zukunft beseitigt sein. 

Wir haben in 38 Jahren bewiesen, daß wir 
bereit sind, die Hauptverantwortung für die 
Menschen in dieser Republik zu tragen. Auch 
in Zukunft wird - aufgrund unseres Wirkens 
- Österreich ein Hort der Freiheit, des Frie­
dens und der sozialen Gerechtigkeit bleiben! 
(Beifall bei der SPO.) 14.36 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zum Wort 
gemeldet hat sich Herr Abgeordneter Srb. Ich 
erteile es ihm. 

14.37 

Abgeordneter Srb (Grüne): Frau Präsident! 
Herr Bundesminister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! In der Regierungserklä­
rung war davon die Rede, daß es die Bundes­
regierung als ihre vorrangige sozialpolitische 

Zielsetzung ansieht, "allen die volle Teil­
nahme am wirtschaftlichen und gesamtgesell­
schaftlichen Fortschritt zu ermöglichen. Das 
bedeutet aber auch, daß die Sozialpolitik 
besonders auf die sozial Schwachen ausge­
richtet sein muß" - Zitatende -, "und" -
Zitatanfang - "wir werden alles tun, damit in 
Österreich eine Spaltung der Gesellschaft mit 
allen gefährlichen Folgen verhindert wird." -
Zitatende. 

Das, meine Damen und Herren, sind schöne 
Worte, die den Bürger dazu verleiten könnten, 
sich beruhigt in seinen Sessel zurückzuleh­
nen. In Wirklichkeit bleibt es aber vielfach bei 
diesen Worten. Es scheint das Sozialnetz nur 
so lange akzeptiert zu werden, wie es nicht in 
Anspruch genommen wird. Wie sieht die 
Situation im sozialen Bereich in Österreich 
nun wirklich aus? 

Das System der Altersversorgung ist in 
eine Krise geschlittert. Das haben schon die 
Vorredner gesagt, das ist ein bekanntes 
Thema. Zum Beispiel muß jeder fünfte Pen­
sionist in Österreich monatlich mit nur zirka 
4 800 S sein Leben fristen. 

Oder: Bereich der Arbeitslosigkeit. Die Zahl 
der Arbeitslosen ist - wie wir alle wissen -
beängstigend gestiegen und hat weiter stei­
gende Tendenz. Da wiederum sind ganz stark 
die Jugendlichen betroffen. Im vergangenen 
Monat waren bereits mehr als 60000 Jugend­
liche als arbeitslos vorgemerkt. Ich betone 
"vorgemerkt", weil wir ja alle wissen, daß die 
Dunkelziffer wesentlich höher ist, speziell bei 
den jugendlichen Arbeitslosen. Diese verlas­
sen oft die Schule, ohne überhaupt eine 
Chance zu haben, Arbeit zu finden, einen 
Posten zu finden. Diese sind aber in der Stati­
stik nicht enthalten. 70 Prozent von diesen 
jugendlichen Arbeitslosen waren junge Mäd­
chen, waren junge Frauen. Es sind da wieder 
die Frauen besonders stark betroffen. 

Mehr als die Hälfte aller Bezieher von 
Arbeitslosengeld und Notstandshilfe 
bekommt weniger als 5 000 S im Monat. Weni­
ger als 5 000 S! Das sind Menschen, die jahre­
lang ihre Versicherungsbeiträge brav einge­
zahlt haben und die sich jetzt - Sie kennen 
das alle, es war wiederholt auch jetzt wieder 
die Rede davon - noch als "Sozialschmarot­
zer" beschimpfen lassen müssen. 

Ich teile hier nicht die Meinung meines Vor­
redners Haider . Ich möchte das wirklich bei 
dieser Gelegenheit mit aller Deutlichkeit 
zurückweisen. Ich finde, man kann die Dis­
kussion über ein so ernstes Thema, wie es das 
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der Arbeitslosigkeit ist, nicht in einer derart 
verantwortungslosen und demagogischen Art 
und Weise führen. (Beifall bei den Grünen 
und bei Abgeordneten der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Da werden ganze Bevölkerungsgruppen diffa­
miert. Das ist eines Sozialstaates unwürdig! 
So kann man Probleme nicht lösen. Da müs­
sen wir uns, bitte, schon gemeinsam einen 
besseren Weg einfallen lassen. 

Eine weitere in meinen Augen besonders 
stark diskriminierte Gruppe sind Frauen 
sowie ausländische Arbeitnehmer, denen die 
Auszahlung der Notstandshilfe verweigert 
wird. Das sind Menschen, die auch jahrelang 
brav ihre Beiträge eingezahlt haben. Sie wer­
den arbeitslos, müßten dann eigentlich Not­
standshilfe bekommen, sie wird ihnen aber 
aufgrund einer äußerst unbefriedigenden 
Gesetzeslage nicht gewährt. Ich komme dann 
später noch einmal auf diesen Punkt zu spre­
chen. 

Eine weitere Gruppe, die mir sehr am Her­
zen liegt und die auch stark benachteiligt 
wird, sind zum Beispiel jene behinderten 
Menschen, die so schwer behindert sind, daß 
sie ständig die Hilfe ihrer Umwelt, ihrer Mit­
menschen benötigen. Für diese gibt es zwei 
Möglichkeiten: daß sie in ein Altersheim, in 
ein Pflegeheim abgeschoben oder daß sie zu 
Hause von Angehörigen, von anderen Men­
schen betreut werden. Oft sind keine Men­
schen da, die ihnen helfen. Es fehlt an geeig­
neten Strukturen, weil es an geeigneten 
Finanzierungsmöglichkeiten fehlt. Man 
könnte hier noch sehr viel sagen, es gäbe 
noch eine ganze Reihe von weiteren Beispie­
len. Bitte, ersparen Sie es mir. Denn bereits 
jetzt ist es klar, daß es für all diese besonders 
benachteiligten Personengruppen keine volle 
Teilnahme am wirtschaftlichen und gesamt­
gesellschaftlichen Fortschritt gibt - ich habe 
jetzt wieder die Regierungserklärung zitiert 

, sondern daß diese Personengruppen 
immer mehr an den Rand der Armutsgrenze 
getrieben werden beziehungsweise in oft 
menschenunwürdigen Situationen leben müs­
sen. 

Meine Damen und Herren, es zeigt sich 
ganz klar und deutlich: Unser Sozialstaat ist 
in der Krise. Ich glaube, da dürfen wir uns 
nichts vormachen. Das derzeitige Pensionssy­
stem ist kaum mehr finanzierbar . Das soziale 
Netz bekommt immer größere Löcher. Immer 
mehr junge Menschen, immer mehr Langzeit­
arbeitslose gehören einer No-future-Genera­
tion an. Immer mehr Bürger sind von Armut 

bedroht. Wir bewegen uns mit Riesenschrit­
ten - ob Ihnen das nun Freude macht, Herr 
Minister, oder nicht - auf eine Zwei-Drittel­
Gesellschaft zu, während auf der anderen 
Seite, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, zum Beispiel die Gewinne der Kapitalge­
sellschaften unverhältnismäßig angestiegen 
sind. 

Diese Sozialpolitik, Herr Bundesminister, 
ist meiner Meinung nach nicht auf die sozial 
Schwachen ausgerichtet. Ist es nicht vielmehr 
ein Gebot einer humanen Gesellschaft, das 
soziale Netz als einen notwendigen Akt der 
Solidarität zu begreifen? Oder ist dieses Wort 
nur mehr ein Begriff aus alten Zeiten? 

Jede sozialpolitische Maßnahme muß sich 
in Zukunft an den Bedürfnissen der von mir 
angeführten Bevölkerungsgruppen orientie­
ren, und jede sozialpolitische Maßnahme muß 
vor allem auch die Gleichheit der Lebens­
chancen aller Menschen in unserem Land 
zum Ziel haben. Um den Bürgern dieses Staa­
tes ein menschenwürdiges Dasein bieten zu 
können, werden wir nicht umhinkönnen, so 
wie wir dies bereits aus anderen Ländern, aus 
anderen europäischen, aber auch aus über­
seeischen Staaten kennen, ein neues System 
einzuführen, ein System der Grundabsiche­
rung, etwa für den Bereich der Pensionsversi­
cherung, etwa für den Bereich der Arbeitslo­
senversicherung, welches sich wirklich an 
den Bedürfnissen der Bürger orientiert, wel­
ches ihnen wirklich ein Mindesteinkommen, 
eine Mindestabsicherung bietet, damit sie ein 
Leben in Würde führen können. Ich denke 
dabei an einen Betrag in der Höhe von zirka 
5 000 S im Monat. Daß es finanziell zu machen 
ist ,beweisen die zahlreichen Beispiele aus 
dem Ausland; Sie werden sie sicher besser 
kennen als ich, Herr Minister. 

Natürlich läuft das auf eine gewisse Umver­
teilung in unserer Gesellschaft hinaus. Dazu 
gehört natürlich großer politischer Mut. Dazu 
gehört die Überzeugung, daß wir neue Wege 
gehen müssen. Ich glaube, die Bevölkerung in 
unserem Land, wird, wenn Sie, Herr Minister, 
vor sie hintreten und ein System anbieten 
können, welches einerseits geringere Bundes­
zuschüsse abverlangt und andererseits den 
einzelnen Bürger nur geringfügig höher bela­
stet, aber den wirklich sozial Schwachen 
mehr Hilfe und Absicherung bietet, dies ver­
stehen können. 

Ich möchte hier zwei, drei Beispiele brin­
gen, und zwar zunächst einmal aus dem 
Bereich der behinderten Menschen. Ich sagte 
vorhin schon: Es gibt behinderte Menschen, 
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die aufgrund der Schwere ihrer Behinderung 
auf ständige Hilfe, Pflege und so weiter ange­
wiesen sind. 

Nun gibt es aber in diesem Bereich, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, zwei Klas­
sen, zwei Kategorien von behinderten Men­
schen: jene, welche zur Abdeckung der not­
wendigen Hilfestellungen ausreichend Hilfe 
von seiten des Staates, ausreichend Hilfe von 
seiten des Sozialministers bekommen und 
sich damit die notwendige Hilfe und Pflege 
finanzieren können, und jene, und zwar eine 
große Bevölkerungsgruppe, die der sogenann­
ten Zivilinvaliden, welche diese Unterstüt­
zung nicht erhalten und daher auch vielfach 
Gefahr laufen, einmal in ein Heim abgescho­
ben zu werden. 

Sie selbst, Herr Bundesminister, haben erst 
kürzlich - es war, glaube ich, bei der Eröff­
nung eines Rehabilitationszentrums in der 
Nähe von Wien - gesagt, nicht die Ursache 
einer Behinderung solle über die Leistung 
entscheiden, sondern allein die Tatsache 
einer Behinderung und die Art der Bedürftig­
keit. Herr Minister! Sie haben nicht nur mir, 
sondern vielen behinderten Menschen, die ich 
kenne, voll und ganz aus dem Herzen gespro­
chen. (Beifall bei den Grünen.) 

Nur, Herr Minister, jetzt kommt die Kehr­
seite der Medaille: Derartige Aussprüche, so 
gut sie auch klingen und so richtig sie auch 
sein mögen, entpuppen sich in meinen Augen 
als wohlklingende Sonntagsreden, wenn Sie 
auf der anderen Seite klare Taten zur Abstel­
lung dieser Mißstände, zur Abstellung dieser 
sozialen Ungerechtigkeiten vermissen lassen. 

Herr Minister! Wir warten auf ganz kon­
krete Schritte, auf ganz konkrete Maßnah­
men von Ihnen. Schaffen Sie die Möglichkeit 
einer bundeseinheitlichen Pflegefallversiche­
rung. Ich bin der Meinung, diese Materie soll 
auf Bundesebene abgehandelt, soll auf Bun­
desebene geregelt werden, egal, ob wir es 
jetzt auf versicherungsrechtlicher oder abga­
benrechtlicher Basis machen. 

Die Einführung einer solchen Versicherung 
würde die Finanzen des Bundes - je nach 
Variante - kaum oder gar nicht zusätzlich 
belasten. Herr Minister! Die Einführung die­
ser Abgabe ist einzig und allein eine sozialpo­
litische Entscheidung. Wir sind gerne bereit, 
Ihnen eine Unterlage mit unseren schon rela­
tiv differenziert ausgearbeiteten Überlegun­
gen und Ideen zukommen zu lassen. 

Ein weiteres Wort zum Bereich behinderte 

Menschen, nämlich zum Invalideneinstel­
lungsgesetz. Wie Sie wissen, sehr geehrte 
Damen und Herren, soll dieses Gesetz abma­
chungsgemäß im Jahr 1989 auslaufen. Es war 
auf 20 Jahre befristet. Damals ging man von 
der Motivation aus, daß bis zum Zeitpunkt des 
Ablaufens der 20 Jahre die davon betroffenen 
behinderten Menschen in ausreichender 
Weise versorgt sein müssen, daß dann keine 
Förderungsmaßnahmen am Arbeitsplatz und 
dergleichen mehr notwendig sein werden. 
Mittlerweile ist zwar die Zahl der Angehöri­
gen der Kriegsopfergeneration geringer 
geworden, aus Altersgründen, auf der ande­
ren Seite - das wissen wir alle - steigt aber 
die Zahl der behinderten Menschen, die nicht 
der Gruppe der Kriegsopfer angehören. 

Ich habe Sie im Ausschuß gefragt, Herr 
Minister, ob es sicher ist, daß die Geltungs­
dauer dieses Gesetzes weiter verlängert wird. 
Sie konnten es mir nicht mit Sicherheit bestä­
tigen. Es gibt Informationen, wonach die 
Österreichische Volkspartei bis jetzt ihre defi­
nitive Zusage zur Verlängerung der Geltungs­
dauer dieses so wichtigen Gesetzes noch nicht 
gegeben hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren 
von der Österreichischen Volkspartei! Ich 
möchte hier an dieser Stelle an -Sie appellie­
ren, sich nicht dieser notwendigen Zustim­
mung zu versagen, und ich möchte an Sie, 
Herr Minister, appellieren, daß Sie sich dafür 
einsetzen, daß dieses wichtige Gesetz weiter­
hin in Kraft bleibt. 

Ein weiterer Punkt, der vielen behinderten 
Menschen ein wichtiges Anliegen ist, ein wei­
terer Punkt, wo viele behinderte Menschen 
nicht verstehen können, daß es diese 
Ungleichheit gibt, ist der Bereich der Fahr­
preisermäßigungen bei den öffentlichen Ver­
kehrsmitteln, bei den Österreichischen Bun­
desbahnen. 

Wie Sie wissen, bekommen Kriegsopfer und 
zivilblinde Menschen schon seit vielen Jahren 
diese Fahrpreisermäßigungen gewährt. Auf 
der anderen Seite ist es eine ganz, ganz alte 
Forderung der sogenannten Zivilinvaliden, 
auch in den Genuß dieser Fahrpreisermäßi­
gungen zu kommen. Sie können es ganz ein­
fach nicht verstehen, daß es zwei Kategorien 
von behinderten Menschen gibt: die einen, die 
eine Leistung bekommen, die anderen, die 
eine ähnliche oder womöglich die gleiche 
Behinderung haben - Kriegsblinde, Zivil­
blinde, dieselbe Auswirkung, aber eine 
andere Ursache -, die diese Leistung nicht 
bekommen. Ich möchte Sie hier auffordern, 
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Herr Minister, daß Sie alles in Ihren Kräften 
Stehende tun, um diese Ungerechtigkeit wirk­
lich aus der Welt zu schaffen. 

Ein weiteres Beispiel, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. An der derzeitigen 
Sozialpolitik ist nicht nur vieles herzlos, man­
ches sogar unmenschlich und ungerecht, son­
dern es gibt auch Bereiche, wo wir von 
Gesetzwidrigkeiten sprechen können. Ich 
meine hier - ich erwähnte es schon zu 
Beginn meiner Ausführungen - die Tatsa­
che, daß Frauen und ausländischen Arbeits­
kräften die Auszahlung der Notstandshilfe 
verweigert wird. Wir können es ganz einfach 
nicht einsehen und verstehen, und wir wollen 
es auch nicht verstehen, daß jener Frau, 
deren Gatte beziehungsweise Lebensgefährte 
über ein Einkommen verfügt, der Anspruch 
auf Notstandshilfe verweigert wird, während 
dies im umgekehrten Fall bei arbeitslosen 
Männern, wenn die Frau arbeitet, nicht der 
Fall ist. Detto bei Gastarbeitern: Auch diesen 
Menschen wird die Auszahlung verweigert. 
Das sind Menschen, von denen - das ist stati­
stisch erwiesen - die Mehrheit schon zehn 
Jahre und länger in unserem Lande lebt, hier 
ihre Steuern zahlt, hier ihre Versicherungs­
beiträge leistet, ihren Beitrag zum allgemei­
nen Wohlstand in unserem Lande leistet, hier 
Konsumenten sind. Auch ihnen wird die Aus­
zahlung der Notstandshilfe verweigert, und 
zwar mit der Begründung, daß eben die Not­
standshilfe Fürsorgecharakter hat und so wei­
ter und so weiter. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es handelt sich hier nicht um geringfügige 
Beträge. Es sind Beträge, die in die Milliarden 
gehen. Nach Schätzungen würden die Beträge 
bei den Frauen, die diese Notstandshilfe nicht 
bekommen, im Jahr an die 200 Millionen 
Schilling ausmachen. Wir können es nicht ein­
sehen, daß diese Ungerechtigkeit weiterhin 
bestehen bleibt. 

Wir sehen darin, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, eine Rechtswidrigkeit. 
Daher möchten wir Grüne nun nachfolgenden 
Entschließungsantrag einbringen. 

Entschließungssntrsg 

der Abgeordneten Srb, Freda Blau-Meissner 
und Genossen betreffend die Vol/ziehung des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes im Bereich 
der Notstandshilfe. 

ten wird aufgefordert, die Arbeitsämter zu einer 
gleichheitskonformen Vollziehung der Bestim­
mungen über die Notstandshilfe anzuweisen. Ins­
besondere ist dafür zu sorgen, daß bereits in 
erster Instanz von Amts wegen alle nötigen Erhe­
bungen getroffen werden, um das Vorliegen 
besonderer Umstände nach § 36 Abs. 3 Abschnitt 
B Iit. c abschließend beurteilen zu können. 

Ich bitte Sie, sehr geehrter Herr Minister, 
sich dieser Materie anzunehmen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Sie werden uns jetzt vielleicht zu Recht vor­
halten: Das mag schon sein, das klingt ja 
nicht schlecht, aber es ist ganz einfach kein 
Geld für diese Maßnahme vorhanden. Ich hin­
gegen, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, möchte hier die Feststellung treffen, daß 
Sie auf Kosten der Frauen, auf dem Rücken 
der Frauen ein Budget erstellen, in dem diese 
notwendigen Maßnahmen nicht eingeplant 
sind. (Beifall bei den Grünen.) 

Aus all den gesagten Gründen lehnen wir 
Grüne die Kapitel 15 und 16 ab. (Neuerlicher 
Beifall bei den Grünen.) 14.59 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Der soeben 
vom Herrn Abgeordneten Srb eingebrachte 
Entschließungsantrag der Abgeordneten Srb, 
Freda Blau-Meissner und Genossen ist genü­
gend unterstützt und steht daher mit in Ver­
handlung. 

Als nächster zu Wort gemeldet hat sich 
Herr Abgeordneter Dr. Schwimmer. Ich 
erteile es ihm. 

14.59 

Abgeordneter Dr. Schwimmer (ÖVP): 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Mein 
Vorredner hat für seine Fraktion eben 
erklärt, er lehne das Budget ab, und hat hier 
seine Vorstellungen zur Sozialpolitik aus 
oppositioneller Sicht dargelegt. Trotzdem hat 
sich diese Darstellung der Opposition doch 
ganz anders angehört als die Rede des Herrn 
Abgeordneten Dr. Haider . (Der Prä si den t 
übernimmt den Vorsitz.) 

Ich glaube, auf einer solchen Basis kann 
man auch über kontroversielle Analysen und 
Vorstellungen diskutieren und kann versu­
chen, einander in den Vorstellungen näherzu­
kommen. 

Herr Dr. Haider hat heute hier anderen vor-
Der Nationalrat wolle beschließen: geworfen, sie hätten nur Kritik um der Kritik 

willen geübt oder wie die Schlagworte sonst 
Der Bundesminister für soziale Angelegenhei- noch heißen, die Herr Dr. Haider so liebend 
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gerne verwendet. Er wirft anderen Opportu­
nismus und Sprunghaftigkeit vor, oder er 
wirft anderen vor, solange sie keine Verant­
wortung trügen, dieses und jenes zu vertre­
ten. Da kann man eigentlich nur das Gefühl 
haben, daß diese Schlagworte die gesammel­
ten Spiegelbilder des Herrn Dr. Haider sind. 
(Beifall bei ÖVP und SPÖ.) Er hat zwar einen 
Taschenspiegel - es ist ihm heute geraten 
worden, einen bei sich zu tragen -, aber 
offensichtlich ist er kurzsichtig und vermag 
sein eigenes Bild in diesem Taschenspiegel 
nicht zu erkennen. Er gibt dann seine gesam­
melten Spiegelbilder hier weiter. 

Es war wirklich Kritik um der Kritik willen. 
Haider hat zu Beginn seiner 45 Minuten lan­
gen Rede erklärt, seine Aufgabe als Opposi­
tionsredner sei es, hier zu erklären, "wo es 
langgeht" . Langgegangen ist es 45 Minuten 
lang, nur die Erklärung, was er denn wirklich 
tun wolle, um mehr soziale Gerechtigkeit her­
beizuführen, Privilegien und Bürokratismus 
abzubauen, diese Erklärungen ist er uns in 
den ganzen 45 Minuten schuldig geblieben. 
Darauf haben wir in diesem Hause vergeblich 
gewartet. Es gab keine Vorschläge, auch 
wenn man noch so aufmerksam Dr. Haider 
zuhörte. 

Zu mehr sozialer Gerechtigkeit, haben wir 
gehört, will er dadurch beitragen - Kollege 
Hesoun ist schon darauf eingegangen -, daß 
er überlegt, das Pensionsalter hinaufzusetzen. 
Wohin, wissen wir nicht. Er ist zwar merk­
würdigerweise dagegen, daß man den steigen­
den Andrang zur Frühpension untersucht, 
also daran darf nicht gerüttelt werden. Ange­
hörige bestimmter Gruppen können also 
durchaus unter 60 Jahren in Pension gehen, 
während allgemein das Pensionsalter auf 
über 60 Jahre hinaufgesetzt werden soll. 

Dies war, glaube ich, der untaugliche Ver­
such, Herr Dr. Haider, es jedem recht zu tun. 
Sie wollten sowohl dem nach dem Mund 
reden, der die Chance hat, in Frühpension zu 
gehen, als auch jenen, die sagen, die Leute 
gehen zu früh in Pension, sie sollten länger 
arbeiten und erst nach dem 60. Lebensjahr in 
Pension gehen. Das ist ein untauglicher Ver­
such, Herr Dr. Haider, und zeigt eigentlich die 
Sorglosigkeit auf, in der Sie mit den sozialpo­
litischen Problemen umgehen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Weniger Privilegien, haben Sie gesagt. Sie 
lösen dann alle Probleme der Pensionsversi­
cherung, Sie lösen das Problem, daß wir ein 
Defizit von 52 Milliarden Schilling - von 
52 000 Millionen Schilling! - im Jahr zu 

finanzieren haben, um diesen Betrag sind die 
Pensionsauszahlungen höher, als an Beiträ­
gen hereinkommt, dadurch, daß Sie die Funk­
tionäre nicht mehr bezahlen wollen. 

Schauen Sie sich den Rechnungshofbericht, 
den Gesamtaufwand, an, und Sie werden die 
Lächerlichkeit Ihres Vorschlages einsehen! 

Ich stelle nichts außer Streit, natürlich 
kann man darüber reden, ob und was ein 
Funktionär bezahlt bekommen soll. Man 
kann auch darüber reden, ob es gerecht, dem 
Steuerzahler, dem Wähler jeder Partei zumut­
bar ist, daß der Klubobmann einer kleinen 
Partei mit einem kleinen Arbeitsaufwand, der 
natürlich weniger zu tun hat, genauso eine 
höhere Zulage bekommt wie die Klubobmän­
ner anderer Parteien. Über alles in der Welt 
kann man reden, natürlich auch über die 
Bezahlung eines Funktionärs in einer öffent­
lich-rechtlichen Körperschaft. 

Erstens wollen Sie so der Bevölkerung ein­
reden, damit die Probleme lösen zu können, 
Sie stellen das als Alternative hin - Sie 
haben das heute zum zweitenmal im Haus 
getan - zu den Maßnahmen, die man setzen 
muß, um die Finanzierung der Pensionsversi­
cherung zu sichern. 

Zum zweiten, Herr Dr. Haider, sage ich 
Ihnen: Ich kann Ihnen nachweisen, daß Sie 
dies gar nicht wollen, daß Sie es gar nicht 
ernst damit meinen, weil Ihnen damit ein Gag 
entginge. 

Herr Dr. Haider kündigt sein Volksbegeh­
ren seit mehr als vier Jahren an. 1983 hat er 
nachweislich damit begonnen, dieses Volksbe­
gehren zu verlangen. 

Herr Dr. Haider hat vier Jahre lang keine 
Zeit gehabt, ins ASVG hineinzuschauen, wie 
die Sache denn dort eigentlich geregelt ist. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Wozu auch?) Herr 
Dr. Haider hat vier Jahre lang keine Zeit 
gehabt, nachzusehen, daß alle Bestimmungen 
über die Funktionäre sowohl im Stammgesetz 
als auch bei allen Änderungen - ich bin dem 
nachgegangen; ich habe mir die Zeit genom­
men - mit freiheitlicher Zustimmung in die­
sem Hohen Haus beschlossen worden sind. 

Dann bringt Herr Dr. Haider ein Volksbe­
gehren ein, dessen Wortlaut man einmal in 
diesem Punkte, wenn er es schon als Lösungs­
vorschlag anbietet, hören muß: "Die Aus­
übung der Funktion eines Obmannes, 
Obmann-Stellvertreters oder Vorsitzenden 
des Verwaltungsausschusses in den gesetzli-
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ehen Körperschaften der Sozialversicherung 
ist ehrenamtlich. Die Abgeltung des Zeitauf­
wandes für die Ausübung dieser Tätigkeiten 
erfolgt im Wege von Sitzungsgeldern ... " et 
cetera. 

Herr Dr. Haider hat vier Jahre lang keine 
Gelegenheit gehabt, festzustellen, daß die 
Geschäftsführung nach dem Gesetz der 
Sozialversicherungsträger der Hauptver­
sammlung und dem Vorstand obliegt und daß 
Verwaltungsausschüsse, deren Obmänner er 
nicht mehr bezahlen will, gar nicht obligato­
risch vorgeschrieben sind. Also dort, wo es 
keinen Verwaltungsausschuß gibt, wird selbst 
dann, wenn ein Verfassungsgesetz nach dem 
Haider-Volksbegehren beschlossen ist, natür­
lich weiter Funktionsgebühr bezahlt. Aber 
das ist ihm alles Wurscht. Um die Sache geht 
es ihm ja überhaupt nicht, es geht ihm um 
den Gag! Herr Dr. Haider wäre todunglück­
lich, wenn vielleicht seine Forderung erfüllt 
würde und er seine Gags hier nicht weiter 
bringen könnte. 

Auf diese Art und Weise geht Herr Dr. Hai­
der an die Lösung sozialpolitischer Probleme 
heran. Herr Dr. Haider will weniger Bürokra­
tismus dadurch erzielen, indem er sagt, dann 
schaffen wir einen einzigen Sozialversiche­
rungsträger oder vielleicht zwei oder drei; 
auch da ist er ja nicht sehr genau geworden. 

Herr Dr. Haider! Es gibt Bürokratismus, es 
gibt zu viel Bürokratismus. Ich weiß das, so 
wie alle anderen auch, die in diesem Bereich 
tätig sind. Aber den Bürokratismus gibt es 
nicht deshalb, weil die Sozialversicherungsan­
stalten zu klein sind. Dieser Bürokratismus 
hat sich leider entwickelt, und diesem müssen 
alle Gutwilligen ständig begegnen. Wir müs­
sen ihn ständig bekämpfen, weil die Sozial­
versicherungsanstalten heute für so viele 
Menschen in diesem Lande zuständig sind 
und als eben sehr große Körperschaften 
Gefahr laufen, Anonymität und Bürokratis­
mus Vorschub zu leisten. 

Mit Ihrem Vorschlag: Zusammenlegen, 
einen Monster-Sozialversicherungstr äger 
schaffen, schaffen Sie mit Sicherheit mehr 
Anonymität und mehr Bürokratismus. Wir 
meinen es ernst, Herr Dr. Haider, wir glau­
ben, daß man Bürokratismus und Verschwen­
dung, wo auch immer, mit Entschiedenheit 
und mit seriösen Vorschlägen entgegentreten 
muß und nicht mit Gags, auf die es Ihnen 
allein ankommt, Herr Dr. Haider! (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Herr Dr. Haider hat sich auch Sorgen um 

unseren Seelenzustand gemacht, darüber, wie 
wir nun in Regierungsverantwortung dem 
Sozialbudget zustimmen werden, nachdem 
wir das Sozialbudget in den letzten Jahren 
kritisiert haben, und zwar mit sehr scharfen 
Worten kritisiert haben. Sie brauchen keine 
Angst zu haben, Herr Dr. Haider, wir stehen 
zu dieser Kritik. Wir stehen zu dem, was wir 
damals gesagt haben, in der Zeit, als Ihre Par­
tei an der Regierung mitbeteiligt war, als Sie 
mitverantwortlich waren für die Politik. 

Aber das unterscheidet uns eben, lieber 
Herr Dr. Haider: Wir haben nicht Kritik um 
der Kritik willen geübt, wir haben Kritik 
geübt, damit sich etwas ändert. Wir haben mit 
der Sozialistischen Partei Österreichs ernst­
haft verhandelt, auch im Sozialbereich, um 
ein Arbeitsübereinkommen, um gemeinsame 
Wege in der Sozialpolitik zu erzielen. Das 
heißt noch lange nicht, daß wir die sozialpoli­
tischen Vorstellungen der Sozialisten guthei­
ßen, die sie lieber allein verwirklichen wür­
den, genausowenig wie die Sozialistische Par­
tei eine Vorliebe für die sozialpolitischen Vor­
stellungen der ÖVP, wenn sie allein regierte, 
hätte. (Abg. Dr. Hai der: Worauf habt ihr 
euch wirklich geeinigt?) 

Ich komme schon darauf zu sprechen, Herr 
Dr. Haider, nur keine Angst. Ich werde zwar 
keine 45 Minuten brauchen, ich werde mich 
an die freiwillig auferlegte Beschränkung der 
Redezeit halten, im Gegensatz zu Ihnen, und 
werde trotzdem diese Frage noch beantwor­
ten. 

Es ist bei großen Parteien nun einmal so, 
daß sie am liebsten Single wären in der Regie­
rung, aber wenn es nicht geht, dann halt aus­
nahmsweise vier Jahre zu zweit regieren und 
versuchen, für ihre Vorstellungen die Mehr­
heit zu gewinnen. Das heißt, man gibt auch in 
der Koalition die eigenen sozialpolitischen 
Vorstellungen nicht auf, man wird versuchen, 
sie durchzusetzen. 

Man wird, um die Probleme zu lösen, einen 
gemeinsamen Nenner suchen, und zwar mög­
lichst den größten gemeinsamen Nenner und 
nicht den kleinsten gemeinsamen Nenner, 
und man wird fair zu den getroffenen Verein­
barungen stehen und versuchen, mit diesen 
Vereinbarungen die anstehenden Probleme 
zu lösen. 

Es geht darum, vor allem auch die ererbten 
Probleme zu lösen. Denn gerade das Sozial­
budget - da ist gar kein Zweifel - ist zum 
größten Teil von gesetzlichen Bestimmungen 
und Verpflichtungen geprägt, die auch auf 

11. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 73 von 191

www.parlament.gv.at



1258 Nationalrat XVII. GP - 11. Sitzung - 25. März 1987 

Dr. Schwimmer 

Beschlüsse zurückgehen, an denen die Frei­
heitliche Partei verantwortlich mitgewirkt 
hat. Umso unglaubwürdiger klingt es ja, daß 
zwei Monate, nachdem blaue Minister die 
Regierungsämter räumen mußten, hier so 
alles in Grund und Boden kritisiert wird. 
Umso unglaubwürdiger klingt es ja, wenn 
einer sagt: "Ich werde euch sagen, wo es lang­
geht!", und dann 45 Minuten lang nichts als 
Kritik in Bausch und Bogen zu bieten hat. 

Ich anerkenne die Sozialistische Partei, die 
sagt: Wir stehen auch zu dem, was wir getan 
haben in der Regierung, so wie die Volkspar­
tei zur Kritik steht. Das schließt eben nicht 
aus, einen gemeinsamen Weg zu suchen, um 
in den nächsten vier Jahren die anstehenden 
Probleme zu lösen. Ich glaube, in diesem 
Arbeitsübereinkommen ist das in einem 
umfassenden Ausmaß gelungen. 

Ich kann für die Volkspartei in Anspruch 
nehmen, daß wir vieles von dem, was wir an 
Kritik vorgebracht haben, in diesem Arbeits­
übereinkommen wiederfinden. Natürlich 
nicht alles. Natürlich hätten wir gerne gehabt 
und haben das auch bei den Koalitionsver­
handlungen vorgeschlagen, daß der Heizko­
stenzuschuß, der zweimal mit freiheitlicher 
Stimme abgelehnt worden ist, gekommen und 
verwirklicht worden wäre. 

Aber auch wir müssen das "Diktat der lee­
ren Kassen", das nicht zuletzt dank freiheitli­
cher Minister hinterlassen worden ist, zur 
Kenntnis nehmen. 

Wir müssen genauso wie Herr Dr. Haider 
zur Kenntnis nehmen, daß die Rekordarbeits­
losigkeit, die im letzten Monat der freiheitli­
chen Regierungsbeteiligung in Österreich, im 
Jänner geherrscht hat, natürlich dem Staat 
und der Regierung, ganz egal, wer in der 
Regierung sitzt, Probleme bringt und daß 
nicht mit lockerer Hand alles finanziert wer­
den kann, was man sich wünscht. 

Im Interesse der sozial Schwachen werden 
wir danach trachten, für die Bezieher klein­
ster Pensionen - so wie es im Arbeitsüber­
einkommen steht, so wie wir uns darauf geei­
nigt haben - zusätzliche Leistungen zu erb­
ringen. Ich bin überzeugt davon, daß auch 
unser Koalitionspartner , die Sozialistische 
Partei, dafür eintreten wird, daß wir die Aus­
gleichszulagen im vollen Ausmaß der Pen­
sionsdynamik erhöhen und nicht mit dem 
Abschlag für die Arbeitslosenrate, den Sie 
mitbeschlossen haben und den Sie jetzt dann 
wahrscheinlich kritisieren. 

Und wenn es geht und wenn wir die Budget­
konsolidierung in den Griff bekommen, dann 
werden wir sicher auch gemeinsam trachten, 
Leistungen wie den Heizkostenzuschuß, wenn 
es notwendig ist, den sozial Schwachen und 
den sozial Bedürftigen zukommen zu lassen. 

Aber Sie, Herr Dr. Haider , und Ihre 
Freunde kritisieren genauso von diesem Red­
nerpult alle Maßnbahmen zur Budgetkonsoli­
dierung, die erst die Voraussetzungen dafür 
schaffen, daß wir solche Maßnahmen für die 
sozial Schwachen setzen können. 

Aber ich kann Ihnen garantieren: Wir wer­
den uns durch Ihre unsachliche Kritik nicht 
davon abbringen lassen, solche sozialpoliti­
schen Vorhaben weiterhin zu verfolgen. 

Für die Österreichische Volkspartei besteht 
in der Sozialpolitik in der gegebenen Situa­
tion die Notwendigkeit einer Reform, die sich 
orientiert an den wirtschaftlichen Möglichkei­
ten im gleichem Maße wie an den Bedürfnis­
sen der Menschen. Wir glauben, die Reform 
muß beinhalten, daß man Bewährtes erhält 
und verbessert, daß auf Überholtes verzichtet 
wird und man Mißstände verhindert - gar 
keine Frage -, daß neue Probleme, die 
immer wieder auftreten - die Sozialpolitik 
ist nichts Statisches -, gelöst werden und 
den wirklich Bedürftigen geholfen wird. 

Den Gefahren des Bürokratismus und der 
Anonymität wollen wir durch mehr Wahlfrei­
heiten begegnen. Wir glauben nicht, daß 
Zwangsbeglückung von oben das einzig und 
allein Seligmachende in der Sozialpolitik ist, 
sondern daß mündige Bürger auch Wahlmög­
lichkeiten in der Sozialpolitik haben sollen 
und daß durch Bürgernähe und durch Mitbe­
stimmung diesen Gefahren begegnet werden 
soll. 

Ich glaube, in der Selbstverwaltung der 
Sozialversicherung ist nicht die Frage, ob 
bestimmte Funktionäre dafür entlohnt wer­
den, die Hauptfrage, sondern: Welche Auf­
gabe hat die Selbstverwaltung, wie kann sie 
belebt werden, und wie kommt die Selbstver­
waltung zustande? Ist es wirklich eine Selbst­
verwaltung, wo die Versicherten das echte 
Gefühl haben, hier werden sie vertreten? 

Hier gibt es noch Meinungsunterschiede 
mit unserem Koalitionspartner. Wir stellen 
uns vor, daß die Vertreter der Versicherten 
und ihrer Dienstgeber in der Selbstverwal­
tung von den Versicherten und von den 
Dienstgebern direkt gewählt werden sollen. 
Unser Koalitionspartner kann sich damit 
noch nicht anfreunden. 
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Insoweit bin ich nicht böse über die Diskus­
sion, die hier angefacht wird, weil sie uns, 
glaube ich, hilft, auf die wirklichen Probleme 
der Selbstverwaltung einzugehen, und weil es 
vielleicht zu einem Durchbruch kommt und es 
uns gelingt, die Direktwahl der Versicherten­
vertreter gemeinsam zu verwirklichen und 
auf diese Art und Weise für die Mitbestim­
mung und für die Bekämpfung von Bürokra­
tie und Bürgerferne zu sorgen, meine Damen 
und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir glauben auch, daß durch Wahlfrei he i­
ten, wie die Möglichkeit eines gleitenden 
Übergangs in die Pension anstelle des heuti­
gen Hopp oder Tropp, wo jemand von einem 
Tag auf den anderen in Pension gehen oder 
voll weiterarbeiten muß, daß also durch Wahl­
freiheiten nicht nur den Interessen der einzel­
nen Versicherten entgegenkommen werden 
kann, sondern daß es dadurch wahrscheinlich 
erleichtert wird, unser System der Altersvor­
sorge zu finanzieren. 

Wir stehen auch dazu, daß man nicht alles, 
was einmal mit gutem Grunde eingeführt 
worden ist, in alle Ewigkeit weiterführen 
muß. 

Herr Dr. Haider hat die Sentenz im Arbeits­
übereinkommen kritisiert, daß man freiwil­
lige Selbstversicherungen oder Nachkäufe 
anstelle von bestimmten Ersatzzeiten, wie 
zum Beispiel der Hochschulausbildung, ein­
führen soll. Ich stehe dazu und bekenne mich 
zum Koalitionsübereinkommen. 

Natürlich wird man hier differenzieren. 
Wenn jemand nach dem Krieg unter schwie­
rigsten Voraussetzungen studiert hat, das 
Studium selbst voll finanzieren mußte und 
heute vor der Pension steht, denkt kein 
Mensch daran - und ich glaube, ich spreche 
auch für den Koalitionspartner -, daß man 
diese Ersatzzeiten streicht und verlangt, daß 
das nachbezahlt wird. 

Aber ist es wirklich so absurd, zu sagen -
die Zeiten haben sich doch Gott sei Dank 
wesentlich geändert, und die Voraussetzun­
gen des Zugangs zu einem Studium und die 
Bedingungen eines Studiums sind heute ganz 
anders -: Muß man denn die Ersatzzeiten in 
diesem Fall jedermann kostenlos nachtragen, 
oder kann man nicht von jemandem, der mit 
Hilfe der Gemeinschaft eine bessere Ausbil­
dung und damit auch bessere Berufschancen 
erlangt hat, verlangen, daß er im Laufe eines 
ganzen Berufslebens - er hat 35, 40 Jahre 
Zeit - etwas höhere Beiträge bezahlt und auf 
diese Art und Weise Eigenvorsorge leistet? 

Kann man . nicht verlangen, statt daß ihm 
alles gratis angeboten wird, daß er auch selbst 
bereit ist, wenn er diese Zeiten für die Pen­
sionsversicherung angerechnet haben will 
und er vorher keine Beiträge bezahlt hat, 
nachzubezahlen? 

Wenn die Freiheitliche Partei eine liberale 
Partei sein möchte, dann müßte sie für diesen 
Gedanken der Eigenvorsorge eigentlich sehr 
viel übrig haben - genauso wie für den glei­
tenden Übergang in die Pension, der im 
Arbeitsübereinkommen enthalten ist. 

Ich erwarte mir doch eigentlich auch eine 
freiheitliche Unterstützung für den Vorschlag 
im Arbeitsübereinkommen, die zusätzliche 
betriebliche Altersvorsorge entsprechend zu 
fördern, um eben eine zweite Säule aufzu­
bauen, und sie nicht auf einige wenig 
geschützte Bereiche zu beschränken, sondern 
möglichst allen Arbeitnehmern in Österreich 
den Aufbau einer solchen zweiten Säule der 
Altersvorsorge zu ermöglichen. 

Nicht die Methode: "Wann i was z'reden 
hätt, schaffat i alles ab!", Herr Dr. Haider, ist 
die richtige Methode einer Sozialpolitik (Abg. 
Dr. Helene Par ti k - Pa b 1 e: Das war 
immer Ihre Methode, Herr Dr. Schwimmer!), 
sondern der Aufbau entsprechender Instru­
mentarien, der Aufbau entsprechender sozial­
politischer Vorsorgen, von Wahlmöglichkei­
ten, von Möglichkeiten erschwinglicher 
Eigenvorsorge ist die richtige Vorgangsweise, 
mit der wir die Probleme der Sozialpolitik in 
Zukunft bewältigen müssen. (Beifall bei der 
ÖVP und Beifall des Abg. Srb.) 

Und Sie haben es sich auch in der Beschäf­
tigungspolitik sehr, sehr einfach gemacht, 
Herr Dr. Haider! Während im Arbeitsüberein­
kommen eine ganze Reihe von Maßnahmen 
aufgezählt ist, wie wir versuchen wollen -
ich sage ausdrücklich: versuchen wollen -, in 
der Beschäftigungspolitik zusätzliche Impulse 
zu setzen, für arbeitssuchende junge Men­
schen, Frauen, Langzeitarbeitslose Arbeits­
stellen zu finden, geht Herr. Dr. Haider her 
und sagt wörtlich: Verzichten wir doch auf die 
2 bis 3 Milliarden Schilling, die da ausgegeben 
werden, und machen wir damit eine Steuerre­
form. 

Die 2 bis 3 Milliarden Schilling, Herr Dr. 
Haider, auf die Sie großzügig verzichten wol­
len, sind praktisch das gesamte Geld der 
Arbeitsmarktförderung, sind das gesamte 
Geld, das für Qualifikationsmaßnahmen aus­
gegeben wird, das gesamte Geld, das für 
Arbeitsförderungsmaßnahmen ausgegeben 
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wird. Es sind allein rund 30 000 Menschen, die 
vorher arbeitslos waren, vor allem junge Men­
schen, Langzeitarbeitslose, wo wir gemein­
sam, alle drei Parteien, die in der letzten 
Periode in diesem Haus vertreten waren, 
mehrmals beraten haben über zwei ÖVP­
Anträge, über einen Bericht des damaligen 
und heutigen Sozialministers, wo wir gemein­
sam Lösungen gefunden haben und wo heute 
30 000 Menschen aufgrund von Zuschüssen 
aus diesen 2 bis 3 Milliarden Schilling Arbeit 
haben. 

Herr Dr. Haider sagt: Verzichten wir ein­
fach auf die 2 bis 3 Milliarden Schilling. -
Sagen Sie dazu: Und schmeißen wir die 30 000 
Leute hinaus, die dadurch beschäftigt sind! 

Herr Dr. Haider, das ist Demagogie rein­
sten Wassers! Hier, Herr Dr. Haider , werden 
Sie keine Zustimmung von uns finden. (Bei­
fall bei ÖVP und SPÖ sowie Beifall des Abg. 
Srb.) 

Wenn Sie ein ernsthaftes Gespräch suchen, 
wo Verbesserungen durchgeführt werden sol­
len, dann werden Sie Partner, sowohl bei der 
SPÖ als auch bei uns, dafür finden. 

Sie haben einen Antrag, einen demagogi­
schen, hier eingebracht. Ich habe Ihnen sehr 
genau zugehört, was Sie kritisiert haben. 
Auch mir geschieht an reiner Propaganda 
und Werbung zuviel. Ich könnte mir weniger 
Plakate, ich könnte mir weniger Inserate vor­
stellen. 

Aber, Herr Dr. Haider, Sie kritisieren, daß 
die diversen Informationsschriften der 
Arbeitsmarktverwaltung angeblich Lastwä­
gen füllen würden. Für die Informations­
schriften, die berufsspezifisch sind, die dem 
einzelnen sagen, wo er sich weiterbilden soll, 
was er dazulernen kann, um bessere Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt zu haben, dafür sind 
wir sehr wohl. Das ist die richtige Maßnahme 
der Arbeitsmarktverwaltung. - Die Eigen­
werbung kann unserer Ansicht nach durch­
aus eingeschränkt werden. 

Aber dem Herrn Dr. Haider geht es ja nur 
ums Polemisieren, dem macht es nichts, wenn 
er das Kind mit dem Bad ausschüttet. - Das 
ist keine Diskussionsgrundlage, Herr Dr. Hai­
der! 

Ich glaube, die Probleme, die diese Regie­
rung vorgefunden hat und wo nach zwei 
Monaten der Regierung, Frau Partik-Pable, 
einiges bereits in Angriff genommen wird, 
diese Probleme sind sehr groß. Diese Pro-

bleme sind Probleme der Arbeitslosen, diese 
Probleme sind Probleme der Menschen, die 
sich auf eine funktionierende Pensionsversi­
cherung verlassen wollen, diese Probleme 
sind Probleme der sozial Schwachen, und die 
kann man nicht mit einer so unernsten Art 
wie Herr Dr. Haider abhandeln. Diese Pro­
bleme bedürfen ernster Anstrengungen, und 
dazu ist diese Koalition bereit. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 15.24 

Präsident: Zu einer tatsächlichen Berichti­
gung hat sich Herr Abgeordneter Dr. Haider 
zu Wort gemeldet. Redezeit höchstens fünf 
Minuten. Sie haben das Wort. 

15.24 

Abgeordneter Dr. Haider (FPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Ich wollte an sich nicht die 
Debatte noch verlängern (Abg. Dr. Pu n ti -
ga m: Das wäre schön gewesen!), aber die 
Klarheit, mit der Abgeordneter Schüssel den 
Vorschlag gemacht hat, daß man die Arbeits­
marktförderung für die Betriebsförderung, 
soweit sie also betriebsfördernde Maßnahmen 
vorgesehen haben, einschränken könnte um 
etwa zwei Milliarden Schilling, wie ich das in 
meiner Rede ausgeführt habe, hat mich zu 
einer Wortmeldung bewogen. Das ist nämlich 
in Übereinstimmung mit einem Vorschlag, 
den am 14. Februar 1987 niemand Geringerer 
als der in der ÖVP hochgelobte und angese­
hene Wirtschaftsbundgeneralsekretär Wolf­
gang Schüssel in der "Kronen-Zeitung" 
gemacht hat. (Abg. Dr. Helene Par ti k -
Pa bl e: Hört, Hört!) Ich darf also wörtlich 
zitieren: 

"Statt immer neue Belastungen einzufüh­
ren, wie es sein jüngster Vorschlag" -
gemeint ist der Sozialminister - "für eine 
Solidaritätsabgabe für Beamte, Bauern und 
Freiberufler vorsieht, macht ihm die Wirt­
schaft nun ein überraschendes Gegenangebot 
zur Finanzierung seiner Ausgaben. Wirt­
schaftsbundgeneralsekretär Wolfgang Schüs­
sel" - wörtliches Zitat -: ",Auf die Arbeits­
marktförderung für die Betriebe könnte man 
auch verzichten. In Wahrheit sind das alles 
strukturkonservierende Maßnahmen. 1 bis 
2 Milliarden pro Jahr könne man auf diese 
Art und Weise gut einsparen. Das entspricht 
dem Betrag, den der Sozialminister zum Bei­
spiel heuer so dringend zusätzlich bekommen 
muß.''' (Abg. Dipl.-Ing. F li c k e r: Was ist da 
die Berichtigung? - Abg. Dr. K 0 h Im a i e r: 
Das ist keine Berichtigung!) 

Ich habe diesem Vorschlag, den Schüssel 
gemacht hat, nichts hinzuzufügen und mir in 
meiner Budgetrede unter Verweis auf ÖVP-
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Vorstellungen erlaubt, das anzuregen. (Abg. 
Dr. Sc h w im m e r: Nein! Sie wollten die 
ganzen 2 bis 3 Milliarden Schilling einsparen!) 
Sie verurteilen offenbar Ihre eigenen Abge­
ordneten. Das ist typisch für die ÖVP: Sie wis­
sen nicht, was Sie wollen! (Beifall bei der 
FPÖ. - Abg. Dr. Sc h w im m er: Zur persön­
lichen Erwiderung! Der letzte Satz war meine 
Angelegenheit!) 15.26 

Präsident: Zur persönlichen Erwiderung 
Herr Abgeordneter Dr. Schwimmer. Auch 
höchstens fünf Minuten. 

15.26 

Abgeordneter Dr. Schwimmer (ÖVP): Ich 
werde die fünf Minuten nicht ausschöpfen, 
denn zur Erwiderung auf Herrn Dr. Haider 
und zur Klarstellung in der persönlichen 
Angelegenheit, weil er sich auf meine Aussa­
gen bezogen hat, genügt ein Satz. 

Herr Dr. Haider, ich habe hier ausdrücklich 
zitiert (Abg. Dr. Hai der: Ist alles nicht 
wahr!), und es ist im Stenographischen Proto­
koll nachzulesen (Abg. Dr. Hai der: Lesen 
Sie es nach!), daß Sie auf 2 bis 3 Milliarden 
Schilling verzichten wollen. Das ist die 
gesamte Arbeitsmarktförderung einschließ­
lich jener Maßnahmen, die individuell zur 
Förderung von Beschäftigten, von Arbeitslo­
sen verwendet wird, und nicht das, was sich 
auf die Betriebe allein bezieht. Das ist ein 
viel, viel geringerer Betrag, Herr Dr. Haider! 
(Beifall bei der ÖVP.) 15.27 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der 
Bundesminister für soziale Angelegenheiten 
Dallinger. Ich erteile es ihm. 

15.27 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Dallinger: Herr Präsident! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Damit wenigstens 
einer gleichbleibend bei seiner Meinung 
bleibt, möchte ich sagen: Ich und wir waren 
früher für arbeitsmarktfördernde Maßnah­
men und die dafür notwendigen MitteL Wir 
waren es in der Vergangenheit, wir sind es in 
der Gegenwart, und wir werden es auch in der 
Zukunft bleiben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich glaube, daß hier die Kontinuität gesi­
chert ist. 

Und es ist ja zum Teil amüsant, festzustel­
len, wenn man als längstdienender Minister 
in der Regierung ist und die Alleinregierung 
erlebt hat, die Partnerschaft mit der Freiheit­
lichen Partei und nun die Partnerschaft mit 
der Österreichischen Volkspartei, und die 

jeweiligen Sozialsprecher in ihren unter­
schiedlichen Funktionen als Sprecher der 
Opposition oder der Regierung beobachtet 
und ihnen zuhört, daß doch da und dort Ein­
sicht mehr und mehr durchsickert. 

Ich gebe auch nicht die Hoffnung auf, daß 
Haider zu jenem Maß an Objektivität zurück­
findet, das notwendig ist. Ich bin ein sehr opti­
mistisch eingestellter Mensch auf allen Gebie­
ten, also auch auf diesem (Abg. Dr. K 0 h 1 -
mai e r: Das würde ich nicht glauben! Sie 
sind ein UtopistJ), und ich glaube, daß es mög­
lich sein könnte, weil ich nämlich die Proble­
matik, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, für viel zu ernst halte, um damit Demago­
gie zu betreiben und die Menschen in Öster­
reich, insbesondere die von Arbeitslosigkeit 
oder von Armut betroffenen, bewußt in die 
Irre zu führen. 

Und wenn ich im Budgetausschuß der mil­
den Töne und der moderaten Haltung gezie­
hen worden bin, dann bestätige ich das. 
Natürlich: 234 000 Arbeitlose im Jänner dieses 
Jahres machen mich betroffen. 

Die Tatsache, daß die Zahl der über 
70 Jahre alten Pensionisten von 1970 bis 
heute um mehr als 300 000 angestiegen ist, 
macht mich betroffen. 

Die Tatsache, daß wir von 1970 bis 1990 um 
insgesamt 425 000 Pensions bezieher mehr 
haben werden, macht mich betroffen. 

Die Tatsache, daß wir in den nächsten 40, 
50 Jahren in Österreich einen Bevölkerungs­
rückgang von zirka 2,2 Millionen Menschen 
haben werden, also daß wir von derzeit 7,5 
Millionen Einwohner auf 5,3 Millionen Ein­
wohner absinken werden, macht mich betrof­
fen. 

Das lindert auch nicht die Tatsache, die ich 
kürzlich in einer bundesdeutschen Statistik 
gelesen habe, daß die Wohnbevölkerung in 
der Bundesrepublik von 61,1 Millionen Ein­
wohnern im Jahre 1985 auf 46,2 Millionen Ein­
wohner im Jahre 2030 zurückgehen wird, also 
daß das eine adäquate Entwicklung ist. 

All diese Dinge machen mich betroffen, und 
die Tatsache, daß mehr als 30 Prozent aller 
Arbeitslosen in Österreich junge Menschen 
unter 25 Jahren sind, macht mich betroffen. 

Es stimmt mich natürlich auch nicht heiter, 
und das erfordert auch einen Ton bei den 
Beratungen, der sehr ernst ist, wo man bereit 
ist und bereit sein muß, sich mit dem gesam-
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ten Potential an Überlegungen auf diesem 
Gebiet, egal, woher immer es kommt, kritisch 
auseinanderzusetzen und darauf zu prüfen, 
ob das auch finanzierbar ist. 

Daher, Herr Dr. Haider, ist es nicht meine 
Aufgabe und werde ich nie meine Aufgabe 
darin sehen, bestehende Arbeitslosigkeit zu 
verwalten, sondern ich sehe meine Aufgabe 
darin, diese mit allen, insbesondere natürlich 
mit finanziellen Mitteln zu bekämpfen. Dazu 
brauchen wir Mittel für die Arbeitsmarktför­
derung, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren. Allein im Jahr 1986 hatten wir im Bereich 
der Arbeitsmarktförderung 583 500 Förder­
fälle mit einem Gesamtaufwand von 4,4 Milli­
arden Schilling. Davon entfallen 1,4 Milliar­
den Schilling auf Förderung nach § 39 a 
Arbeitsmarktförderungsgesetz; das sind 
direkte Zuwendungen, um Betriebe aufrecht­
zuerhalten. Dazu zählt die Förderung des 
Betriebes Semperit, um die Produktion von 
Semperitreifen zu erhalten und ihn jetzt in 
Zusammenarbeit mit einem ausländischen 
Konzern auch lebensfähig zu erhalten bezie­
hungsweise wieder zu neuem Blühen zu brin­
gen. Dazu zählen andere Leistungen, wie jene 
an Andritz, wo jetzt wieder Erfolge erzielt 
werden, und anderes mehr. 

Der reale Beschäftigungseffekt dieses För­
derungseinsatzes wurde mit 32 500 Arbeits­
plätzen berechnet. Das bedeutet, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, daß ohne 
Arbeitsmarktförderung die Arbeitslosenrate 
im Jahr 1986 nicht 5,2 Prozent, sondern 
6,1 Prozent betragen hätte, wenn wir diese 
Mittel nicht zum Einsatz gebracht hätten. 

Noch deutlicher zeigt sich der Beschäfti­
gungseffekt bei den Jugendlichen. Im Rah­
men des arbeitsmarktpolitischen Jugendpro­
gramms wurden 36 600 Jugendliche mit einem 
Gesamtaufwand von 1,4 Milliarden Schilling 
gefördert. Die Arbeitslosenrate der 15- bis 
25jährigen hätte im Jahre 1986 anstatt 
5,5 Prozent 7 Prozent betragen; der Beschäfti­
gungseffekt waren Arbeitsplätze für 12 870 
Personen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich glaube, daraus ist deutlich erkennbar, daß 
es wichtig und notwendig ist, Mittel für die 
Arbeitsmarktförderung zur Verfügung zu 
haben. Gerade wenn wir das nicht hätten, 
würde das eintreten, was hier kritisiert wor­
den ist: Wir würden nur Verwalter und Bezah­
ler von Arbeitslosigkeit sein und ohnmächtig 
zusehen, wie sich die Dinge entwickeln. Das 
kann und darf nicht unsere Aufgabe sein! 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Nun hat Jörg Haider kritisch zum Budget 
Stellung genommen, aber er hat, was ihm 
vielleicht nicht bewußt geworden ist, damit 
eine Kindesweglegung betrieben. Denn das 
jetzt vorliegende Sozialbudget ist bis auf 
einen Betrag von plus 18 Millionen Schilling 
völlig identisch mit jenem Budgetentwurf, der 
unter der vorherigen Koalition eingebracht 
worden ist. ("Da schau her!" - Rufe und Hei­
terkeit bei Abgeordneten der ÖVP.) Daher 
haben wir Grund - zumindest drei dieser 
Parteien, die einen aus der Vergangenheit 
und die anderen aus der Gegenwart -, die­
sem Budget die Zustimmung zu geben, denn 
sonst wäre es ja nicht möglich, daß wir das so 
hier behandelt hätten. 

Meine Damen und Herren! Natürlich würde 
ich mir ein noch größeres Budget wünschen. 
Es wäre in bezug auf die Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit, speziell der Jugendarbeitslo­
sigkeit und der Arbeitslosigkeit der Frauen, 
auch notwendig. Das leugne ich nicht. Aber 
ich werde Sie in dieser Frage sehr bald auf 
die Probe stellen müssen, denn wir haben im 
März dieses Jahres das Budget des laufenden 
Jahres zu behandeln und in nicht allzu ferner 
Zeit den Budgetentwurf für das kommende 
Jahr, nämlich für 1988. 

Es ist kein Geheimnis, daß heuer die 
Arbeitslosenrate ansteigen wird und daß jetzt 
schon - das ersehen Sie ja aus dem Budget 
- die Unterdeckung bei einer Arbeitslosen­
rate von 5,5 Prozent im Ausmaß von etwa 
323 Millionen Schilling gegeben ist. Ich werde 
mehr Geld brauchen. Ich mache in aller Form 
darauf aufmerksam. Es ist daher nicht ein 
Akt gegen irgend jemanden, wenn ich versu­
che, aus Reserven des ESG-Fonds für das 
heurige Jahr eine Milliarde Schilling für 
arbeitsmarktfördernde Maßnahmen zur Ver­
fügung zu bekommen; um die Jugendarbeits­
losigkeit, um die Frauenarbeitslosigkeit zu 
bekämpfen, aber nicht, um da und dort Pleite­
betrieben Hilfe zu geben, Herr Dr. Haider, 
sondern Betrieben eine Förderung zu geben, 
wo aufgrund gewissenhafter betriebswirt­
schaftlicher Prüfungen, Überlegungen und 
Konzepte eine aussichtsreiche Sanierung 
möglich ist, eben nach dem Prinzip, eine dro­
hende Arbeitslosigkeit zu verhindern und 
nicht zuzusehen, daß dort die Arbeitslosigkeit 
realisiert wird. Es sind zu 80 Prozent keine 
verstaatlichen Betriebe und zu zirka 60 Pro­
zent keine Großbetriebe, sondern mittlere 
und, aus der heutigen Sicht, kleine Betriebe, 
denen wir finanzielle Hilfe geben, damit sie 
überleben können. Bei mir im Sozialministe­
rium geschieht das ausschließlich aus der 
Überlegung, einen drohenden Anstieg der 
Arbeitslosigkeit zu verhindern. 
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Ich mache auch gar kein Hehl daraus, daß 
es sehr kosten aufwendig ist, meine Damen 
und Herren, Kurzarbeit zu finanzieren. Wir 
haben heute Tausende und Abertausende 
Kurzarbeiter in diesem Lande, und zwar ist 
die Arbeitszeit nicht nur um 8 Stunden pro 
Woche reduziert, sondern im Extremfall auf 
8 Stunden pro Woche reduziert. Das ist ein 
Problem! Das müssen wir finanzieren. Daher 
brauchen wir mehr Geld. Wir werden daher -
ich kündige das an - per 1. Jänner 1988 den 
Arbeitslosenversicherungsbeitrag erhöhen 
müssen, um den vermehrten Aufgaben Rech­
nung tragen zu können. Deshalb überlege ich, 
wie man auch andere Gruppen der Gesell­
schaft solidarisch in einen Beitrag zur 
Arbeitsmarktförderung einbeziehen kann. 
Das hat objektiv zu geschehen, denn diese 4 
bis 4,5 Milliarden Schilling, die jetzt aus dem 
Budget für arbeitsmarktfördernde Maßnah­
men verwendet werden, stammen aus Beiträ­
gen der Arbeiter und Angestellten und deren 
Dienstgeber und dienen der Finanzierung 
gesamtwirtschaftlicher, gesam tgesellschaftli­
cher Aufgaben. Es kann doch nicht nur Auf­
gabe der Arbeiter und Angestellten und deren 
Dienstgeber sein, diese Leistungen zu finan­
zieren, sondern das ist eine gesamtgesell­
schaftliche, das ist eine gesamtwirtschaftliche 
Aufgabe. 

Meine Damen und Herren! Ich darf aus der 
"Neuen Zürcher Zeitung" vom Samstag, 
21. März, zitieren: 

Enttäuschte Hoffnung. Seit Jahresfrist, also 
seit dem Amtsantritt der Regierung Chirac, 
ist die Zahl der Arbeitslosen um 7 Prozent auf 
etwas mehr als 2,6 Millionen gestiegen. Diese 
Entwicklung war nicht vorgesehen. Auf seiten 
der Regierungsparteien und des Finanzmini­
steriums hat man erwartet, daß mit der Libe­
ralisierung der administrativen Wirtschafts­
strukturen, der Einführung der freien Preis­
gestaltung und einer strikt auf den Erhalt der 
Kaufkraft ausgerichteten Lohnpolitik der 
Weg zur Beschäftigungszunahme freigelegt 
würde. Auch im Kreis der Arbeitgeberver­
bände hatte man mit Nachdruck erklärt, 
durch eine liberalere Ausgestaltung der Wirt­
schaftsordnung würde sich eine Rückbildung 
der Arbeitslosigkeit einstellen. Nicht nur hat 
sich diese Erwartung im Hinblick auf die glo­
bale Arbeitslosenziffer bisher zerschlagen, es 
ist zudem eine deutliche Zunahme der mittle­
ren Dauer der Arbeitslosigkeit zu beobachten. 
Ein Drittel der Stellensuchenden ist heute 
seit mehr als einem Jahr unbeschäftigt. 

Wissen Sie, was die französische Regie­
rung, die sich ja nicht durch eine Nähe zu den 

Sozialisten auszeichnet, macht? - Es soll 
dem Parlament ein zusätzliches Steuergesetz 
zugeleitet werden, durch das ein Solidaritäts­
beitrag in der Höhe von 0,4 Prozent auf die 
Einkommensteuer natürlicher Personen ein­
gehoben wird, der in Kassen der Sozialversi­
cherung fließt. Diese Regelung soll auf zwei 
Jahre befristet sein. 

Damit will ich sagen, daß dieses Problem 
nicht nur Österreich betrifft. Ich würde daher 
bitten, sich sehr ernst mit dieser Frage aus­
einanderzusetzen. Wir werden auch in ande­
ren Fragen eine ernsthafte Prüfung vorneh­
men. 

Ich möchte hier in aller Form erklären, daß 
ich nach Gesprächen in den letzten Tagen 
absolut zuversichtlich bin, daß zumindest die 
Koalitionsparteien der jetzigen Bundesregie­
rung einvernehmlich die unbefristete Weiter­
führung des Invalideneinstellungsgesetzes ab 
1989 beschließen werden. Es ist allgemeine 
Erkenntnis, daß dieses Gesetz wichtig und 
bedeutsam ist und daß wir keinen Rückfall in 
die Zersplitterung in neun Bundesländer 
mehr erleben sollten, mit der die konkrete 
Einsatzmöglichkeit zerstört würde. 

Ich möchte auch darauf hinweisen, daß die 
Behauptung, daß der Aufwand für die Behin­
derten im Budget des Jahres 1987 geringer ist 
als der Aufwand im Jahre 1986, nichtstimmt. 
Wir haben im Jahre 1986 Ausgaben für Behin­
derte im Ausmaß von '347 Millionen Schilling 
in einer Budgetpost gehabt, und wir werden 
heuer Ausgaben in der Höhe von 391 Millio­
nen Schilling, aufgeteilt auf vier Budgetpo­
sten, haben. Das ist eine Zunahme der Ausga­
ben für Behinderte im Ausmaß von 44 Millio­
nen. Hinzu kommt, daß wir die Prämien für 
die Arbeitgeber, die zusätzlich Behinderte 
beschäftigen, entsprechend erhöhen und auch 
die Individualförderungen um 12 Millionen 
Schilling anheben. Es stimmt daher nicht, 
Herr Abgeordneter Dr. Haider, daß wir die 
Ausgaben für Zwecke der Behinderten sen­
ken, sondern im Gegenteil: Wir erhöhen sie 
sogar. 

Ich möchte in aller Deutlichkeit und aller 
Ehrlichkeit hier sagen: Ich habe heute -
ohne zu wissen, welcher Antrag von seiten 
der Freiheitlichen kommt - die Verantwortli­
chen meines Ressorts zu mir gebeten und 
ihnen gesagt, daß ich es aufgrund der gegebe­
nen Umstände und auch aufgrund der Dauer 
dieser Aktionen nicht mehr für zweckmäßig 
halte, diese Aktionen, wie etwa das Affichie­
ren von Plakaten, die ihren Sinn und Zweck 
hatten, fortzusetzen. Die Aktionen werden 
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noch mit drei Veröffentlichungen in den näch­
sten Tagen fortgesetzt und dann eingestellt. 
Die dafür vorgesehenen Mittel werde ich im 
Budget für die Bekämpfung der Jugendar­
beitslosigkeit und für die Finanzierung ande­
rer Aufgaben umschichten. (Allgemeiner Bei­
falL) 

Ich glaube, daß Sie es mir abnehmen, daß 
ich das jetzt nicht aus taktischen Gründen 
gesagt habe. Einfach aus dem Empfinden her­
aus, daß man in einer bestimmten Situation 
bestimmte Dinge, auch wenn man sie für gut 
und zweckmäßig hält, nicht machen kann, 
weil sie dann die verkehrte Wirkung haben, 
habe ich heute diese Weisung erteilt. Ich bitte 
Sie, das zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich glaube, daß deshalb - aber das ist eine 
Entscheidung, die Sie selber treffen müssen 
- der Entschließungsantrag, den Sie auf die­
sem Gebiet eingebracht haben, eigentlich 
nicht mehr notwendig ist. 

Zum Vorwurf, daß ich den Weg des gerings­
ten Widerstandes gehe, meine Damen und 
Herren. Der Hinweis auf die Arbeitsmarktför­
derung und auf andere Fragen ist ein deutli­
cher Beweis dafür, daß ich bisher diesen Weg 
noch nie gegangen bin. Ich verspreche oder 
ich drohe Ihnen an, daß ich das auch in 
Zukunft nicht tun werde. 

Es stimmt auch nicht, Herr Abgeordneter 
Dr. Haider, daß im Budget heuer neu wäre, 
daß die Hälfte des Personalaufwandes für die 
Arbeitsmarktverwaltung aus den Mitteln der 
Arbeitslosenversicherung bezahlt wird. Viel­
mehr ist seit dem Jahre 1947 die Verwaltung 
der Arbeitsämter, die Arbeitsmarktverwal­
tung, der einzige Bereich der Bundesverwal­
tung, wo aus Beiträgen der Versicherten die 
Hälfte des Personalaufwandes bezahlt wer­
den muß; das sind im Budget des heurigen 
Jahres 659 Millionen Schilling, die aufgewen­
det werden müssen, um die Hälfte der Kosten 
für die Arbeitsmarktverwaltung zu bezahlen. 

Ich möchte aber gleichzeitig hinzufügen, 
daß noch andere, eigentlich arbeitslosenversi­
cherungsmäßig fremde Leistungen mitfinan­
ziert werden, so etwa die Notstandshilfe mit 
einem Aufwand von 3,6 Milliarden Schilling, 
was aufgrund der verfassungsmäßigen 
Bestimmungen eigentlich Aufgabe der Län­
der wäre. Auch das Karenzurlaubsgeld, das 
zur Auszahlung gelangt, wird zur Hälfte aus 
Mitteln der ArbeitslosenversiCherung finan­
ziert - die andere Hälfte wird aus dem Fami­
lienlastenausgleichsfonds bezahlt -, und das 
mit einem Aufwand von 1,4 Milliarden Schil-

ling; eine Ausgabe, die - streng genommen 
- eigentlich mit der Arbeitslosenversiche­
rung im eigentlich Sinne des Wortes nichts zu 
tun hat. Daher muß man bereit sein, sich über 
diese Dinge zu unterhalten und sich diese 
Dinge anzuschauen. 

Auf die Frage der "Sozialschmarotzer"; dis­
kutiert auf dem Niveau der "Kronen-Zei­
tung", werde ich mich nicht einlassen. N atür­
lich ist es meine Aufgabe, meine Verpflich­
tung und auch mein Wille, all jene, die sich 
gegen die Versichertengemeinschaft durch 
mißbräuchliche Inanspruchnahme vergehen, 
von dieser Inanspruchnahme abzuhalten und 
die mißbräuchliche Inanspruchnahme zu ver­
hindern. 

Wie schwer das ist, ist auch in anderen 
Bereichen der Gesellschaft zu beobachten, 
weil es ja Vergehen gegen alle möglichen 
Gesetze gibt und die Ahndung oft sehr schwer 
ist. 

Aber es ist ganz sicher so, daß wir in einer 
Zeit, in der viele junge Menschen arbeitslos 
sind, in der viele Frauen von Arbeitslosigkeit 
bedroht sind, gemeinsam bemüht sein müs­
sen, den Mißbrauch zu verhindern, jedoch auf 
eine Art und Weise, die jene nicht diskrimi­
niert, die mit Recht und aufgrund gesetzli­
chen Anspruchs diese Leistung erhalten. Hier 
ist für mich die Grenzlinie: Bevor ich aus mei­
ner Sicht etwa 96 Prozent zu rechtmäßiger 
Inanspruchnahme Befugte behindere, diskri­
miniere, nehme ich lieber ein gewisses Maß 
an Mißbrauch in Kauf, was aber nicht bedeu­
tet, daß ich nicht bestrebt und bemüht. bin, 
den Mißbrauch so zu minimieren, daß er nicht 
mehr ins Gewicht fallen kann. 

Ich werde daher nicht die Zumutbarkeitsbe­
stimmungen ändern, aber ich werde bestrebt 
und bemüht sein, die entsprechenden Mög­
lichkeiten, die im Gesetz enthalten sind, zu 
nutzen, ohne deswegen jetzt demonstrativ 
eine ,,Aktion scharf" durchzuführen, die sich 
dann in der Regel gegen die Falschen richtet. 

In diesem Zusammenhang, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, zum Antrag der 
Grünen und zu der damit angesprochenen 
Frage. 

Ich habe schon am Ende der letzten Legis­
laturperiode einen Gesetzentwurf zur Ände­
rung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 
vorbereitet gehabt, in dem die Bestimmung 
enthalten gewesen wäre, daß die Notstands­
hilfe auch an Frauen zur Auszahlung gelangt, 
deren Männer sich im Vollverdienst befinden 
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- dies im Hinblick auf die verfassungsmä­
ßige Gleichstellung von Mann und Frau und 
auch im Hinblick auf die neuen familienrecht­
lichen Bestimmungen, die wir in den siebzi­
ger Jahren beschlossen haben. 

Der Grund, warum ich das bisher nicht rea­
lisiert habe, besteht darin, daß ich im heuri­
gen Jahr keine finanzielle Bedeckung für 
diese Ausgabe habe. Ich habe aber vor, wenn 
es gelingt, auf dem Gebiete des Beitragssat­
zes der Arbeitslosenversicherung und nach 
Möglichkeit auch aufgrund der Arbeitsmarkt­
förderungsabgabe eine gemeinsame Rege­
lung zu finden, ab 1. Jänner 1988 die Frauen 
in den Bezug der Notstandshilfe mit einzube­
ziehen, auch wenn sich der Mann im Vollver­
dienst befindet. (Beifall bei den Grünen.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
inbesondere jene von der grünen Fraktion! 
Ich bin mir bewußt, daß diese Zielsetzung 
nicht identisch ist mit jener, die Sie in Ihrem 
Antrag zum Ausdruck gebracht haben, es ist 
aber eine reale Lösungsmöglichkeit, die ich 
Ihnen vor diesem Hohen Haus in Aussicht 
stelle, schwer genug in der Umsetzung, weil 
ich ja auch noch die finanzielle Bedeckung 
brauche. Ich bitte auch hier um Verständnis, 
daß ich mich nach den Möglichkeiten orientie­
ren muß, die mir gegeben sind, ersuche Sie 
aber, zur Kenntnis zu nehmen, daß ich diese 
Zielsetzung habe. Ich bitte auch um Verständ­
nis, daß - so nehme ich an - die Regierungs­
fraktionen Ihrem Vorschlag heute nicht die 
Zustimmung geben, nicht deshalb, weil sie 
das im Prinzip oder im Grundsatz ablehnen, 
sondern aus dem einfachen Grund, weil sich 
die Umsetzung eben in anderer Art und Weise 
vollziehen muß, etwa in der jetzt von mir 
angedeuteten Form. 

Zur grundsätzlichen Feststellung des Herrn 
Abgeordneten Srb, daß sich der Sozialstaat in 
der Krise befindet, möchte ich sagen, daß ich 
diese Auffassung nicht teile. Wir haben 
Schwierigkeiten aufgrund der wirtschaftli­
chen Umstände und Gegebenheiten. Wir 
haben gleich allen anderen Ländern die 
Sorge, wie wir den hohen Standard auf sozia­
lem Gebiet in der Zukunft finanzieren und 
uns leisten können. Aber es kann überhaupt 
keine Rede davon sein, daß sich der Sozial­
staat in der Krise befindet. Auch in der Regie­
rungserklärung kommt mit keinem Wort zum 
Ausdruck, daß wir von einer Krise des Staates 
sprechen, sondern sehr wohl - das gebe ich 
schon zu - von der Schwierigkeit der Finan­
zierung, die bedingen wird, meine Damen und 
Herren - das mag auch wieder sehr moderat 
klingen, Herr Abgeordneter Dr. Haider 

daß wir prüfen müssen, ob manches, was wir 
in den letzten 30, 40 Jahren in bezug auf den 
sozialen Standard von einem bestimmten 
Blickpunkt aus geschaffen haben, heute 
genauso aktuell ist wie damals. 

Da gibt es Überlegungen. Wir wissen, daß 
etwa bei der Bemessung des Arbeitslosenver­
sicherungsgeldes unsere beste Absicht, die 
Arbeitslosenversicherungsleistung nach dem 
letzten Bezug festzusetzen, in sehr vielen Fäl­
len zum Mißbrauch geführt hat. Ich werde 
daher in Kürze eine Novelle einbringen, 
wonach die Bemessung der Arbeitslosenversi­
cherungsleistung für einen längeren Zeit­
raum erfolgen soll. Ich habe das schon das 
letzte Mal gesagt. Mir wäre am liebsten ein 
Jahr, das vergangene Jahr, weil das das 
objektivste Bild, auch bei der Saisonarbeitslo­
sigkeit, widerspiegelt. Ich weiß aber noch 
nicht, ob das auch technisch möglich ist, wenn 
nicht, dann zirka drei Monate, sodaß jeden­
falls die Spekulation wegfällt und verschiede­
nes andere, was wir auf diesem Gebiet ken­
nen, verhindert wird. 

Auch da besteht ein Wollen, den berechtig­
ten Wünschen und Einwänden Rechnung zu 
tragen, aber auch da gibt es eine Entwicklung, 
die eben manches zu Tage fördert, insbeson­
dere wenn man sparsam umgehen muß mit 
dem, was man hat, um alle Ansprüche zu 
erfüllen. 

Zur Frage der zwei Kategorien von Behin­
derten. Das ist absolut richtig! Aber auch das 
ist ja historisch zu sehen, wie es sich entwik­
kelt hat. 

Sowohl aus dem Ersten wie auch aus dem 
Zweiten Weltkrieg ist leider eine Vielzahl von 
Kriegshinterbliebenen oder Kriegsinvaliden 
vorhanden, die versorgt werden mußten. 
Natürlich war die zahlenmäßige Dimension so 
groß, daß es ein Verlangen der Gesellschaft 
war, da Hilfe zu bieten. 

Aber jetzt ist das Bewußtsein für Invalide, 
für Behinderte, insbesondere für Zivilinva­
lide, weitaus größer geworden. Ich habe vor 
wenigen Tagen mit dem Präsidenten des 
Kriegsopferverbandes sehr eingehende 
Gespräche über die Weiterführung und 
Umwidmung der Einrichtungen der Kriegs­
hinterbliebenen für die Zivilinvaliden geführt. 
Wir wollen ein System entwickeln, das die 
volle Integration in die Maßnahmen dieser 
Zivilinvaliden gegenüber den Kriegsinvaliden 
mit zur Folge hat und anderes mehr. 

Aber auch Sie wissen, daß es halt ein Unter-
88 
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schied und es "viel leichter" ist - unter 
Anführungszeichen; ich bitte diesen Ausdruck 
nicht mißzuverstehen -, die Kategorisierung 
eines Invaliden nach einer Kriegsbeschädi­
gung festzustellen als eines Behinderten im 
Hinblick auf die Vielzahl der Behinderungen, 
die es gibt, und auch auf die unterschiedli­
chen Auffassungen darüber, wo die Behinde­
rung beginnt und wo sie endet. (Abg. Sr b: 
Das ist aber kein Grund, hier nichts zu tun!) 

Nein! Ich sage Ihnen ja, daß ich dabei bin, 
da etwas zu tun. (Abg. Dr. Helene Par ti k -
Pa b 1 e: Seit Jahrzehnten geht das!) Aber 
natürlich, Frau Abgeordnete Dr. Partik-Pable, 
das ist ein langfristiger und ein langwieriger 
Prozeß, der sehr viel Geduld erfordert (Abg. 
Dr. Helene Par ti k - Pa b 1 e: Irgendeinmal 
muß doch jeder Prozeß abgeschlossen wer­
den!), sehr viele finanzielle Mittel e1;'fordert, 
der sehr viel Gemeinsamkeit und Solidarität 
der anderen, nicht betroffenen Bevölkerungs­
teile, erfordert, der sehr viel Aufklärurigsar­
beit erfordert, der sehr viele Maßnahmen 
erfordert, von der behindertengerechten Aus­
gestaltung der Straßen, der Räume, der Woh­
nungen, der Ämter und und und. 

Ich möchte Ihnen sagen, daß wir uns hier 
auf dem richtigen Weg befinden, sicher nicht 
mit dem Tempo, das sich die Betroffenen 
wünschen, aber tendenziell ist der Wille da, 
das zu machen und auch in diese Richtung zu 
gehen. (Abg. Dr. Helene Par ti k - Pa b 1 e: 
Tendenziell reden wir schon seit Jahren!) Ich 
werde eine Systemänderung vorbereiten. Ich 
werde auch in der Unfallversicherung - da 
ich den Auftrag gegeben habe, das jetzt wei­
ter zu betreiben - etwa das Finalitätsprinzip 
vorantreiben und danach trachten, diese 
Anstalt, die jetzt noch einen besonderen Sta­
tus hat, in eine wirkliche Allgemeine Unfall­
versicherungsanstalt umzuwandeln, wobei 
natürlich zur Bezahlung der Beiträge jetzt 
nicht mehr primär die Unternehmer herange­
zogen werden können, sondern das erfordert 
andere Finanzierungsnormen und -arten. 
Also auch hier das Wollen. 

Die Frage der Fahrpreisermäßigung und 
die damit zusammenhängenden Probleme 
gehören nur indirekt in mein Ressort, de facto 
geht es dabei um Maßnahmen des Bundesmi­
nisteriums für Verkehr und öffentliche Wirt­
schaft und insbesondere um eine Leistung des 
Finanzministers, der halt immer wieder sagt, 
'daß er dazu nicht in der Lage ist. Aber ich 
habe demnächst wieder ein Gespräch mit 
dem Finanzminister , und ich werde mich 
bemühen, wieder für diesen Gedanken zu 
werben und ihn zu aktualisieren. 

Die Frage der bundeseinheitlichen pflege­
versicherung ist ein sehr kompliziertes Pro­
blem. Es reicht von der Pflegeversicherung 
für Behinderte bis hin zur Altenbetreuung, 
den Betreuungsfällen älterer Menschen, die 
als Akutkranke im Spital figurieren, die es 
aber nicht sind. Das bedeutet, daß wir wesent­
liche finanzielle Mittel benötigen, für die wir 
jedoch im bestehenden System keine Bedek­
kung haben, sodaß wir uns auch aus diesem 
Grunde mit dieser Frage auseinandersetzen 
müssen. (Abg. Sr b: Das stimmt nicht! Ich 
bringe Ihnen Unterlagen, wie Sie das finan­
zieren können!) Okay! Sie wissen aber auch 
aus Anträgen und aus verschiedenen Stel­
lungnahmen, daß über die Finanzierungsmög­
lichkeit unterschiedliche Auffassungen beste­
hen, darüber, ob man damit das eine finan­
ziert oder das andere oder beides und anderes 
mehr. 

Nun ein paar Bemerkungen zu den Pensio­
nen und zur Pensionsreform. Herr Abgeord­
neter Dr. Haider! Sie haben die Erwerbsquote 
der über 60jährigen in anderen Ländern 
erwähnt und dabei darauf hingewiesen, daß 
dieselbe in Östereich sehr niedrig ist. Sie 
haben das inkriminiert. Dem darf ich entge­
genhalten, daß die höhere Erwerbsquote der 
über 60jährigen in anderen Ländern zum 
überwiegenden Teil damit zusammenhängt, 
daß es dort ein Sozialversicherungs- und ein 
Sozialsicherungssystem gibt, das eine Pen­
sion erst ab dem 65. Lebensjahr zuerkennt, in 
Amerika überhaupt erst ab dem 67., und dem­
zufolge natürlich die Menschen, ob sie es wol­
len oder nicht, arbeiten gehen müssen, weil 
sie keine Absicherung haben. 

Würde man in Österreich die Zahl der 
rechtmäßig in Anspruch genommenen Früh­
pensionen wegen langer Versicherungsdauer 
dazurechnen, dann würde die Erwerbsquote 
bei den Männern 56,8 Prozent und bei den 
Frauen 30,8 Prozent betragen. Nur wird das 
- zu Recht - aufgrund einer gesetzlichen 
Regelung in Anspruch genommen. Ich darf 
Ihnen aber sagen, daß die Zahl der Pensionen 
wegen langer Versicherungsdauer, jetzt im 
Vergleich zum Vorjahr, im Monat Februar um 
2600 zurückgegangen und überhaupt rückläu­
fig ist. Es sind knapp über 100000 Personen, 
die eine solche Pension in Anspruch nehmen. 
Aber aufgrund der demographischen Ent­
wicklung wird es in den nächsten Jahren so 
sein, daß der Anteil der Empfänger von Früh­
pensionen rückläufig sein wird und daher 
zumindest nicht so sehr zur Sorge Anlaß gibt, 
wie das bei der sprunghaften Steigerung in 
den letzten Jahren der Fall war, die vor allem 
durch den Umstand eingetreten ist, daß die 
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Frauen doch jetzt die Anspruchsvorausset­
zungen mit 35 Versicherungsjahren beibrin­
gen. Diese bedeutende Steigerung ist nicht 
mehr festzustellen, sondern eher eine rück­
läufige, Entwicklung. 

Zur Pensionsreform: Diese wird uns einige 
Zeit beschäftigen. Herr Dr. Haider, wir haben 
schon eine gemacht, die ich gar nicht gerings­
chätzen möchte, denn die Pensionsreform im 
Rahmen der 40. Novelle hat bewirkt, daß wir 
uns von 1985 bis 1990 einen Beitrag des Bun­
des in der Höhe von 67,5 Milliarden Schilling, 
kumuliert in diesem Zeitraum, ersparen. Das 
ist ein wesentlicher Betrag, und den möchte 
ich immer wieder in Erinnerung bringen, weil 
das ja eine Vorausleistung auf die zweite 
Phase war, die wir jetzt in Angriff nehmen 
müssen und die sich nicht daran orientieren 
wird, rigorose Leistungskürzungen vorzuneh­
men, sondern die sehr wohl abwägen wird, 
was sozial vertretbar ist, was noch unserer 
sozialen Symmetrie entspricht und was einem 
anderen Aufgabenbereich zuzuordnen ist. 

Aber das ist natürlich ein schwieriges Vor­
haben, weil 1 650 000 Menschen in Österreich 
eine Pension empfangen und damit stehen 
1 860 000 Pensionsbezieher 2 960 000 Erwerb­
stätigen alle zusammen genommen, 
Unselbständige, Selbständige und Beamte -, 
gegenüber. Das ist doch eine Frage, die die 
gesamte Bevölkerung betrifft, und es ist eine 
schwierige Frage. Aber ich verspreche Ihnen, 
daß wir uns jedenfalls bemühen werden, so 
wie das letzte Mal - natürlich nicht zur allge­
meinen Zufriedenheit, aber gros so modo zur 
relativen Zufriedenheit aller Betroffenen, auf­
grund der Erkenntnisse der Kommissionen, 
die jetzt seit nahezu zwei Jahren tagen und 
die wirklich überparteilich besetzt sind -, 
Vorschläge zu machen. Ich hoffe, daß diese 
Vorschläge, wenn wir sie gerecht und objektiv 
prüfen, die Zustimmung aller Parteien dieses 
Hauses finden werden, weil daraus niemand 
politisches Kapital schlagen kann; kurzfristig 
vielleicht, aber langfristig sicher nicht. 

Ich möchte daher sagen: Wir haben keine 
Krise des Sozialstaates, wir haben auch keine 
Beschränkungen, wir werden auch in Hin­
kunft keinen Sozialabbau betreiben oder 
Sozialdemontagen vornehmen; wir werden 
sehr gewissenhaft überlegen müssen, wo wir 
in Zukunft die Schwerpunkte setzen. Wenn 
wir uns aber - und da bleibe ich jetzt wieder 
moderat - gemeinsam bemühen, dann bin 
ich überzeugt, daß auch diese Probleme lös­
bar sind. (Beifall bei der SPÖ und bei Abge­
ordneten der ÖVP.) 16.02 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Abge­
ordneter Haupt. Ich erteile es ihm. 

16.02 

Abgeordneter Haupt (FPÖ): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bundes­
minister! Hohes Haus! Werte' Damen und Her­
ren! Ich möchte auf die Ausführungen des 
Herrn Sozialministers Dallinger und des Kol­
legen Schwimmer ganz kurz eingehen, ehe 
ich darauf zu sprechen komme, was ich mir 
heute für diese Debatte vorgenommen habe. 

Ich möchte Ihnen, Herr Bundesminister, 
zunächst einmal dafür danken, daß Sie in 
Ihrer Wortmeldung bezüglich unseres Ent­
schließungsantrages, den wir hier und heute 
durch Herrn Dr. Haider eingebracht haben, 
doch in weiten Teilen unseren Vorstellungen 
nahe getreten sind und auch unseren Befürch­
tungen schon vorausschauend Rechnung 
getragen haben. Ich halte das in Anbetracht 
der Hitzigkeit der Debatte, die hier und heute 
über die Ausführungen Dr. Haiders stattge­
funden hat, doch immerhin auch für ein Zei­
chen, daß man auf der einen Seite unseren 
Überlegungen sehr wohl nahetreten kann, 
während man sie auf der anderen Seite in 
Bausch und Bogen ablehnt und verteufelt. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Sehr geehrter Herr Dr. Schwimmer! Ich 
möchte Ihnen auf einige Fragen, die Sie an 
uns gerichtet haben, auch einige Antworten 
geben. Wir Freiheitlichen stehen zu einem 
Gedankenmodell der Sozial- und Pensionsver­
sicherung, das von sozialer Symmetrie, Aus­
gewogenheit und vom Durchrechnungsmodell 
ausgeht. Wir haben bei der heute schon zitier­
ten 40. ASVG-Novelle zur Pensionsreform 
einen kleinen Schritt in diese Richtung getan, 
indem wir den Zeitraum der Bemessung für 
die Pensionen von fünf auf zehn Jahre ausge­
dehnt haben, weil wir geglaubt haben, daß 
neben der Berücksichtigung der sozialen 
Komponente durch diese höhere J ahresan­
rechnungszeit das Höhen- und Tiefengesche­
hen einer in Umbruch befindlichen Konjunk­
tur besser und sozial gerechter ausgeglichen 
wird. 

Im übrigen wird durch diese Maßnahme ein 
Beitrag dazu geleistet, daß das soziale Vorbei­
schwindeln an unserem System und das Tritt­
brettfahren am Sozialsystem für Angehörige 
von Unternehmern sicherlich erschwert wird. 
Wir wollen diese Maßnahme auch unterstrei­
chen, weil wir glauben, daß soziale Trittbrett­
fahrer nicht nur auf der einen Seite des 
Sozialsystems zu finden und zu analysieren 
sind, sondern auf beiden Seiten des Sozialsy-
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sterns. (Abg. Sm 011 e: Nicht einmal vier Pro­
zent!) 

Ich glaube daher auch, Herr Bundesmini­
ster, daß Ihre heutige Zusage, durch eine Ver­
änderung bei der Arbeitsversicherungslei­
stung, durch einen längeren Bemessungszeit­
raum unseren Befürchtungen Rechnung zu 
tragen, unterstreichenswert und begrüßens­
wert ist. Ihre Voraussagen, was die ungerecht­
fertigte Inanspruchnahme von Sozialleistun­
gen in Österreich betrifft, sind nach Ihren 
Zahlen von etwa 4 bis 6 Prozent des Sozialsy­
stems und einer Leistung von etwa 350 bis 
maximal 760 Millionen Schilling Minimalvor­
aussagen. Ich möchte gar nicht die Aussagen 
des Herrn Kollegen Stummvoll in Rechnung 
stellen, der von 1 Milliarde und weit mehr 
gesprochen hat, aber ich glaube, auch jene 
Beträge, die Sie, Herr Sozialminister, 
gebracht haben und von denen Sie glauben, 
daß sie realistisch sind, sind überlegenswert. 
Man soll nicht nur unter dem Gesichtspunkt 
der Gerechtigkeit und der Einsparung, son­
dern auch der Beispielhaftigkeit beider, der 
Arbeitnehmerseite und der Arbeitgeberseite, 
die an diesem System der Mitfinanzierung 
durch Beitragsleistungen maßgeblich betei­
ligt sind, auch für die Zukunft ein Signal set­
zen, daß diese Ausnützungen, wo sie vorkom­
men, nicht erwünscht sind, abgestellt werden 
müssen, da sie sonst im Endeffekt zum Scha­
den von beiden, zum Schaden der Arbeitneh­
mer und zum Schaden der Arbeitgeber, an 
diesem System rütteln. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte noch einige Anfragen des Kolle­
gen Schwimmer beantworten: Ich habe 
gesagt, wir gehen von einem Durchrech­
nungsmodell aus, wir als Freiheitliche können 
uns selbstverständlich, Herr Kollege Schwim­
mer, zusätzliche Altersvorsorgen über eine 
Grundversorgung hinaus vorstellen. Wir 
begrüßen das und würden auch wünschen, 
daß in dieser Legislaturperiode Maßnahmen 
in finanztechnischer Hinsicht, etwa bei der 
Berücksichtigung von Steuerabschreibposten 
und ähnlichem mehr, gesetzt werden. 

Herr Kollege Schwimmer! Ich glaube aber 
trotzdem, sagen zu können, daß es doch 
immerhin verwunderlich ist, daß sich, obwohl 
mehrmals auf die beschränkte Redezeit hin­
gewiesen wurde, Ihre Überlegungen trotzdem 
hauptsächlich mit den Argumenten des Kolle­
gen Haider und viel weniger mit Aussagen 
zum Sozialsystem im Hinblick auf Ihre frü­
here und Ihre heutige Einstellung zu allen 
Maßnahmen, die Sie mitverantworten und 
mitzutragen haben, befassen. Das, glaube ich, 
wäre ein Punkt gewesen, der die Öffentlich-

keit mehr interessiert hätte und der Öffent­
lichkeit sicherlich mehr am Herzen liegt. 

In diesem Zusammenhang erlaube ich mir 
auch, an Sie und Ihre Fraktion eine Frage zu 
stellen: Wie stehen Sie jetzt eigentlich zur 
Pensionsreform der 40. ASVG-Novelle? Sind 
Sie noch immer auf dem Boden Ihrer Wort­
meldung aus dem vorigen Jahr, oder haben 
Sie sich unter den Gegebenheiten der jetzigen 
Konstellation in der Koalitionsregierung 
damit abgefunden und nehmen etwa auch die 
Verlängerung der Beitragsjahre für die Pen­
sionsberechnung in Ihre Überlegungen hin­
ein? (Abg. Dr. Sc h w im m er: Ich glaube, Sie 
waren damals nicht da und können es daher 
nicht wissen: Diesen Punkt habe ich damals 
nicht kritisiert!) 

Herr Kollege Schwimmer! Ich habe mir in 
den letzten Tagen die Mühe gemacht, auch 
die vorjährigen und die vorvorjährigen Proto­
kolle, also 1986 und 1985, durchzulesen, und 
falls ich Sie hier falsch interpretiert haben 
sollte, werde ich es nochmals nachlesen. (Abg. 
Dr. Sc h w im m er: Ich habe die 40. ASVG­
Novelle in ihren Grundtendenzen kritisiert, 
nicht aber bezüglich des Bemessungszeitrau­
mes! - Abg. Dr. Kohlmaier: Ich werde 
das klären!) 

Ich höre das gerne, daß auch von Ihner 
Warte aus solche Überlegungen zum Aus­
schalten der Trittbrettfahrer auch auf der 
Arbeitgeberseite begrüßt werden. 

Ich darf nun zur tatsächlichen Lage hier 
und heute, unter der sich das Kapitel 15 und 
16 "Soziales und Sozialversicherung" der heu­
tigen Debatte darstellt, zurückkommen. 

Bei den Prognosen, die in der letzten Zeit 
für die Wirtschaftsdaten veröffentlicht wor­
den sind, ist man vorsichtiger geworden, und 
die Beurteilung der Arbeitsmarktlage ist pes­
simistischer. Die Zahl der Selbständigen wird 
weiter zurückgehen, und der Trend der 
Abwanderung aus der Landwirtschaft wird 
sich nach diesen Prognosen leider auch in 
verstärktem Ausmaße im Jahre 1987 fortset­
zen. 

Ich komme aus einem Bezirk mit einer sehr 
hohen Bautätigkeit beziehungsweise mit 
einer überdimensionalen Ansiedlung der Bau­
wirtschaft und muß sagen, daß es mir daher 
doppelt leid tut, daß es auch in den Bauberu­
fen eine höhere, und zwar um 10,9 Prozent 
höhere, Winterarbeitslosigkeit als im Vorjahr 
gegeben hat. 
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Als Angehöriger der noch eher jüngeren 
Generation hier im Hohen Haus kann ich 
auch nicht darüber hinwegsehen, daß die 
diesbezügliche Entwicklung bei den J ugendli­
chen insgesamt mit 11,6 Prozent nicht sehr 
positiv aussieht. 

Die Leidtragenden der Entwicklung in den 
letzten Monaten waren sicherlich die Frauen, 
die mit 16,9 Prozent am Zuwachs der Arbeits­
losigkeit überproportional schlecht abge­
schnitten haben. Ich stehe daher wie alle 
anderen Freiheitlichen - auch wenn heute 
hier in dieser Debatte von den anderen Frak­
tionen vielleicht anderes zu hören war - auf 
dem Standpunkt, daß die soziale Absicherung 
damit auch eine wesentliche Aufgabe der 
Gesellschaft für die nächsten Jahre bleiben 
wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wenn man nun den Einsatz der Gelder in 
diesem Budgetbereich betrachtet, dann kann 
man sich nicht des Eindruckes erwehren, daß 
das eine oder andere in diesem Bereich schie­
fläuft. Trotz verstärktem Einsatz von Beschäf­
tigungsprogrammen besteht eine hohe Sok­
kelarbeitslosigkeit. Sie ist deutlich im Zuneh­
men, nicht nur, was deren durchschnittliche 
Dauer betrifft, sondern auch, was die durch­
schnittliche Betroffenheit betrifft. Es muß uns 
zu denken geben, wenn in dieser Situation 
immer mehr Betriebe bei der Neubesetzung 
von Stellen - ersichtlich an den Anmeldun­
gen in den Gebietskrankenkassen - die 
Arbeitsmarktverwaltung nicht mehr in 
Anspruch nehmen. 

Sehr geehrter Herr Minister! Ich glaube, es 
wäre an der Zeit, daß bei der Fülle von Stu­
dien, die ihr Ministerium erarbeitet, auch ein­
mal eine Studie darüber erstellt wird, aus wel­
chen Gründen sich die Arbeitgeber immer 
weniger an die Arbeitsämter bei der Vermitt­
lung von Arbeitslosen wenden. 

Ich möchte, so wie ich es im Budgetaus­
schuß schon getan habe, aus meiner 
Gemeinde Spittal ein Beispiel bringen, denn 
ich lote unter Umständen einen Grund, 
warum die Arbeitnehmer die Arbeitsmarkt­
verwaltung immer mehr übergehen und auf 
Zeitungen, mediale oder sonstige Akquisi­
tionsmethoden zurückgreifen, in einer gewis­
sen Vorfilterung in den Arbeitsämtern, die 
nach meiner Ansicht, zumindest in einigen 
Punkten rein nach parteipolitischen Gesichts­
punkten stattfindet. Ich hoffe - im Interesse 
aller Arbeitssuchenden in Österreich -, daß 
das nur Einzelfälle im Bereich unserer 
Arbeitsmarktverwaltung im Bezirk Spittal an 
der Drau gewesen sind und keine für ganz 

Östereich generalisierenden maßgeblichen 
Daten. Ich halte eine parteipolitische Vor­
gangsweise bei der Vermittlung von Arbeitslo­
sen für ausgesprochen unsozial, und ich hoffe, 
daß wir hier im Hohen Haus in diesen Punk­
ten einen Konsens haben. 

Zum Beispiel: Unsere Gemeinde Spittal an 
der Drau hat vor etwa zwei Jahren im Zusam­
menhang mit Tätigkeiten im Bereich der Alt­
stadtsanierung beziehungsweise der Altstadt­
erneuerung, aber auch im Zusammenhang 
mit der Schaffung von verkehrsarmen Zonen 
und zur Auflistung des Ist-Zustandes, weil wir 
Bautechniker, namentlich Absolventen der 
vierjährigen Polierschule, benötigt haben, 
beim zuständigen Arbeitsamt nachgefragt, 
wie viele Arbeitslose es bei uns im Bezirk in 
diesem Bereich gibt und gebeten, uns auch 
mitzuteilen, welche davon aufgrund ihrer lan­
gen Arbeitslosigkeit und der Vormerkung bei 
den Arbeitsämtern für die "Aktion 8000" in 
Betracht kommen würden. Wir haben von der 
Arbeitsmarktverwaltung in Spittal an der 
Drau, vom Arbeitsamt vier Bewerber bekom­
men. Wir haben geplant, zwei einzustellen. 
Nach einer internen Beurteilung wurden 
dann zwei Kandidaten eingestellt. Wir muß­
ten nach einiger Zeit feststellen, daß einer der 
beiden angestellten Bewerber aus persönli­
chen Gründen für die Tätigkeit nicht geeignet 
war, und haben uns von ihm getrennt. Wir 
haben ihn durch einen anderen aus dem uns 
angegebenen Personenkreis ersetzt. 

Da bei uns in der Gemeinde auch die Zahl 
der Posten im Stellenplan erhöht werden 
konnte, konnte dann einer der beiden Bewer­
ber auf einen Dauerarbeitsplatz in der 
Gemeinde Spittal an der Drau übernommen 
werden, was nach etwa einem Jahr geschehen 
ist. 

Bei der Ausschreibung dieses Postens und 
dessen Übernahme in den Stellenplan der 
Gemeinde als Dauerarbeitsplatz ist, dann die 
Tatsache zutage getreten, daß sich beim 
Arbeitsamt Spittal an der Drau noch weitere 
drei Absolventen dieser vierjährigen Schule 
gefunden haben, die uns jedoch, obwohl sie 
auch beim Arbeitsamt Spittal vorgemerkt 
waren, nicht gemeldet worden sind und die 
daher die Chance, einen Dauerarbeitsplatz 
durch eigene Leistung und durch Bewährung 
in der "Aktion 8000" in der Gemeinde Spittal 
zu bekommen, nicht erhalten haben. 

Ich habe schon eingangs gesagt, daß ich 
hoffe, daß das ein Einzelfall war und vielleicht 
nur als Folge eines sogenannten, wie es so 
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schön in der Öffentlichkeit heißt, vorauseilen­
den Gehorsams eines dort angestellten subal­
ternen Beamten zu sehen ist. Daher sollte 
eine entsprechende Durchleuchtung der 
Arbeitsämter in dieser Hinsicht erfolgen und 
falls man fündig werden sollte, diese Miß­
stände entsprechend abgestellt werden. Ich 
halte, wie eingangs schon formuliert, die Par­
teibuchwirtschaft im Zusammenhang mit der 
Vermittlung von Arbeitslosen für zutiefst 
unsozial. 

Eine weitere unerfreuliche Erscheinung, 
die wir heute hier schon in einigen Ansätzen 
diskutiert haben, ist der Mißbrauch unserer 
Sozialeinrichtungen, sowohl in der einen als 
auch in der anderen Richtung. Ich hoffe, sehr 
geehrter Herr Sozialminister, daß die von 
Ihnen initiierten Maßnahmen, die Sie gerade 
vorhin in Ihrer Stellungnahme formuliert 
haben, auch zu einer entsprechenden Besser­
stellung führen werden. 

Ein weiteres soziales Unrecht, das meiner 
Ansicht nach schon längst hätte korrigiert 
werden müsen, ist in meinen Augen die 
Anrechnung des fiktiven Ausgedinges im 
Rahmen der bäuerlichen Pensionsversiche­
rung. Durch die Anrechnung des fiktiven Aus­
gedinges kommt es sehr häufig zu einer Pen­
sionsminderung für eine Personengruppe, die 
im Verhältnis zu Mindereinzahlenden eine 
deutlich geringere Pension ausbezahlt 
bekommt. Ich glaube, daß da der Grundsatz 
der Beitragsgerechtigkeit keinesfalls zum 
Tragen kommt. Ich darf Ihnen hier im Hohen 
Haus dies an Hand einiger Beispiele ganz 
kurz erläutern. 

Geht man von einem Einheitswert von 
zirka 35000 S aus, so beträgt die Ausgleichs­
zulage für ein Ehepaar nach 45 Beitragsjah­
ren nach dem derzeitigen Stand der Pensions­
versicherung -. mitgerechnet wird ein fikti­
ves Ausgedinge von 21,6 Prozent, das seit 
1. Jänner 1983 in Gültigkeit ist - 3 505,20 S. 
Die Auszahlungsbeträge der Pension betra­
gen dann brutto 5 604 S. 

Wenn man nun der Berechnung einen Ein­
heitswert von 50 000 S zugrunde legt, unter 
den gleichen Voraussetzungen, so beträgt die 
Ausgleichszulage 2 188,40 S. Die zur Auszah­
lung kommende Pension beträgt dann brutto 
5017 S. Das ist eine Minderpension von etwa 
600 S. 

Wenn man mit einem Einheitswert von 
60 000 S rechnet, so beträgt die zur Auszah­
lung kommende Pension nur mehr 4 626 S. 

Der "Minusrekord" in dieser Auflistung ist 
bei einem Einheitswert von 70 000 S zu orten, 
bei dem die zur Auszahlung kommende Pen­
sion brutto nur mehr 4 234 S beträgt. 

Diese Minderauszahlung ändert sich erst 
wieder ab einem Einheitswert von 100 000 S. 
Dann beträgt der zur Auszahlung kommende 
Pensionsbeitrag brutto 5 727,20 S. 

Ich glaube, wenn man vom Grundsatz der 
Beitragsgerechtigkeit und davon ausgeht, daß 
es im ländlichen Bereich bei Übergaben zwi­
schen den Jungbauern und der Vätergenera­
tion oft zu Schwierigkeiten, zu Animositäten 
kommt, ist dieses fiktive Ausgedinge im Hin­
blick auf die Zurverfügungstellung des Wohn­
raumes ohne weiteres zu überprüfen, nicht 
aber auch im Hinblick auf die restlichen ange­
rechneten Umstände wie etwa die Ernährung. 
Ich glaube, es sollte uns am Herzen liegen, zu 
einem sozialen Ausgleich auch in diesen 
Bereich, nämlich im Pensionsbereich, dem als 
Berechnungsgrundlage ein Einheitswert von 
35 000 bis 100 000 S zugrunde liegt, zu kom­
men. Eine Lösung in diesem Bereich wäre 
zumindest eine Vereinheitlichung der zur 
Auszahlung kommenden Brutto-Pension. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Ich hoffe, sehr geehrter Herr Minister, daß 
Sie im Rahmen der Gesamtreform des bäuer­
lichen Pensionsversicherungswesens, die Sie 
im Budgetausschuß angekündigt haben, nicht 
auf diese Problematik des fiktiven Ausgedin­
ges in der bäuerlichen Pensionsversicherung 
vergessen. 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Wir 
haben heute vom Kollegen Srb gehört, wie er 
sich, von seiner Warte aus, im Bereich der 
Behindertenförderung eine Lösung der Unge­
reimtheiten des tatsächlich heute vorhande­
nen Systems vorstellen würde. 

Durch die Reden des Abgeordneten Feur­
stein von der ÖVP, aber vor allem durch jene 
der Abgeordneten Partik-Pable, die von den 
beiden in den letzten· Jahren hier im Hohen 
Hause gehalten wurden, zieht sich wie ein 
roter Faden die Überlegung einer Besserstel­
lung der Zivilinvaliden und auch der Gedanke 
der Berücksichtigung des Kausalitätsprin­
zips. 

Es hat mich sehr gefreut, sehr geehrter 
Herr Bundesminister, daß auch Sie - doku­
mentiert nicht nur in' Ihren Stellungnahmen 
im Budgetausschuß, sondern darüber hinaus 
auch in Ihren Wortmeldungen in der Öffent­
lichkeit - dem Finalitätsprinzip bei der 
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Behinderung zum Durchbruch verhelfen wol­
len. Ich kann Ihnen und allen am Sozialsy­
stem im Sinne der Behindertenförderung 
Interessierten nur wünschen, daß Ihre Vor­
stellungen in dieser Legislaturperiode einen 
Durchbruch erfahren werden. Denn ich 
glaube, es kann, so wie Sie es zuvor sehr rich­
tig gesagt haben, niemand aus den Sorgen der 
Behinderten politisches Kapital schlagen, 
ohne sich gefallen lassen zu müssen, daß man 
es unanständig nennt. 

Ich glaube, daß es diese von ihrer physi­
schen Konstitution her schlechter gestellten 
Mitbürger verdient haben, daß sie in Zukunft 
in einem überaus großzügigen Ausmaß im 
Rahmen der Sozialgesetzgebung berücksich­
tigt werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ein Randproblem, das in diesem Zusam­
menhang auch noch anzumerken ist, ist die 
Rehabilitation, sei es nach Krankheiten wie 
Herzinfarkt, Abnützungserscheinungen am 
Bewegungsapparat oder auch nach Unfällen. 

Ich selbst bin ja zu mehr als 50 Prozent 
Zivilinvalide und habe erfahren, welch große 
Unterschiede es im Rahmen der Rehabilita­
tion gibt, wie sehr es in Österreich darauf 
ankommt, welche Institution für die Rehabili­
tationsmaßnahmen zuständig ist. 

Man weiß von medizinischer Seite her, wie 
schwer Fehler, die durch zeitliche Versäum­
nisse bei der Überstellung von der Akutbe­
handlung zur Rehabilitation gemacht werden, 
und mit welch enormem Geldeinsatz, mit 
welch enormem persönlichen Einsatz auch 
des Behinderten, nur wieder wettgemacht 
werden können. Daher wäre es sinnvoll, wenn 
man die Anregung des Rechnungshofes, wel­
che dieser in seinem Tätigkeitsbericht gege­
ben hat, daß nämlich der Hauptverband seine 
Koordinationstätigkeit gerade im Spektrum 
der Rehabilitationsmaßnahmen und der Ein­
richtungen zur Rehabilitation besser wahr­
nehmen sollte, vordringlich behandeln würde. 

Ich wünsche Ihnen, daß Sie in der großen 
Koalition auch in diesem Bereich durch die in 
der Öffentlichkeit so oft und häufig zitierte 
bessere Lösungskompetenz tatsächlich zum 
Wohle aller am Sozialsystem Beteiligten das 
Beste erreichen. - Danke schön. (Beifall bei 
der FPÖ.) 16.22 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Nürnberger. 
Ich erteile es ihm. 

16.23 

Abgeordneter Nürnberger (SPÖ): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Bundesminister! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Seit es Menschen gibt, gibt es 
Minderheiten, die versuchen, auf Kosten der 
Allgemeinheit zu persönlichen Vorteilen zu 
kommen. Ich möchte auch gar nicht bestrei­
ten, daß es Mitbürger gibt, die versuchen, 
Sozialleistungen des Staates unberechtigt in 
Anspruch zu nehmen. 

In diesem Zusammenhang, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, haben wir 
heute einen beschämenden Höhepunkt in der 
Geschichte dieses Hauses miterleben müssen. 
Es bezichtigte der Abgeordnete Dr. Haider, 
laut Zeitungsberichten einer der reichsten 
Männer Österreichs, in einer nicht mehr zu 
überbietenden populistischen Art Zigtau­
sende Menschen unseres Landes, die von ein 
paar tausend Schilling Arbeitslosengeld oder 
Notstandshilfe leben müssen, des Schmarot­
zertums. Im Namen von 225000 Arbeitslosen 
unseres Landes weise ich diese infamen 
Unterstellungen auf das schärfste zurück. 
(Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten 
der ÖVP.) 

In derselben populistischen Art spricht der­
selbe Dr. Haider, der wahrscheinlich noch nie 
einen Betrieb der Verstaatlichten von innen 
gesehen hat, über die schwierigen Probleme 
dieses Industriezweiges und bezeichnet die 
Verstaatlichte als "Betriebsleichen" . Als 
"Rezept" bietet Herr Dr. Haider an, wie das 
zum Beispiel in seiner letzten "Pressestunde" 
am Beispiel Donawitz zum Ausdruck gekom­
men ist: Wenn es nicht anders geht, müssen 
wir halt zusperren! (Ruf bei der SPÖ: Uner­
hörtJ) 

Das Ergebnis, um in seiner Diktion zu blei­
ben, wäre, daß wir um einige tausend Sozial­
schmarotzer mehr hätten. Nein, Herr Dr. Hai­
der, so werden die beiden Regierungsparteien 
die Probleme der verstaatlichten Industrie 
nicht lösen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich darf nun zu meiner eigentlichen Wortmel­
dung zum Kapitel Soziales kommen. (Ruf bei 
der FPÖ: Das ist aber gut!) Es ist Ihnen unan­
genehm, wenn man die Wahrheit sagt, Herr 
Kollege. 

Das Recht auf Arbeit gehört zu den sozialen 
Grundrechten des Menschen. Eine aktive 
Wirtschaftspolitik, die die Voraussetzungen 
dafür schafft, daß möglichst viele Menschen 
beschäftigt werden können, ist aus der Sicht 
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der Arbeitnehmer ein Gebot der sozialen Ver­
antwortung. Eine aktive Wirtschaftspolitik im 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit ist aber 
gleichzeitig auch die wichtigste Vorausset­
zung für die finanzielle Sicherung der Sozial­
leistungen. 

Gerade angesichts schwieriger werdender 
wirtschaftlicher Verhältnisse hat der Öster­
reichische Gewerkschaftsbund daher auch in 
den vergangenen Jahren und auch für die 
Zukunft in einer gesamtwirtschaftlichen 
Beschäftigungspolitik die wichtigsten innen­
politischen Aufgaben gesehen. Nur aufgrund 
dieses hohen Stellenwertes der Beschäfti­
gungspolitik gelang es, die Arbeitslosenrate 
deutlich unter jener der meisten Industrie­
staaten zu halten. 

Die im Bereich des Bundesministeriums für 
soziale Verwaltung unter Mitwirkung der 
Sozialpartner betriebene Arbeitsmarktpolitik 
hat wesentlich Anteil daran gehabt, daß 
Österreich schwierige wirtschaftliche Verhält­
nisse besser bewältigen konnte als andere 
Länder. Dabei ging es nicht nur darum, die 
Bemühungen in der allgemeinen Wirtschafts­
politik zur Verhinderung der Arbeitslosigkeit 
zu unterstützen, sondern auch für eine ausrei­
chende materielle Sicherung jener Menschen 
vorzusorgen, deren Arbeitslosigkeit trotz aller 
Bemühungen nicht verhindert werden 
konnte. 

Die hohe Bedeutung, aber auch die gestie­
genen Anforderungen an die Arbeitsmarktpo­
litik in den vergangenen Jahren kamen nicht 
zuletzt in den dafür im Bundeshaushalt vorge­
sehehen Mitteln zum Ausdruck. Trotz der ein­
geleiteten Sparmaßnahmen wurde das Buget 
der Arbeitsmarktverwaltung von rund 17 Mil­
liarden Schilling im Jahr 1983 auf rund 24 Mil­
liarden Schilling im vorliegenden Budget auf­
gestockt. Wurden davon für die beschäfti­
gungswir ksamen Maßnahmen der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik 1983 rund 2,5 Milliarden 
Schilling ausgegeben, sind für 1987 3,3 Milli­
arden Schilling vorgesehen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Einen besonderen Schwerpunkt der Arbeits­
marktpolitik bildeten in den vergangenen 
Jahren Maßnahmen im Kampf gegen die 
Jugendarbeitslosigkeit. So wurden für das 
besonders arbeitsmarktpolitisch ausgerich­
tete Jugendprogramm der Jahre 1984/85 rund 
800 Millionen Schilling aufgewendet. Damit 
wurde rund 30 000 jungen Menschen eine 
Beschäftigung ermöglicht. 

Im Rahmen der Fortführung dieses Pro-

grammes in den Jahren 1985/86 wurden 
bereits 1,2 Milliarden Schilling für rund 35 000 
junge Menschen bereitgestellt. Letztlich 
wurde auch für heuer bereits Vorsorge für die 
Weiterführung der Förderungsaktion zur 
Sicherung der Jugendbeschäftigung getrof­
fen. 

Dadurch ist es uns im Gegensatz zu den 
meisten westlichen Industriestaaten gelun­
gen, eine überdurchschnittliche Arbeitslosig­
keit junger Menschen zu verhindern. 

Eine Analyse der beruflichen Qualifikation 
aller Arbeitslosen ergab, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, daß viele mit ihrer Aus­
bildung nicht den Anforderungen entspre­
chen, die heute die Betriebe, Österreichs Wirt­
schaft, die Industrie an die Arbeitnehmer stel­
len. Daher ist es notwendig, diesen Arbeitslo­
sen eine berufliche Weiterbildung zu geben, 
wobei ich sagen möchte, daß berufliche Bil­
dung zwar keine zusätzlichen Arbeitsplätze 
schafft, aber eine Hilfe für den einzelnen ist, 
weil sie die Vermittlungschancen auf dem 
Arbeitsmarkt erhöht. 

Neben Maßnahmen zur Sicherung der 
Beschäftigung bei Gefährdungen aus regiona­
len, saisonalen und auch einzelbetrieblichen 
Gründen muß daher in Zukunft die Auswei­
tung und Modernisierung der Arbeitsmarkt­
ausbildung ein weiterer besonderer Schwer­
punkt der Arbeitsmarktpolitik sein. 

Der Prozeß der Anpassung der Arbeits­
marktausbildungsmaßnahmen an den techni­
schen und ökonomischen Strukturwandel der 
Wirtschaft muß verstärkt werden. Da geht es 
einerseits um die inhaltliche Erweiterung der 
regionalen Kursprogramme mit Ausbildung 
in den Bereichen neuer Technologien wie 
EDV, Textautomation, CNC-Steuerung von 
Maschinen sowie Elektronik, um qualifizierte 
Kenntnisse und Tätigkeiten in den Bereichen 
der Metall- und Kunststoffverarbeitung, aber 
auch um die kundengerechte Bereitstellung 
der Kurse durch stärkere Regionalisierung 
und Dezentralisierung der Maßnahmen. 

Gerade im Hinblick auf Menschen mit län­
ger dauernder Arbeitslosigkeit ist die Auswei­
tung jener Kurse in die Wege zu leiten, die die 
Planung einer Berufslaufbahn vorbereiten 
und unterstützen beziehungsweise auf spä­
tere Qualifikationsmaßnahmen hinführen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn wir in der Bekämpfung der Arbeitslo­
sigkeit erfolgreich sein wollen, dann muß 
einer der Wege sein, die berufliche Weiterbil­
dung verstärkt voranzutreiben. 
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Ich möchte mich nun im Rahmen meiner 
Wortmeldung auch mit zwei Gesetzesvorlagen 
beschäftigen, die aufgrund der vorzeitigen 
Auflösung des Nationalrates nicht mehr zur 
Beschlußfassung im Parlament gekommen 
sind. 

Das eine betrifft das Nachtschicht-Schwer­
arbeitsgesetz. Ich darf vorweg sagen, daß die­
ses Gesetz sicherlich in der Zukunft an 
Bedeutung gewinnen wird, zumal mit 1. Jän­
ner 1988 vorgesehen ist, die Bestimmungen 
der Sonderunterstützung für die Stahlindu­
strie aufzuheben. 

Meine Berufsgruppe, die ich hier vertreten 
darf, nämlich die Metall- und Bergarbeiter, 
haben einige Wünsche zum Nachtschichts­
Schwerarbeitsgesetz angemeldet, zum Bei­
spiel die Einbeziehung der Arbeit auf Bohr­
türmen oder gewisser bergmännischer Tätig­
keiten im Obertagebergbau in dieses Gesetz. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mir 
ist völlig bewußt, daß davon auch noch andere 
Berufsgruppen betroffen sind. Diese haben ja 
bereits in diesem Hohen Haus ihre Wünsche 
angemeldet. 

Ich möchte daher von dieser Stelle aus die 
Gelegenheit nützen, einen Appell an die 
Sozialpartner und die beiden Regierungspar­
teien zu richten, in sehr naher Zukunft, trotz 
aller Sparmaßnahmen, die sicherlich im Bud­
get notwendig sein werden, sachliche Gesprä­
che zu führen, die zum Ziele haben, daß Sie, 
sehr geehrter Herr Bundesminister, sehr 
rasch diesem Haus einen Gesetzentwurf zur 
N ovellierung des N achtschicht-Schwerar­
beitsgesetzes zuleiten können. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Das zweite Gesetz, das ich in diesem 
Zusammenhang ansprechen möchte, ist das 
Arbeitskräfte-Überlassungsgesetz. Ich darf in 
Erinnerung rufen, daß am 8. Juli 1986 im 
Ministerrat beschlossen worden ist, den Ent­
wurf eines Arbeitskräfte-Überlassungsgeset­
zes dem Parlament als Regierungsvorlage 
zuzuleiten und damit die sogenannte Leihar­
beit oder, wenn Sie so wollen, das moderne 
Sklaventum der heutigen Zeit einer gesetzli­
chen Regelung zuzuführen. (Abg. Dr. K 0 h 1 -
mai e r: Die Verstaatlichte ebenso!) 

Ich darf sagen, daß der Österreichische 
Gewerkschaftsbund ursprünglich die Mei­
nung vertreten hat - ich bekenne mich dazu, 
daß auch ich ursprünglich dieser Meinung 
nahegetreten war -, daß ein gänzliches Ver­
bot der Leiharbeit Platz greifen sollte. 

Wir haben aber aufgrund von Gesprächen 
zur Kenntnis genommen, daß wir heute rund 
300 Firmen haben, die Zigtausende Menschen 
zur Verfügung stellen und dies natürlich 
gleichzeitig Tausende von Arbeitsplätzen 
sind, sodaß ich nicht anstehe zu sagen, daß 
sicherlich Leiharbeit in gewissen Bereichen 
notwendig ist. Ich möchte aber auch dezidiert 
feststellen, daß Leiharbeitskräfte Anspruch 
auf menschenwürdige Arbeitsbedingungen 
haben sollen. 

In der Regel - ich darf kurz die Praxis hier 
aufzeigen - gehören diese Leiharbeitsfirmen 
der allgemeinen Innung im Rahmen der Bun­
deswirtschaftskammer an. Es gibt keinen 
Kollektivvertrag in dieser Innung. Die Bedin­
gungen, unter denen der Leiharbeiter seine 
Arbeit verrichtet, werden durch einen Ver­
trag, den dieser mit dem Dienstgeber schließt, 
festgelegt; sehr oft sind diese Verträge sitten­
widrig. 

Ansprüche aus diesen Verträgen sind oft 
nicht verfolgbar , die Firmen schließen, gehen 
in Konkurs, Dienstgeber wechseln, und wir 
haben sogar bei uns in der Rechtsabteilung 
oft keine Möglichkeit, gerechte Ansprüche für 
unsere Kolleginnen und Kollegen einzufor­
dern. 

Mir ist auch bekannt, daß derzeit über diese 
Gesetzesmaterie Sozialpartnerverhandlungen 
in einem guten Gesprächsklima stattfinden. 
Hauptpunkt oder kritischer Punkt, wenn ich 
das so formulieren darf, ist derzeit noch die 
Klärung der Frage: Wer soll im Rahmen des 
Konzessionssystems - wir haben uns ja auch 
als Gewerkschaftsbund zum Konzessionssy­
stem bekannt -, wer soll im Rahmen dieser 
Erteilung der Konzession im Bewilligungsver­
fahren mitsprechen? 

Standpunkt des Österreichischen Gewerk­
schaftsbundes ist, daß neben der Gewerbebe­
hörde auch die Arbeitsmarktverwaltung im 
Bewilligungsverfahren zur Erteilung der Kon­
zession eingeschaltet werden soll, weil wir 
darin die Gewähr sehen, daß auf die Einhal­
tung der arbeits- und sozialrechtlichen 
Bestimmungen geschaut wird. 

Ich möchte daher auch hinsichtlich dieser 
Gesetzesmaterie an die Sozialpartner, an den 
Handelsminister und an die beiden Regie­
rungsparteien den Appell richten, im Sinne 
dessen, daß man Tausenden Menschen zu 
arbeits- und sozialrechtlichen Bedingungen 
verhelfen kann, sehr rasch eine Gesetzesvor­
lage in das Hohe Haus einzubringen, damit 
wir es dann gemeinsam beschließen können. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Abschließend möchte ich feststellen: Das vor­
liegende Budget, das wir anschließend 
beschließen werden, gibt die Gewähr, daß der 
Staat seiner sozialen Verantwortung auch in 
Zukunft gerecht werden kann. (Beifall bei der 
SPÖ.) 16.36 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. Kohl­
maier. Ich erteile es ihm. 

16.37 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Zunächst zwei 
Bemerkungen zur bisherigen Debatte, zu Fra­
gen, die hier aufgeworfen wurden. 

Gleichstellung von weiblichen und männli­
chen Personen beim Bezug der Notstands­
hilfe. Es ist für uns heute klar, daß eine 
Geschlechterdifferenzierung nicht mehr statt­
finden darf. Es ist eine unterschiedliche Rege­
lung für Männer und Frauen zweifellos von 
der Aufhebung durch den Verfassungsge­
richtshof bedroht und entspräche auch nicht 
dem partnerschaftlichen Gedanken des heuti­
gen Ehe- und Familienrechtes. 

Aber ich möchte doch in Erinnerung rufen, 
daß die Notstandshilfe - wie ihr Name schon 
sagt - eine subsidiäre Leistung ist, die versi­
cherungsrechtlich nicht gedeckt ist, sondern 
einen Notstand bei einem Betroffenen nach 
Ausschöpfung des Anspruchs auf Arbeitslo­
sengeld verhindern soll. 

Ich persönlich stehe auf dem Standpunkt, 
daß eine Frau, deren Gatte ein volles Arbeits­
oder Erwerbseinkommen hat, ebensowenig 
von einem Notstand betroffen ist, wie ein 
arbeitsloser Mann, dessen Frau im Vollver­
dienst steht. Ich würde daher glauben, daß 
man das berechtigte Vorhaben der Anglei­
chung der Geschlechter nicht verbinden sollte 
mit einem Abgehen vom Grundatz der subsi­
diären Leistung Notstandshilfe. 

Herr Bundesmninister! Wir müssen uns 
heute nach der Decke strecken, wir müssen 
jedem Schilling nachlaufen. Ich persönlich 
glaube, daß man Notstandshilfe dort nicht 
zahlen soll, wo kein Notstand vorliegt. 

Nun zu konkreten Fragen des Kollegen 
Haupt. Der Hauptsprecher der Freiheitlichen 
Partei, Dr. Haider, hat hier im Zuge seiner 
Rede behauptet, die ÖVP hätte die 40. ASVG­
Novelle in Bausch und Bogen abgelehnt. 
Haupt hat dann später die Frage gestellt, ob 
wir heute noch dazu stehen. 

Ich habe der Freiheitlichen Partei keine 
Empfehlungen zu geben, Sie kommen schon 
mit sich selbst zurecht, aber ich würde Ihnen 
doch raten, als Hauptsprecher zu einer Mate­
rie nur jemanden an dieses Pult zu schicken 
oder gehen zu lassen, der ein bißchen verfolgt 
oder beobachtet hat, was die Argumente der 
anderen Parteien in Sozialgesetzgebungsfra­
gen waren. 

Wir haben die 40. ASVG-Novelle in erster 
Linie wegen der Verschlechterung der Dyna­
mikformel abgelehnt, deswegen, weil man die 
Anpassung der Pensionen von der durch­
schnittlichen Entwicklung der Einkommen 
losgelöst hat. Diese Maßnahme war in unse­
ren Augen extrem unsozial. Die Freiheitli­
chen haben dieser Maßnahme zugestimmt. 
Wir haben aber die Verlängerung des Bemes­
sungszeitraumes nicht kritisiert, wir waren 
durchaus diskussionsbereit. Man kann natür­
lich auch über eine weitere Verlängerung des 
Bemessungszeitraumes diskutieren. 

Nur: Wenn sich Kollege Haupt als Anhän­
ger der Lebensdurchrechnung hier erklärt 
hat - sicher ein möglicher Standpunkt -, 
dann soll man 'schon darauf hinweisen, daß 
das eine durchschnittliche Senkung des Pen­
sionsniveaus um zirka 20 und mehr Prozent 
bringen würde. Angesichts dessen wundert es 
mich schon, wenn freiheitliche Abgeordnete 
mit erhobenem Finger vor der Verschlechte­
rung von Pensionsleistungen warnen. Da 
würde ich schon raten, ein wenig sorgfältiger 
in der Argumentation zu sein. 

Herr Bundesminister! Ich möchte mich im 
weiteren Teil meiner Rede im besonderen 
Ihnen zuwenden, ein wenig Bezug nehmen 
auf das, was Sie in letzter Zeit in der Öffent­
lichkeit und vor allem im Budgetausschuß bei 
der Behandlung Ihres Kapitels gesagt haben. 

Herr Bundesminister! Ich möchte heute bei 
dieser Debatte über das Kapitel Soziales 
schon noch einmal den Stellenwert des 
Arbeitsübereinkommens zwischen den Koali­
tionsparteien betonen, und ich möchte sehr 
darum ersuchen, daß man sich von diesem 
Arbeitsübereinkommen nicht entfernen 
möge. (Beifall bei der ÖVP.) 

Warum tue ich das, meine Damen und Her­
ren? - Ich merke zunächst eine gewisse Ten­
denz, die Motive dieses Arbeitsübereinkom­
mens in der Öffentlichkeit unrichtig darzu­
stellen. Ich habe hier die Ausgabe der Zeit­
schrift "Welt der Arbeit" vom 27. Februar. 
Das ist das Organ der sozialistischen Gewerk­
schaftsfraktion, und jeder, der in der sozialpo-
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litischen und betrieblichen Praxis steht, weiß, 
daß das die Argumentationshilfe für die sozia­
listischen Kollegen in der Betriebsarbeit dar­
stellt. 

Hier findet sich folgender, sehr interes­
sante Satz, meine Damen und Herren von der 
SPÖ: Wenn es auch nicht gelungen ist, alle 
gegen die Arbeitnehmer gerichteten Vorha­
ben im Koalitionspapier zu verhindern, so 
konnten die Sozialisten doch erhebliche 
Abschwächungen der Unternehmerforderun­
gen herbeiführen. 

Was heißt das? - Den Kollegen in den 
Betrieben soll dargelegt werden, dieses 
Arbeitsübereinkommen sei ein Kompromiß 
zwischen häßlichen Unternehmerforderun­
gen, zwischen konservativen Vorstellungen 
und fortschrittlichem sozialistischem Arbeit­
nehmergedankengut. 

Da hat man ein bißchen das Gefühl, daß die 
Bildung eines Rollenklischees, das wir in den 
letzen Jahren erlebt haben, fortgesetzt wer­
den soll. Ich glaube, Ihnen, meine Damen und 
Herren von der Sozialistischen Partei, geht es 
darum, weiterhin in den Menschen den Ein­
druck hervorzurufen, in der Sozialpolitik 
wäre - darf ich das so ausdrücken - die 
Sozialistische Partei der gute Nikolaus, der 
mit dem Sack kommt und die sozialen Gaben 
verteilen möchte, und die ÖVP sei der böse 
Krampus, der den Leuten etwas wegnehmen 
möchte. 

Das war nicht die Ausgangssituation des 
Arbeitsübereinkommens, sondern das 
Arbeitsübereinkommen ist geschlossen wor­
den, weil wir alle gewußt haben, daß die Wei­
terentwicklung der Sozialpolitik nur dann 
möglich ist, wenn diese Sanierungspartner­
schaft geschlossen wird, wenn wir unsere 
Kräfte vereinigen, um die Dinge wieder in 
Ordnung zu bringen, wieder eine leistungsfä­
hige Sozialpolitik zu ermöglichen, aber doch 
nicht in der Form, daß Sie der ÖVP sozusagen 
eine Bremser- oder Demontiererrolle zuwei­
sen und die Dinge so darstellen, als ob Sie von 
der ÖVP daran gehindert würden, alle mögli­
chen großzügigen Lösungen zu verwirklichen. 
Heute weiß doch jeder, daß wir in der Sozial­
politik eine äußerst schwierige Situation 
haben und daß wir - alle Kräfte - uns 
gemeinsam anstrengen müssen, die Lei­
stungsfähigkeit dieser Sozialpolitik zu erhal­
ten. 

Von dieser Aufgabe sollte sich niemand 
distanzieren. Ich hoffe sehr, Herr Bundesmi­
nister und meine sehr geehrten Kolleginnen 

und Kollegen von der sozialistischen Frak­
tion, daß Sie an dieses Arbeitsübereinkom­
men nicht mit irgendeiner Mentalreservation 
herangegangen sind oder sich vorgenommen 
haben, die Dinge so nach dem Prinzip Niko­
laus und Krampus darzustellen: Da sind die 
Bösen, da sind die Guten. 

Die Sanierungsnotwendigkeit kann auch an 
der Sozialpolitik nicht ganz vorbeigehen, aber 
wir stehen auch auf dem Standpunkt, daß es 
keineswegs einen Sparvorhang für die Sozial­
leistungen geben darf. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes 
Haus! Warum habe ich das alles noch einmal 
und, ich glaube, mit einem gewissen Ernst in 
Erinnerung gerufen? 

Bei Ihnen, Herr Bundesminister, spüre ich 
manchmal eine gewisse Distanz zu dem, was 
im Arbeitsübereinkommen steht, oder glaube 
sie zumindest zu verspüren. Dem entspricht 
Ihre Diktion bei den Budgetberatungen. Ich 
werde mir die Absichtserklärungen des 
Arbeitsübereinkommens genau ansehen! -
Das haben Sie wörtlich gesagt. 

Herr Minister! Ihre Partei war bei diesen 
Beratungen einer der beiden gleichwertigen 
Partner, die die Dinge besprochen haben. Der 
Vorsitzende der Fraktion sozialistischer 
Gewerkschafter, der Kollege Czettel, hat das 
Arbeitsübereinkommen unterschrieben, und 
was dort festgehalten ist, Herr Bundesmini­
ster, das ist nicht ein Anschauobjekt für Sie, 
sondern das ist ein Arbeitsauftrag für Sie. So 
fasse ich es zumindest auf. 

Ich möchte auch ein bißchen auf die Kom­
missionen zu sprechen kommen, die Sie heute 
wieder erwähnt haben. Ja, Sie wollen ver­
schiedenes machen, Sie wollen die zweite 
Etappe der Pensionsreform durchführen, 
haben Sie heute wieder beteuert und dabei 
auf diese geheimnisvolle Kommissionen ver­
wiesen und erwähnt, sie seien überparteilich. 

Herr Minister! Was heißt überparteilich? 
(Bundesminister D a 11 i n ger: Aus allen 
Bereichen zusammengesetzt!) Meine Partei 
ist an diesen Kommissionen nicht beteiligt. 
Es gibt keinen Vertreter der Österreichischen 
Volkspartei in diesen Kommissionen. Ich 
glaube, Sie haben Sozialpartner beigezogen. 
Das ist lobenswert, und das ist sicher erfreu­
lich, aber der Umstand, daß Sie Kammerver­
treter , Gewerkschaftsvertreter , wen immer 
dabei haben, entläßt Sie einerseits, Herr 
Minister, nicht aus Ihrer Ministerverantwor­
tung bei der Entwicklung neuer Konzepte und 
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bedeutet andererseits auch nicht, daß die 
Fraktionen dieses Hauses und die Parteien, 
die am Arbeitsübereinkommen beteiligt sind, 
das dann auch tel quel übernehmen müssen. 

Ich darf Ihnen hier ganz offen sagen: Ich 
fühle mich als Abgeordneter der Öster­
reichischen Volkspartei an kein Ergebnis 
Ihrer geheimnisvollen Kommissionen gebun­
den. Ich werde mir - so wie alle meine Kolle­
gen - das, was da herauskommt, anschauen, 
wir werden es prüfen, wir werden es in einem 
kooperativen Geist, in einer kooperativen 
Gesinnung anschauen, wir werden aber dann 
zur politischen Willens bildung gemeinsam 
schreiten müssen. 

Ich möchte jetzt auch noch einige Anmer­
kungen zu dem Schwerpunkt, der sich bei all 
dem ergibt - Pensionssystem, Pensionsre­
form - machen. 

Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Ich glaube, jeder täuscht sich und die 
Öffentlichkeit, wenn er nicht schlicht und ein­
fach davon ausgeht, daß es heute darum geht, 
den Bestand des Pensionsversicherungssy­
stems in Österreich zu sichern. Es geht gar 
nicht mehr um irgendwelche Details, Aus­
schmückungen oder Einzelfragen, sondern 
wir stehen heute vor der prinzipiellen Frage: 
Wie können wir dieses System erhalten? Das 
System, meine Damen und Herren, ist 
bedroht, und zwar nicht von irgendwelchen 
Konservativen oder von irgendwelchen politi­
schen Geschehnissen, sondern einfach von 
der Gegebenheit, daß eine Entwicklung der 
Belastungsquote stattfindet, die Sie, wie Sie, 
Herr Minister, mit Recht gesagt haben, mit 
großer Sorge erfüllt. Da kann ich Ihnen wirk­
lich zustimmen. Das eigentliche Problem ist 
- es ist sehr simpel -: Wie können wir ein 
Altersversorgungssystem anständig gestal­
ten, das etwa darauf hinausläuft, daß zwei 
oder eineinhalb Erwerbstätige einen Ruhe­
ständler erhalten müssen? 

Das ist nicht mehr eine Frage der Gesetzes­
technik, das ist dann nicht mehr eine Frage 
von Paragraphen. Wir können die schönsten 
Gesetze schreiben, wenn der Generationen­
vertrag nicht mehr funktioniert, weil ein Part­
ner so entscheidend geschwächt ist, oder auch 
- meine Damen und Herren, das sollten wir 
im Hohen Haus auch einmal offen ausspre­
chen - wenn wir in diesem heutigen Genera­
tionenvertrag der arbeitenden Generation der 
Zukunft Dinge zumuten, die sie vielleicht gar 
nicht zu erfüllen bereit ist, so wird das nichts 
nützen. Da helfen keine Gesetze mehr, keine 

Paragraphen, da helfen dann auch keine 
Sozialminister mehr. 

Da möchte ich schon ein bißehen vor einer 
Illusion warnen, einer Illusion, die da und 
dort Platz greift. Der Kollege Hesoun, der 
heute hier schon gesprochen hat und dem ich 
wirklich zubillige, daß er ein ernsthafter, gut­
williger und bemühter Sozialpolitiker ist, hat 
vor kurzem, wie ich der "Arbeiter-Zeitung" 
vom 18. März entnehme, gesagt, eine Wert­
schöpfungsabgabe würde die Pensionen 
sichern. 

Ja, meine Damen und Herren, wenn wir 
dieses Mißverhältnis arbeitende Menschen -
Ruheständler haben, dann hilft auch kein 
anderes Finanzierungssystem, weil wir da 
vielleicht nur andere Kanäle oder andere 
Wege des Geldflusses konstruieren, aber die 
anderen Wege der Einhebung vermehren das 
Geld nicht. Die Globalzahlen, die uns Sorgen 
bereiten, können wir mit Einhebungsände­
rungen und -maßnahmen nicht ändern. 

Herr Bundesminister! Die Fragen, die auf 
uns zukommen, sollen wir beraten, und es ist 
sicher verdienstvoll, daß Sie die Meinungsbil­
dung dazu vertiefen. Aber eines muß uns 
schon klar sein: Was wir nicht - so wie heute 
- über die Löhne und Arbeitseinkommen 
einkassieren, einheben und abliefern, son­
dern über andere Wege, wird sicher abgewälzt 
oder weitergewälzt werden. Wenn wir 'den 
Kapitalertragzum Beispiel, den Ertrag von 
Rationalisierungsmaßnahmen oder die 
Maschinenproduktivität besteuern, mit Abga­
ben belegen, Herr Bundesminister, dann wird 
das von den Unternehmungen entweder auf 
die Preise abgewälzt werden, das heißt, die 
Wertschöpfungsabgabe ist dann irgendwo 
eine Konsumbelastung, oder es wird Auswir­
kungen auf die Erträge der Investitionen 
haben. (Bundesminister Da 11 i n ger: Das 
ist beim Sozia1versicherungsbeitrag ja auch!) 
Ja, das stimmt, wir sind uns vollkommen 
einig. Nur der Einhebungsweg ist dann ein 
anderer, aber immer muß die Allgemeinheit 
zahlen. (Bundesminister Da 11 i n ger: 
Sicher! Eben!) Wobei ich Ihnen in einem 
Punkt schon entgegenkomme: Eine sehr ein­
seitige Belastung der Lohnzahlungen verteu­
ert die Arbeitskräfte und ist eigentlich für die 
Vollbeschäftigungspolitik kontraproduktiv. 
Deswegen soll man über all diese Dinge nach­
denken. Nur: Das, was Kollege Hesoun 
gemeint hat, nämlich, das sei die Sicherung 
der Finanzierung, stimmt sicher nicht, son­
dern da müssen wir uns andere Dinge einfal­
len lassen. 
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Hohes Haus! Wir haben zweifellos ein 
großes Problem vor uns, das ich abschließend 
noch ganz kurz streifen möchte, das ist die 
Frage der Partnerschaftspension, die heute 
auch schon angesprochen worden ist. 

Die Kollegin Traxler, die eine sehr enga­
gierte Frauenvertreterin ist - das muß man 
ihr bescheinigen -, hat im Budgetausschuß 
gemeint, daß nichts allein auf dem Rücken 
der Frauen passieren dürfe. Das ist richtig, 
dem kann man zustimmen. Aber ich möchte 
schon anmerken - mit aller männlichen 
Bescheidenheit (Abg. Dr. Helene Par ti k -
Pa b 1 e: Das stimmt nicht!) -, daß die heutige 
Regelung, die die Männer zuerst überhaupt 
von den Witwerpensionen ausgeschlossen 
und jetzt eine Dritteletappe eingeräumt hat, 
eine Lösung ist, die auf dem Rücken der Män­
ner vollzogen wird. Das soll man schon auch 
einmal anmerken, aber, wie gesagt, ganz 
bescheiden. 

Nur: . Wir müssen bei der Partnerschafts­
oder Hinterbliebenenneuregelung - und da, 
glaube ich, bin ich mit dem Herrn Bundesmi­
nister in mancher Hinsicht einer Meinung -
eine Grundsatzfrage klären: Ist die Hinter­
bliebenenpension ein Ausfluß oder eine Folge 
des entfallenden Unterhalts eines Familien­
mitgliedes? Also: Ersetzt die Witwer-, Wit­
wen-, Waisenpension verlorengegangenen 
Unterhalt? Wenn ja, dann ist es berechtigt 
und richtig, die Hinterbliebenenpension dort 
zu geben, wo es der Unterhaltsleistung des 
verstorbenen Versicherten bedürfte. 

Lösung Nummer 2: Die Hinterbliebenen­
pension ist eine anteilsmäßige, aber bedin­
gungslose Fortzahlung der Pension des Ver­
storbenen an den Ehegatten - das ist eine 
andere Konstruktion -, ohne Rücksicht dar­
auf, ob ein Bedarf von der Lebenssituation 
her gegeben ist oder nicht. 

Wir gehen heute einen halben Weg: Solange 
eine Witwe arbeitet, wenden wir die Ruhens­
bestimmungen an und sagen: Wir prüfen, ob 
sie den vollen Unterhalt vom Verstorbenen 
bekommen hätte oder nicht. Wenn sie selbst 
in Pension ist, prüfen wir es nicht mehr. 

Ich glaube, man sollte den weiblichen Ver­
tretern in diesem Haus und in der Sozialpoli­
tik einmal diese Frage stellen: Wollen wir für 
Männer und Frauen, die sie brauchen und 
sonst nichts haben, die bedingte Hinterbliebe­
nenleistung voll, oder wollen wir die unbe­
dingte Hinterbliebenenleistung als Fortzah­
lung eines Teiles der Pension des Verstorbe­
nen? 

Die zweite Lösung ist wesentlich teurer. 
Man müßte, wenn man den zweiten Weg 
gehen will, ernsthaft darüber nachdenken, ob 
man dann den Versicherten nicht die Möglich­
keit eröffnet, eine Zusatzversicherung dafür 
abzuschließen. 

Ich wollte aber die Detaildebatte nicht vor­
wegnehmen. Die Zeit ist vorgeschritten, ich 
habe sie natürlich auch überzogen, obwohl ich 
voll guter Absicht war, es nicht zu tun. 

Meine Damen und Herren! Die Freiheitli­
che Partei hat vor der ÖVP wirklich hohen 
Respekt, wie ich gesehen habe, weil Sie uns 
zutrauen, in der Sozialpolitik in zwei Monaten 
all das zu ändern, was Sie in dreieinhalb J ah­
ren nicht ändern konnten. Ich freue mich, daß 
Sie uns soviel zutrauen. Ich muß Ihnen offen 
gestehen: Das schafft nicht einmal die ÖVP. 

Lassen Sie uns aber ein bißehen Zeit. Sie 
werden sehen: Wir werden uns gemeinsam 
mit der Sozialistischen Partei um eine sachli­
che Sozialpolitik bemühen, und ich gebe die 
Hoffnung nicht ganz auf, daß es bei diesen 
ernsten Fragen, die so an die Existenz der 
Menschen gehen, vielleicht gelingen könnte, 
sogar über die Grenzen der Koalition hinaus 
auch mit den anderen Parteien den Konsens 
zu finden. Denn nichts wäre schöner, als 
wenn es uns gelänge, diese großen, wichtigen 
sozialen Maßnahmen nicht in einem Streit 

rzwischen Regierung und Opposition durchzu­
führen, sondern in einem redlichen gemeinsa­
men Bemühen um sachliche Lösungen. 

Auch ich möchte hervorheben, daß Kollege 
Srb - ungeachtet dessen, ob ich dem nun 
zustimme, was er gesagt hat, oder nicht -
diese Haltung erkennen hat lassen, nämlich 
gemeinsam nach besseren Lösungen zu 
suchen, während ich beim Dr. Haider wirklich 
nur die Polemik und der Polemik willen 
gespürt habe. 

Ich glaube, die Zeit ist noch da, daß wir Wei­
chen stellen können für ein Bemühen, Sozial­
politik über die Grenzen von Koalition und 
Opposition hinaus zustande bringen. Wenn 
uns dies gelänge, würden die Wähler und die 
Menschen sicher sehr hoch schätzen. (Beifall 
bei der ÖVP.) 16.58 

Präsident: Zu einer tatsächlichen Berichti­
gung hat sich Herr Abgeordneter Dr. Haider 
zu Wort gemeldet. Er weiß bereits aus Erfah­
rung: Die Redezeit ist fünf Minuten. (Abg. Dr. 
Sc h w im m er: Er dürfte es schon wissen!) 
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16.58 

Abgeordneter Dr. Haider (FPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Der Herr Abgeordnete 
Kohlmaier hat die Ablehnung der 40. ASVG­
Novelle seitens der ÖVP damit begründet, daß 
die Österreichische Volkspartei mit der Ein­
rechnung der Arbeitslosenrate in die Pen­
sionsbemessung nicht einverstanden gewesen 
wäre. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Das war der 
Hauptgrundf) Diese 40. ASVG-Novelle ist 
bekanntlich die Grundlage dafür, daß es bis 
- wie der Sozialminister gesagt hat - zu 
Beginn der neunziger Jahre möglich ist, die 
Pension aus dem Budget überhaupt zu finan­
zieren und die Pensionsfinanzierung zu 
sichern. 

Da nun die ÖVP in der Koalition ist, ist die 
Frage, auf welche materiellen Grundlagen sie 
sich beruft. Das heißt, wenn sie mit dieser 
ASVG-Novelle nicht einverstanden ist, dann 
hätte sie ja eigentlich bei den Koalitionsver­
handlungen diese Maßnahme revidieren müs­
sen, denn etwas, was man ablehnt, kann man 
nicht zur Grundlage seiner eigenen Pensions­
modelle machen. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Es 
war keine Veranlassung dazu!) 

Außerdem hat am 16. November 1985 Abge­
ordneter Dr. Schwimmer von der ÖVP die 
Ablehnung nochmals damit begründet, daß 
7 Milliarden Schilling auf diese Weise den 
Pensionsberechtigten (Abg. Dr. K 0 h 1 -
mai e r: Auch ein Grund!) beziehungsweise 
den Beitragszahlern - wie er es formuliert 
hat abgepreßt wurden. (Abg. Dr. 
Sc h w im m er: Die Beitragserhöhung war 
ein Grund!) Er hat das in der Form begründet, 
daß er meinte, dies sei ein gleich hoher 
Betrag wie der, der zur Sicherung der CA not:· 
wendig sei, und der gleiche Betrag, wie er bei 
der VOEST-ALPINE zur Abdeckung des Jah­
resverlustes notwendig wäre. 

Das heißt, daß jetzt die Österreichische 
Volkspartei auch jede Maßnahme, die sie an 
Pensionskürzungen bei den Ersatzzeiten und 
so weiter vorgesehen hat, damit ablehnen 
müßte, weil sie ja gleichzeitig mindestens 
einer 32-Milliarden-Spritze an die Verstaat­
lichte zustimmen muß. (Abg. Dr. Sc h w im -
me r: Wo ist da bitte die Berichtigung?) 

Dem Kollegen Nürnberger darf ich sagen: 
Mit dem Begriff "Sozial schmarotzer" befinde 
ich mich in guter Gesellschaft, weil in den 
"Salzburger Nachrichten" vom 5. März 1987 
der Sozialminister selbst darauf hinweist, daß 
Sozialschmarotzer und Trittbrettfahrer des 
Sozialsystems die Ausnahmeerscheinung dar­
stellen, aber er akzeptiert, daß es so etwas 

gibt, und genau das habe ich gesagt. Daher 
weise ich es zurück, daß sich Kollege Nürn­
berger zum Sprecher der Arbeitslosen macht 
und sie gegen Diffamierungen, die nicht gefal­
len sind, verteidigen will. (Abg. Dr. 
Sc h w im m er: Dritte Wortmeldung, aber 
keine Berichtigung!) Denn jene, die für die 
Arbeitslosigkeit verantwortlich sind, sitzen 
sicherlich auch zu einem Gutteil in Ihren Rei­
hen, meine Herren von der SPÖ, denn Sie 
haben 17 000 Stahl arbeitsplätze abgebaut. Es 
wurde mit Ihrer Zustimmung das Puch-Werk 
in Graz geschlossen. Sie haben einen Wirt­
schaftsminister in Ihren Reihen, der Kind­
berg demnächst schließen wird. Daher sollen 
Sie sich nicht aufregen über die Debatte zum 
Thema Arbeitslosenversicherung, sondern 
dafür sorgen, daß Sie selbst anders handeln, 
als Sie hier heraußen reden. (Beifall bei der 
FPÖ.) 17.02 

Präsident: Ich stelle fest: Herr Abgeordne­
ter Dr. Haider, das war keine tatsächliche 
Berichtigung - bei weitester Auslegung 
das war ein Unterlaufen der Rede. 

Ich darf bei diesem Anlaß noch einmal 
sagen: Keiner, der sich in den letzten Tagen 
zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet 
hat, möge mir böse sein; aber es hat eine ein­
zige wirkliche tatsächliche Berichtigung gege­
ben. Das war gestern der Abgeordnete Cap, 
der gesagt hat: Herr Minister, Sie haben mich 
als "Zivildiener" bezeichnet. Ich melde: Ich 
war Gefreiter bei den Pionieren. - Das ist 
das Musterbeispiel einer tatsächlichen 
Berichtigung. Alles andere ist die Grenze zwi­
schen Berichtigung und Argumentation. 

Es tut mir leid, wenn ich damit einem ande­
ren Abgeordneten Chancen wegnehme, aber 
ich werde ganz sicher ab jetzt für den Rest 
der Budgetdebatte tatsächliche Berichtigun­
gen nach § 58 der Geschäftsordnung am 
Schluß der Debatte aufrufen. (Beifall bei SPÖ 
und ÖVP.) 

Zu Wort hat sich nunmehr Frau Abgeord­
nete Dr. Partik-Pable gemeldet. Ich erteile es 
ihr. (Abg. Dr. Sc h w im m er: Der Haider 
wird sich nicht mehr melden, wenn er zum 
Schluß drankommt!) 

17.04 

Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable 
(FPÖ): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Hohes Haus! Herr Kollege Schwimmer hat 
uns heute erklärt, wie wohltuend sachlich die 
Österreichische Volkspartei war, als sie noch 
in der Opposition war. Jeder, der da gesessen 
ist, weiß natürlich von dieser "Sachlichkeit", 
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aber ich möchte Ihnen schon einige Kostpro­
ben geben, wie "sachlich" Herr Kollege 
Schwimmer und die Österreichische Volks­
partei waren und wie sie "überhaupt nicht 
polemisch" waren. (Präsident Dr. S ti x über­
nimmt den Vorsitz.) 

Im Zusammenhang mit der 40. ASVG­
Novelle, als die Verlängerung des Bemes­
sungszeitraumes beschlossen worden ist, 
sprach Herr Dr. Schwimmer von Pensions­
kürzung, von Belastungspaket, von Sozialde­
montage, vom sozialen Feigenblatt, im 
Zusammenhang mit dem 3prozentigen Kin­
derzuschlag von einer Augenauswischerei, 
und so weiter und so fort. 

So "sachlich" war Herr Dr. Schwimmer in 
seiner Oppositionsrolle, daß er in einer 
40minütigen Rede 20mal das Wort "Pensions­
kürzung" verwendet hat. 

Aber nicht nur Herr Dr. Schwimmer war so 
"sachlich", sondern auch Herr Abgeordneter 
Dr. Kohlmaier. (Abg. Dr. Sc h w im me r: Ich 
hätte es 40ma1 sagen sollen!) Sie können es ja 
dann in einer tatsächlichen Berichtigung 
sagen, wenn es nicht stimmen sollte, Herr Dr. 
Schwimmer! (Abg. Dr. Sc h w im m e r: Ich 
habe es 20ma1 gesagt. Ich hätte es 40ma1 
sagen sollen!) Ja, dann wären Sie halt noch 
unsachlicher gewesen! 

Es war aber auch Herr Dr. Kohlmaier dann 
bei der ASVG-Novelle vom 12. Dezember 1985 
so "sachlich", daß er davon gesprochen hat, 
daß es sich um eine Husch-Pfusch-Gesetzge­
bung handle, daß das Parlament zu einer App­
laus- und Apportiermaschine degradiert wird. 

Und am 20. Februar 1986 hat Herr Dr. 
Schwimmer in bekannt "sachlicher" Manier 
im Zusammenhang mit Umschichtungen von 
"Enteignungen" gesprochen, von einem 
Justamentbeschluß und von einer Frotzelei 
des Bürgers. Er hat es zuwege gebracht, in 13 
Minuten 6mal von Justamentbeschluß und 
7mal von Frotzelei des Bürgers zu sprechen. 
Das ist die "Sachlichkeit" des Herrn Dr. 
Schwimmer! (Beifall bei der FPÖ.) 

Er sagte auch damals, am 20. Feburar 1986: 

"Es werden der Allgemeinen Unfallversi­
cherung 400 Millionen Schilling weggenom­
men. In den letzten zehn Jahren hat man der 
Allgemeinen Unfallversicherung 5 Milliarden 
Schilling weggenommen." 

Aber in der ersten sozialpolitischen Regie­
rungsvorlage der großen Koalition, jetzt, zu 
diesem Zeitpunkt, Sozialversicherungs-Ände-

rungsgesetz, findet sich eine Umschichtung 
zu Lasten der AUVA in der Höhe von 1 Milli­
arde Schilling. Das heißt: Sie bringen es 
zustande, gleich am Beginn der großen Koali­
tion in einem Jahr 1 Milliarde umzuschichten, 
in Ihrer Diktion: zu enteignen, doch Sie haben 
die Umschichtung von 400 Millionen Schilling 
in der sozialistisch-freiheitlichen Koalitions­
regierung als "Enteignung" bezeichnet. Und 
da wollen Sie noch von Sachlichkeit spre­
chen?! (Beifall bei der FPÖ.) 

Das ist die "Wende" der Österreichischen 
Volkspartei, das ist die wahre Haltung der 
Österreichischen Volkspartei. Sie kommt 
dadurch ganz klar zum Ausdruck. 

Aber ich möchte meine kostbare Redezeit 
nicht mit der Österreichischen Volkspartei 
vertun, sondern ich wende mich dem Herrn 
Sozialminister zu. Herr Sozialminister - ich 
freue mich, daß Sie heute da sind -, als 
Behindertensprecherin habe ich anläßlich der 
Diskussion über die Regierungserklärung zu 
der Behandlung beziehungsweise Nichtbe­
handlung der Behindertenprobleme gespro­
chen. Sie waren damals nicht da. Ich mache 
es Ihnen auch nicht zum Vorwurf, weil es 
bereits 24 Uhr war, als wir damals diskutiert 
haben. Ich habe Ihnen damals die Zensur 
"nicht genügend" gegeben für die Nichtbe­
handlung in der Regierungserklärung bezie­
hungsweise für die nicht ausreichende 
Behandlung der Behindertenprobleme und 
habe die Erwartung ausgesprochen, daß Sie 
in den Schuljahren der Koalition "nachsit­
zen" werden, um nämlich das, was an Worten 
in der Regierungserklärung fehlt, durch 
Taten in der Behindertenpolitik auszuglei­
chen. 

Aber ich muß heute diese Zensur wiederho­
len, denn, sehr geehrter Herr Sozialminister, 
es ist nichts geschehen in der Behindertenpo­
litik, obwohl die große Koalition jetzt doch 
schon einige Zeit im Amt ist. (Bundesminister 
Da 11 i n ger: "Frau Lehrerin ", ich werde 
mich bessern!) Ich hoffe es, sehr geehrter 
Herr Minister. Ich nehme auch gerne in Kauf, 
daß Sie mich als "Lehrerin" bezeichnen, weil 
man einer Lehrerin gemeiniglich folgt, und 
ich hoffe, daß Sie mir auch folgen werden. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

ICh rede, Herr Minister, ganz konkret von 
dem Pensionsanspruch für Elternteile, die 
daheim bleiben müssen, weil sie ein behinder­
tes Kind pflegen. Was ist mit dem Gesetz, 
Herr Sozialminister? Was ist mit der Regie­
rungsvorlage, die Sie endlich auf mein Drän­
gen ausgearbeitet haben? 
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Ich habe drei Jahre lang gebraucht, Herr 
Sozialminister, um Sie von der Notwendigkeit 
einer solchen Regelung zu überzeugen. Im 
letzten Jahr haben Sie wenigstens dazu ja 
gesagt. Ich möchte nur den Werdegang auch 
ein bißehen aufzeigen.· (Beifall bei der FPÖ. -
Bundesminister Da 11 i n ger: "Frau Lehre­
rin", ich sage auch heute ja!) 

Im letzten halben Jahr haben Sie dann end­
lich ja gesagt, "Herr Schüler" (Heiterkeit), im 
letzten halben Jahr haben Sie dann ja gesagt, 
aber bei der letzten Ausschußsitzung war 
diese Regierungsvorlage noch immer nicht 
fertig, sehr geehrter Herr Minister, und Sie 
haben mich vertröstet. Sie haben gesagt: Am 
Anfang der nächsten Legislaturperiode werde 
ich diese Regierungsvorlage vorlegen. - Aber 
geschehen ist nichts. Ja glauben Sie, daß die 
Eltern behinderter Kinder für Ihr Zögern Ver­
ständnis haben werden, sehr geehrter Herr 
Sozialminister? 

Die Spitze des Ganzen ist ja die, daß sich 
Frau Abgeordnete Praher gestern hergestellt 
und behauptet hat, daß Frau Familienmini­
ster Fröhlich-Sandner diesen Antrag bei 
Ihnen gestellt hätte, eine solche Versicherung 
zu schaffen. 

Frau Praher! Ich kann Ihnen das heute 
widerlegen. Ich wollte es damals nicht mit 
einer tatsächlichen Berichtigung machen, 
weil es zu spät war, und ich wollte Sie scho­
nen. (Heiterkeit. - Beifall bei der FPÖ.) Sie 
sehen, ich nehme so große Rücksicht. Ich 
habe ja auch mit dem Herrn Sozialminister 
drei Jahre lang Geduld gehabt bei diesem 
Gesetz. Nur ist mir nach drei Jahren eben 
diese Geduld gerissen. 

Frau Abgeordnete Praher - ich wende 
mich aber auch an alle diejenigen, die sich 
jetzt eine Feder auf den Hut stecken wollen 
-: Ich habe, wie gesagt, dem Herrn Sozialmi­
nister , und er wird das sicher nicht leugnen, 
ein Loch in den Bauch geredet, daß er ... 
(Heiterkeit. - Bundesminister Da 11 i n ger: 
Das muß ich bestätigen! - Beifall bei der 
FPÖ. - Rufe: Herzeigen, Herr Minister! Hat 
es weh getan? - Neuerliche Heiterkeit.) Mir 
hat es weh getan, das können Sie sich vorstel­
len, denn es hat einen sehr großen· Zeitauf­
wand erfordert, den Minister von etwas zu 
überzeugen, von dem er glaubt, es sei nicht 
notwendig. 

Der Herr Minister hat dann auf mein Drän­
gen an die Frau Familienminister im März 
1985 geschrieben: Die Frau Dr. Partik-Pable 
möchte da gerne eine Lösung im Pensions-

recht für den Elternteil haben, der daheim 
bleibt, weil er ein behindertes Kind zu pflegen 
hat. Da hat der Herr Minister geschrieben, 
das wäre überdies mit den geltenden Prinzi­
pien der Pensionsversicherung nicht in Ein­
klang zu bringen. - Also das heißt, er hat es 
abgelehnt. "Ich bitte Dich" - sagt er dann, 
nicht zu mir, sondern zur Frau Familienmini­
ster -, "im Rahmen Deines Ressorts prüfen 
zu lassen, ob über die schon bestehende 
erhöhte Kinderbeihilfe für behinderte Kinder 
hinaus die Möglichkeit besteht, Maßnahmen 
zugunsten der Eltern behinderter Kinder zu 
setzen. Ich wäre Dir dankbar, wenn Du mir 
das Ergebnis deiner Prüfung ... " und so wei­
ter ... "zukommen lassen könntest." Das war 
im März 1985. 

Im August 1985 schrieb mir der Herr Mini­
ster: 

"Ich habe ein Schreiben, das von mir zwi­
schenzeitlich ergangen ist, zum Anlaß genom­
men, um noch einmal die Frau Familienmini­
ster zu ersuchen, das von Ihnen geäußerte 
Anliegen zu prüfen." 

Im Februar 1986, also ein Jahr später, 
schrieb dann in dieser Sache Frau Fröhlich­
Sandner, indem sie Bezug nimmt auf eine 
"Argumente"-Sendung, in der ich mich dar­
über aufgeregt habe, daß noch immer nichts 
geschehen ist. Sie sagt darin, sie fühle sich 
sehr ungerecht behandelt, daß ich ihr den 
Vorwurf mache, sie tue nichts. Aber dann 
erklärt sie, in Behindertenfragen sei der 
Sozialminister primär zuständig. - Das 
heißt, sie ging überhaupt nicht darauf ein, viel 
weniger war es ihr ein Anliegen. 

Im April 1986 habe ich mich wieder an Frau 
Minister Fröhlich-Sandner gewendet und 
habe gesagt: Ich finde es eigentlich merkwür­
dig, daß man sich nicht einmal äußert zu mei­
nen Vorschlägen. Insbesondere habe mir 
Minister Dallinger gesagt, sie sei zuständig. 
Sie sagte wieder, er sei zuständig. Was soll 
das eigentlich? Ich habe damals geschrieben: 
Ich finde es ganz einfach ungenügend, wenn 
die Sozialisten für die Behinderten nur so viel 
tun, daß sie reden wie der Herr Bürgermei­
ster Zilk, der Behinderte trauen möchte. -
Da habe ich geschrieben: Das ist zuwenig, 
damit ist niemandem gedient! (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Im Juni 1986 hat mir Frau Fröhlich-Sand­
ner geschrieben, daß sie prüfen wird, ob es da 
einen Pensionsanspruch geben wird. 

Also das bitte war der Leidensweg dieses 
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Versicherungsanspruches, den ich erreichen 
möchte. Also keineswegs war das ein Anlie­
gen von der Frau Familienministerin, son­
dern es war mein Anliegen, und bis jetzt ist es 
leider Gottes nicht durchgeführt worden. So 
schaut das aus. Sie wollen sich fremde Federn 
an den Hut stecken. Aber ich hätte ja nicht 
einmal etwas dagegen, Frau Kollegin, wenn 
. .. (Abg. Adelheid Pr a her: In der Regie­

rungsklausur 1986 wurde das beschlossen!) 
Von mir aus stecken Sie sie an den Hut, von 
mir aus. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. Dr. 
G u ger bau er: Dabei stimmt das überhaupt 
nicht!) 

Ich wäre froh, wenn etwas weitergehen 
würde, aber es geht nichts weiter! Der Herr 
Minister hat zugeschaut. Herr Minister Dal­
linger schaut jetzt zu, wie eine Milliarde 
Schilling aus dem Familienlastenausgleichs­
fonds ausgeräumt wird. Dieses Geld würde 
dringend benötigt werden für diesen Pen­
sionsanspruch. 

Die Frau Familienminister will 300 Millio­
nen Schilling verteilen, um für die Familien, 
die drei Kinder haben, 100 S Familienbeihilfe 
mehr zu geben. Das Geld würde dringend 
benötigt werden, um diesen Pensionsan­
spruch sicherzustellen. 

Ich kann mir nicht mehr vorstellen, daß 
sich der Herr Sozialminister noch als sozialer 
Minister ... (Abg. Sm oll e: Sie haben dem 
Budgetentwurf zugestimmt!) Aber ich habe 
doch überhaupt nicht zugestimmt. Bevor ich 
so einen Zwischenruf mache, Herr Kollege 
Smolle, würde ich mich einmal von der Rich­
tigkeit überzeugen! Es hat doch überhaupt 
keinen Sinn, wenn Sie da jetzt irgend etwas 
Polemisches hineinschreien. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Aber, Herr Sozialminister , ich kann mich 
erinnern, wir haben hier öfters Diskussionen 
gehabt. Ich kann mich erinnern: Anläßlich 
einer Regierungsvorlage, mit der Sie wieder 
Leistungen für Personen erhöhen wollten, die 
ohnehin schon abgesichert sind, haben Sie 
mir einmal erklärt: Ja es darf keinen Still­
stand in der Sozialpolitik geben. - Ich bin 
damit schon einverstanden, das ist ja voll­
kommen richtig: Es darf keinen Stillstand 
geben. Aber gerade dort, wo es die Ärmsten 
betrifft, gerade dort, wo es die Behinderten 
trifft, schauen Sie ungerührt zu, wie es einen 
Stillstand in der Sozialpolitik gibt! (Neuerli­
cher Beifall bei der FPÖ.) 

Sie haben in der Behindertenzeitschrift 
"Mobil", sehr geehrter Herr Minister, vor kur-

zem ein Interview gegeben. Da wurde unter 
anderem geschrieben, es gebe einen Aufbruch 
in der Behindertenpolitik. Sie haben aber 
auch gesagt: 

Wir streben eine Regelung für Eltern 
schwerbehinderter Kinder an, die Beiträge 
sollen aus dem Familienlastenausgleichs­
fonds kommen. Ich werde mich in den näch­
sten Tagen in Kontakt setzen mit der neuen 
Familienministerin, um die Unterstützung 
dieses Vorhabens in die Wege zu leiten. 

Das haben Sie damals im "Mobil" gesagt. 
Jetzt möchte ich Sie nur fragen: Haben Sie 
das eigentlich schon getan, haben Sie sich 
schon ins Einvernehmen gesetzt? - Die Frau 
Familienministerin ist mir ziemlich uninfor­
miert vorgekommen, als sie hier gesessen ist 
und darauf angesprochen worden ist. 

Und im übrigen: Wenn Sie sich ein bissei 
beeilt hätten mit dieser Regierungsvorlage, 
dann müßten Sie nicht erst jetzt wieder zur 
Frau Flemming gehen, um die Bewilligung 
einzuholen, daß sie das Geld flüssigmacht, 
denn von Frau Fröhlich-Sandner haben Sie ja 
schon zumindest die Zusage gehabt. 

Aber, Herr Minister, Sie haben heute 
gesagt, es werde etwas geschehen. Sie haben 
mich als "Lehrerin" akzeptiert, haben die 
Rüge zur Kenntnis genommen.lch hoffe wirk­
lich, daß wir in den nächsten Wochen eine 
Regierungsvorlage da im Parlament liegen 
haben. Ich wäre die Glücklichste, egal, wer 
sich die Feder an den Hut steckt. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Sehr geehrter Herr Sozialminister! Ich 
habe schon das "Mobil" -Interview erwähnt. 
Da haben Sie zu den Lottogewinnen gesagt: 
Die Lottogewinne sollen nunmehr den behin­
derten Menschen zugute kommen, und zwar 
diejenigen, die liegengeblieben sind. Die lie­
gengebliebenen Lottogewinne wollen wir den 
Behinderten widmen, damit wollen wir den 
Nationalfonds speisen. 

Signifikant für mich erscheint wirklich, 
welchen Stellenwert die Behinderten in 
Österreich haben, wenn Mittel aus den liegen­
gebliebenen Lottogewinnen für sie verwendet 
werden sollen. Ich finde, es ist ein Armuts­
zeugnis für die Republik Österreich, wenn die 
Restgroschen, die Gewinner nicht abholen, 
für die behinderten Menschen verwendet wer­
den. (Beifall bei der FPÖ und Beifall des Abg. 
Srb.) 

Aber abgesehen davon, daß ich es als 
89 
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Armutszeugnis empfinde, Herr Minister, ste­
hen Sie ja nicht alleine da, der auf diese Rest­
groschen greifen möchte, sondern es ist, wie 
ich der Zeitung entnommen habe, ja schon 
Herr Direktor Wallner, der sagt: Nein, auf kei­
nen Fall, diese Lottogewinne gehören natür­
lich den Gewinnern, die wollen entweder eine 
Extrarunde haben oder wollen haben, daß das 
Geld zu den übrigen Runden dazugeschlagen 
wird. 

Aber nicht nur Direktor Wallner ist dage­
gen, sondern auch der Direktor des Kunsthi­
storischen Museums hat schon auf diese Rest­
groschen ein Auge geworfen. Und Sie stellen 
sich da auch noch an. Jetzt möchte ich gerne 
wissen: Wer kriegt jetzt die Restgroschen? 

Im übrigen finde ich das Ganze äußerst 
schlecht, weil Sie damit, wenn Sie diese Rest­
groschen wegnehmen, eine Front zwischen 
den behinderten Menschen und den Spielern 
aufbauen, die ja daran interessiert sind, daß 
sie mehr Geld herauskriegen. 

Also so, glaube ich, kann man die Behinder­
tenprobleme wirklich nicht lösen. 

Ich finde es sehr traurig, Herr Minister, daß 
Sie nicht in der Lage sind, aus dem ordentli­
chen Budget ausreichende Mittel für die 
Behindertenfinanzierung zu entnehmen, und 
daß Sie auf einige liegengebliebene Restgro­
schen greifen. 

Ich habe heute schon gesagt: Dieses 
"Mobil"-Interview ist unter dem Titel "Ein 
Aufbruch in der Behindertenpolitik" erschie­
nen. Ja, Herr Minister, wie schaut denn dann 
eigentlich ein Zusammenbruch der Behinder­
tenpolitik aus? Ich finde, das ist ein klassi­
scher Zusammenbruch der Behindertenpoli­
tik, und deshalb haben Sie von mir auch das 
"Nichtgenügend" bekommen. 

Die Freiheitliche Partei wollte seinerzeit, 
als das Lotto in Österreich eingeführt worden 
ist, genauso wie jetzt die Sportförderung 
durch das Lotto stattfindet, die Behinderten 
gefördert wissen. Da gibt es ein Modell, das 
vom Zivilinvalidenverein entworfen worden 
ist, nach dem die eine Hälfte der Sportförde­
rung und die andere Hälfte den Zivilinvaliden 
zugute kommen sollte. Wir sind leider nicht 
durchgedrungen mit dieser Forderung, aber 
hier wäre es möglich gewesen, größere Mittel 
auf eine völlig ordentliche korrekte Weise den 
Behinderten zuzuführen. Aber da, Herr Mini­
ster, haben Sie leider Gottes versagt. 

Ich möchte auch noch ein paar Worte zu 

dem Problem sagen, das heute schon die Kol­
legen Srb und Haupt angeschnitten haben, 
und zwar zur Gleichbehandlung von Zivilinva­
!iden und Kriegsinvaliden. 

Herr Minister! Für mich ist die Nichtbe­
handlung in der Regierungsvorlage, etwas, 
was ich Ihnen jetzt vorgehalten habe, für 
mich ist die Regelung "Restgroschen" 
genauso unverständlich wie Ihre Weigerung, 
endlich eine Gleichstellung zwischen Zivilin­
validen und Kriegsinvaliden herzustellen. Es 
kann doch kein Unterschied sein zwischen 
jemandem, der durch Geburt oder durch 
einen Unfall behindert ist, und demjenigen, 
der durch ein Kriegsereignis behindert ist. 
Wir verstehen das nicht, und die Betroffenen 
verstehen das schon überhaupt nicht. 

Sie als Sozialisten wollen doch nicht, daß es 
Klassenunterschiede gibt. Sie wollen doch 
immer, daß alle Menschen gleich behandelt 
werden. Wenn Sie heute anführen, die Unter­
scheidung sei aus historischen Gründen ent­
standen oder gerechtfertigt, so ist das doch 
den Betroffenen völlig Wurscht, ob das histo­
rische Gründe sind oder nicht. Ich finde, eine 
solche Ungleichbehandlung darf es in einem 
Rechtsstaat wie Österreich nicht geben! (Bei­
fall bei der FPÖ.) 

Herr Minister! Wir haben schon einmal 
zusammen mit dem Zivilinvalidenverband 
ausgerechnet, daß die Finanzierung der 
Fahrtkosten jährlich 140 Millionen Schilling 
erfordern würde. Ich gebe zu, das ist ein 
großer Betrag. Aber wenn ich mir denke, wie 
leichtfertig Sie heute gesagt haben, der 
Sozialrnißbrauch mache höchstens 300 Millio­
nen Schilling und nicht mehr aus, dann frage 
ich mich, warum Sie nicht etwas gegen den 
Sozialmißbrauch machen, und wir könnten 
zumindest mit einem Teil der dann ersparten 
Beträge den Fahrtkostenzuschuß für die 
Behinderten finanzieren. Ich finde, das wäre 
eine faire Lösung. 

Herr Kollege Srb hat heute gesagt, in der 
Regierungserklärung stehe - ich habe es 
nicht nachgeprüft, ich habe allerdings die 
Regierungserklärung schon gelesen -: Wir 
wollen alles tun, um eine Spaltung der Gesell­
schaft zu verhindern, denn eine solche Spal­
tung wäre gefährlich. - Ich- stimme mit 
Ihnen überein. Aber, sehr geehrter Herr Mini­
ster, sorgen Sie zumindest im Bereich der 
Invaliden dafür, daß es keine Spaltung der 
Gesellschaft gibt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sie haben heute eine ganz konkrete Ver­
wendungszusage gemacht, daß Sie die Not-
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standsunterstützung für Frauen mit 1. Jänner 
1988 einführen werden. Ich vermisse eine 
ebensolche konkrete Zusage für die Gleich­
stellung der Zivilinvaliden mit den Kriegsin­
validen. Warum machen Sie eine solche 
Zusage nicht, sehr geehrter Herr Minister? 
Niemand hat etwas davon, wenn Sie sagen: In 
der Tendenz sind wir dafür. - Das klingt 
wunderbar. Wenn Sie einen Vortrag halten, 
der unwidersprochen bleibt, kann ich mir vor­
stellen, daß Sie dafür auch noch Applaus krie­
gen. Aber hier, von unserer Fraktion, werden 
Sie dafür sicher keinen Applaus bekommen. 
(Beifall bei der FPÖ.) Um auf keinen Fall ein 
Mißverständnis aufkommen zu lassen: Dieser 
Applaus hat mir gegolten und nicht Ihnen, 
sehr geehrter Herr Minister. (Zwischenrufe 
bei der SPÖ.) 

Mir ist nur eines nicht klar '" (Ruf bei der 
SPÖ: Ein unverdienter Applaus! - Weitere 
Zwischenrufe.) Sie sagen, er sei unverdient. 
Herr Kollege, ich finde, Sie sollten einmal 
überlegen, was Sie jetzt gesagt haben. Ich 
kämpfe hier für die Gleichstellung von Zivilin­
validen und Kriegsinvaliden (Abg. Fa u -
1 a n d: Und was macht der Herr Minister?), 
und Sie sagen, es ist unverdient, daß ich dafür 
von meiner Fraktion Applaus gekriegt habe. 
Der Herr Minister hat in den letzten Jahren 
nichts getan für diese Gleichstellung der Zivil­
invaliden mit den Kriegsinvaliden auf dem 
Gebiet der Fahrpreisermäßigung. (Neuerli­
cher Beifall bei der FPÖ.) 

Mir ist vieles einfach nicht klar - und das 
beweisen auch die Kommentare der Soziali­
sten -: Da hat neulich Herr Bürgermeister 
Dr. Zilk gesagt: Es gibt nur zwei Grundsätze 
der sozialdemokratischen Bewegung: Arbeit 
und Brot für jeden und an der Seite der 
Schwächeren stehen. - Sehr schön, wunder­
bar diese Zitate. 

Aber ich habe das nicht verwirklicht gese­
hen, ich habe diesen zweiten Grundsatz, an 
der Seite der Schwächeren stehen, hier nicht 
verwirklicht gesehen. 

Herr Bundesminister Dallinger! Ich habe 
festgestellt, daß Sie nie an der Seite des 
Schwächeren, nie an der Seite des Behinder­
ten stehen. Ich bitte Sie, einmal diesen zwei­
ten sozialdemokratischen Grundsatz zu ver­
wirklichen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich fordere Sie auf: Stellen Sie sich an die 
Seite der Schwächeren, an die Seite der 
Behinderten! Wir alle werden Ihnen dafür 
dankbar sein! (Beifall bei der FPÖ.) 17.25 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesminister Dallinger. 

17.25 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Dallinger: Herr Präsident! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau 
Abgeordnete Dr. Partik-Pable! Ich konzediere 
Ihnen die beste Absicht und den besten Wil­
len, aber dieser Wille vernebelt gelegentlich 
Ihren objektiven Blick. Daher ist es völlig 
falsch, wenn Sie sagen, daß ich nicht an der 
Seite der Schwachen und auch nicht an der 
Seite der Behinderten stehe, sondern im 
Gegenteil. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Hören 
Sie mir bitte zu! Ich werde Ihnen sehr sach­
lich zu den einzelnen Fragen eine Aufklärung 
geben. 

Die Sache der Behinderten betrifft 
zunächst einmal, ohne daß ich das jetzt im 
formalistischen Sinne meine, im Hinblick auf 
die Zivilinvaliden gar nicht meine Ressortzu­
ständigkeit, sondern ist Landessache oder 
fällt, wenn das andere Dinge der Familie 
anbelangt, in die Kompetenz des Familien­
ressorts. Aber ich habe mich zum Anwalt der 
Behinderten gemacht, möchte es auch sein 
und werde das auch in der Zukunft tun. (Bei­
fall bei der SPÖ. - Abg. Dr. Helene Par­
ti k - Pa b 1 e: Es gibt auch schlechte 
Anwälte!) 

Wenn Sie im Sinne meiner Verwendungszu­
sage für die Notstandshilfe der Frauen per 
1. Jänner 1988 gleichzeitig monieren, daß ich 
nicht eine gleiche Zusage hinsichtlich der 
Gleichstellung der Zivilinvaliden mit den 
Kriegsinvaliden gemacht habe, dann möchte 
ich Ihnen sagen, daß das nicht möglich ist, 
weil ich gar nicht dazu in der Lage bin, jetzt 
aufgrund - wie ich vorhin schon erwähnte -
der historischen Entwicklung und der Gege­
benheiten und der Rechtsansprüche sowie 
der materiellen Ansprüche der Kriegsinvali­
den und der Hinterbliebenen eine ähnliche 
Regelung für die Zivilinvaliden zu machen, 
weil niemand da ist, der das bezahlt, worauf 
sie entsprechende Ansprüche haben, etwa 
Pensionsleistungen, Rentenleistungen, wo die 
Kompetenz aufgrund der Bundesverfassung 
den Ländern zukommt. 

Aber das heißt ja nicht, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren, daß wir uns hier 
nicht bemühen sollen und müssen, entspre­
chende Erfolge zu erzielen. 

Die Unsachlichkeit Ihrer Ausführungen, 
Frau Abgeordnete, ergibt sich ja auch zum 
Beispiel aus der Betrachtung des National-
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fonds zur besonderen Hilfe für Behinderte. 
(Abg. Dr. Helene Pa r ti k-Pa bl e: Meine 
Ausführungen tun Ihnen weh!) Dieser Natio­
nalfonds, der ganz bewußt keine staatliche 
Leistung erhält und keine budgetrnäßig 
dotierte Institution ist, geht auf einen Vor­
schlag des damaligen Bundeskanzlers Dr. 
Bruno Kreisky im "Jahr der Behinderten" 
zurück. In Form einer nationalen Aktion 
wurde eine Spendenaktion durchgeführt, und 
das Ergebnis der Sammlungen ist durch die 
Bundesregierung verdoppelt worden. Dieser 
Nationalfonds erbringt Leistungen, wo es wie­
der Rückflüsse gibt. Es gibt keine konkrete 
budgetmäßige Dotierung. 

Ich bemühe mich jetzt aufgrund der Gege­
benheiten, aus dem Lotto-Toto entsprechende 
Mittel zu bekommen, weil das genau im Sinne 
der Erfinder ist, daß eine nicht budgetmäßig 
beeinflußte Dotierung dieses Fonds erfolgen 
soll, sondern aus Mitteln aus Bereichen, wo 
sie zur Verfügung stehen. Ich glaube, daß die 
Förderung Behinderter aus den Mitteln, die 
in diesem Topf vorhanden sind, genauso wich­
tig ist, zumindest ebenso wichtig ist wie die 
Förderung irgendwelcher Sportorganisatio­
nen, und ich meine auch, daß es durchaus am 
Platze ist, mit dem Generaldirektor Dr. Wall­
ner in Gespräche einzutreten. 

Ich möchte zur Ehre des Dr. Wallner sagen, 
daß die ihm zugeschriebene Behauptung, das 
käme überhaupt nicht in Frage, nicht verifi­
ziert worden ist. Ich werde in den nächsten 
Tagen ein Ggespräch mit Dr. Wallner führen, 
um mit ihm eine Klärung dieser Fragen her­
beizuführen. 

Aber was dagegen einzuwenden ist - Frau 
Dr. Partik-Pable, ich habe Ihnen sehr auf­
merksam zugehört (Abg. Dr. Helene Par­
ti k - Pa b 1 e: Das glaube ich Ihnen ja, Gott 
sei Dank!) -, daß aus diesem Fonds, der über 
viele Millionen verfügt, eine Abzweigung 
zugunsten der Behinderten erfolgt, das weiß 
ich nicht. Denn wir haben leider nicht so viele 
Mittel für die Behinderten, daß wir es uns lei­
sten können, irgendeine Hilfe oder eine Mög­
lichkeit zurückzuweisen, die sich zugunsten 
der Behinderten auswirkt, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! (Beifall bei der SpO.) 

Daher werde ich mich ungeachtet Ihres 
Einspruches oder Ihrer Meinung sehr wohl 
bemühen, dem Nationalfonds auch aus dieser 
Quelle und aus anderen Quellen Mittel zuzu­
führen, damit wir mehr Geld zugunsten der 
Behinderten, für eine unbürokratische Hilfe 
für die Behinderten, zur Verfügung haben. 

Die zweite Frage, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, betrifft eine Pensionslei­
stung für Mütter schwerbehinderter Kinder, 
für Mütter, die sich der Erziehung dieser Kin­
der widmen und demzufolge nicht berufstätig 
sein können. (Abg. Dr. Helene Par ti k -
Pa b 1 e: Das haben Sie schon zugesagt!) 

Es ist natürlich sehr einfach, in polemischer 
Weise zu sagen, der oder jene wollen nicht. 
Dazu muß man wissen, daß unser Pensionssy­
stem nach dem Versicherungsprinzip aufge­
baut ist und eine Beitragsleistung erfordert. 
Wenn jemand eine Pflichtversicherung hat, 
dann entsteht durch die Beitragszahlung ein 
entsprechender Pensionsanspruch. 

Im Bewußtsein dieser schwierigen Situa­
tion und um diesen Müttern zu helfen, habe 
ich mich um eine Konstruktion bemüht, die 
einerseits dem Versicherungsprinzip Rech­
nung trägt, aber andererseits die Last der Bei­
tragszahlung nicht jenen Müttern auferlegt, 
die ohnedies mit Mehrausgaben finanziell 
belastet sind. Demzufolge mußte in der Ver­
gangenheit und muß auch in der Gegenwart 
eine Kooperation zwischen dem Familienmi­
nisterium und meinem Ressort herbeigeführt 
werden, weil natürlich die Beiträge, die wir in 
einer Konstruktion für einen solchen Pen­
sionsanspruch festlegen müssen, aus dem 
Familienlastenausgleichsfonds kommen sol­
len und müssen. Frau Abgeordnete! Ich 
möchte Sie jedenfalls auf diesem Gebiet 
glücklich machen, indem ich Ihnen sage: Sie 
werden in naher Zukunft bald Gelegenheit 
haben, einem solchen Gesetz die Zustimmung 
zu geben. Dann wird das eintreten, was wir 
gemeinsam wollen - Sie polemisch und ich 
in der Notwendigkeit der Durchführung -: 
daß wir diesen Frauen helfen. (Abg. Dr. 
Helene Par ti k -Pa bl e: Herr Minister! Sie 
wissen ganz genau, daß ich lange Zeit nicht 
polemisch war!) Polemisch ist, wenn man sich 
ans Rednerpult stellt und in Oberlehrerma­
nier dem Minister Zensuren von "genügend" 
oder "nicht genügend" erteilt, weil er angeb­
lich oder tatsächlich hier nicht gehandelt hat. 
(Abg. Dr. Helene Parti k-Pa bl e: Nach 
vier Jahren werden Sie das, glaube ich, ver­
stehen!) Das Handeln besteht darin, daß es 
eben zwischen dem Erheben einer Forderung 
aufgrund irgendwelcher Überlegungen und 
der Realisierung auf Gesetzesebene einen 
weiten Weg gibt. (Abg. Dr. Helene Par ti k -
Pa b 1 e: Es dauert aber zu lang!) 

Wenn Sie nicht so vorzeitig zu neuen 
Obmann-Wahlen in Ihrer Partei gekommen 
wären, dann hätte ja die Legislaturperiode 
der vergangenen Regierung länger gedauert, 
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und dann hätten Sie dieses Gesetz. Hätten Sie 
die Wahl Haiders verhindert, dann hätten wir 
schon das Gesetz, das diesen mühseligen und 
beladenen Müttern eine Hilfe gibt. (Beifall bei 
derSPO.) 

Sie sehen, so unkompliziert sind die Zusam­
menhänge. (Abg. Dkfm. Bau er: Sie wissen 
schon, wer vertragsbrüchig geworden istlj 

Frau Abgeordnete! Ihr Bestreben ist ja sehr 
lobenswert, und ich weiß das zu schätzen, um 
Ihnen die Beurteilung wieder zurückzugeben: 
lobenswert; ich nehme jetzt keine Note von 1 
bis 5, sondern sage "lobenswert" als allgemei­
nen Begriff. In Wirklichkeit ist es ja so, daß 
Sie ganz genau wissen, wie ernsthaft ich 
bemüht bin, daß wir hier eine Hilfe bieten. 
Aber ich sage Ihnen noch einmal - damit das 
völlig klar ist für alle Beteiligten, die Länder, 
den Bund, die zivilen Organisationen, die 
Behinderten -, daß wir uns hier auf eine völ­
lig neue Ebene begeben müssen und daß die 
allgemein einsichtige Situation der Kriegsin­
validen jetzt im Hinblick auf die Entwicklung 
der Zivilinvaliden anders gesehen werden 
muß. 

Ich habe Ihnen gesagt, daß gerade die 
Gespräche der letzten Zeit tendenziell in die 
Richtung gehen, daß wir uns zum Glück, 
meine Damen und Herren, in absehbarer Zeit 
nicht mit Ansprüchen von Kriegshinterbliebe­
nen auseinandersetzen und beschäftigen 
müssen, sondern - nicht zum Glück der 
Betroffenen - doch die Chance haben, jenen 
zu helfen, die nicht durch Kriegsereignisse, 
sondern durch Geburt oder andere Ereignisse 
in ihre schwierige Situation geraten sind. 

Diese Regierung wird sich bemühen, diesen 
armen Menschen zu helfen und ihnen die 
berechtigte Hilfe zuteil werden zu lassen. 
(Beifall bei SPÖ und OVP.) 17.34 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Kräutl. 

17.34 

Abgeordneter Kräutl (SPÖ): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Frau Abge­
ordnete Dr. Partik-Pable, Sie haben die Her­
ren Dr. Schwimmer und Dr. Kohlmaier wegen 
ihrer Unsachlichkeit hier gerügt. Ob zu Recht 
oder zu Unrecht, das überlasse ich der Beur­
teilung. Ich hoffe nur, daß Sie sich, Frau Dok­
tor, als Opposition in der Sachlichkeit wohltu­
end unterscheiden. Die heutige Wortmeldung 
war vielleicht nicht gerade dazu angetan, aber 
ich verliere die Hoffnung sicherlich nicht. 

(Zwischenruf der Abg. Dr. Helene Par ti k -
Pa b 1 e.) Ja vielleicht. Ich bin aber auch noch 
lernfähig, Frau Dr. Pable. (Beifall bei der 
sm.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Herr Dr. Kohlmaier ist ja bekannt durch 
seine Formulierungen. Er ist momentan nicht 
da; ich kann also dazu nichts sagen. Ich 
möchte nur feststellen: Uns ist die Lage 
sicherlich viel zu ernst, um hier Nikolaus und 
Krampus zu spielen. Wir glauben, daß wir 
nun alle darangehen müssen, die Probleme 
gemeinsam ohne Gegensätzlichkeit zu lösen. 

Auch im Budget 1987 sind ja mit 129,4 Milli­
arden Schilling etwa 27,3 Prozent der Ausga­
ben ohne Tilgungen für die soziale Wohlfahrt 
präliminiert, ein Betrag, der sich übrigens in 
den letzten zehn Jahren beinahe verdoppelt 
hat. 

N ach wie vor ist die größte Ausgabenpost 
mit 52,3 Milliarden Schilling der Zu schuß des 
Bundes zur Sozialversicherung. Hier allein 
betragen die Zuschüsse an die Pensionsversi­
cherungen einschließlich der Ausgleichszula­
gen 51,1 Milliarden Schilling. Diese Bela­
stung, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, wurde, wie heute bereits ausgeführt, 
durch die mit der 40. Novelle zum ASVG ein­
geleitete Pensionsreform sicherlich wesent­
lich verringert. 

Wenn einige Abgeordnete unseres Koali­
tionspartners in der vergangenen Budgetde­
batte - und zwar hauptsächlich in der 
Gesundheitsdebatte - gemeint haben, daß 
diese Regierung ein schwerwiegendes Erbe 
mitbekommen hat, so ist das sicherlich rich­
tig. Ich möchte aber auch sagen, daß gerade 
diese eingeleitete Reform auch ein positives 
Erbe ist, das mitgebracht worden ist. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Selbstverständlich gibt es bei den Zuschüs­
sen zu den Pensionsversicherungen aus der 
historischen Entwicklung heraus ererbte Ver­
pflichtungen, die wir auch weiterhin und jetzt 
gemeinsam zu tragen haben werden. 

Herrn Dr. Haupt möchte ich nur sagen: 45 
Beitragsjahre kann es im bäuerlichen Versi­
cherungsbereich aufgrund der historischen 
Entwicklung sicherlich nicht geben. Er wird 
sich hier meiner Meinung nach versprochen 
haben. Es kann keine 45 Beitragsjahre hier 
geben. 

Der Bund wird im Jahre 1987 wiederum 
19 Milliarden Schilling an Zuschüssen für die 
Selbständigen-, Gewerbe- und Bauernpensio­
nisten zur Auszahlung bringen, darüber 
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hinaus 732 Millionen Schilling für die Bauern­
krankenkassen zu leisten haben. 

Selbstverständlich bekennen wir uns dazu. 
Es soll aber auch das aufgezeigt werden, 
wenn man auf der anderen Seite hier von 
ungeheuerlichen Belastungen spricht, die 
diese Regierung ererbt habe. 

Wir bekennen uns deshalb dazu, weil wir 
seit eh und je eine Politik der sozialen Sicher­
heit für alle Gruppen in unserem Lande ver­
folgen. 

Unsere Sozialversicherung bietet ja heute 
in irgendeiner Form für 7 1/2 Millionen Men­
schen Schutz und ein Mindestmaß an mate­
rieller und sozialer Sicherheit, hier im beson­
deren auch für die ältere Generation, deren 
Mindesteinkommen zumindest durch die Aus­
gleichszulagenregelung gesichert wird, wo es 
auch für 1987 wiederum eine über die normale 
Pensionsanpassung hinausgehende Erhö­
hung gab. 

Die Ausgleichszulage für Pensionistenehe­
paare wurde von 1 782 S im Jahre 1970 auf 
nunmehr 6973 S für 1987 angehoben, was 
eine wesentliche Besserstellung gegenüber 
dem Index bedeutet. 

Es ist erfreulich, daß sich die Zahl dieser 
Ausgleichszulagenbezieher als immer wieder 
rückläufig abzeichnet, und das kann als 
Erfolg im Kampf gegen die Armut gewertet 
werden. 

Im letzten Jahr hat die Zahl der Ausgleichs­
zulagenbezieherp.euerlich um über 9 900 
abgenommen, wogegen sich die Zahl der Pen­
sionisten um über 18 800 erhöht hat. Mit 
31. Dezember 1986 wurden zu 16,4 Prozent der 
Pensionen Ausgleichszulagen bezahlt, und 
zwar zu den Pensionen der Landwirtschaft 
35,3 Prozent, zu den Pensionen der selbstän­
dig Erwerbstätigen aus der gewerblichen 
Wirtschaft 21,9 Prozent und zu den Pensionen 
der unselbständig Erwerbstätigen 13,2 Pro­
zent. Es gab damit weniger Ausgleichszula­
genbezieher bei den Arbeitern und Angestell­
ten, als es Pensionisten mit Hilflosenzuschüs­
sen gibt. Es werden nämlich insgesamt zu 
14 Prozent der Pensionen Hilflosenzuschüsse 
bezahlt. 

Eine ausreichende medizinische Versor­
gung im Rahmen eben dieser Sozialversiche­
rung ist durch die Krankenkassen gewährlei­
stet, die nicht nur bei den versicherten Akti­
ven, sondern auch bei den Pensionisten 
Schutz für die Familienangehörigen bieten, 

ohne gesonderte Beitragszahlung, ganz 
gleich, ob es sich dabei um ärztliche Versor­
gung, um Spitalspflege, Zahnbehandlung, 
Heilbehelfe oder anderes mehr handelt. Es 
werden praktisch alle unsere Mitbürger 
neben den Direktversicherten als Ehegatten, 
Lebensgefährten, Kinder, Studierende et 
cetera mit betreut. 

Einen weitgehenden Schutz in dieser Rich­
tung bietet auch die allgemeine Unfallversi­
cherung - sie wurde auch heute bereits ange­
sprochen - nicht nur den Erwerbstätigen, 
sondern auch den Schülern, Studenten und 
darüber hinaus auch den Mitgliedern ver­
schiedener Hilfsorganisationen wie Rettungs­
geseIlschaften, Feuerwehren und dergleichen 
mehr. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Eine der Hauptaufgaben der Sozialpolitik 
neben der Sozialversicherung, neben dem 
Arbeitsschutz und der Lohnpolitik ist die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Bereits in 
der vorigen Woche und auch heute wiederum 
hat zum Beispiel Dr. Haider gemeint, daß 
diese Regierung als Erbe die höchste Arbeits­
losigkeit mitbekommen habe. 

Es wird dabei allerdings wohlweislich ver­
schwiegen, daß sich seit der Mitte der siebzi­
ger Jahre die Situation auf dem Arbeitsmarkt 
international verschärft hat und daß sich 
Österreich diesen Entwicklungen einfach 
nicht entziehen kann. Das von der Opposition 
gebrauchte Argument, sie interessiere nur die 
Situation in Österreich, was in anderen Staa­
ten, was auf der Welt geschieht, gehe sie 
nichts an, kann anscheinend nicht so rasch 
abgebaut werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Auch uns interessieren natürlich in erster 
Linie die wirtschaftliche Lage und die 
Arbeitslosenraten in unserem Lande. Man 
muß bei einiger Objektivität aber doch zuge­
ben, daß es gelungen ist, die Folgen der nega­
tiven internationalen Entwicklung für unser 
Land stark abzuschwächen. Wir haben auch 
zum Beispiel im dritten Quartal 1986 mit 
2 845 000 die höchste Zahl der unselbständig 
Beschäftigten. 

Wenn wir unsere Arbeitslosenrate des Vor­
jahres im internationalen Vergleich sehen, so 
stellen wir fest: Wir waren mit den 5,2 Prozent 
gegenüber der Bundesrepublik Deutschland 
mit 7,8, Frankreich mit 10,5 Prozent, England 
mit 11,8 oder gegenüber den OECD-Staaten 
Europas insgesamt mit 11 Prozent doch 
bedeutend erfolgreicher bei der Bekämpfung 
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der Arbeitslosigkeit, von der nun über 31 Mil­
lionen Menschen in den Industriestaaten der 
Welt direkt betroffen sind. 

Es ist mir dabei sehr wohl bewußt, daß dies 
für jene Menschen, die in unserem Land 
davon betroffen sind, kein Trost sein kann. 
Was wir aber auch als Erbe in diese Regie­
rung eingebracht haben, ist die soziale Absi­
cherung dieser arbeitslosen Menschen und 
ihrer Familien, die auch bei einer Langzeitar­
beitslosigkeit durch die Notstandshilfe, die 
ihnen in der Höhe der Arbeitslosenversiche­
rung gebührt, wenn der Arbeitslose für 
zumindest einen zuschlagsberechtigten Ange­
hörigen zu sorgen hat, nicht in ihrer Existenz 
gefährdet sind. 

Darüber hinaus gebührt dann auch Arbeits­
losen, die das 59. Lebensjahr - bei Frauen ist 
es das 54. Lebensjahr - erreicht haben und 
mindestens 15 Jahre arbeitslosenversiche­
rungspflichtig beschäftigt waren, die Sonder­
unterstützung, und es können diese Personen 
in weiterer Folge mit 60 beziehungsweise 
55 Jahren die vorzeitige Alterspension bean­
tragen. Für die Aufbringung dieser Mittel ist 
vorgesorgt, sowohl für die Arbeitslosenunter­
stützung als auch für die Notstandshilfe, 
sowie auch für die Sonderunterstützung, 
wenngleich auch im Jahr 1987 noch beträchtli­
che Mittel dafür aufzubringen sind. 

Meine Damen und Herren! Über das Erbe 
der sozialen Sicherheit für die sozial Schwa­
chen in unserer Gesellschaft werden wir 
Sozialisten zu wachen haben. Es kann sicher 
nicht so sein, daß wegen einiger weniger, die 
das soziale Netz vielleicht mißbrauchen, jene, 
die es benötigen, nämlich die sozial Schwa­
chen - und das ist die weitaus überwiegende 
Mehrheit -, Schaden erleiden. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wir werden es 
aber auch nicht mit ansehen, daß mit dem 
Argument der Einsparungen oder der 
Umschichtungen soziale Errungenschaften, 
Ansprüche, die erarbeitet wurden, abge­
schafft werden sollen. Es kann gerade auch in 
der Sozialpolitik keine Wende zum Schlechte­
ren geben, eine Wende, die Dr. Dillersberger 
zwar im Budget zu erkennen glaubt, eine 
Wende, die aber nach Dr. Haider, wenn es den 
Medien gelungen ist, ihn richtig zu interpre­
tieren, nur mit einer ÖVP-FPÖ-Koalition her­
beizuführen gewesen wäre. 

An der sozialen Sicherheit, an der Siche­
rung der Arbeitsplätze hat im letzten J ahr­
zehnt auch die Arbeitsmarktvorsorge, die 

Arbeitsmarktförderung sehr großen Anteil, 
was ja bereits zum Ausdruck gebracht wurde. 
Auch im Jahr 1987 werden dafür wiederum 
über 3,3 Milliarden Schilling eingesetzt wer­
den können. 

Und gerade ich, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, der ich aus einer Krisen­
region der Steiermark komme, weiß, wie 
wichtig diese arbeitsmarktpolitischen Maß­
nahmen sind, wie notwendig diese Hilfe für 
Betriebe ist, die vorübergehend in Schwierig­
keiten geraten oder gar insolvent werden. 
Durch den Einsatz des arbeitsmarktpoliti­
schen Instrumentariums war es in den ver­
gangenen Jahren im Bezirk Liezen möglich, 
Betrieben über die ärgsten Probleme kurzfri­
stig hinwegzuhelfen, war es möglich, Tau­
sende Arbeitsplätze damit zu sichern. (Beifall 
bei der SPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.j 

Ich möchte daher, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, die Gelegenheit gerne 
wahrnehmen, den zuständigen Stellen der 
Arbeitsmarktverwaltung, den zuständigen 
Stellen der Ministerien, aber auch im beson­
deren dem Herrn Sozialminister persönlich, 
der sich hier nicht als Nikolaus aufgespielt 
hat, sondern der echte Hilfe geboten hat, 
herzlich dafür zu danken. (Beifall bei der SPÖ 
und bei Abgeordneten der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ohne die Hilfe des Staates wäre es nicht mög­
lich gewesen, zum Beispiel auch einen größe­
ren Privatbetrieb weiterzuführen, wäre es 
nIcht möglich gewesen, die fast 1000 Arbeits­
plätze im Paltental zu erhalten. Auch das ist 
- wie bereits gesagt - in besonderem Maße 
soziale Sicherheit wie auch auf der anderen 
Seite die Förderungsmaßnahmen für Indu­
strie und Gewerbe sowie die Förderung der 
Landwirtschaft. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich stelle abschließend fest, daß es trotz der 
Budgetkonsolidierung keinen Stillstand in 
der Sozialpolitik geben wird. Es gibt sicher in 
den nächsten Jahren große Aufgaben zu 
bewältigen, um der Jugend Entfaltungsmög­
lichkeiten zu eröffnen, der Arbeitslosigkeit 
Herr zu werden und um vor allem natürlich 
auch die Pensionen zu sichern. 

Wenn wir gemeinsam an diese Probleme 
herangehen, wird es uns auch gelingen, für 
die Menschen in unserem Lande weiterhin 
eine positive Sozialpolitik zu gestalten. Das 
Budget 1987 gibt die Gewähr dafür. (Beifall 
bei SPÖ und ÖVP.) 17.50 
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Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Schwarzenberger. 

17.50 

Abgeordneter Schwarzenberger (ÖVP): 
Herr Präsident! Geschätzte Damen und Her­
ren! Aus Solidarität zu den 27 nach mir gemel­
deten Rednern werde ich mich - im Gegen­
satz zu den vielen Vorrednern - an die ver­
einbarte Redezeit halten, denn wenn jeder, 
der nach mir kommt, nur 15 Minuten spricht, 
wird es zwei Uhr früh werden. (Beifall bei 
ÖVP, SPÖ und bei Abgeordneten der Grünen.) 

Im Arbeitsübereinkommen der Regierungs­
parteien wurde unter dem Kapitel soziale 
Sicherheit unter anderem folgendes festge­
stellt - ich zitiere wörtlich -: 

"Für die Bezieher kleinster Pensionen wer­
den zusätzliche Leistungen erbracht." Zumin­
dest die Arbeitslosenrate wird für die 
Mindestrentner nicht angerechnet beim Aus­
gleichszulagenrichtsatz. 

Zu diesen kleinsten Pensionen zählen vor 
allem die bäuerlichen Pensionen. Die 181400 
bäuerlichen Pensionisten erhalten im Jahre 
1987 eine Durchschnittspension - einschließ­
lich der Ausgleichszulage - von 4 350 S im 
Monat. Das sind pro Tag 145 S, ein Betrag, 
von dem sehr oft ein Ehepaar leben muß. Für 
diesen Kreis von Personen, die in ihrer akti­
ven Zeit 70 bis 80 Stunden in der Woche arbei­
teten, Verbesserungen zu erreichen, das muß 
unser Ziel sein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Besonders kritisieren Pensionisten immer 
wieder die praxisfremde Anrechnung des fik­
tiven Ausgedinges zur Berechnung der Aus­
gleichszulage. Herr Abgeordneter Haupt hat 
heute einige Beispiele gebracht und ist dabei 
von 45 Versicherungsj ahren ausgegangen. 
Die bäuerliche Zuschußrentenversicherung 
besteht jedoch erst seit 1956; die Bauern kön­
nen also 30, mit den Ersatzzeiten 35, höch­
stens jedoch 40, aber kaum 45 Jahre errei­
chen. 

Bei einem Einheitswert eines Betriebes von 
34 000 S wird ein fiktives Ausgedinge von 
monatlich 1 240 S festgestellt. An Pension -
einschließlich Ausgleichszulage - erhält die­
ser Pensionist, wenn seine Frau noch lebt, 
5 730 S. Bei einem Einheitswert von 80 000 S 
erhält ein Pensionist nach 35 Versicherungs­
jahren nur etwa 3700 S. Um 2000 S weniger, 
obwohl er monatlich doppelt soviel Beiträge 
als ein Pensionist mit einem Einheitswert von 
34 000 S bezahlt. 

Von einem Betrieb mit 80000 S Einheits­
wert werden etwa 3 300 S fiktives Ausgedinge 
errechnet. Gerade diese Betriebsgröße haben 
jene Landwirtschaftsbetriebe, die uns die 
größten Sorgen bereiten, denn das ist die 
unterste Grenze der Vollerwerbsbetriebe, das 
sind unsere ärmsten Bauern. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Diese Bauern sind auch am wenigsten in 
der Lage, ihren Übergebern eine entspre­
chende Austragsleistung zu gewähren. 
Bereits in den vergangenen Jahren hat die 
Präsidentenkonferenz der Landwirtschafts­
kammern wiederholt darauf hingewiesen, daß 
das auf die Ausgleichszulage anzurechnende 
pauschale Ausgedinge einfach nicht mehr der 
Realität entspricht und daher eine praxisnä­
here Anrechnupg notwendig wäre. Diesem 
Anliegen hat der Gesetzgeber in den letzten 
Jahren ansatzweise dadurch entsprochen, daß 
einmal das anzurechnende Ausgedinge nicht 
dynamisiert und einmal nur der halbe Dy­
namisierungssatz angerechnet wurde. 

Diese Maßnahmen haben jedoch an der 
grundsätzlichen Problematik nichts geändert. 
Kurzfristig sollten daher folgende Verände­
rungen angestrebt werden: 

Erstens: Bei Betrieben, die aufgelöst oder 
gegen geringes Entgelt verpachtet wurden 
und wo nachweislich kein Ausgedinge gelei­
stet werden kann, soll nur der tatsächliche 
Wert angerechnet werden. 

Zweitens: Für die Anrechnung des pauscha­
len Ausgedinges soll eine Obergrenze von 
monatlich etwa 2 500 S eingezogen werden. 

Mittelfristig sollte eine degressive Steige­
rung der Pauschalwerte ab etwa 40 000 S Ein­
heitswert angestrebt werden. 

Das Endziel einer Neuregelung muß es 
sein, den Ausgleichszulagenbeziehern, denen 
ein Pauschalausgedinge angerechnet wird, 
das gleiche Mindesteinkommen zu sichern, 
das alle anderen Ausgleichszulagenbezieher 
haben. 

Gerade die heute 60- bis 70jährigen haben 
beim Aufbau unserer Zweiten Republik 
Großes geleistet und sollten daher einen eini­
germaßen sorgenfreien Lebensabend haben. 
(Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Bereits seit eini­
gen Jahren wird im Sozialausschuß der Präs i­
dentenkonferenz über eine geteilte Auszah­
lung der Bauernpension beraten. Die von der 
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Arbeitsgemeinschaft der Landfrauen initi­
ierte Aktion der Sozialversicherungsanstalt 
der Bauern, wodurch die Versicherten auf die 
Möglichkeit einer freiwilligen Teilung der 
Pensionsauszahlung hingewiesen werden, 
brachte keinen Erfolg. Bisher wurde nur in 
zwölf Fällen davon Gebrauch gemacht. 

Seit dem Jahre 1986 gibt es in der Bundes­
republik Deutschland ein Modell, nach dem 
der hauptberuflich mitarbeitenden Bäuerin 
30 Prozent der Pension des Bauern ausbe­
zahlt werden, sofern sie keinen anderen Pen­
sionsanspruch hat. In der Bundesrepublik 
geht man davon aus, daß die Bäuerin Mitun­
ternehmerin ist und als solche auch behandelt 
werden soll. 

Da in der Landwirtschaft eine Lösung, wie 
sie im Gewerbe vorhanden ist, daß die Gattin 
im Betrieb angestellt und selbständig versi­
chert werden kann, versicherungsrechtlich 
nicht möglich ist, muß nach anderen Formen 
gesucht werden. 

In Anlehnung an die deutsche Regelung 
könnte in Österreich ein Auszahlungsan­
spruch für die Ehegattin beziehungsweise 
auch für den Ehegatten - also geschlechts­
neutral - verankert werden. Der Kreis der 
Anspruchsberechtigten soll jene Bäuerinnen 
oder Bauern umfassen, die keinen anderen 
Pensionsanspruch haben und im landwirt­
schaftlichen Betrieb mitarbeiten, egal, ob Mit­
besitz vorliegt oder nicht. 

Die geteilte Auszahlung soll von der Bäue­
rin beantragt werden können und auch für 
laufende Pensionen Gültigkeit haben. Nur bei 
schwerwiegenden Gründen sollte ein Wider­
spruchsrecht des Versicherten verankert wer­
den. 

Ein solches Modell brächte keine höheren 
Beitragsleistungen und nur einen ganz gerin­
gen Mehraufwand an Verwaltungskosten 
durch die geteilte Auszahlung der Pension. Es 
wäre auch kein versicherungsrechtlicher Pen­
sionsanspruch, sondern ein gesetzlich veran­
kerter Auszahlungsanspruch aufgrund der 
gemeinsamen Bewirtschaftung. 

Eine solche Neuregelung müßte aber beim 
betroffenen Personenkreis gut vorbereitet 
werden. Ich würde dieses Modell deshalb vor­
schlagen, da dabei keine Beitragserhöhungen 
notwendig wären. 

Eine weitere Beitragsbelastung der Bauern 
wäre einfach nicht mehr erträglich, da wir 
bereits 12,5 Prozent der Bemessungsgrund-

lage monatlich an Beiträgen zahlen, zusätz­
lich 400 Prozent des Steuermeßbetrages als 
Pensionsabgabe jährlich und darüber hinaus 
noch an die Übergeber das Ausgedinge zu lei­
sten haben. Unsere Schmerzgrenze ist bereits 
erreicht. 

Zunehmend in Schwierigkeiten kommt 
aber auch die bäuerliche Krankenkasse, zum 
Teil strukturell, zum Teil gesetzlich bedingt. 
Die Zahl der aktiven Versicherten, an deren 
Beiträge der Bundesbeitrag gebunden ist, 
nimmt laufend ab. So ist in den letzten zehn 
Jahren die Zahl der aktiv Versicherten in der 
Bauernkrankenkasse um 25 Prozent gesun­
ken. Dazu kommt, daß in der bäuerlichen 
Krankenversicherung ein besonders hoher 
Anteil von Angehörigen von Versicherten vor­
handen ist. 

Daneben müssen wir leider eine Überalte­
rung unseres Berufsstandes feststellen. Seit 
dem Jahre 1985 haben wir mehr Pensionisten 
als aktive Versicherte, und auch von den akti­
ven Versicherten sind 40 Prozent älter als 
50 Jahre. 

Die Krankenversicherungsleistungen für 
Pensionisten sind nur noch zu 60 Prozent 
durch die Beitragssätze gedeckt. Die vorhan­
denen Reserven sind durch gesetzliche Trans­
fers von insgesamt 736 Millionen Schilling in 
den letzten Jahren von der Krankenversiche­
rung zur Pensionsversicherung umgeschich­
tet worden. Wir brauchen deshalb auch in der 
bäuerlichen Krankenversicherung eine ähnli­
che Regelung, wie sie bei den Pensionisten in 
der gewerblichen Krankenversicherung vor­
gesehen ist. 

Hohes Haus! Geschätzte Damen und Her­
ren! Da auch der Bereich der sozialen Sicher­
heit in die budgetäre Konsolidierung einbezo­
gen werden muß, gilt es in erster Linie, das 
Erreichte abzusichern, trotzdem müssen aber 
soziale Härten beseitigt werden. (Beifall bei 
der ÖVP.) 18.01 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Mag. Guggenberger. 

18.01 

Abgeordneter Mag. Guggenberger (SPÖ): 
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Es ent­
spricht an sich nicht meinem persönlichen 
Stil, über Abwesende zu polemisieren, aber 
Kollegin Partik-Pable hat mit ihren Feststel­
lungen schon einige Bemerkungen provoziert, 
die in Ton und Inhalt derart waren, daß sie 
mit Engagement, das ich der Frau Kollegin 
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Partik-Pable gerne konzedieren möchte, nicht 
mehr entschuldbar sind. 

Aber mich hat es gar nicht gewundert, daß 
sie die Behindertenpolitik, die gemacht wor­
den ist und die gemacht werden wird, in 
Bausch und Bogen kritisiert. Kollegin Partik­
Pable hat nämlich in einer Presseaussendung 
zur ersten Klausur dieser Bundesregierung 
gemeint, die Probleme behinderter Menschen 
seien bei dieser Klausur nicht zur Sprache 
gekommen. Diese Aussendung hat sie am Tag 
dieser Klausur gemacht, zu einem Zeitpunkt 
also, zu dem sie noch gar nicht wissen konnte, 
was bei dieser Klausur geredet wurde. (Abg. 
Dr. 0 f n er: Auf der Tagesordnung wird es 
halt nicht gewesen sein!) 

Herr Minister Ofner! Ich darf die abwe­
sende Kollegin Partik-Pable beruhigen: Der 
Sozialminister hat der Regierung anläßlich 
dieser Tagung ein Programm vorgelegt, das 
sich sehr ausführlich und sehr eingehend 
auch mit den Sorgen behinderter Menschen 
beschäftigt hat. Behindertenpolitik, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, wird auch 
in Zukunft - und in Zukunft sogar verstärkt 
- auf der politischen Tagesordnung dieser 
Regierung mit Minister Dallinger stehen. 
Jedenfalls werden wir - ich kann nur für 
meine Fraktion reden - dafür sorgen. Darauf 
können Sie sich verlassen, meine Damen und 
Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber auch Kollegin Partik-Pable ist selbst­
verständlich sehr gerne zur Mitarbeit eingela­
den, und wenn sie schon zu polemisieren 
begonnen hat, dann darf ich mir bitte auch 
eine Bemerkung erlauben: Ganz offensicht­
lich wird ihre Arbeit für die Behinderten in 
der eigenen Fraktion nicht allzusehr ge­
schätzt; sonst kann ich es mir nicht erklären, 
daß sie plötzlich nicht mehr dem Sozialaus­
schuß angehört. Das soll auch festgehalten 
werden. (Zwischenruf des Abg. Dr. 0 f n er.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das Ceterum censeo bei jeder Aussprache, bei 
jeder Diskussion mit Behindertenorganisatio­
nen ist die sehr vehement vorgetragene For­
derung, um Himmels willen nicht das Invali­
deneinstellungsgesetz auslaufen zu lassen. 
Dieses Gesetz wurde - wie wir inzwischen 
alle wissen - seinerzeit vom Gesetzgeber mit 
21. Dezember 1989 befristet. Inzwischen ist es 
halt zu einer tragenden und unverzichtbaren 
Säule der Behindertenpolitik geworden. 

Es freut mich sehr, daß auch heute wieder 
von Rednern aller Parteien festgestellt wurde, 
daß eine Einigung in Sicht ist; daran kann für 

mich kein Zweifel bestehen. Auch die Regie­
rung hat in ihrem Arbeitsübereinkommen 
und nicht zuletzt bei dieser Regierungsklau­
sur unmißverständlich festgestellt, daß dieses 
Invalideneinstellungsgesetz auch über diese 
Fallfrist hinaus Bestand haben wird, ja 
Bestand haben muß. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Eines erfüllt mich noch ein wenig mit Sorge: 
Wir nähern uns mit Riesenschritten dem Jahr 
1989, und schon heute werden an den Aus­
gleichstaxfonds Darlehensanforderungen 
gestellt, die weit über dieses Datum hinaus­
reichen. Es geht also nicht nur darum, die 
Wirksamkeif' dieses Gesetzes zu verlängern, 
sondern es geht darum, seine Wirksamkeit 
rasch und unverzüglich zu verlängern und die 
Befristung zu beseitigen. Ich darf auch von 
dieser Stelle aus appellieren, diese Fallfrist 
gemeinsam lieber schon heute als erst mor­
gen zu beseitigen. 

Eine Bemerkung zum Invalideneinstel­
lungsgesetz, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, sei mir noch gestattet. Die Republik 
Österreich als Dienstgeber wird im heurigen 
Jahr etwa 20 Millionen Schilling an Aus­
gleichstaxe bezahlen müssen, da sie nicht 
genug Behinderte eingestellt hat. 

Im Ressortbereich des Herrn Bundesmini­
sters Alfred Dallinger aber ist die vorgeschrie­
bene Quote nicht nur erfüllt, sondern sie ist 
zu 100 Prozent überschritten, und in seinem 
Ministerium selbst ist sie sogar zu 200 Pro­
zent überschritten. (Allgemeiner Beifall.) Ich 
danke für diesen Beifall; der Herr Bundesmi­
nister hat sich diesen wahrlich verdient. 

Es ist nur zu hoffen, daß auch andere Res­
sortchefs und nicht nur die Bundesministe­
rien, sondern auch die Länder und die 
Gemeinden diesem Beispiel folgen - dann 
wären wir schon ein gutes Stück weiter. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das "liebe" Geld spielt natürlich auch in der 
Behindertenpolitik eine ganz, ganz wesentli­
che Rolle. Auch wenn sich Frau Kollegin Par­
tik-Pable sehr abschätzig über den Vorschlag, 
zu dem ich gleich komme, geäußert hat, über­
nehme ich sehr gerne die Patenschaft für die­
sen Vorschlag. Ich war es, der als erster vor­
geschlagen hat, die nicht behobenen Lottoge­
winne dem Nationalfonds für Behinderte zu 
überlassen. Herr Bundesminister Alfred Dal­
linger hat in dankenswerter Weise diesen 
Vorschlag aufgegriffen und hat ihn beim 
Finanzminister unterstützt. 
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Wenn Frau Partik-Pable sagt, das seien 
Groschen, so muß ich doch darauf hinweisen, 
daß allwöchentlich 300000, 400000, 500000 S 
nicht behoben werden. Über das Jahr gerech­
net ergibt das einen Betrag von 15, 16 Millio­
nen. Ich glaube nicht, daß wir es uns leisten 
können, abschätzig auf 15 oder 16 Millionen 
zu verzichten. Ich jedenfalls wäre im Inter­
esse der Behinderten sehr, sehr froh, wenn 
dieser Betrag dem Nationalfonds überlassen 
werden könnte. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir werden sicher darüber hinaus kommen 
müssen. Aus dem Aufgabenabkommen der 
diversen Glücksspiele stellt ja der Bund der 
Sportförderung alljährlich einen Grundbetrag 
von 311 Millionen Schilling zur Verfügung. 
Ich bin der letzte, der auch nur irgend etwas 
gegen den Sport hätte, aber ein paar Prozent 
dieser Summe müßte man doch auch für die 
Behinderten erübrigen können. 

Wenn im Herbst der oberste Glücksspiel­
chef ein neues Glücksspiel starten wird, wird 
man - das hoffen wir sehr - an dieser wirk­
lich berechtigten Forderung nicht vorbeige­
hen können. Ich jedenfalls und meine 
Freunde werden ganz sicher nicht müde wer­
den, diese Forderung immer wieder zu erhe­
ben. 

Hohes Haus! Die Erschließung einer neuen 
Finanzierungsquelle für den Nationalfonds 
für die Behindertenarbeit ist sicher noch 
Zukunftsmusik, aber auf etwas, was nicht 
Zukunftsmusik ist, sondern was wir jetzt 
schon seit zehn Jahren mit wirklich beachtli­
chem Erfolg praktizieren, möchte ich Sie kurz 
hinweisen: Ich meine den sogenannten Mobi­
len Beratungsdienst für entwicklungsgestörte 
Kinder, den vor zehn Jahren das zuständige 
Landesinvalidenamt gemeinsam mit der Bur­
genländischen Landesregierung eingeführt 
hat. 

Eine möglichst frühzeitige Erkennung von 
Entwicklungsstörungen ist sicher die aller­
wichtigste Voraussetzung für den Erfolg the­
rapeutischer Maßnahmen. Die Inanspruch­
nahme dieser Einrichtung gibt den Initiatoren 
im nachhinein recht: Bisher wurden zwischen 
4 500 und 5 000 burgenländische Kinder von 
diesem Mobilen Beratungsdienst betreut. 

Ich meine, diese Beratungsdienste sollten 
daher in allen Bundesländern angeboten wer­
den. Alle Länder sind aufgefordert, diesem 
wirklich schönen und guten burgenlän­
dischen Beispiel zu folgen. (Beifall bei SPÖ, 
ÖVP und Beifall des Abg. Srb.) 

Ein weiteres Thema, meine Damen und 
Herren, darf ich streifen, wo wir in Österreich 
ebenfalls sozialpolitisches Neuland betreten 
haben. Sie erinnern sich vielleicht noch 
daran, wenn Sie es gesehen haben sollten: 
Vor zwei Wochen war im Fernsehen im Aus­
landsreport ein Bericht über die Opfer eines 
Terroranschlages in Frankreich zu sehen. Ein 
Jahr nach dem Terrorüberfall schlagen sich 
die bedauernswerten Opfer immer noch mehr 
oder weniger erfolglos im Wege des Privat­
rechts mit Schadenersatzansprüchen herum. 
Wir in Österreich sind mit dem sogenannten 
Verbrechensopfergesetz da ein gutes Stück 
weiter. Es gibt dieses Gesetz schon seit 
15 Jahren. Nur: Ich persönlich - ich komme 
aus einem Landesinvalidenamt, das für die 
Vollziehung dieses Gesetzes zuständig ist -
habe den Eindruck, daß auch die Justiz als 
jene Einrichtung, die unmittelbar mit den 
Betroffenen, mit dem Adressatenkreis dieses 
Gesetzes zu tun hat, ihre diesbezügliche Auf­
klärungsarbeit noch intensivieren könnte. 
Das beste Gesetz nützt halt nichts, wenn es 
nicht alle Betroffenen kennen. 

Gestatten Sie mir abschließend - eher 
unsystematisch - noch zwei ganz kurze 
Anmerkungen zu weiteren Bereichen der 
Behindertenpolitik. Die ÖNORM B 1 600 für 
behindertengerechtes Bauen gilt für den Bun­
deshochbau auch schon seit zehn Jahren. In 
die Bauordnungen der Länder hat sie bis 
heute noch nicht Eingang gefunden. Auch das 
wäre ein Feld, auf dem sich die Länder Spo­
ren verdienen könnten. 

Ein zweites, was mich auch stört: Bei der 
Vergabe von Tabaktrafiken vollzieht sich, wie 
mir scheint, in den letzten Jahren verstärkt 
eine eher unerfreuliche Entwicklung. Allzuoft 
nämlich werden Tabaktrafiken an Familien­
angehörige weitergegeben, und Behinderte, 
für die eigentlich die Tabaktrafiken ursprüng­
lich vorgesehen waren, fallen mehr und mehr 
durch den Rost. Ich weiß, das fällt nicht in die 
Ingerenz des Sozialministers, aber ich glaube, 
diesbezüglich müßte man auch einmal eine 
Gesetzesänderung überlegen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Vieles wäre in einer Debatte wie der heutigen 
über Behindertenpolitik noch zu sagen. Allein 
das Problem, daß viele Menschen in Heimen 
leben müssen, obwohl sie schon bei geringfü­
giger ambulanter Betreuung zwischen ihren 
eigenen vier Wänden bleiben könnten, wäre 
eine eingehende umfassende Diskussion 
wert. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und den Grünen.) 

Wir sind halt - das müssen wir zugestehen 
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- auch in Österreich noch ein gutes Stück 
von einer Gesellschaft entfernt, in der Behin­
derte und Nichtbehinderte gemeinsam leben, 
lernen und arbeiten können. Unsere Politik 
muß aber in diese Richtung gehen! Ich bin 
überzeugt, sie wird in diese Richtung gehen. 
Wir jedenfalls sind aus innerster Überzeu­
gung dazu bereit! (Beifall bei SPÖ, ÖVP und 
den Grünen.) 18.14 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dipl.-Ing. Flicker. 

18.14 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Flicker (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Im Beitrag des Füh­
rers der alten Oppositionspartei FPÖ ver­
suchte sich deren Obmann als Hüter sozialer 
Errungenschaften darzustellen. 

Ich frage mich nur, wie glaubwürdig sind 
solche Worte, wenn ein Mensch, der in der Tat 
hätte beweisen können, daß er sozial handelt, 
das Gegenteil tut. Spätestens seit er Besitzer 
des Bärentales ist, wissen wir, was wir in die­
ser Hinsicht von ihm zu halten haben. Ich 
habe hier die "Kärntner Tageszeitung", diese 
berichtet über den uns allen bekannten Fall 
unter dem Titel "Tränen im Haus des Bären­
talförsters". (Rufe bei der ÖVP: WO ist der 
Haider?) 

Dr. Haider hat, als er diesen Großgrundbe­
sitz übernahm, einen Dienstnehmer, der 
25 Jahre im Dienst dieses Gutes war, im 
49. Lebensjahr, nachdem dieser ein paar 
Jahre vorher einen Gehirnschlag erlitten 
hatte und sich, obwohl er noch nicht voll gene­
sen war, dem Dienst wieder widmete, entlas­
sen. (Abg. Dr. He1ene Par ti k - Pa b1 e: 
Thema verfehlt! - Ruf bei der ÖVP: Unange­
nehm!) Dr. Haider hat den Vater einer Fami­
lie mit drei Kindern, von denen zwei gesund­
heitliche Schäden haben und sich nicht selbst 
erhalten können und eines behindert ist, und 
einer Frau, die einen Unfall erlitten hat, mit 
49 Jahren, nachdem er 25 Jahre treu seinem 
Vorgänger in zufriedenstellender Weise 
gedient hat, über Nacht arbeitslos gemacht, 
gekündigt. Das ist die Einstellung eines Dr. 
Haider! (Abg. Dr. Sc h w im me r: Januskopf, 
janusköpfig nennt man das! - Anhaltende 
Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Er kann ja beweisen, daß er anders ist! 
Wenn er Wiedergutmachung seinem Oberför­
ster angedeihen läßt, dann kann er sich hier­
herstellen und über Sozialpolitik reden. Das 
wäre eine soziale Tat! (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ. - Abg. Dr. He1ene Partik-Pab1e: 
Greifen Sie eine Lade tiefer! - Abg. 

Pro b s t: Das ist doch der Griff in die unter­
ste Schublade! Solch eine tränenfeuchte 
Geschichte erzählen Sie Ihrer Großmutter! -
Gegenrufe bei der ÖVP.) Die Plärrfraktion ist 
wieder angetreten: Herr Probst und Frau Par­
tik-Pable. 

Wir diskutieren heute ... (Abg. S te i n -
bau er: Er soll aus dem Sozialausschuß aus­
scheiden und die Partik-Pab1e hinschicken! -
Abg. Pro b s t: Warum gehen Sie damit nicht 
in den Gemeinderat? - Abg. Dr. He1ene 
Par ti k - Pa b 1 e: Kommen Sie endlich zur 
Sache!) 

Präsident Dr. Stix: Herr Abgeordneter! 
Sprechen Sie bitte weiter. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Flicker (fortset­
zend): Wir diskutieren heute in diesem Teil 
der Budgetdebatte Fragen, die für alle Öster­
reicher große Bedeutung besitzen, einerseits 
in einem sehr erfreulichen Sinn, denn wir 
haben durch die Zusammenarbeit der beiden 
großen Parteien in der Zweiten Republik ... 
(Abg. Dr. He1ene Par ti k -Pa b 1 e: Sie tra­
gen dazu bei, daß wir dann mit 36 Mandata­
ren hier sitzen werden!) Sie sind eine Keppel­
dame, das habe ich schon erfahren. (Heiter­
keit und Beifall bei der ÖVP.) Die beiden 
großen Parteien haben eine Gesellschaft, 
einen Staat aufgebaut, eine Gesellschaft, die 
zu Recht als sozial, und einen Staat, der zu 
Recht als Sozialstaat bezeichnet wird. 

Andererseits aber gibt es Bürger, die trotz­
dem in materieller und seelischer Not leben. 
Denken wir an kinderreiche unq einkom­
menschwache Familien, an alleinstehende 
und alleinerziehende Mütter, an kleinere Voll­
erwerbsbauern, an Bauern in Ungunst- und 
Berglagen und an kleine Gewerbetreibende! 

Dazu kommen noch Ungereimtheiten -
diese wurden heute schon mehrmals von allen 
Fraktionen angesprochen -, die in der 
Öffentlichkeit zu Recht kritisiert werden: 
überhöhte Pensionen, Doppelpensionen und 
-bezüge im öffentlichen und im halböffentli­
chen Bereich und auch der Mißbrauch von 
einigen in der Arbeitslosenversicherung. 

Ich weiß schon, meine Damen und Herren, 
daß dies nicht die Hauptfrage bei der Siche­
rung unseres sozialen Netzes ist, aber ein 
Ärgernis, das, so glaube ich, zu beseitigen wir 
uns alle bemühen sollten. (Abg. Pro b s t: 
Applaus!) Meine Kollegen wissen schon, wann 
sie applaudieren wollen. (Abg. Pro b s t: Das 
habe ich gerade gemerkt!) Das ist bei Ihnen so 
im Kasernenton, das kennen wir ja: FPÖ! 
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Die neue Bundesregierung hat sich die 
Sicherung des sozialen Netzes für die Zukunft 
unter Einbeziehung in die Budgetsanierung 
und ohne weitere Erhöhung der Gesamtbei­
tragslast zum Ziel gesetzt. 

Wie sehr unsere soziale Sicherheit mit der 
Sanierung und Erneuerung unserer Staatsfi­
nanzen zusammenhängt, zeigt ein Blick in 
das uns als Diskussionsvorlage dienende Bud­
get. 

Von den 75 Milliarden Defizit entfallen 
45 Milliarden Schilling allein auf die Abdek­
kung der Abgänge in den Pensionsversiche­
rungen, wobei der Anstieg weit über dem 
Durchschnitt der Budgeterhöhung liegt. Bei 
der Versicherungsanstalt der öster­
reichischen Eisenbahnen sind um 50 Prozent 
erhöhte Zuwendungen notwendig, in der 
Angestelltenversicherung 22 Prozent, beim 
Gewerbe 20 Prozent, bei den Bauern 13 Pro­
zent, bei den Arbeitern um 10 Prozent. 

Zu denken muß uns doch geben, daß die bis 
1981 noch aktiv bilanzierende Sozialversiche­
rungsanstalt der Angestellten seither in stei­
gendem Ausmaß Zuschüsse benötigt. 

Alle brauchen immer mehr öffentliche Gel­
der zur Sicherung der Leistungen. Dabei -
das ist unbestritten - stoßen wir an die Gren­
zen der Finanzierbarkeit. Einerseits wird es 
über das Budget nicht mehr möglich sein, 
weil die Staatsverschuldung so hoch ist, ande­
rerseits - auch das ist unbestritten - haben 
die Beiträge ein Höchstmaß erreicht oder lie­
gen, wie auch der Herr Sozialminister sagte, 
an der Schmerzgrenze. 

Die Sicherung des sozialen Netzes und der 
Ausbau zu mehr Gerechtigkeit bedürfen -
darüber sollten wir uns, glaube ich, einig sein, 
und wir werden uns darüber einig sein -
großer Sachkenntnis; es sind Weitblick, 
Augenmaß und auch Geduld nötig - von uns, 
den Verantwortlichen, den Politikern genauso 
wie von der Bevölkerung. Ich bin überzeugt, 
daß die Zusammenarbeit der beiden großen 
politischen Kräfte in diesem Land bei dieser 
großen Aufgabe die beste Voraussetzung für 
das Gelingen dieses Werkes ist. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 

Ich möchte noch zu einer Frage Stellung 
nehmen, die Minister Dallinger in die Öffent­
lichkeit brachte, und das ist die sogenannte 
Solidaritätsabgabe zur Arbeitslosenversiche­
rung für Beamte, Freischaffende und Bauern. 

Sie sorgen sich, sehr geehrter Herr Mini-

ster, wie Sie den Arbeitslosen auch über die­
sen Weg helfen können. Das ist vom Prinzip 
her anerkennenswert. Wenn wir aber Politik 
im allgemeinen und Sozialpolitik im besonde­
ren als für Gerechtigkeit stehend betrachten, 
dann, meine ich, paßt Ihr Vorschlag nicht in 
diese Zielvorstellung. 

Ich möchte das am Beispiel der Bauern hier 
öffentlich begründen. Die verblichene alte rot­
blaue Koalitionsregierung hat ja eine Geset­
zesmaßnahme beschlossen, wonach die Pen­
sionen - das wurde heute schon aufgezeigt 
- bei Überschreiten einer gewissen Arbeits­
losenrate um den Arbeitslosenfaktor im Erhö­
hungsfaktor gekürzt werden. Da zahlen auch 
alle anderen hinein; es tragen mit dieser 
gekürzten Pension auch die Bauern zu den 
Kosten der Arbeitslosigkeit bei. Es bedarf 
daher, so glaube ich, aus diesem Grunde kei­
ner weiteren Abgabe. 

Ihnen ist auch bekannt, daß die Bauern, 
wenn sie auf den Arbeitsmarkt gedrängt wer­
den, weil ihnen die Ertragslage, die agrarpoli­
tischen und die gesamtpolitischen Verhält­
nisse das Einkommen am Hof allein nicht 
mehr ermöglichen, als Nebenerwerbsbauern 
einen Arbeitslosenversicherungsbeitrag zah­
len, aber im Falle der Arbeitslosigkeit nur bis 
zu einer bestimmten Einheitswertgrenze 
Anspruch auf Arbeitslosengeld haben. 

Da zahlen auch schon einige einen Solida­
ritätsbeitrag, ohne einen Anspruch zu haben. 
Eine neue Abgabe würde bedeuten, daß zwei­
fach kassiert wird, jedoch eine Nulleistung 
besteht. Ist das, Herr Minister, gerecht, darf 
ich fragen? 

Die Bauern entlasten - das möchte ich 
Ihnen auch zum Nachdenken mitgeben - den 
Arbeitsmarkt in einem bedeutenden Ausmaß. 
Wir haben an die 60 000 bis 70 000 versteckte 
Arbeitslose auf den Bauernhöfen. Wenn die 
auf dem Arbeitsmarkt wären und arbeitslos 
würden, dann würden diese 60 000 bis 70 000 
uns in der Arbeitslosenversicherung Milliar­
den kosten, die heute die bäuerlichen Fami­
lien tragen. 

Man kann dazu noch sehr viel anführen. 
Die Bauern selbst zahlen einen höheren Pro­
zentsatz für ihre Sozialversicherung als die 
Arbeitnehmer. Das war nicht immer so. Bis 
1970 war der Beitrag gleich. Erst die nachfol­
genden Regierungen haben hier eine Ausein­
anderentwicklung beschlossen. Die Bauern 
zahlen heute 12,5 Prozent ihrer Beitrags­
grundlage, 10,5 zahlt man nach dem ASVG. 
Deshalb, Herr Minister, Hände weg von die-
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ser Idee, die zu einer neuen Ungerechtigkeit 
führen würde. 

Wohin Sie, meine ich, Ihren Kopf und Ihre 
Hände wenden sollen, das ist die Eindäm­
mung des Mißbrauches in der Arbeitslosen­
versicherung. Sie sagten im Ausschuß, Sie 
schätzen, daß 300 Millionen Schilling miß­
bräuchlich in Anspruch genommen werden. 
Nach anderen Schätzungen geht es bis 
700 Millionen bis eine Milliarde oder sogar 
darüber. 

Mit einer Eindämmung des Mißbrauches 
erhalten Sie, Herr Minister, nicht nur mehr 
Geld als mit einer eventuellen neuen Abgabe, 
sondern - was ich für noch wesentlicher 
halte - Sie leisten auch einen Beitrag dazu, 
daß sich erstens die Mehrheit der von der 
Arbeitslosigkeit hart betroffenen anständigen 
Mitbürger nicht ständig einer Diskriminie­
rung in der öffentlichen Diskussion aussetzen 
muß (Beifall bei der ÖVP und bei Abgeordne­
ten der SPÖ) und daß zweitens die abgaben­
leistende Bevölkerung wieder das Gefühl hat, 
daß mit dem öffentlichen Geld anständig, 
zweckgerichtet, also gerecht umgegangen 
wird. 

Dieses Ziel, Herr Minister, zu verfolgen ent­
spricht dem Inhalt und dem Geist unserer 
Regierungspartnerschaft. Die große Mehrheit 
in diesem Hause wird Sie bei der Verfolgung 
dieses Zieles nach Kräften unterstützen. 
Gehen wir es gemeinsam an! (Beifall bei ÖVP 
und SPÖ.) 18.27 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gemeldet hat 
sich Herr Abgeordneter Huber. Ich erteile es 
ihm. (Abg. S t ein bau er: Da schau! Der 
Huber wird ins Bärental geschickt! - Heiter­
keit.) 

18.27 

Abgeordneter Huber (FPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Verehrter Herr Kollege Flicker! 
Ihre Feststellungen bezüglich des Verhaltens 
unseres Bundesparteiobmannes seinen Ange­
stellten gegenüber sind eine Ungeheuerlich­
keit! Ich möchte dies hier richtigstelIen. (Abg. 
S t ein bau er: Huber! Argumente! - Abg. 
Pro b s t: Das ist keine tatsächliche Berichti­
gung!) 

Der Angestellte war eineinhalb Jahre lang 
Geschäftsführer des Betriebes und hat in die­
ser Zeit den Betrieb, der an und für sich 
immer gut geführt war, in rote Zahlen 
geführt. 

Ich darf darauf verweisen, daß wir es bei 

der Verstaatlichten eigentlich anders gehand­
habt haben. Haider hat eigentlich gehandelt, 
wie ein ordentlicher Unternehmer letztlich 
handeln muß, wenn er nicht die Arbeitsplätze 
in Gefahr bringen will. (Abg. Dipl.-Ing. F 1 i k­
k er: Ist er entlassen worden? Ja oder nein?) 

Geschätzter Herr Kollege Flicker! Das war 
keine fristlose Entlassung, sondern Herr Dr. 
Haider war sehr wohl bemüht, sozial zu han­
deln, indem er ihm einen Konsulentenver­
trag, aber auch den Posten des Aufsichtsjä­
gers trotzdem noch angeboten hat. Das sind 
die Tatsachen! (Abg. S te i n bau er: Huber! 
Hat er die Kündigung bekommen?) 

Sie haben sich mit Ihrer Feststellung in die 
Wahlmethoden der Sozialistischen Partei in 
Kärnten verstiegen. Ich kann Ihnen hier auch 
die Ergebnisse mitteilen, denn das war genau 
das Niveau der "KTZ", genau das, was Sie 
hier heute festgestellt haben. Aber die Wahl­
ergebnisse sprechen eine klare und deutliche 
Sprache. (Abg. Dr. Ha f n er: Was hat das mit 
dem Förster zu tun? Was ist mit dem Förster?) 
Wir hatten einen Zugewinn von über 
25 000 Stimmen, einen Stimmenprozentsatz 
von 21 Prozent, und in besagter Gemeinde das 
beste Wahlergebnis, das es für die FPÖ 
jemals gegeben hat. Dasselbe auch bei der 
Landwirtschaftskammerwahl. (Zwischenrufe 
bei ÖVP und FPÖ.) 

Kollege Flicker! Das ist der Stil der alten 
Parteien, und das ist der Stil, den die Wähler 
heute nicht mehr wollen! (Beifall bei der 
FPÖ.) 18.30 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Frau 
Abgeordnete Gabrielle Traxler. 

18.30 

Abgeordnete Gabrielle Traxler (SPÖ): Herr 
Vorsitzender! Herr Minister! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Von den Wahl­
reden vielleicht zurück zum Budgetkapitel 
Soziales. (Rufe und Gegenrufe bei FPÖ und 
ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wenn wir Abge­
ordneten der Budgetdebatte bis in nächtliche 
Stunden folgen, empfinden wir das ... (Anhal­
tende Unruhe.) 

Präsident Dr. Stix (das Glockenzeichen 
gebend): Ich würde bitten, die Wechselgesprä­
che etwas leiser zu führen, damit die Frau 
Abgeordnete Traxler ihre Rede halten kann. 

Bitte, Frau Abgeordnete. 
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Abgeordnete Gabrielle Traxler (fortset­
zend): Wir empfinden das als ermüdend, die 
Ermüdungserscheinungen sind auch sichtbar, 
weil wir, wie ich sagte, bis spät in die Nacht 
arbeiten. 

Ich möchte mich heute einer Arbeitnehmer­
gruppe widmen, die nicht wie wir nur einige 
Male im Jahr, sondern täglich nachts und am 
Wochenende arbeitet, den Heimarbeiterin­
nen. 

Es sind dies meist Frauen, die arbeiten 
müssen, die keine Hilfe für Kinderbetreuung, 
Betreuung behinderter oder alter Menschen 
finden. Offiziell sind das zirka 10 000 Arbeit­
nehmerinnen in Österreich. Die Dunkelziffer 
ist, weil sie oft als Betriebsarbeiterinnen 
gemeldet sind oder mit Werkverträgen 
beschäftigt werden, sehr hoch. Und die 
Anzahl steigt, weil auch im Angestelltenbe­
reich durch Einführung von Computern und 
neuen Technologien Betriebsarbeitsplätze in 
das Haus verlagert werden. Wir finden Heim­
arbeiterinnen in fast allen industriellen und 
gewerblichen Bereichen. 

Lassen Sie mich nun, meine Damen und 
Herren, ein konkretes Beispiel darstellen. 

Es handelt sich um eine Kollegin aus dem 
Waldviertel. Sie hat ein kleines Kind, keine 
Unterbringungsmöglichkeit nach dem Ka­
renzurlaub. Sie war in einem Textilbetrieb 
beschäftigt. Um den Lebensunterhalt der 
Familie zu sichern, nimmt sie Heimarbeit an, 
und sie ist glücklich, im Waldviertel eine sol­
che zu bekommen. 

Wie schaut nun diese Arbeit aus? Stunden­
lohn, meine Damen und Herren: 39,20 S, Kol­
lektivvertrag Textil. Sie muß Frottierhandtü­
cher nähen. Sie bekommt die Ballen, die 
Maschinen von der Firma. Für Zuschneiden, 
Einsäumen, Ettikettieren, Zusammenlegen 
und Bündeln erhält sie 1,36 S pro Handtuch. 
Kann sie die Stückzahl in der vorgesehenen 
Zeit nicht erreichen, so wird der Lohn pro 
Handtuch noch niedriger. 

Diese Frau erhält also, wenn sie 40 Stunden 
arbeitet, einen Monatslohn von 6 800 S brutto. 
Alle Betriebskosten gehen zu ihren Lasten: 
Licht, Strom, Heizung, Wohnung. 

Erschwerend ist noch, daß die Arbeits­
menge davon abhängt, wie viele Aufträge der 
Arbeitgeber hat, denn ein garantiertes 
Arbeitspensum ist nicht gegeben. 

In der Praxis arbeiten die Frauen nachts, 

wenn die Kinder schlafen, oder wenn der 
Vater des Kindes die Aufsicht übernehmen 
kann, am Samstag, Sonntag. Die kleinen 
Wohnungen sind oft mit riesigen Mengen von 
Arbeitsmaterial angefüllt. 

Meine Damen und Herren! Ich habe dieses 
Beispiel gewählt, weil es mir für die Doppel­
und Dreifachbelastung klassisch erscheint, 
die allein auf dem Rücken der Frau ausgetra­
gen wird und dadurch zu schlechten Arbeits­
bedingungen führt. 

Dementsprechend sehen die Löhne aus, 
und dementsprechend sind auch Übertretun­
gen der Arbeitsrechte an der Tagesordnung. 

Daher ist es unsere Verpflichtung, die 
arbeitsrechtlichen Bedingungen dieser 
Gruppe an die aller Arbeitnehmer anzuglei­
chen. 

Herr Sozialminister! Ich ersuche Sie, das 
Heimarbeitsgesetz zu novellieren, den Kündi­
gungsschutz, die Abfertigungsbedingungen 
und die Verlängerung der Verjährungsfrist in 
die Regierungsvorltl;ge aufzunehmen. 

Heimarbeiterinnen haben kaum gewerk­
schaftliche Pressure-groups, und deshalb soll­
ten wir sie nicht vergessen. 

Ebenso dringend sind arbeitsrechtliche 
Regelungen für Heimangestellte, die derzeit 
keinerlei arbeitsrechtlichen Schutz genießen. 
(Beifall der Abg. Ingrid Korosec.) 

Und damit bin ich beim nächsten Thema, 
das sowohl in der tagespolitischen Auseinan­
dersetzung als auch im Koalitionsabkommen 
die Öffentlichkeit beschäftigt: Es ist das 
Nachtarbeitsverbot für Frauen. 

Ich muß Frau Präsident Hubinek wider­
sprechen, die eine Auflösung des N achtar­
beitsverbotes verlangt. Eine Auflösung für 
alle Frauen würde nur zu einer Verschlechte­
rung der Arbeitsbedingungen und zu niedri­
gen Lohnzahlungen in jenen Bereichen füh­
ren, wo heute noch nicht in der Nacht gearbei­
tet wird. 

Meine Damen und Herren! Die rasche Ent­
wicklung von neuen Technologien, die bes­
sere Qualifikation der Frauen, ihr Eintritt in 
neue Berufsbereiche macht es notwendig -
ich bin hier mit der Kollegin Korosec einver­
standen -, daß wir permanent die Überprü­
fung der Ausnahmebestimmungen diskutie­
ren. Und das tun wir auch. Der Herr Sozialmi­
nister hat im Vorjahr eine Novelle vorgelegt, 
die hier verabschiedet wurde. 
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Die Diskussion wird derzeit in Betrieben 
geführt, wo von Zwei- auf Vierschichtbetrieb 
umgestellt wird, und sie ist in allen Bereichen 
notwendig, wo das Verbot Frauen hindert, 
einen Beruf auszuüben oder qualifizierte 
Tätigkeiten anzunehmen. 

Wir werden die konkreten Ergebnisse der 
Diskussion der Gewerkschaften hier in die­
sem Haus berichten, und der Sozialminister 
wird sie sicher in das Gesetz aufnehmen. 

Ich möchte auch zum aktuellen Beispiel des 
Großmarktes Inzersdorf Stellung nehmen, 
von einer Warte, wie wir sie aus der Presse 
nicht erfahren haben. 

Der Großmarkt Inzersdorf darf ab 4.30 Uhr 
mit dem Verkauf beginnen. - Er ist in Wien, 
für die Kollegen aus den Bundesländern. -
Die dort beschäftigten Frauen, aber auch die 
männlichen Arbeitnehmer beginnen ihre 
Arbeit um 1 Uhr früh, und das seit vielen Jah­
ren, weil die Händler im Konkurrenzkampf 
die beste Ware bekommen wollen. Lange vor 
den Öffnungszeiten blüht der Handel. 

Jetzt hat eine Kontrolle des Arbeitsinspek­
torates die Nichteinhaltung der Marktord­
nung und auch des Nachtarbeitsverbotes für 
Frauen aufgezeigt. Diese Übertretungen sind 
bewußt durchgeführt worden, weil der Arbeit­
ge ber ja angeordnet hat, daß um 1 Uhr früh 
mit dem Dienst begonnen werden muß, aber 
gleichzeitig für 5 Uhr eine Ausnahmegeneh­
migung eingereicht hat. Für diese Nichtein­
haltung der gesetzlichen Vorschriften wurden 
die Dienstgeber bestraft. 

Statt über Lösungen des Problems mit der 
Stadt Wien, mit den Interessenvertretungen 
zu verhandeln - solche zeichnen sich im 
übrigen auch ab -, wird alles auf die emotio­
nale Ebene getragen und den Dienstnehme­
rinnen mit Kündigung gedroht. Und gegen 
solche Kündigungsdrohungen müssen sich ja 
Dienstnehmerinnen, die ihre Arbeit immer 
gut gemacht haben, wehren. 

Das wurde also von der Presse aufgenom­
men. Von den Übertretungen der Arbeitgeber 
erfuhren wir nichts. Das ist eine einseitige 
Information der Öffentlichkeit. 

Meine Damen und Herren! Es bleiben die 
Betroffenen aber über, und das sind die 
Frauen. 

Und auch in diesen Fällen wird klar: Die 
Frauen lieben nicht die Arbeit bei Nacht, wie 
man das so gerne darstellen möchte, sondern 

sie nehmen diese Arbeit in Kauf, weil sie 
damit Familienpflichten und Haushaltsarbeit 
vereinbaren können. Und die Dienstgeber 
nehmen auch nicht die Frauen, weil sie sie so 
schätzen, sondern - das hat in diesem Fall 
ein Arbeitgebervertreter der Presse gesagt -
weil sie einfach billige Arbeitskräfte sind, 
weil die Dienstgeber keine männlichen 
Dienstnehmer zu diesen schlechten Arbeits­
bedingungen bekommen. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir jetzt 
noch die Schutzbestimmungen auflösen, dann 
können wir uns vorstellen, wie es in allen 
jenen Bereichen aussehen wird, wo diese 
Schutzbestimmungen die Frauen noch vor 
solchen Arbeitsverhältnissen schützen. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Ich bin dem Sozialminister dankbar, daß er 
in der Reihe der Forschungsberichte aus der 
Sozial- und Arbeitsmarktpolitik das 17. Heft 
der Problematik "Arbeitswelt und Familie" 
gewidmet hat. 

Aus der Untersuchung geht eindeutig her­
vor, daß die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie von den Frauen als Problem erlebt 
wird. Die Dreifachbelastung ist die Erklärung 
für niedrige Löhne, weniger Bereitschaft -
weil sie es einfach nicht schaffen -, in Gesell­
schaft, Parteien, Gewerkschaften mitzuarbei­
ten und höhere Qualifikationen zu erlangen. 

Daher muß unser aller Hauptaugenmerk in 
den nächsten Jahren auf der Bewältigung die­
ser Probleme liegen. 

Der Karenzurlaub für Väter ist ein solcher 
Schritt. Ich freue mich sehr, daß Frau Mini­
ster Flemming diese Lösung für Dienstneh­
mer akzeptiert. 

Herr Minister Dallinger! Ich ersuche Sie, 
daß wir diesen Karenzurlaub für Väter sobald 
als möglich hier im Parlament einbringen, 
damit die Arbeitnehmer ihn mit 1. Juli in 

, Anspruch nehmen können. 

Es wird sicherlich längerer Ver handlungen 
bedürfen, um die Finanzierung des Karenzur­
laubes für andere Gruppen der Bevölkerung 
zu erwirken. Aber dem darf nichts im Wege 
stehen, denn für die Arbeitnehmer ist keine 
finanzielle Belastung damit verbunden wie 
für die anderen Gruppen. Führen wir diese 
Novelle so rasch als möglich gemeinsam 
durch. (Beifall bei der SPÖ.) 

Herr Sozialminister! Ich darf Ihnen in Erin­
nerung rufen, was uns Frauen bei der Regie-
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rungsklausur im Mai 1986 von der damaligen 
Bundesregierung Sinowatz/Steger auch in 
Aussicht gestellt wurde: Anrechnung des 
Karenzurlaubes auf die Dienstzeit, so wie der 
Präsenzdienst angerechnet wird. 

Und vielleicht noch etwas: Das ist das Pro­
blem des Mutterschutzes für befristete 
Dienstverhältnisse. Sie bestätigen immer wie­
der, die befristeten Dienstverhältnisse treten 
immer stärker auf, und Frauen, die viele 
Jahre gearbeitet haben, in einem solchen 
Dienstverhältnis beschäftigt sind, kommen 
dann nicht in den Genuß des Mutterschutzes 
und Karenzurlaubes; wenn es alleinstehende 
Mütter sind, stehen sie vor existentiellen Pro­
blemen. 

Ich glaube, wir müssen hier eine Lösung 
suchen, die diesen Frauen hilft, aber Mißbräu­
che verhindert, denn die könnten hier auch 
auftreten. 

Dasselbe gilt für die Notstandshilfe für 
Frauen. Herr Minister! Der Umstand, daß ver­
heiratete Frauen nicht in den Genuß der Not­
standshilfe kommen, hat uns beide - wie Sie 
ja heute auch betont haben -, hat uns alle ja 
schon seit vielen Jahren gestört und wider­
spricht auch dem Gleichheitsprinzip. Sie 
haben ja im letzten Jahr die Novelle einge­
bracht. Solange es keine Arbeitslosigkeit 
gegeben hat, stand diese Forderung nicht im 
Vordergrund, heute müssen wir die Not­
standshilfe mit aller Vehemenz verlangen. 
Und ich bin sehr glücklich, daß Sie die Reali­
sierung dieser Notstandshilfe mit 1.1.1988 in 
Aussicht gestellt haben. 

Wir können dem Antrag der grünen Frak­
tion nicht beitreten, nicht weil wir dagegen 
sind - ich habe ja gesagt, wir sind dafür -, 
sondern weil wir nach konstruktiven Lösun­
gen suchen müssen. Es gibt Finanzierungs­
probleme, ein Mißbrauch soll von vornherein 
ausgeschlossen werden. 

Herr Minister! Wir brauchen auch eine 
Lösung, die den Frauen, die nach dem Ka­
renzurlaub gekündigt werden, den Bezug des 
Arbeitslosengeldes ermöglicht, wenn sie weni­
ger als vier Wochen Kündigungsfrist haben. 
Auch hier haben wir Probleme. Alleinste­
hende Mütter stehen dann ohne Hilfe da, wer­
den Sozialhilfeempfängerinnen, fallen unter 
die Armutsgrenze. Ich glaube, das ist für alle 
Sozialpolitiker kein wünschenswerter 
Zustand. 

Ich möchte wiederholen, was ich fast in 
jeder Rede sage: Als Hilfe für die Vereinbar-

keit von Beruf und Familie - der For­
schungsbericht bestätigt das ja hundertfach 
- sind genügend familienergänzende Ein­
richtungen und ganztägige Schulformen in 
jeder Form von den Frauen erwünscht und 
werden dringend benötigt. (Beifall bei der 
SPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.) 

Bei Fehlen solcher Einrichtungen müssen 
Frauen oft auf Teilzeitarbeit und schlechte 
Arbeitsbedingungen eingehen, und Dienstge­
ber nützen diese Drucksituation aus. 

Herr Sozialminister! In den letzten Tagen 
und auch heute wurde viel vom Pensionsrecht 
gesprochen. Ich möchte auch hier etwas wie­
derholen: Vom Standpunkt der Frauen ist die 
Bereitschaft zur Mitarbeit bei der Lösung des 
schwerwiegenden Problems der künftigen 
Pensionsfinanzierung gegeben. Aber bevor 
wir Entscheidungen treffen, müssen wir die 
Lösungsmöglichkeiten umfassend und für 
alle Pensions bereiche kennenlernen. 

Dem Kollegen Kohlmaier möchte ich in 
Erinnerung rufen: Ich habe gesagt, es darf 
und wird keine Pensionsreform auf dem Rük­
ken der Frauen geben. Er hat heute gesagt -
ich weiß nicht, ob es des Gags willen war oder 
ob er es ernst gemeint hat -, die Pensionen 
werden heute auf dem Rücken der Männer 
ausgezahlt. 

Meine Damen und Herren! Auch wenn es 
ein Gag war, möchte ich ihn zurückweisen, 
denn Sie nehmen die Doppel- und Dreifachbe­
lastung und die Berufstätigkeit der Frauen 
nicht ernst. Sie wissen genau, daß Hinterblie­
benenpension und Eigenpension zusammen 
zu einer niedereren Pension führen, als die 
Durchschnittspension der Männer beträgt. 

Ich glaube, das Pensionsrecht verdient ern­
ste Erörterungen. Wir werden dem Sozialmi­
nister helfen. (Zwischenruf bei der ÖVP.) Wir 
werden es nur zustande bringen, hier treffe 
ich mich mit dem Kollegen Kohlmaier, wenn 
wir es gemeinsam machen. 

Meine Damen und Herren! Es ist heute in 
dieser schwierigen Situation nicht günstig, 
über das Pensions alter zu diskutieren, denn 
das verunsichert die Menschen. Der Herr 
Sozialminister hat ja versprochen, daß er das 
Pensionsalter der Frauen aufrechterhält, und 
die Menschen vertrauen ihm. Ich bitte ihn, 
das auch in der Öffentlichkeit weiterhin zu 
betonen. 

Auch Kollege Haider hat ein höheres Pen­
sionsalter moniert. Ich möchte das ablehnen. 

90 
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Nur dann, wenn wir genügend Arbeitsplätze 
haben, können wir wieder über diese Frage 
sprechen. Dann könnten wir für Männer ein 
niedrigeres Pensions alter einführen, eventu­
ell den gleitenden Ruhestand. Heute sind die 
dringenden Finanzierungsprobleme zu disku­
tieren. 

Meine Damen und Herren! Budgetkonsoli­
dierung ist notwendig! Wenn sie verbunden 
ist mit Einsparungen von Personal im sozia­
len Bereich, ist sie undurchführbar, bei den 
Arbeitsämtern und auch in der Arbeitsmarkt­
förderung trifft sie die Schwächsten und Ärm­
sten, die von diesen Bereichen profitieren. 

Meine Damen und Herren! Diesen Stand­
punkt werden wir Sozialisten nie aus den 
Augen verlieren. Unsere Partei wird nächstes 
Jahr 100 Jahre alt. Wir haben nicht vergessen, 
wo wir vor 100 Jahren gestanden sind. Wir 
alle wollen gemeinsam jene Tendenzen ver­
hindern, die uns wieder in eine solche Rich­
tung führen. Das klingt pathetisch, ich meine 
es ernst. Vergessen wir nicht auf die 
Schwächsten! Vergessen wir nicht auf die 
Frauen! (Beifall bei der SPÖ.) 18.47 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Fink. 

18.47 

Abgeordneter Fink (ÖVP): Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Hohes Haus! Woran 
liegt es eigentlich, daß wir eine so hohe 
Arbeitslosenrate haben? Zwei Hauptgründe 
sind es: Der erste: Sektoren, die früher vielen 
Menschen Beschäftigung geboten haben, wie 
etwa die Stahlindustrie, stehen heute national 
und international vor größten Problemen. 

Der zweite Grund, der allen Industriestaa­
ten gemeinsam ist, ist die Mikroelektronik. 
Sie hat es möglich gemacht, Maschinen so 
fein zu steuern, daß die menschliche Handar­
beit nicht mehr mithalten kann, und in Ferti­
gungshallen der Industrie werden Arbeits­
kräfte durch Maschinen ersetzt. Die Industrie 
meint, daß die Investitionen sehr rentabel 
seien und sich schneller amortisieren würden. 

Diese Tendenz, Menschen durch Maschi­
nen zu ersetzen, ist nicht aufzuhalten. Das ist 
ein gewaltiger struktureller Wandel, der es 
schwer macht, Ersatzarbeitsplätze am glei­
chen Ort mit gleicher Qualifikation zu schaf­
fen. Dieses Problem wird uns noch Jahre 
beschäftigen. 

Es müssen viele Dinge gleichzeitig gemacht 
werden. Es muß ein reales Wirtschaftswachs-

tum geben. Untersuchungen in der Bundesre­
publik Deutschland haben' gezeigt, daß man 
im Durchschnitt 3 Prozent reales Wachstum 
haben muß, um nur den Status quo der 
Beschäftigung zu halten; Österreich hatte 
1986 ein solches von 1,8 Prozent. Die Arbeits­
losenrate ist 1986 gestiegen. 

Viele Menschen, die arbeitslos geworden 
sind, werden in einer ähnlichen Qualifikation 
nicht wieder beschäftigt. 

Der Dienstleistungsbereich weist einen 
Zuwachs der Zahl der Arbeitsplätze aus. Im 
übrigen sind es zu einem hohen Ausmaß Mit­
telbetriebe, die zusätzliche Arbeitsplätze 
anbieten, während die Großbetriebe Arbeits­
plätze abbauen. Daher müssen die Menschen 
umgeschult werden, müssen für die neue Art 
von Tätigkeit, die gefordert wird, qualifiziert 
sein. (Präsident Dr. Marga Hub in e k über­
nimmt den Vorsitz.) 

Man könnte folgendes tun: bereit sein, 
Arbeit zu teilen. Da gibt es verschiedene Mög­
lichkeiten, wie zum Beispiel die bereits prak­
tizierte vorzeitige Versetzung in den Ruhe­
stand - diese hat das Problem erleichtert, 
aber nicht gelöst, ist aber nicht mehr finan­
zierbar -, die Reduzierung der Wochenar­
beitszeit und die Teilzeitbeschäftigung. Hier 
wird es in nächster Zeit noch viele Diskussio­
nen geben. 

In den Grenzregionen ist die Arbeitslosen­
rate in einem unakzeptablen Ausmaß gestie­
gen. Die Arbeitslosenrate betrug in meinem 
Grenzlandbezirk Ende Februar 17,8 Prozent. 
Die Arbeitslosenrate der Jugendlichen liegt 
über der Arbeitslosenrate insgesamt, beträgt 
30 Prozent in meinem Bezirk und zeigt eine 
weitere Zunahme. 

In den Grenzregionen sind Jugendliche 
vom Anstieg der Arbeitslosigkeit überdurch­
schnittlich stark betroffen. Die Jugendarbeits­
losigkeit in allen Regionen zu senken, wird 
nur dann möglich sejn, wenn der Staat für die 
Klein- und Mittelbetriebe wieder geeignete 
wirtschaftspolitische Rahmenbedingungen 
schafft. (Beifall bei der ÖVP.) Das heißt, eine 
offensive Mittelstandspolitik ist die Grundvor­
aussetzung dafür, daß das Problem der Ju­
gendarbeitslosigkeit generell spürbar gemil­
dert wird. 

Herr Bundesminister! Ich bin überzeugt, 
daß die Langzeitförderung für die Einstellung 
und Ausbildung von Arbeitslosen zwischen 17 
und 25 Jahren Abhilfe schaffen könnte. 
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Herr Bundesminister! Ich ersuche Sie, die 
Berechnung der Förderungsvoraussetzungen 
zu ändern. In meinem Bezirk bedeutet eine 
Arbeitslosenrate von 17,8 Prozent 2962. 
Arbeitslose, davon 887 Jugendliche, das sind 
30 Prozent. Mein Bezirk ist aber nicht als Pro­
blembezirk eingestuft, sodaß uns keine Förde­
rung zusteht. Man müßte auch andere Krite­
rien einbeziehen: die Steuerkraftkopfquote, 
die Infrastruktur oder die Pendlerquote. Auf 
diese Weise würde dieser Bezirk ein Problem­
bezirk sein, denn er weist die höchste Arbeits­
losenrate der Steiermark auf. 

Aber nicht nur die Arbeitslosigkeit macht 
Sorgen, sondern auch die Entwicklung der 
Einkommen. Wenn nichts geschieht, wird 
unsere Gesellschaft dadurch gekennzeichnet 
sein, wie das heute bereits einmal erwähnt 
wurde, daß nicht einmal mehr zwei Drittel der 
Bevölkerung Arbeit und ein geregeltes Ein­
kommen haben und schon mehr als ein Drit­
tel der Bevölkerung weder das eine noch das 
andere von sich behaupten können. 

Es ist mir bewußt, daß soziale Gerechtigkeit 
laufend erkämpft werden muß. Der Mehrheit 
geht es glücklicherweise gut, ja immer besser, 
einer anderen nicht zu unterschätzenden 
Gruppe von Menschen geht es finanziell 
immer schlechter. Das sind jene Menschen, 
die sich buchstäblich etwas vom Mund abspa­
ren müssen, um überhaupt die wichtigsten 
Lebensbedürfnisse decken zu können. Es sind 
dies zigtausende Österreicher, denen die 
Arbeit angesichts der sozialen lohnmäßigen 
Bedingungen keine Freude mehr macht und 
die verbittert sind, weil sie nichts von dem, 
was mit dem Wort "soziale Gerechtigkeit" 
umschrieben wird, zu spüren bekommen. 

Aufgrund der Kollektivabschlüsse und von 
Betriebsbesuchen weiß ich, daß das Einkom­
men bestimmter Arbeitnehmerschichten eine 
recht dramatische Entwicklung genommen 
hat. Ist es gerecht, wenn Tausende Arbeitneh­
mer, die täglich acht Stunden arbeiten, am 
Monatsende nicht einmal 5 000 S Lohn netto 
bekommen? Und das in einer Zeit, in der ein 
Arbeitsloser bis zu 10 000 S monatlich netto 
und ohne Zulagen auf die Hand bekommen 
kann, was auch richtig und notwendig ist. 

Ist es gerecht, wenn die Löhne der einzel­
nen Berufsgruppen immer weiter auseinan­
dergehen? Ein Arbeiter der Bekleidungsindu­
strie verdiente 1986 im Durchschnitt 9345 S 
brutto, ein Arbeiter der lederverarbeitenden 
Industrie verdiente 10 768 S brutto und ein 
Industrieangestellter 27 539 S brutto. 

Ich bekenne mich zur Differenzierung aus 
vielen Gründen, aber insbesondere wegen der 
Leistungsgerechtigkeit muß es sie geben. Die 
Schere ist aber zu weit offen, die Kluft ist zu 
groß, in der sozialen Grundstruktur stimmt 
etwas nicht. 

Noch einige Fakten: 1970 lebten etwa 
450 000 Menschen in Österreich an der 
Armutsgrenze. Am Beginn dieser neuen Koa­
lition sind es rund 800000 Österreicher, die 
mit 4 500 S und weniger im Monat auskom­
men müssen. 

In jedem 10. Arbeitnehmerhaushalt liegt 
das Monatseinkommen sogar unter 4 100 S 
pro Kopf, wobei drei Kinder als eine Person 
gerechnet werden. Daher wurde das Schlag­
wort von der "neuen Armut" geprägt. Betrof­
fen sind davon alleinstehende Mütter, kinder­
reiche Familien, Arbeitslose und Mindestrent­
ner. 

Ist es daher gerecht, daß verlassene Mütter 
nicht die notwendige Hilfe erhalten und Ver­
heiratete gegenüber Ledigen benachteiligt 
sind? 

Ist es gerecht, daß sich Pensionsberechnun­
gen nach dem Tod durch einen Arbeitsunfall 
oder nach langer Krankheit für die Familie 
arg auswirken? 

Ist es gerecht, daß der Hilflosenzuschuß 
nach dem Einkommen und nicht nach dem 
Grad der Hilflosigkeit berechnet wird? 

Ist es gerecht, daß die Bäuerinnen in Öster­
reich nach wie vor keinen Pensionsanspruch· 
haben? 

Diese Liste könnte man weiter fortsetzen. 
Es gibt auch in unserer Wohlstandsgesell­
schaft sozial Schwache, die unter die Räder 
kommen, ihnen muß geholfen werden. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Hohes Haus! Wie diese Beispiele zeigen, 
gibt es noch viel zu tun, besonders in dem 
Gebiet, aus dem ich komme. Die Grenzland­
förderung ist weiter auszubauen. Ich wünsche 
mir im Interesse der von mir vertretenen 
Grenzlandbevölkerung, daß diese Bundesre­
gierung die großen anstehenden wirtschaftli­
chen und die dadurch entstandenen sozialen 
Probleme lösen wird. (Beifall bei der 
ÖVP.j 18.57 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. Feur­
stein. Ich erteile es ihm. 
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18.57 

Abgeordneter Dr. Feurstein (ÖVP): Frau 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Im Rahmen dieser Debatte wurden 
vor allem drei Themen sehr eingehend disku­
tiert: Die Probleme des Arbeitsmarktes, die 
Probleme der Sozialversicherung und die Pro­
bleme der Behinderten. Nun ist es zweifellos 
richtig, so wie das auch in der Wortmeldung 
des Sozialministers zum Ausdruck gekommen 
ist, daß wir, die ÖVP, den Einsatz von Arbeits­
marktförderungsmitteln mit einer gewissen 
Skepsis beurteilen. 

Herr Minister! Ich bin überzeugt, ein ÖVP­
Sozialminister würde in diesem Bereich 
andere Akzente setzen, denn ich glaube, eines 
muß man schon feststellen (Zwischenrufe bei 
der SPÖ: Was soll das? Das ist eine Kindes­
weglegungf): daß in den vergangenen Jahren 
durch den Einsatz der Arbeitsmarktförderung 
oft finanzielle Mittel und Unternehmerent­
scheidungen falsch geleitet worden sind. (Ruf 
bei der SPÖ: Warum kommen Sie darauf 
zurück?) 

Ich komme darauf zurück, weil die Äuße­
rung von Dr. Schüssel in der Presse nachhal­
tig kritisiert worden ist. Ich glaube, wir haben 
Grund genug, darauf hinzuweisen - und das 
sollten wir auch im Rahmen einer solchen 
Debatte tun -, daß zum Beispiel auch im 
Bundesland Vorarlberg solche Mittel nicht so 
eingesetzt worden sind, wie wir das sehr 
gerne gehabt hätten. 

Ich darf in diesem Zusammenhang darauf 
verweisen, daß der bisherige Leiter des Lan­
desarbeitsamtes Bregenz mit sehr ernsten 
Worten den Einsatz von solchen finanziellen 
Mitteln kritisiert hat, es handelt sich um den 
SPÖ-Stadtrat .und früheren SPÖ-Landtagsab­
geordneten Hofrat Neururer. Ich verkenne 
nicht, daß diese Förderungsmittel gewisse pri­
märe und sekundäre Wirkungen haben und 
erzeugen, aber etwas muß schon gesagt wer­
den: Arbeitsplätze werden durch unternehme­
rische Entscheidungen und durch nichts 
anderes gehalten und geschaffen. Förde­
rungsmittel können unterstützend wirken, 
aber ausschlaggebend sind die unternehmeri­
schen Entscheidungen in diesem Bereich. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Ein zweites Problem: Im Entschließungsan­
trag der FPÖ werden verschiedene Punkte 
angeschnitten. Wir haben sie im Ausschuß 
behandelt. Es ist richtig, daß wir anläßlich der 
Budgetberatungen im Finanzausschuß zu­
nächst festgestellt haben, daß die finanziellen 
Mittel für die Behinderten im Budget 1987 

vermutlich eingeschränkt werden. Der 
Arbeitsbehelf hat das angedeutet. 

Ich darf aber doch ergänzen, daß der Sozial­
minister bei der Ausschußberatung eindeutig 
festgestellt hat, daß dem nicht so ist, sondern 
daß in· verschiedenen anderen Positionen 
finanzielle Mittel für Behinderte vorgesehen 
sind und natürlich im Jahre 1987 auch zum 
Einsatz kommen werden. 

Eine kleine Berichtigung zu den Ausfüh­
rungen des Sozialministers: Im Jahre 1986 
betrug die vorgesehene Summe der finanziel­
len Mittel für die Behinderten nicht 347 Mil­
lionen Schilling - wie das heute der Sozial­
minister erwähnt hat -, sondern 380 Millio­
nen Schilling, und zwar laut Arbeitsbehelf 
1987. 

Dieser Betrag soll nun auf 390 Millionen 
Schilling erhöht werden, was wir anerkennen 
und unterstützen. Es wäre uns aber auch 
angenehm gewesen - Dr. Schwimmer hat es 
ja bereits gesagt -, wäre für die Arbeits­
marktinformation und für Werbung maximal 
der Betrag des Jahres 1986, nämlich nur 
70 Millionen Schilling statt der beabsichtigten 
80 Millionen Schilling für 1987, vorgesehen 
worden. 

Herr Minister! Ich glaube, wir müssen fest­
stellen, daß die großen und ganzseitigen Inse­
rate, die in den letzten Wochen und Monaten 
in den Zeitungen erschienen sind, wo über 
Computer-Kurse informiert und dafür gewor­
ben worden ist, zweifellos nicht geeignet sind, 
die Probleme des Arbeitsmarktes zu lösen. 
Der Einsatz von finanziellen Mitteln in die­
sem großen Umfang ist nicht gerechtfertigt. 

Eine vollkommene Änderung - wenn man 
diese heutige Budgetdebatte zum Kapitel 
Soziales mit früheren Budgetdebatten ver­
gleicht - gibt es für die Behinderten. Ich 
kann mich daran erinnern, daß bei diesbezüg­
lichen Debatten vielleicht von einem Redner 
auf die Probleme und Anliegen der Behinder­
ten eingegangen worden ist, heute, wenn ich 
das richtig mitgezählt habe, war es minde­
stens jeder zweite, wenn nicht von drei Red­
.nern zwei Redner, die sich diesem Thema des 
Behindertseins, den Anliegen unserer behin­
derten Menschen gewidmet haben. 

Ich finde, daß hier schon eine wichtige 
Akzentverschiebung zu vermerken ist, vor 
allem auch eine Akzentverschiebung, die sich 
in unserer Gesellschaft niedergeschlagen hat, 
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daß die Öffentlichkeit behinderten Menschen, 
unseren Mitmenschen, ganz anders begegnet 
als vor 10 oder vor 20 Jahren. 

Ich gebe auch zu, daß jeder von uns weiß, 
daß er vielleicht morgen oder übermorgen 
durch einen Unfall, durch einen Schlaganfall 
auch behindert sein könnte. Immerhin haben 
eine Million Menschen in Österreich irgend­
eine Behinderung, und daher ist es gut, daß 
man sich diesem Anliegen so eingehend wid­
met. 

Ich verkenne auch nicht die vielen berech­
tigten Anliegen, die heute vorgebracht wor­
den sind, und möchte sie noch einmal unter­
streichen. Vom Sozialminister ist betont wor­
den, wir müssen uns hier wirklich darum 
bemühen, daß die Zeiten, die eine Mutter für 
die Betreuung eines schwerstbehinderten 
Kindes aufwendet, in der Pensionsversiche­
rung anerkannt werden. 

Frau Abgeordnete Traxler! Ich darf schon 
vermerken, Sie haben in einem Atemzug mit 
der Anrechnung dieser Zeiten das Karenzgeld 
für Männer in den Mund genommen. Ich 
meine, diese beiden Forderungen sollte man 
nicht vergleichen. Das berechtigte Anliegen, 
daß man die Zeiten anerkannt, die eine Mut­
ter oder ein Vater für ein schwerstbehinder­
tes Kind aufwendet, ist doch etwas ganz ande­
res als die Einführung des Karenzgeldes für 
Männer. (Abg. Gabrielle T ra xl e r: Das gilt 
für beide!) 

Ich bin primär für ersteres, weil mit dem 
Karenzgeld für Männer auch negative Wir­
kungen verbunden sind, denn es wäre viel­
leicht die Betreuung eines Kindes durch die 
Mutter nicht mehr im bisherigen Ausmaß 
gewährleistet. (Zwischenruf der Abg. Klara 
Mo tter.) 

Frau Abgeordnete Motter, zu Ihrem Zwi­
schenruf: Ich weiß, daß die Frauen und Män­
ner in Vorarlberg im Bereich der Sozialpolitik 
andere Anliegen vertreten als das Karenzgeld 
für Männer. Wenn Sie andere Interessen ver­
folgen, würden Sie die Interessen der Vorarl­
berger Bevölkerung hier im Nationalrat nicht 
vertreten. 

Ein zweiter wichtiger Punkt, auf den heute 
hingewiesen worden ist und mit dem wir uns 
in Zukunft auseinandersetzen sollten. Ich 
weiß, die Einführung der Pflegeversicherung 
ist schwierig. Wir sollten aber gemeinsam mit 
den Ländern - hier kann der Bund nicht 
allein aktiv werden - die Möglichkeiten der 
Einführung einer Pflegeversicherung prüfen. 

Der Vorschlag des Abgeordneten Srb, daß 
man ganz einfach 5 000 S bezahlen sollte, 
scheint mir in diesem Zusammenhang zu 
wenig durchdacht, auf jeden Fall noch nicht 
endgültig überlegt zu sein. 

Ganz wichtig ist aber dann auch die erneute 
Prüfung der Möglichkeiten der Gewährung 
einer Fahrpreisermäßigung an behinderte 
Menschen bei der Benutzung öffentlicher Ver­
kehrsmittel, ein Anliegen, daß wir ja schon 
zigmal behandelt und diskutiert haben. 

Ich verkenne auch nicht die Notwendigkeit, 
daß wir außerbudgetäre Finanzierungsmög­
lichkeiten für die behinderten Menschen 
suchen und erschließen müssen, die unbüro­
kratisch zur Verfügung gestellt werden kön­
nen. Hier gibt es sicherlich viele Möglichkei­
ten, auf die ich im Detail heute nicht mehr 
eingehen kann. 

Entscheidende Probleme für die behinder­
ten Menschen entstehen durch bürokratische 
Hemmnisse, insbesondere bei ärztlichen 
Untersuchungen. 

Meine Damen und Herren! Ich darf Ihnen 
nur ein kleines Beispiel nennen: Wenn heute 
jemand, der behindert ist, die Fahrberechti­
gung erwerben will, ein Auto kauft und wei­
tere behördliche Genehmigungen benötigt, so 
braucht er vier amtsärztliche Bestätigungen. 

Er braucht zunächst ein amtsärztliches 
Gutachten für die Zulassung zur Führer­
scheinprüfung. Zweitens braucht er ein amts­
ärztliches Gutachten zur Feststellung der not­
wendigen behindertengerechten Ausstattung 
des PKWs. Ein drittes amtsärztliches Gutach­
ten braucht er, um den Ausweis nach § 29 b 
der Straßenverkehrsordnung zu erhalten, der 
berechtigt, auf Behindertenparkplätzen zu 
parken und auch die Rückvergütung der 
erhöhten Mehrwertsteuer in Anspruch zu 
nehmen. Und er braucht ein viertes amtsärzt­
liches Gutachten, um die Kfz-Steuerbefreiung 
zu erlangen. 

Eigentümlich ist, daß diese amtsärztlichen 
Bestätigungen - vier innerhalb eines kurzen 
Zeitraumes von vielleicht drei, vier Monaten 
- vom gleichen Amtsarzt ausgestellt werden 
müssen. Der behinderte Mensch muß viermal 
zum Amtsarzt der Bezirkshauptmannschaft, 
jedesmal muß er peinliche Fragen beantwor­
ten, jedesmal muß er sich neu untersuchen 
lassen, jedesmal muß der Amtsarzt eine neue 
Bestätigung und ein neues Gutachten ausstel­
len. 
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Dr. Feurstein 

Meine Damen und Herren! Brauchen wir 
diesen bürokratischen Aufwand? Müssen wir 
uns nicht einmal überlegen und uns vergegen­
wärtigen, daß hier wirklich ein bürokrati­
scher Dschungel herrscht, mit dem wir kon­
frontiert sind, den wir vielleicht unüberlegt 
geschaffen haben? Es wäre nun dringendst an 
der Zeit, diesen zu beseitigen. 

Ich komme zum Schluß: Wir geben diesem 
Budgetkapitel Soziales erstmals nach 17 J ah­
ren die Zustimmung, weil wir vor allem auch 
überzeugt sind, daß der Sozialminister all das 
durchführen wird, was im Arbeitsüberein­
kommen dieser Bundesregierung verankert 
ist und was in der Regierungserklärung zum 
Ausdruck gekommen und dort niedergelegt 
worden ist. (Beifall bei der ÖVP.) 19.08 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete Dr. 
Hafner. Ich erteile es ihm. 

19.08 

Abgeordneter Dr. Hafner (ÖVP): Frau Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Hohes 
Haus! Mein Kollege Flicker hat in seiner 
Wortmeldung einleitend eine Tatsache 
geschildert, nämlich die, daß der Großgrund­
besitzer und Sozialsprecher der Freiheitli­
chen Partei Haider Ende des vergangenen 
Jahres einen Förster zuerst gekündigt, dann 
entlassen und dann wieder gekündigt hat. 

Großgrundbesitzer Haider war sich nicht zu 
gut, den Kleinbauern Huber da herunterzu­
schicken, das sozusagen in der Art einer Rich­
tigstellung wieder ins Lot zu bringen. Aber 
das ist nicht gelungen. 

Ich kann Ihnen nicht vorenthalten, was die 
"Kärntner Tageszeitung" in diesem Zusam­
menhang geschrieben hat - ich möchte das 
ganz kurz zitieren -: Noch nie zuvor sind in 
meinem Haus so viele Tränen geflossen wie 
in den letzten Wochen. Günter Stöckl, der von 
Jörg Haider vor die Tür gesetzte Oberförster 
des Bärentals, ist verzweifelt. Wohl tausend­
mal habe ich mich in schlaflosen Nächten 
gefragt, warum man das mit mir gemacht hat, 
doch ich fand keine Antwort. Mit Bitterkeit 
fügt der 49jährige hinzu: Nicht einmal die 
Natur ist so grausam. 

Meine Damen und Herren! Das ist die Zei­
tung, das verstehe ich schon, aber ich möchte 
Sie doch in aller Kürze mit den nüchternen 
Tatsachen konfrontieren, die sind ja der 
eigentliche Skandal. 

Dieser Förster Stöckl ist im Bärental 

25 Jahre unbescholten als Förster tätig und 
im letzten Jahr seiner Wirksamkeit sogar 
noch vom Erbonkel als generalbevollmächtig­
ter Verwalter eingesetzt worden. 

Und dann wird Jörgl Haider dieses Bäl'en­
tal geschenkt; eine seiner ersten Reaktionen 
ist, daß er diesen Förster, der 25 Jahre diesen 
Gutsbetrieb geführt hat, zuerst einmal kün­
digt, dann entläßt und dann wieder kündigt. 

Meine Damen und Herren! Nach 25 Jahren 
- und jetzt kommt ja das Besondere - hat 
ein Förster Anspruch auf eine Abfertigung in 
der Höhes eines Jahresgehaltes. 

Seitdem die Förster die Försterschulen als 
Maturanten absolvieren, seitdem die Grund­
ausmaße, ab denen man einen Förster anstel­
len muß, hinaufgesetzt wurden, gab es auch 
einen Zusatz-Kollektivvertrag zwischen den 
Gutsangestellten und den Arbeitgebern in der 
Forstwirtschaft als Schutz für diese Förster, 
damit sie nicht mittels Maßnahmen der Forst­
rechtsbereinigung auf die Straße gestellt wer­
den. Wenn dieser Förster älter als 50 Jahre 
ist, dann bekommt er die dreifache Abferti­
gung. Und dieser Förster Stöckl ist mit 
49 1/2 Jahren gekündigt worden! (Abg. 
Pro b s t: Das stimmt überhaupt nicht!) 

Lieber Abgeordneter Probst! Der Verdacht 
liegt nahe, daß sich der Herr Haider die drei­
fache Abfertigung ersparen wollte (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ) und deshalb diesen Mann mit 
drei Kindern auf die Straße gesetzt hat. Eines 
dieser Kinder ist behindert. 

Da muß ich Sie und die Freiheitliche Partei 
fragen: Ist das ein Sozialsprecher? Von einem 
Sozialsprecher erwarte ich mir eine andere 
Vorgangsweise! (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ.) 19.13 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zum Wort 
ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. Wünscht der Herr Spezialbe­
richterstatter ein Schlußwort? - Das ist nicht 
der Fall. (Zwischenrufe und Unruhe.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
darf ich um Aufmerksamkeit bitten. Wir 
gelangen nun zur Ab s tim m u n g. 

Wir gelangen zur Abstimmung über die 
Beratungsgruppe VII des Bundesvoranschla­
ges 1987. 
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Präsident Dr. Marga Hubinek 

Diese umfaßt die Kapitel 15 und 16 in 10 der 
Beilagen in der Fassung des diesbezüglichen 
Spezialberichtes in 60 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von ihren Plät­
zen zu erheben. - Das ist mit Me h r h ei t 
an gen 0 m m e n. 

Gemäß § 55 Abs. 5 der Geschäftsordnung 
schlage ich vor, die Abstimmung über die bei 
der Verhandlung der Beratungsgruppe VII 
des Bundesfinanzgesetzentwurfes einge­
brachten Entschließungsanträge sogleich vor­
zunehmen. Erhebt sich dagegen ein Einwand? 
- Das scheint nicht der Fall zu sein. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Dr. Haider und Genossen betreffend Reduzie­
rung des Werbeaufwandes der Arbeitsmarkt­
verwaltung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Entschließungsantrag ihre Zustimmung 
geben, sich von den Plätzen zu erheben. -
Das ist die M i n der h e i t, der Antrag ist 
n ich t a n gen 0 m m e n. 

Wir gelangen ferner zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Blau-Meissner und Genossen betreffend die 
Vollziehung des Arbeitslosenversicherungsge­
setzes im Bereich der Notstandshilfe. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Plätzen 
zu erheben. - Das ist die M in der h e i t. 
Der Antrag ist ab gel e h n t. (Zwischenrufe.) 

Beratungsgruppe VI 

Kapitel 12: Unterricht und Sport (ein-
schließlich Konjunkturausgleich -Voran-
schlag) 

Kapitel 13: Kunst (einschließlich Konjunk­
turausgleich -Voranschlag) 

Kapitel 71: Bundestheater 

Beratungsgruppe XIII 

Kapitel 14: Wissenschaft und Forschung 
(einschließlich Konjunkturausgleich-Voran­
schlag) 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wir kommen 
jetzt zur gemeinsamen Verhandlung über die 
Beratungsgruppen VI Unterricht, Kunst und 
Sport sowie XIII Wissenschaft und Forschung 
des Bundesvoranschlages 1987. Spezial be-

richterstatter zur Beratungsgruppe VI ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Müller. Ich ersuche ihn 
um seinen Bericht. 

Spezialberichterstatter Dr. Müller: Sehr 
geehrte Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich erstatte den Spezialbericht zur 
Beratungsgruppe VI Kapitel 12: Unterricht 
und Sport, Kapitel 13: Kunst, Kapitel 71: Bun­
destheater. Der Budgetausschuß hat die in 
der Beratungsgruppe VI zusammengefaßten 
Teile des Bundesvoranschlages für das Jahr 
1987 in seiner Sitzung am 12. März 1987 unter 
dem Vorsitz des Obmannstellvertreters Abge­
ordneten Dr. Schmidt in Verhandlung genom­
men. 

Bei diesem Voranschlag wurde die Erhö­
hung der Besoldung der Bundesbeamten und 
Landeslehrer per 1. Jänner 1987 berücksich­
tigt. Das führt zu einer Aufstockung gegen­
über dem Budgetprovisorium um 2,9 Prozent. 

Ausgaben. Erstens: Für das Unterrichts-, 
Sport und Kunstbudget (Kapitel 12 und 13) ist 
im nunmehr ~vorliegenden Bundesvoran­
schlag 1987 ein Gesamtausgabenrahmen von 
42674109000 S vorgesehen. 

Zweitens: Die Bundestheater (Kapitel 71) 
sind mit 2 081 606 000 S präliminiert. 

Einnahmenentwicklung. Die Einnahmen 
bei den Kapiteln 12 und 13 stiegen von 
573022000 S im Jahre 1986 auf 588237000 S 
im BVA-Entwurf 1987. Die Einnahmen bei 
Kapitel 71 - Bundestheater - betragen für 
das Jahr 1987480200000 S. 

KonJunkturausgleichsbudget: Es sind vor­
gesehen 112 307 000 S. An der Debatte haben 
sich 21 Abgeordnete beteiligt. 

Der Bundesminister für Unterricht, Kunst 
und Sport Dr. Hilde Hawlicek nahm zu den in 
der Debatte aufgeworfenen Fragen ausführ­
lich Stellung. Bei der Abstimmung am 
18. März 1987 hat der Budgetausschuß die 
finanzgesetzlichen Ansätze der in der Bera­
tungsgruppe VI zusammengefaßten Kapitel 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1987 
unverändert mit Stimmenmehrheit angenom­
men. 

Der Budgetausschuß stellt somit den 
Antrag, der Nationalrat wolle beschließen: 
Dem Kapitel 12: Unterricht und Sport, dem 
Kapitel 13: Kunst, sowie dem Kapitel 71: Bun­
destheater samt den zu den Kapiteln 12 und 13 
gehörenden Teilen des Konjunkturausgleich­
Voranschlages des Bundesvoranschlages für 
das Jahr 1987 (10 der Beilagen) wird die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Ich ersuche, in die Debatte einzugehen. 
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Präsident Dr. Marga Hubinek: Spezialbericht­
erstatter zur Beratungsgruppe XIII ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Ermacora. Ich bitte um 
seinen Bericht. 

Spezialberichterstatter Dr. Ermacora: Frau 
Präsident! Meine Damen und Herren! Hohes 
Haus! Ich erstatte den Spezialbericht zur 
Beratungsgruppe XIII, Kapitel 14: Wissen­
schaft und Forschung. 

Der Budgetausschuß hat das Kapitel 14 
("Wissenschaft und Forschung") am 17. März 
1987 in Verhandlung gezogen. 

In dem von der Bundesregierung einge­
brachten Bundesvoranschlag für 1987 ist für 
den Bereich des Bundesministeriums für Wis­
senschaft und Forschung ein Gesamtausga­
benrahmen von 16 957 623 000 S vorgesehen. 
Gegenüber dem Bundesvoranschlag 1986 
ergibt dies eine Gesamtsteigerung von 
1151 441 000 S oder 7,28 Prozent. 

Im einzelnen entfallen auf den Personalauf­
wand 6922551000 S und auf den Sachauf­
wand 10035072000 S. 

Bei dem Personalaufwand für das Wissen­
schaftsressort für 1987 sind bereits 2,9 Pro­
zent Bezugserhöhung für 1987 berücksichtigt. 

Der Sachaufwand gliedert sich in einen 
Aufwand für die wissenschaftliche For­
schung, in einen Aufwand für die gewerbliche 
Forschung, in Kredite für die Österreichische 
Akademie der Wissenschaften, in Aufwände 
für die Universitäten, die mit 10 934 881 000 S 
oder 6,72 Prozent in diesem Jahr den Haupt­
anteil ausmachen. 

Ferner gliedert sich der Sachaufwand in 
Aufwendungen für die Wissenschaftlichen 
Anstalten, für den Bereich der Bibliotheken. 

Der Gesamtaufwand der Kunsthochschulen 
steigt von 838717000 S auf 942541000 S im 
Bundesvoranschlag 1987, sohin um 12,38 Pro­
zent. 

Der Aufwand im Musealbereich ist von 
342 043 000 Sauf 351 864 000 S gestiegen. 

Für Denkmalschutz und Denkmalpflege 
wurden für 1987 insgesamt 183819000 S in 
den Bundesvoranschlag aufgenommen. 

Die Einnahmenentwicklung im Rahmen 
des Kapitels 14 weist eine Erhöhung von 
728932000 S im Jahre 1986 auf 909361000 S 
für 1987 auf. 

Schließlich sind im Konjunkturausgleich-

Voranschlag des Kapitels 14 304865000 S im 
Rahmen der Konjunkturbelebungsquote ver­
anschlagt. 

An der Debatte im Ausschuß haben sich 14 
Abgeordnete beteiligt. 

Der Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung Dr. Tuppy beantwortete ausführ­
lich die an ihn gerichteten Fragen. 

Bei der Abstimmung am 18. März 1987 hat 
der Budgetausschuß die finanzgesetzlichen 
Ansätze zu dieser Beratungsgruppe unverän­
dert mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Weiters wurde ein gemeinsamer Entschlie­
ßungsantrag der Abgeordneten Steinbauer , 
Dr. Stippei, Klara Motter, Smolle einstimmig 
angenommen. 

Ich stelle im Namen des Budgetausschusses 
somit den Antrag, der Nationalrat wolle 
beschließen: Dem Kapitel 14: Wissenschaft 
und Forschung samt dem dazugehörenden 
Teil des Konjunkturausgleich-Voranschlages . 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1987 
(10 der Beilagen) wird die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. 

Die dem schriftlichen Ausschußbericht bei­
gedruckte Entschließung, die ich vorhin 
erwähnt habe, wird angenommen. 

Diese Entschließung hat folgenden Wort­
laut: 

Der Bundesminister für Finanzen wird 
ersucht, bei der Erstellung des Bundeshaus­
haltes für 1988 darauf Bedacht zu nehmen, 
daß über den Bundesvoranschlag 1987 hinaus­
reichende Mehreinnahmen der Bundesmu­
seen bei der Festsetzung der Ausgabenan­
sätze für die Bundesmuseen Berücksichti­
gung finden. 

Frau Präsident, ich gehe nicht fehl in der 
Annahme, daß sich Redner gemeldet haben, 
und bitte, die Spezialdebatte zu eröffnen. 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Ich darf den 
beiden Tiroler Spezialberichterstattern für 
ihren Bericht sehr herzlich danken. (Heiter­
keit, Bravorufe und Beifall bei einigen Abge­
ordneten der ÖVP.) ZU Wort gemeldet hat sich 
Frau Abgeordnete Praxmarer. Ich darf es ihr 
erteilen. 

19.24 

Abgeordnete Mag. Karin Praxmarer (FPÖ): 
Sehr geehrte Frau Präsident! Hohes Haus! 
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Die Zustimmung der FPÖ zum Budgetkapitel 
Unterricht, Kunst und Sport ist ein Vertrau­
ensvorschuß, den wir der neuen Frau Bundes­
minister geben wollen. Wir als Freiheitliche 
betonen damit, daß wir auch als Opposition 
bereit sind, Positives anzuerkennen. Man 
erkennt im Budget, daß im Bildungsbereich 
nur mäßig gekürzt wurde, die Bildungspolitik 
blieb ein Schwerpunkt. 

Das Unterrichtsbudget ist gestiegen, wir 
allerdings erhoffen uns davon eine vernünf­
tige Oberstufenreform unter Einschluß der 
Begabtenförderung. Planstellen sollten nach 
freiheitlicher Ansicht so genützt werden, daß 
Stützlehrer für Behinderte eingesetzt werden. 
Um Behinderte ins Regelschulwesen einzu­
gliedern, bedarf es einer persönlichen Betreu­
ung. 

Den grundsätzlichen bildungspolitischen 
Zielen, wie sie in der Regierungserklärung 
aufscheinen, kann ich mich durchaus 
anschließen: Qualitätsverbesserung, Begab­
tenförderung und Leistungsorientierung. Hier 
biete ich von seiten unserer Fraktion koopera­
tive Mitwirkung an. 

Enttäuschend ist aber, daß im Arbeitsüber­
einkommen so wenig über die Probleme des 
inneren Schulwesens gesprochen wird. Was 
wird unternommen, daß unsere Schulabgän­
ger nicht in Lesen, Schreiben und Rechnen 
nachgeschult werden müssen? Dieser Mangel 
bringt Einstellungsschwierigkeiten, Kritik 
aus der Wirtschaft und von den Universitäten. 

Heute ist es so, daß viele Lehrlinge keine 
Prozentrechnungen mehr durchführen, die 
einfachsten Rechenbeispiele nicht lösen kön­
nen. Sie haben eklatante Rechtschreib- und 
Ausdruckschwierigkeiten. Daraus ersieht 
man, wie sehr seit 1962 an den pädagogischen 
Notwendigkeiten vorbeireformiert wurde. 
(Beifall bei der FPO.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich frage mich wirklich: Wo liegt da die Sinn­
haftigkeit des Unterrichts? Das ist das Ergeb­
nis rot-schwarzer Schulpolitik, die all die 
Jahre hindurch immer wieder Ideologie vor 
Pädagogik gestellt hat. Die bildungspolitische 
Antwort auf diese Frage fehlt uns. Es ist 
schon ein Paradoxon, daß einerseits Eltern 
und Schüler dauernd über die zu hohen 
Anforderungen klagen, daß aber der tatsächli­
che Bildungsstand sehr niedrig und sehr 
unerfreulich ist. 

Das zeigt, daß wir unsere Schüler offen­
sichtlich schon in der Volksschule mit Wissen 

überladen. Ich glaube daher, daß wir mehr 
Bildungsökonomie brauchen. (Abg. Hoc h -
mai r: Sie sind ja Lehrerin, zah'n S' an!) Das 
heißt, für jede Schulart sollte der Lehrplan 
entrümpelt werden, und zwar orientiert am 
Bildungsauftrag der jeweiligen Schule, das 
heißt, Minimallehrpläne aufzustellen, in 
denen der ganze Stoff in Grundanforderun­
gen, die jeder Schüler zu erfüllen hat, und in 
Zusatzanforderungen für Interessierte und 
Begabte aufgegliedert ist. (Abg. Hoc h -
mai r: Alter Kaffee!) 

In der Volksschule müßten dann schwer­
punktmäßig eben die Kulturtechniken 
geschult werden, in der AHS die Allgemeinbil­
dung und die Studierfähigkeit, in den berufs­
vorbereitenden Schulen mehr Wert auf die 
Berufsorientierung gelegt werden. 

Frau Minister! Ich erwarte mir, da Sie ja 
selbst unterrichtet haben, eine Sichtung und 
Lichtung der Lehrpläne und eine bessere 
Anpassung des Lehrplanes an den Bildungs­
auftrag der betreffenden Schule. 

Was mir ebenso fehlt, momentan aber das 
größte Problem darstellt, ist das Problem der 
neuen Hauptschule. Unsere Kritik an der 
neuen Hauptschule bleibt aufrecht. Kaum ist 
sie ins Regelschulwesen übernommen, sehen 
wir die eklatanten Schwächen. In Wien und 
im städtischen Bereich ist die Hauptschule zu 
einer Restschule geworden. Ich glaube, Präsi­
dent Matzenauer kann der ÖVP dankbar sein, 
denn mit ihrer Hilfe ist in Wien die Gesamt­
schule bereits realisiert. 

Alle Fehlentwicklungen, auf die der dama­
lige Schulsprecher Fritz Peter aufmerksam 
gemacht hat, sind eingetroffen. Deshalb 
haben wir auch dieser neuen Hauptschule 
nicht zugestimmt. 

Sie müssen sich vorstellen: Wenn so kleine 
Kinder mit zehn Jahren in die Hauptschule 
kommen, waren sie bisher immer nur einen 
Lehrer gewöhnt. Jetzt werden sie konfrontiert 
mit einer Unzahl von Lehrern, jede Stunde 
andere Klassenkameraden. Das heißt, die 
soziale Komponente des Klassenverbandes 
ist faktisch aufgelöst worden. Der Klassenvor­
stand, also die Bezugsperson, die elf jährige 
Kinder noch brauchen, kommt höchstens 
noch zwei Stunden in die Klasse zum Unter­
richt hinein. 

Weiters belasten die kleinen Kinder die 
Ein- und Auf- und Abstufungen. Das bringt 
für die Kinder Streß und Schulangst. 

Ganz problematisch ist der einheitliche 

11. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 121 von 191

www.parlament.gv.at



1306 Nationalrat XVII. GP - 11. Sitzung - 25. März 1987 

Mag. Karin Praxmarer 

Lehrplan in den Realienfächern. Hier habe 
ich mir von einem Hauptschullehrer erzählen 
lassen, daß es fast unmöglich ist, in den Rea­
lienfächern noch zu unterrichten, weil so 
große Begabungsunterschiede in einer Klasse 
zusammengefaßt sind. 

Der Förderunterricht ist auch unwirksam. 
Warum? Weil Auf- und Abzustufende in einer 
Gruppe sitzen. 

Der verpflichtende Englischunterricht ist 
das nächste Problem, denn die dritte Lei­
stungsgruppe ist mit diesen Ansprüchen mei­
stens überfordert. Die Folge davon ist, daß die 
Kinder nervös und schwierig werden. Dazu 
kommt noch, daß sie belastet sind mit einer 
Unzahl von Wochenstunden, weil aus standes­
politischen Gründen meistens die Förderstun­
den auch noch verpflichtend geführt werden. 
So sitzen die armen Kinder meistens bis drei 
und vier Uhr in der Schule. (Abg. C ap: Wel­
ches Land?) Es ist also kein Wunder, daß 
diese Art der neuen Hauptschule von den 
Eltern nicht angenommen wird. (Beifall bei 
der FPÖ.) Das führt dazu, daß die ARS-Unter­
stufe überfüllt ist. Die ÖVP und die SPÖ sind 
beide gemeinsam schuld an diesem Dilemma. 
Ich erwarte mir hier eine Reform, da sonst, 
wie Präsident Schäffer es ausgedrückt hat, 
das Chaos ausbricht. 

Die Oberstufenreform der AHS: Hier wird 
die Regierung zeigen können, wie ernst sie es 
mit der Begabungsförderung nimmt. Eine 
bestimmte Anzahl von Wahlpflichtfächern -
sie ist noch nicht festgelegt - muß garantiert 
sein, aber nicht nur die Wahlpflichtfächer und 
die Zahl, sondern auch die Eröffnungszahlen 
müssen stimmen. Es muß das Angebot so 
sein, daß Interessierte auch wirklich die 
gewählten Fächer besuchen können. 

Das qualitative und quantitative Angebot 
von Wahlpflichtfächern ist sicher wichtiger 
als das unbedingte Durchsetzen der dritten 
Grundform, wie es im Arbeitsübereinkommen 
vorgesehen ist. Hier stehen standespolitische 
und ideologische Überlegungen im Vorder­
grund. 

Für Wahlpflichtfächer - und davon bin ich 
überzeugt - müssen die Lehrer entsprechend 
ausgebildet werden, und zwar verpflichtend 
ausgebildet werden. Das war bisher nicht der 
Fall. 

Die Professoren oder Lehrer, die Wahl­
pflichtfächer halten, müssen sich selbst um 
die Unterlagen kümmern. Sie haben keinerlei 
Hilfe von oben. Um das Wahlpflichtsystem 

wirksam durchführen zu können - das wäre 
wichtig -, gehören die Lehrer verpflichtend 
ausgebildet, mit Unterlagen versehen. (Beifall 
bei der FPÖ.j 

Durchaus positiv erscheint mir die Aufwer­
tung der musischen Fächer, und meine Kritik 
bleibt aufrecht in bezug auf die Projektarbeit. 
Die Projektarbeit - Sie werden es sehen, Sie 
werden es erleben - ist keine Garantie dafür, 
daß die Schüler selbsttätig arbeiten. Es ist 
unüberprüfbar. Die Abschreibmöglichkeit ist 
gegeben und, wie ich es letztes Mal schon 
erwähnt habe, es werden sich viele Schüler 
diese Arbeit schreiben lassen, und zwar sol­
che Schüler, die es sich leisten können. 

Im Arbeitsübereinkommen fehlt auch die 
permanente Lehrerreform, Lehrerausbildung 
und Lehrerfortbildung. Aber nach den Äuße­
rungen der Frau Unterrichtsminister in den 
Medien und Zeitungen erwarte ich Positives. 
Denn Ihrem Ausspruch "Schulreform ist Leh­
rerreform" kann ich mich durchaus anschlie­
ßen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie 
mir, daß ich hier ein paar persönliche Anmer­
kungen zum Berufsstand der Lehrer mache. 
Kein Stand ist so der öffentlichen Kritik aus­
gesetzt wie der der Lehrer. Jeder von Ihnen 
hat Erfahrungen aus der eigenen Schulzeit 
oder mit Kindern. Daher fühlt sich jeder 
berechtigt, über die Lehrer zu schimpfen. 

Und was ist das Ergebnis dieser Kritik der 
Öffentlichkeit? - Die Lehrer verlieren ihre 
Ideale, sie verlieren die Freude am Unterrich­
ten. 

Der zweite Druck, der die Lehrer durchaus 
belastet, ist der parteipolitische Druck. 
Gerade Sie, die bei meiner ersten Rede hier 
im Hohen Haus geleugnet haben, daß die Leh­
rer unter ständigem parteipolitischem Druck 
stehen, Sie sind es, die dafür verantwortlich 
sind. (Beifall bei der FPÖ.) 

Andererseits muß man aber sagen, daß 
durch die große Anzahl der Lehrer es auch 
eine sehr starke und in meinen Augen über­
starke Lehrervertretung gibt. Hier kann ich 
mich nur der Meinung des Wiener ÖVP-Schul­
sprechers Petrik anschließen. (Abg. Johann 
Wolf: Die Lehrervertretung ist selbst 
gewählt von den Lehrern, die werden Sie 
nicht beurteilen, wie stark sie ist!) Der ÖVP­
Schulsprecher Dr. Petrik hat gesagt, daß in 
der Vergangenheit die Reformvorhaben zu 
sehr an den Lehrern und viel zuwenig an den 
Kindern orientiert waren. Es sei ein Grund-
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übel, daß bei allen Fragen zunächst überlegt 
werde, was sie standespolitisch bringen. (Bei­
fall bei der FPÖ.) 

Ein Beispiel dazu: Die 4. Schulunterrichts­
gesetz-Novelle. Hier wurde die Zusammenar­
beit von Lehrern, Eltern und Schülern festge­
legt, und diese zu forcieren ist für alle Betei­
ligten wichtig! 

Allerdings hat es geheißen, daß das keine 
Kosten verursachen soll. Jetzt, nach gewerk­
schaftlichen Abgeltungsansprüchen, kostet 
uns diese Ausweitung der Schulpartnerschaft 
auf die Pflichtschulen satte 80 Millionen. 

Das muß einmal gesagt sein, damit man die 
Dimensionen der Auswirkungen einer derar­
tigen Reform im Bildungsbereich erkennt. 

Da die Lehrpläne im Verordnungswege 
erlassen werden, liegt die Verantwortung für 
die in der Regierungserklärung gesteckten 
Ziele, nämlich einer qualitäts- und leistungs­
orientierten Verbesserung unserer Schulen, 
zum größten Teil in Ihren Händen, Frau Mini­
ster. Wir erwarten von Ihnen, daß Sie als Leh­
rer die Probleme ansprechen und Lösungen 
anbieten. Wir werden Sie auch gerne als 
Oppositionspartei unterstützen, weil wir 
Schulpolitik ernst nehmen, weil wir Kinder 
aus dem ideologischen Hick-Hack heraushal­
ten wollen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es wird ohnehin großer gemeinsamer 
Anstrengungen bedürfen, Fehlentwicklungen 
der letzten Zeit zu korrigieren. 

Ich hoffe, Sie enttäuschen diesen Vertrau­
ensvorschuß nicht, den wir Ihnen mit unserer 
Zustimmung zu diesem Budgetkapitel gege­
ben haben. (Beifall bei der FPÖ.) 19.39 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete Mag. 
Schäffer. Ich erteile es ihm. 

19.39 

Abgeordneter Mag. Schäffer (ÖVP): Sehr 
geehrte Frau Präsident! Hohes Haus! Wenn 
wir heute das Kapitel Unterricht und Sport 
diskutieren, so zeigt sich, daß dieser Bundes­
voranschlag 1987 aufgrund der Schuldenpoli­
tik der Vergangenheit ein Budget der Sanie­
rung und der Erneuerung ist. Wir bekennen 
uns dazu, daß dort und da restriktive Maßnah­
men gesetzt werden müssen. Ich glaube aber, 
daß grundsätzlich solide Rahmenbedingun­
gen notwendig sind. 

Betrachtet man die Gesamtausgaben von 

42,2 Milliarden Schilling - was immerhin 
einem Anteil von 7,5 Prozent am Gesamtbud­
get entspricht -, so glaube ich, dieser not­
wendige Rahmen ist gegeben. Daher wird die 
Österreichische Volkspartei diesem Budget 
zustimmen. 

Ich möchte nun, nachdem die Frau Schul­
sprecher der FPÖ fluchtartig den Plenarsaal 
verlassen hat, doch auch ganz kurz auf ihre 
Äußerungen eingehen. (Abg. Pro b s t: Wird 
schon wieder kommen!) 

Herr Kollege Probst! Ich war der Meinung, 
daß es sinnvoll wäre, einmal zuzuhören, nicht 
irgendwelche negativen Aussagen zu bringen, 
unbegründet, generalisierend. (Abg. 
Pro b s t: Wem zuhören?) Wem? Im Plenum! 
Hier natürlich! Man ist in keiner Weise bereit, 
zuzuhören, was andere dazu sagen. 

Ihr Stil hat sich in keiner Weise geändert. 
Seit 1962 betreiben Sie Oppositionspolitik, nur 
kritisierend, in keinster Weise konstruktiv. 

Ich denke an den Schulsprecher Frischen­
schlager. Was war seine Leistung in der Bil­
dungspolitik? - Die Abschaffung der Noten! 
Das war alles, was er stammeln konnte! Sonst 
war nichts drinnen! Was wurde denn vorher 
geschaffen? (Beifall bei der ÖVP.) Das ist die 
Bildungspolitik der FPÖ seit 1962. Abstinenz! 
Sie war nicht präsent. Sie können nur kritisie­
ren, sonst gar nichts! 

Und ich kann nicht verstehen, daß jemand 
hier herausgeht und die neue Hauptschule als 
Restschule bezeichnet. 70 Prozent dieser 
Altersstufen gehen in die Hauptschule. 
70 Prozent! (Beifall bei der ÖVP und bei Abge­
ordneten der SPÖ.) Ich glaube nicht, daß 
Eltern ihre Kinder gern in eine Restschule 
schicken würden. Ich frage Sie, Herr Kollege 
Probst, ob Sie Ihr Kind in eine Restschule 
schicken beziehungsweise ob Sie als Lehrer 
dort unterrichten würden. (Abg. Pro b s t: Ich 
habe! Mit gutem Erfolg und guter Erfahrung! 
Sie wissen das selbst, daß Peter nicht genug 
warnen konnte! Das steht in Ihrer Regie­
rungserklärung! - Zwischenruf der Abg. Dr. 
Helene Par ti k - Pa b 1 e.) 

Frau Kollegin Partik-Pable! Sie sind für die­
sen Bereich sicherlich nicht prädestiniert, 
aber auch nicht Ihr Kollege Probst. Weiß die 
FPÖ denn nicht, daß sie bei der 7. SCHOG­
Novelle in Teilbereichen der Hauptschule mit­
gestimmt hat, und jetzt wollen Sie sich distan­
zieren? Auf einmal? (Abg. Pro b s t: Nein!) Ja, 
selbstverständlich machen Sie das! 
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Wir bekennen uns zur neuen Hauptschule 
und wir werden bei erkennbaren Schwach­
stellen sicher Korrekturen anbringen, Verbes­
serungen, um eine entsprechende Attraktivi­
tät zu erreichen. (Abg. Dr. 0 f n er: Bitte, 
keine Schäfter-Stunde!) 

Ich glaube, das soll einmal sehr deutlich 
gesagt werden. Herauszugehen und nur zu 
kritisieren, das ist eine einfache Sache! 

Konstruktive Beiträge sind sicher sinnvoll. 
(Abg. Dr. 0 f ne r: Das hätten Sie 16 Jahre lei­
sten könn~n! Da ist euch nichts eingefallen!) 

Was ist Ihnen eingefallen? Herr Kollege 
Ofner, wir werden darauf zurückkommen! 

Sehr positiv wurde auch einiges herausge­
hoben, zum Beispiel die Förderung der beson­
ders 'begabten Kinder. Bitte, wer wurde hier 
initiativ? Ihre Partei sicher nicht! (Abg. 
Pro b s t: Dem Dr. Stix!) Ihre Partei sicher 
nicht! Sie gehen mit, als Trittbrettfahrer 
gehen Sie mit, aber mehr nicht! (Beifall bei 
der ÖVP und bei Abgeordneten der SPÖ.) Sie 
können überall aufspringen! Wenn es gut 
geht, dann jaulen Sie mit! Wenn es daneben 
geht, kritisieren Sie! Das ist das einzige! (Abg. 
Dr. 0 f n e r: Uns ist es eingefallen, ihr habt 
das kritisiert!) 

Ich glaube auf jeden Fall, um wieder zur 
Sache zu kommen, daß die Schule heute 
sicher einer ständigen Wechselwirkung unter­
liegt. Es gibt stetige Änderungen in der 
Gesellschaft, in der Wirtschaft, die Probleme 
ändern sich. Ich glaube, daß es auch in der 
Schule keine Stagnation geben darf. (Abg. 
Hai ger m 0 s e r: Da hört die Frau Minister 
nicht zu jetzt!) Die Frau Minister hört sehr 
aufmerksam zu, davon bin ich überzeugt -
im Gegensatz zur Schulsprecherin der FPÖ. 
Das ist halt der große Unterschied! Sie hat 
Interesse! (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Ich glaube, daß es sicherlich keine Stagna­
tion im Bereich der Schule geben soll. Wir 
brauchen Innovationen - keine Frage -, den 
Blick in die Weite. Wir brauchen auch Per­
spektiven. Und es wird auch in Zukunft Schul­
versuche geben müssen, keine Frage. Schul­
versuche sind ein wichtiges Mittel für jede 
pädagogische Weiterentwicklung. Ich glaube, 
auch Herr Gugerbauer ist davon überzeugt, 
daß wir diese Schulversuche mit entsprechen­
den Auflagen brauchen. Wir müssen sicher 
das Ganze ein bißehen einschränken. 

Dieses Arbeitsübereinkommen der jetzigen 
Bundesregierung zeigt sicher sehr viele posi-

tive Ansätze im Bereich der Schule, wie über­
haupt dieses Arbeitsübereinkommen eine 
Weiterentwicklungsgarantie aufzeigt. Der 
Gedanke der individuellen pädagogischen 
Förderung wird wieder in den Vordergrund 
gestellt. Meiner Meinung nach ist es auch 
wichtig, daß das differenzierte Schulsystem 
weiterhin seinen Stellenwert behält. 

Eines müssen wir in der Bildungspolitik 
sicher beachten: die Frage der Schülerzahlen, 
der Bevölkerungsentwicklung. Wir befinden 
uns hier in einer demographischen Umbruch­
situation. In früheren Jahren mußten wir die 
hohen Schülerzahlen bewältigen, eine enorme 
Belastung für den Bildungsbereich. Nun 
haben wir eine Minusbilanz an Schülern, und 
damit müssen wir fertig werden, ohne daß es 
Probleme im Bereich der Organisationsstruk­
turen gibt. 

Ich persönlich glaube, daß für das bildungs­
politisehe Handeln in Zukunft drei ganz 
wesentliche Orientierungspunkte entschei­
dend sind: die Qualität, die Differenzierung 
und die Leistung. Das sind für mich Fix­
punkte, das sind für mich Leitmaximen. 

Gerade die Qualität ist heute entscheidend. 
Wir müssen dem jungen Menschen ein 
Höchstmaß an Qualität mitgeben, sowohl dem 
leistungsschwachen als auch dem leistungs­
starken Schüler. 

Letztlich entscheidet heute immer Wissen 
und Können, denn - und das muß man sehr 
deutlich sagen, und das vertritt die Öster­
reichische Volkspartei sehr deutlich - die 
Nivellierung im Bereich der Schule geht 
immer zu Lasten der Kinder, und das wollen 
wir sicher nicht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Für die Differenzierung ist ganz entschei­
dend, daß wir eine Vielfalt in der Berufs- und 
Arbeitswelt haben, ebenso eine Vielfalt im 
Bereich der Begabungen der Kinder. Es ist 
für mich selbstverständlich, daß wir auch eine 
Vielfalt in der Schule haben. Daher brauchen 
wir das differenzierte Schulsystem. 

Ein pädagogisches Integrationskonzept 
führt meiner Meinung nach einzelne Schüler 
zur pädagogischen Überforderung, einzelne 
Schüler zur pädagogischen Unterforderung, 
und letztlich bleibt das, was wir auch nicht 
wollen, nämlich ein Mittelmaß an Leistung. 
Damit ist niemandem gedient. Ich meine, wer 
heute eine zukunftsorientierte Bildungspoli­
tik betreiben möchte, der muß differenzieren 
und darf nicht integrieren. 
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Zur Leistung möchte ich festhalten, daß die 
Leistungsfähigkeit in der Schule verankert 
sein muß - natürlich immer altersgemäß. 
Leistung erfordert Anstrengung. Anstren­
gung muß in dem Sinne nichts Unangeneh­
mes sein. Sie macht Freude, wenn der Erfolg 
da ist, und mit Leistung und Freude kommt 
natürlich auch der Erfolg in der Schule. 

Von diesen Orientierungspunkten - Quali­
tät, Differenzierung und Leistung - aus 
haben wir auf Initiative der Österreichischen 
Volkspartei eine Neuorientierung in der Bil­
dungspolitik eingeleitet in der Frage der För­
derung besonders begabter Kinder, was ja 
von Ihrer Schulsprecherin hier sehr gelobt 
wurde. Ich freue mich, und ich lade Sie und 
die anderen Parteien des Hohen Hauses ein, 
hier mitzuarbeiten, kritisch, konstruktiv. Ich 
glaube, das ist ein Weg, den wir sicher 
gemeinsam gehen müssen. 

Seit drei Jahren habe ich mich sehr inten­
siv mit dieser Frage der Hochbegabtenförde­
rung beschäftigt, und ich gehe dabei von drei 
entscheidenden Thesen aus. 

Erste These: Chancengerechtigkeit in unse­
rem Schulwesen bedeutet eine Herausforde­
rung der leistungsbegabten Kinder, aber auch 
eine Förderung der leistungsschwachen Kin­
der. Ich glaube, es gibt nichts Ungerechteres 
als eine gleiche Behandlung Ungleicher. 
Daher müßten wir diesen Weg gehen. 

Zweite These: Bildung für alle und Spitzen­
leistungen dürfen kein Gegensatz sein. Beide 
Bereiche müssen sich ergänzen. 

Dritte These: Die Begabung entfaltet sich 
nicht von selbst, sondern verkümmert, wenn 
man sie nicht entsprechend fördert. Faktum 
ist, daß wir - Gott sei Dank, möchte ich 
sagen - in unseren Schulen hochtalentierte, 
hochbegabte Kinder haben, um die man sich 
in der Vergangenheit leider nicht entspre­
chend gekümmert hat. 

Fest steht, daß auch diese Kinder ein Recht 
auf eine entsprechende Förderung ihrer 
Begabungen haben. Und eine Meinungsum­
frage, die in Österreich im Herbst vergange­
nen Jahres durchgeführt wurde, zeigt sehr 
deutlich, 60 Prozent der Bevölkerung meinen, 
daß an unseren Schulen im Bereich der Hoch­
begabtenförderung zu wenig getan wird, 
81 Prozent der Bevölkerung sind der Mei­
nung, daß im Bereich der Hochbegabtenförde­
rung noch mehr zu tun wäre. Ich hoffe, daß es 
gelingt, entsprechende Ansätze zu bringen. 

Wir wissen auf Grund der kurzen Erfah­
rung - wir haben nun ein Jahr diese Schul­
versuche laufen in den verschiedenen Bun­
desländern -, daß es zwei Gruppen von hoch­
intelligenten Kindern gibt. Es gibt eine 
Gruppe, hochintelligent - jetzt passen Sie 
auf, Herr Kollege Frischenschlager, ich weiß 
nicht, ob Sie vielleicht in einer Gruppe waren, 
ich nehme an, Sie waren in der ersten 
Gruppe. 

Die erste Gruppe sind jene, die unterfor­
dert, hochintelligent sind, die aber ihre gei­
stige Stimulation aus der Familie, aus dem 
Elternhaus, aus dem Bekanntenkreis mitbrin­
gen und die Schule in dem Sinne als ein not­
wendiges Übel mitmachen, aber auch gute 
Noten bringen. 

Ein zweite Gruppe aber sind jene hochintel­
ligenten Kinder, bei denen die geistige Stimu­
lanz von außen fehlt und die eben dann, 
obwohl hochintelligent, in, den Schulen keine 
entsprechenden Leistungen bringen. Das ist 
das Problem. Diese fehlt eben! Und da gehört 
auch mit Hilfe der Schule die entsprechende 
Motivation her. 

Wir haben - aus der Sicht der Öster­
reichischen Volkspartei verschiedene 
Modelle erarbeitet und entsprechende Verfah­
ren entwickelt, wobei wir Leitlinien fixiert 
haben. Im ersten Punkt geht es um die 
Gesamtpersönlichkeit des jungen Menschen. 

Der zweite Punkt: Vielfältige Maßnahmen 
sind notwendig, weil auch die Probleme viel­
fältig sind, weil die Begabungen unterschied­
lich sind. Wir glauben, es darf zu keiner Isolie­
rung kommen. Das heißt, die Kinder, die 
Jugendlichen müssen im häuslichen und vor 
allem im schulischen Verband bleiben. Es 
muß immer in Form von Zusatzangeboten der 
Unterricht durchgeführt werden. Es müßte in 
allen Schularten diese Hochbegabtenförde­
rung möglich sein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich glaube, die Tatsache, daß wir nun in 
fünf Bundesländern Schulversuche laufen 
haben, zeigt, daß wir hier auf dem richtigen 
Weg sind. In Niederösterreich ist der breitest 
angelegte Schulversuch im Bereich der Spra­
chen, aber auch im Bereich des Handwerks. 
Es laufen genauso Schulversuche in Ober­
österreich, in Tirol - in Vorarlberg wird 
angesucht -, in Salzburg seit einem Jahr. Wir 
haben die entsprechenden Erfahrungswerte 
gesammelt, sowohl bei den Volksschülern im 
musikalischen Bereich als auch bei den 
Naturwissenschaften und bei den Sprachen. 
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Ich kann Ihnen nur das eine sagen: Es hat 
sich gezeigt, dieser zusätzliche Unterricht, die 
14 Tage Sommercamps, der Kontakt mit der 
Universität, die Auslandsaufenthalte haben 
sich bestens bewährt. Wir haben Angebote 
bekommen von Firmen, wie den MTU-Wer­
ken in München oder ESA in Darmstadt, das 
Gegenstück zur NASA, daß diese Kinder in 
den Ferialzeiten dort arbeiten können. Ich 
glaube, das ist ein sehr, sehr schönes Ange­
bot. 

Ein weiterer bildungspolitischer Schwer­
punkt ist die informationstechnische Grund­
bildung in den allgemeinbildenden Schulen. 
Die neuen Informationstechnologien werden 
in den nächsten Jahren gewaltig an Bedeu­
tung gewinnen. Schon heute zeigt eine Studie 
in der Bundesrepublik, daß zirka 70 Prozent 
aller Beschäftigten am Arbeitsplatz informa­
tionstechnische und kommunikationstechni­
sche Kenntnisse benötigen werden. Das ist 
für die Schulen, für uns alle, die damit 
beschäftigt sind, eine ganz große Herausfor­
derung, der wir uns rechtzeitig stellen müs­
sen. 

Ich sehe hier eine Parallele zur Jahrhun­
dertwende, als genauso der Ruf kam, die 
Naturwissenschaften müssen in die Schulen 
eingebracht werden, weil eben die Entwick­
lung in der Gesellschaft, die Entwicklung in 
der Wirtschaft so stark ist. 

Ich meine, dies darf bei aller Vordringlich­
keit nicht durch unkoordinierte, bloß spekta­
kuläre Einzelrnaßnahmen erfolgen. So, wie es 
vor einigen Jahren in der 5. Klasse AHS 
geschehen ist, so geht es sicher nicht, daß ich 
einen Schnellschuß in die 5. Klasse mache 
und in keinster Weise weiß, wie der Unterbau 
ausschaut, wie das Ganze weitergeführt wird. 

Wir alle wissen, wie problematisch das war. 
Einige Jahre mußten wir darum kämpfen, um 
das Ganze halbwegs wieder in die richtige 
Bahn zu lenken. Daher ist es notwendig, daß 
ein Gesamtkonzept erstellt wird. Die Schule 
muß sich heute immer wieder sehr deutlich -
vor allem auch die Pädagogen - fragen, was 
muß wer und wie vermittelt bekommen. 

Ziel ist, daß alle Kinder eine technologische 
Grundbildung erhalten. Das heißt, wir brau­
chen eine entsprechende Aufarbeitung im 
Hinblick auf Lehrinhalte, auf Ausbildung der 
Lehrer, auf Unterrichtsmaterialien, auf die 
Organisation ausgerichtet, aber auch auf die 
Finanzierung und die Ausstattung. 

Frau Minister! Ich lade Sie ein, dem Vor-

schlag der ÖVP nahezutreten, ein Informatik­
forum zu schaffen, bei dem alle Beteiligten, 
von der Schulverwaltung über die Schulbe­
hörden, über die Sozialpartner, Wirtschaft 
und Eltern rasch eingesetzt werden, damit 
man ein Konzept ausarbeitet, das aufbauend 
den Unterricht ab einer gewissen Schulstufe 
konzipiert. 

Ich meine, daß wir in der 3. oder 4. Klasse 
Hauptschule und AHS-Unterstufe, das heißt, 
7., 8. Schulstufe, beginnen könnten. Es müßte 
fächerintegrativ sein, also eingebaut. Der 
Polytechnische Lehrgang stellt zwischen 
Schule und Wirtschaft eine wichtige Brücken­
stellung dar. Es wäre sinnvoll, die Grundbil­
dung in Informatik beziehungsweise EDV in 
die Seminarbereiche einzubauen, damit jeder 
Schüler auch damit konfrontiert wird. Das 
wäre in den Lehrplänen verankert - eine 
Verordnungssache -, man könnte also hier 
sehr mobil sein. 

In der AHS zeigt sich die Entwicklung, daß 
der Pflichtgegenstand in der 5. Klasse dann 
sinnvoll ist, wenn es in der Unterstufe vorbe­
reitet wird. Wir sehen heute nach zwei Jahren 
im Bereich der Schulversuche, daß die Schü­
ler sehr wohl eine Note haben wollen, bundes­
weit wollen 80 Prozent eine Note in Informa­
tik, Frau Bundesminister. Ein positives Zei­
chen für unsere Jugend! Wie haben Sie die 
Notengebung bekämpft! Wir glauben, daß wir 
mit unserer Aussage recht hatten, wenn 
80 Prozent eine Note haben wollen. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Ich meine, auch im Hinblick auf Lehrerbil­
dung taugt das beste Konzept nichts, wenn es 
nicht gelingt, die Lehrer entsprechend auszu­
bilden. Das heißt, wir müssen die Lehrer auch 
sozusagen "technologisch neu einstellen". 

Zum Abschluß möchte ich noch einen 
Punkt herausnehmen, und zwar eine Aussage 
des Gewerkschaftsbundes. Abgeordneter Ver­
zetnitsch hat gemeint, man solle ein Grundbil­
dungsjahr in der AHS einführen, das heißt, 
die AHS-Oberstufe um ein Jahr verkürzen, 
beim Polytechnischen Lehrgang ein Jahr 
anhängen und auch die Berufsschulzeit kür­
zen. 

Herr Abgeordneter Verzetnitsch! Ich kann 
Ihnen dazu folgendes sagen: Es gibt ein 
Arbeitsübereinkommen der Bundesregierung, 
wo Organisationsformen nicht aufscheinen. 
Es geht um die inhaltliche Verbesserung. Ich 
glaube, wir sollten uns auch daran halten. 

Zweiter Punkt: Mit diesem Grundbildungs-
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jahr werden Sie sicher die Arbeitslosigkeit 
bei der Jugend nicht reduzieren können. Es 
kommt höchstens zu einem Verzögerungsef­
fekt. Sie haben in keiner Weise konstruktive 
Aussagen inhaltlicher Art zur Frage der 
Finanzierung getroffen. 

Ich frage Sie in aller Öffentlichkeit: Wer 
sind jene Experten, die behaupten, daß man 
in der Langform der AHS, also in der Ober­
stufe, ohneweiters um ein Jahr ohne Niveau­
verlust kürzen kann? Das möchte ich sehen. 

Ich persönlich halte diesen Vorschlag bil­
dungspolitisch für völlig unrealistisch und 
überflüssig, und zwar deswegen, weil erstens 
- Herr Kollege Matzenauer, Sie haben das 
noch zu meiner großen Verwunderung unter­
strichen, aber da spielt offensichtlich die Ideo­
logie wieder sehr stark hinein - ohne Nivel­
lierung und Niveausenkung die Streichung 
eines Jahres in der Oberstufe sicher nicht 
möglich ist. Und der gute Ruf der AHS kann 
sich nur dann halten, wenn es ohne Qualitäts­
verlust bei der Reform weitergeht. Die Kür­
zung um ein Jahr können Sie niemandem ein­
reden. Ich glaube, das muß auch sehr deutlich 
einmal gesagt werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Punkt: Wenn das Jahr eingeführt 
wird in der AHS, zerschlagen Sie damit die 
Langform der AHS. Ich frage Sie: Welche Ziel­
setzung haben Sie? Ich persönlich habe meine 
klare Meinung: Die AHS ist eben das "unge­
liebte Kind" sozialistischer Bildungspolitik. 
Sie wollen daher diese Schulform zerschla­
gen. Da werden wir sicher nicht mittun. 

Zweitens möchte ich sagen: Es ist für mich 
überhaupt totaler pädagogischer Wahnsinn, 
zwei Jahre vor der Reifeprüfung ein Jahr die 
Schüler aussetzen zu lassen. Ich kann mir gar 
nicht vorstellen, wie man ernsthaft so etwas 
diskutieren kann. 

Ich glaube, man muß auch dem Herrn Ver­
zetnitsch sagen, daß er sich einmal durchle­
sen soll, wie das Bildungsziel der AHS aus­
sieht. Das Bildungsziel der AHS ist allgemein 
vertiefte Allgemeinbildung. Wir haben hier 
das Bildungsziel der Studierfähigkeit und vor 
allem auch die Geschlossenheit des Bildungs­
ganges. Die AHS, das Gymnasium, ist keine 
Schule des schnellen Nutzens, wie es viel­
leicht Herr Verzetnitsch haben möchte. 

Ich meine aber auch, daß es sinnvoll ist, 
eine stärkere Begegnung mit der Berufs- und 
Arbeitswelt einzuführen. Aber eine Einbin­
dung von Berufsausbildung in die AHS leh­
nen wir kategorisch ab. (Beifall bei der ÖVP.) 

Denn - und das möchte ich auch sagen -
die AHS, das Gymnasium, kann und darf kein 
Bauchladen sein, der vielen alles bietet. Des­
wegen haben wir ja die Vielfalt des Schulsy­
stems. Wir werden nicht mitspielen, wenn die 
Berufsschulzeit auf zwei Jahre gekürzt wird, 
um so über die Hintertür das dritte Jahr weg­
zubringen, um den zweiten Berufsschultag 
vollkommen einzuführen. Bitte, wir haben 
den Polytechnischen Lehrgang 1966 einge­
führt. Ich hoffe, wir bekennen uns alle dazu. 
Ich weigere mich und ich lehne es ab, diese 
Vorgangsweise in dem Sinne zu akzeptieren, 
daß man über einen anderen Weg wieder 
Organisationsformen in Diskussion bringt, 
die im Arbeitsübereinkommen nicht veran­
kert sind. Das ist keine entsprechende Vor­
gangsweise, das möchte ich sehr deutlich 
auch in diesem Raum hier sagen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir müssen immer bedenken, daß die Schule 
das ist, was die umgebende Gesellschaft ist; 
die Schule ist ein Teil dieser Gesellschaft. 
Wenn ich Anforderungen an die Schule stelle, 
so muß ich immer bedenken, was ich damit 
bezwecke, was ich damit möchte. Wir dürfen 
die Schule nicht überfordern, vor allem nicht 
das Kind. Das Kind hat seinen Stellenwert, 
das Kind steht bei uns im Mittelpunkt - und 
so soll es auch bleiben. (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ.) 20.01 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zum Wort 
gemeldet hat sich Herr Abgeordneter Fux. Ich 
erteile es ihm. (Zwischenrufe bei SPÖ und 
ÖVP. - Abg. F u x: Gefährliche Drohung!) 

20.01 

Abgeordneter Fux (Grüne): Ich rede zum 
Kapitel Kultur, der Sprecher für Unterricht, 
den Sie nicht mehr erwarten können, kommt 
dann schon noch. 

Einer, der es wissen muß, nämlich Hilmer 
Hoffmann, Kulturdezernent der Stadt Frank­
furt, sagt zum Verhältnis von Politik und Kul­
tur: Es ist ein freudloses Verhältnis. Aus die­
ser Definition heraus versteht man auch, 
warum zum Beispiel Kultur und Kunst in der 
österreichischen Verfassung nie verankert 
waren. Im Jahr 1982 wurde erst die Freiheit 
der Kunst definiert, aber in der ursprüngli­
chen Verfassung hat man sie vergessen. Das 
sagt natürlich einiges über den Stellenwert, 
den man der Kultur und Kunst in unserem 
Lande, das immer so stolz war, eine Kulturna­
tion zu sein, in der Gesetzgebung beimißt. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. H a f n er.) Kom­
men Sie dann später mit Ihren Zwischenru­
fen. 
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Was einem auffällt in der Kulturpolitik der 
Länder und der Städte - ich komme ja aus 
einer Stadt -, ist das ungeheure Mißverhält­
nis der Subventionierung der etablierten Kul­
tur, was sich durch Jahrzehnte hindurch ein­
gebürgert hat, und der Kulturförderung auf 
allen anderen alternativen Gebieten. Das ist 
ein Mißverhältnis, das vor allen Dingen die 
Jugend immer mehr befremdet. 

Wenn wir zum Beispiel- ich nenne nur ein 
paar Beispiele - für Landestheater in Städ­
ten 100 und mehr Millionen jährlich bezahlen, 
die kleineren Bühnen bekommen jedoch nur 
ein paar hunderttausend Schilling, wobei 
diese aber in den Stadtteilen wirkliche Kul­
turzentren sind, so ist das - bei aller Würdi­
gung der Arbeit der Landestheater - ein gro­
bes Mißverhältnis. 

Es ist das ein grobes Mißverhältnis gerade 
in bezug auf die Kulturförderung, und ich 
glaube, es müßte sich entscheidendes in der 
Betrachtung ändern. Wir "hängen" in unse­
rem ganzen Kulturverhalten, denken wir nur 
an die Lage der Museen, was wir da jahrzehn­
telang verschlafen haben. Wir haben unge­
heuer viele Kunstschätze, und wir verwalten 
sie in Hofrats- oder Senatsratmanier. Kost­
bare Schätze in Milliardenhöhe verstauben. 

Es hat sich bei uns auch eingebürgert, daß 
diese etablierten Institutionen "selbstver­
ständlich" immer mehr bekommen. Bei den 
Budgetberatungen in den Ländern und Städ­
ten wird abgehakt: Wieder eine 5prozentige 
Steigerung, wieder eine 10prozentige Steige­
rung. Die Politiker denken gar nicht darüber 
nach. Wenn aber die Jugend etwas haben 
möchte - ich sehe das als Vorsitzender des 
Kulturausschusses -, gibt es jedesmal ein 
großes Theater: 10 000 S, 20 000 S wollt ihr? Ja 
wie soll denn das weitergehen? 

Frau Minister, das ist wirklich aktuell in 
den Städten, dort macht man in dieser Bezie­
hung viel mit. Das Verhältnis der etablierten 
Parteien zur Kultur ist im gesamten gesehen 
sehr schlecht. 

Wir haben in Salzburg einen Kulturent­
wicklungsplan erstellt, daß wir eben in die 
Stadtteile gehen und Jugendlichen, aber auch 
allen anderen Altersgruppen die Möglichkeit 
geben, sich selber kreativ zu betätigen, was 
also über die Subventionierung von Klein­
theatern, Kabarettgruppen und so weiter hin­
ausgeht. Wir sagen: Ziel der Kulturpolitik 
muß es doch sein, jenen Menschen, die sich 
dafür interessieren, Möglichkeiten zur kreati­
ven Entfaltung zu bieten. (Beifall bei den Grü­
nen.) 

Dazu brauchen sie aber Räume, sie brau­
chen - zumindest - ein geringes Budget; 
man muß ihnen also Hilfestellung leisten. 
Und da ist dann eben nicht mehr Subventio­
nierung, sondern das ist Kulturförderung. 
Das kann auf verschiedenen Gebieten sein: 
Fürs Schreiben, bei den Musikgruppen, die 
sich ja selber ihre Instrumente kaufen, die 
aber zum Beispiel nicht wissen, wo sie auftre­
ten können. Man verschafft ihnen Proben-, 
Aufführungsmöglichkeiten, macht Kultur­
Cafes, Literatur-Cafes und so weiter. 

Das sind eigentlich die Stützpunkte für eine 
Kulturförderung. Dazu bedarf es aber natür­
lich eines anderen Verhältnisses der etablier­
ten Politik zu diesen Aktivitäten. Das 
Schlimme am ganzen Verhalten der Politik ist 
ja, daß sie nur Interesse aus einem machtpoli­
tischen Verständnis heraus hat, nämlich um 
Konsumenten zu erziehen, denn Konsumen­
ten, die lediglich zu Hause vor dem Fernseh­
apparat sitzen, ein Flascherl Bier trinken, die 
die filtrierten Nachrichten des ORF sehen, die 
sind doch voll manipulierbar. In dem Augen­
blick, in dem sich die Leute selber entwickeln, 
fürchtet man in jedem Funktionärsstaat zu 
viel Eigenständigkeit, zu viele unliebsame 
Gedanken der Leute in bezug auf die Macht­
struktur. 

Ich glaube aber, daß wir in Österreich doch 
nicht ganz so weit in dieser Betrachtungs­
weise der Macht sind, sodaß wir vielleicht 
langsam ein bißchen diese Barrieren weg­
schieben können, Frau Minister. Es wäre dies 
wirklich an der Zeit! Wien hat ja diesbezüg­
lich einige Beispiele gesetzt, auch in den Bun­
desländern gibt es solche, aber im großen und 
ganzen ist das Verhalten in bezug auf Kultur­
förderung - auch die Definierung, was Kul­
turförderung ist - noch viel zu schlecht, viel 
zu vage. - Wir brauchen die Hauptmittel 
doch in den Ländern. 

Kultur und Kunst stehen also - wie gesagt 
- nicht in der Verfassung. Die kulturellen 
Institutionen des Bundes sind genau angege­
ben im Artikel 10 der, Verfassung, und da fin­
det sich jedoch nichts über Kultur und Kunst. 
Es sind die Bundestheater drinnen, die gan­
zen anderen Institutionen, die Sie ja kennen. 
Dort steht viel von Archiv- und Bibliotheks­
dienstangelegenheiten, von künstlerischen 
und wissenschaftlichen Sammlungen, von 
Einrichtungen des Bundes, von Angelegenhei­
ten der Bundestheater, des Denkmalschutzes, 
von Angelegenheiten des Stiftungs- und 
Fondswesens, soweit sie über den Interessen­
bereich des Landes hinausgehen - mit Aus­
nahme des Schulwesens -, und so weiter. 
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Im Artikel 15 Absatz 1 heißt es: "Soweit 
eine Angelegenheit nicht ausdrücklich durch 
die Bundesverfassung der Gesetzgebung oder 
auch der Vollziehung des Bundes übertragen 
ist, verbleibt sie im selbständigen Wirkungs­
bereich der Länder." 

Somit ist eindeutig klargestellt, daß die Kul­
turförderung Sache der Länder ist, und zwar 
sowohl in der Gesetzgebung als auch in der 
Vollziehung. Gerade die Föderalisten hier in 
diesem Hause müßten sich doch eigentlich 
sehr dafür einsetzen, daß in bezug auf Kultur­
förderung tatsächlich das, was in der Verfas­
sung klargestellt ist, daß eben Kunst und Kul­
tur Sache der Länder in Gesetzgebung und 
Vollziehung ist, zum Tragen kommt. 

Sie von der Bundesregierung berufen sich 
darauf, daß damit nur die Hoheitsverwaltung 
gemeint ist, und Sie berufen sich auf die Pri­
vatwirtschaftsverwaltung. Aber bitte, wenn es 
auch richtig ist, daß auch der Bund privat för­
dern kann, so stelle ich doch in Frage, ob das 
vom Gesetz gedacht ist, daß nämlich Steuer­
gelder damit vergeben werden. Das sind ja 
Steuergelder! Warum soll man gerade die Pri­
vatwirtschaftsverwaltung da miteinbeziehen ? 
Nach der Verfassung wäre es klar, daß Voll­
ziehung und Gesetzgebung, was die Kultur­
förderung anbelangt, Sache der Länder ist. 

Ich glaube, daß man hier immer wieder 
ansetzen müßte, um ein Bewußtsein zu schaf­
fen, daß es zu Änderungen in der Verteilung 
kommt; es handelt sich ja dabei um gewaltige 
Millionenbeträge, ich glaube, um über 
400 Millionen, 447 oder 457 Millionen Schil­
ling, die, wenn man den Schlüssel auf die Län­
der anwendet, zur Verteilung gelangen könn­
ten. 

Die Länder sind doch viel besser orientiert 
darüber, welche Institutionen, welche Ensem­
bles einer Förderung bedürfen, als die zen­
trale Stelle des Bundes. Es liegt doch in der 
Logik der Sache, daß es viel günstiger wäre, 
die Förderung direkt über die Länder vorzu­
nehmen; natürlich zweckgebunden, das ist 
klar. Denn wenn es nicht zweckgebunden ist, 
dann fließt es - wie man es beim "Fernseh­
Schilling" in Salzburg gesehen hat - in die 
Finanzkasse und wird dann nur zum Teil für 
Förderungen verwendet. Die Zweckbindung 
ist eine absolut wichtige Angelegenheit, sonst 
wäre es natürlich sinnlos. 

Ein zweites Kapitel, das ich noch anschnei­
den möchte, ist die Sache des Denkmalschut­
zes. Der gehört nach meiner Ansicht in die 
mittelbare Bundesverwaltung, am besten in 

Artikel 11 oder noch besser in Artikel 12 der 
Verfassung, wonach Bundessache die Gesetz­
gebung über die Grundsätze und Landessache 
die Erlassung von Ausführungsgesetzen und 
die Vollziehung ist. Die Länder können 
schneller und unbürokratischer die Denkmä­
ler im Land pflegen und erhalten, sie stellen 
dafür auch wesentlich höhere Mittel als der 
Bund zur Verfügung. 

Die Argumentation, daß der Denkmal­
schutz Angelegenheit des Bundes und die 
Denkmalpflege Angelegenheit der Länder ist, 
ist eigentlich eine Ironie. Also der Bund sagt, 
ihr müßt sie schützen, und das Land muß sie 
pflegen. Da ist wiederum dieselbe Situation, 
daß natürlich die Länder doch viel besser wis­
sen, was zu erhalten ist. Sie können Prioritä­
ten setzen und viel schneller agieren. Es ist 
überhaupt nicht notwendig, daß der Bund 
hier eingreift. Ich meine, es würde wirklich 
genügen, würde der Bund auf diesem Gebiet 
die Grundsatzgesetzgebung machen und 
sowohl die Erlassung der Ausführungsgesetze 
als auch die Vollziehung den Ländern überlas­
sen. 

Es ist, was den Denkmalschutz betrifft, viel 
versäumt worden in den letzten Jahrzehnten, 
die Mittel sind viel zu gering, und es ist ja 
auch manches nicht mehr gutzumachen; es ist 
viel abgerissen worden. Ich glaube, eine Kul­
turnation, die sich wie Österreich als erstran­
gige historische Kulturnation bezeichnet, 
müßte ein noch viel größeres Augenmerk auf 
die Erhaltung dieser Kulturgüter legen. 

Die Folge wäre, daß man eigentlich die 
Kunstsektion und das Bundesdenkmalamt 
auflösen könnte. Die eingesparten Mittel 
könnten zweckgebunden für die Kunstförde­
rung und die Denkmalpflege den Ländern zur 
Verfügung gestellt werden. Wir haben ja die 
Verwaltung in den Ländern dafür, wir haben 
das Denkmalamt, wir haben den Bundesbe­
auftragten mit seinen Büros in den Ländern, 
und wir haben auch auf dem Kunstsektor in 
den neun Landesregierungen einen Verwal­
tungsapparat. 

Das ist ja diese Struktur in Österreich, daß 
überall alles - drei-, vier-, fünfmal - aufge­
bläht ist, und die Verwaltung frißt eigentlich 
alle Mittel oder einen Großteil der Mittel. Das 
ist ja das Schlimme an der Sache. Ich stelle 
auch an Sie die Frage, ob Sie dies nicht viel­
leicht einmal analysieren wollen. Es würde 
mich das sehr interessieren. 

Wir können dann auch verschiedene Anfra­
gen dazu stellen, wieso es eigentlich zur Auf-
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stockung von ursprünglich 140 Beamten in 
der Bundestheaterverwaltung auf über 300 
gekommen ist. Das ist zum Beispiel ein sehr 
interessantes Thema. Mich würde eine solche 
Analyse wirklich sehr interessieren, weil der 
Verdacht naheliegt - wie auch in allen ande­
ren großen Institutionen -, daß man aus ver­
schiedenen Gründen immer mehr Leute dort 
hineingenommen hat - Freunde, Partei­
freunde und so weiter -, bis die Verwaltungs­
apparate eben so aufgebläht waren. - Dann 
zieht sich der Chef der Bundestheaterverwal­
tung in ein Privattheater zurück. Das ist 
eigentlich ein sehr netter, interessanter 
Abgang: Nachdem er die größte Aufblähung 
erreicht hat, verabschiedet er sich. 

Also, wie gesagt, es würde mich an und für 
sich sehr interessieren, wie es dazu kam. 
Auch die Frage der Kunstförderungsbeiträge 
... (Abg. S te i n bau er: Fux, du bist irgend­
einem Juristen in die Hände gefallen! - Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai er: Ein Jurist kann einen 
Künstler nicht verderben!) Nein, nein. Ich 
habe mir das genau angeschaut. Die Kunst­
förderungsbeiträge stehen nicht im Budget. 
Ich habe mir das der vergangenen Jahre 
angeschaut. Es wäre eigentlich gut, wenn 
man mit dem Bericht des Kulturbudgets auch 
einen über die Verwendung der Kunstförde­
rungsbeiträge in der Hand hätte, denn da gibt 
es doch einige Doppelsubventionierungen. 
(Abg. S t ein bau e r: Aber!) Ja, aber. Das ist 
halt so. 

Es ist ja wieder so, daß man Machtstellun­
gen im Zentralismus aufbaut. Es ist doch 
eigentlich sehr interessant, daß jetzt, wie man 
bei der Kulturförderung sieht, die Leute 
immer nach Wien pilgern müssen. Kleine 
Theatergruppen, Ensembles, Künstler müs­
sen sich immer an Wien wenden, wenn sie 
Kulturförderung brauchen. - Das noch nach­
träglich zu dem, was ich schon gesagt habe. 

Bei den Kunstförderungsbeiträgen ist es so: 
Da wird wiederum etwas in der zweiten Linie 
vergeben, und wenn man dann vergleicht, 
sieht man eben diese Doppelsubventionierun­
gen. Das wird wahrscheinlich politische 
Gründe haben. Das kann ich mir schon vor­
stellen. Das findet man ja auch in den Kultur­
budgets und in den verschiedenen Ausschüs­
sen immer wieder. Man weiß aus den Debat­
ten in den Städten, wie das gehandhabt wird, 
daß es zu Doppel- und Dreifachsubventionen 
kommt. 

Ich halte - und in einer dringlichen 
Anfrage werden wir das auch einmal machen 
- eine Spezialdebatte über die Museen für 

absolut notwendig. (Beifall bei den Grünen. -
Abg. Dr. Pu n ti ga m: Heute noch?) Nein, 
heute nicht. Aber eine dringliche Anfrage in 
den nächsten Wochen werden wir darüber 
sicher machen. Ich halte das für sehr wichtig, 
denn was hier verschlafen wurde, das ist 
wirklich ungeheuerlich. Die moderne Ent­
wicklung ist an uns vorbeigegangen. Ich 
kenne fast alle Museen in Europa und auch in 
Übersee, und ich finde, daß es hier sehr 
schlimm ist. Ich bin immer entsetzt über das, 
was sich abspielt und was hier diese Hofräte 
und diese Senatsräte machen, die auf Lebens­
zeit Museumsdirektoren sind. Manche sind 
sehr tüchtig, das will ich nicht abstreiten, 
aber manche nützen ihre Beamtenstellung 
aus und machen gar nichts - ich kenne sol­
che Leute -, und das ist schlimm. (Abg. 
S te i n bau er: Namen nennen!) Trifft in 
Salzburg zum Beispiel zu. (Abg. S te i n -
bauer: Wer?) 

Ich finde den Vorschlag von Vizebürgermei­
ster Busek, nur noch Zeitverträge abzuschlie­
ßen, sehr gut. Das ist eine wichtige Sache. 
Das wäre doch genauso, als ob man beim 
Theater einem Theaterdirektor sagt: "So, 
jetzt bist du angestellt!" - das ist ja auch eine 
öffentliche Institution -, und der wird dann 
Beamter und bleibt sein Leben lang Theater­
direktor. Na, das ist doch herrlich für ihn. Der 
macht doch überhaupt nichts mehr! Der läßt 
das einfach dahinschlittern. Da ist man noch 
nie auf die Idee gekommen, so etwas zu 
machen. Das wäre doch ein Wahnsinn. Aber 
beim Museum? (Abg. Pro b s t: Da kann ich 
auch ein Beispiel nennen!) 

Na gut. Aber ich habe es bei Landesthea­
tern nie gesehen, daß einer wirklich sein gan­
zes Leben lang geblieben ist. Aber beim 
Museum gibt es das, daß einer bis zur Pensio­
nierung bleibt. (Abg. Art hol d: Herr Fux! 
Die großen Theaterdirektoren waren alle ihr 
Leben lang Theaterdirektoren!) Aber nicht 
am selben Haus! Was machen Sie für Zwi­
schenrufe! Daß sie beim Beruf bleiben kön­
nen, das ist wohl klar. Aber daß ich mich in 
einem Haus zur Ruhe setze, daß ich mit 
40 Jahren Museumsdirektor werde und es 
dann bis 65 bleibe, und auch die Politiker kön­
nen mir den Buckel runterrutschen - das 
habe ich von einem Museumsdirektor schon 
gehört (Beifall des Abg. Sm 0 11 e ); der ist ja 
gar nicht mehr kündbar, dem kann ja gar 
nichts mehr geschehen, wenn er nicht irgend 
etwas macht, was in Richtung Gesetzesverlet­
zung geht -, also das ist doch wirklich 
schlimm. (Abg. S t ein bau er: Fux, du bist 
ja auch noch hier!) 
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Auch die Öffnungszeiten in den Bundesrnu­
seen - oft enden sie bereits am Nachmittag 
- sind eigentlich für eine internationale 
Stadt wie Wien überhaupt nicht mehr tragbar. 

Auch daß man keine Verträge geschlossen 
hat, zum Beispiel bei der Frankreich-Ausstel­
lung, wo 30 Millionen an Österreich geflossen 
wären, wenn man den Vertrag abgeschlossen 
hätte, gehört zu dieser komischen Verwal­
tungspraktik. Wesentliche Sachen werden oft 
vergessen oder die Leute interessieren sich 
nicht dafür, weil es ja nicht ihr Geld ist. Sie 
haben ja nichts davon, und deshalb ist eben 
auch das Interesse nicht so groß, als wenn es 
ihr eigenes Geld wäre. (Abg. S te i n bau er: 
Ich würde schon vorsichtiger sein mit diesen 
Pauschalurteilen über die Beamten! Das 
haben sie sich nicht verdient!) 

Ja. Aber es ist halt manchmal so der Fall. 
90 Prozent sind ohnehin in Ordnung. Ich sage 
nur, es ist eben der Fall, das gibt es eben. Und 
es stimmt, daß kein Vertrag mit Frankreich 
abgeschlossen wurde, 60 Millionen waren Ein­
nahmen, 50 Prozent hätte Österreich bekom­
men, es existiert kein Vertrag, 30 Millionen 
sind weg. Das ist das Faktum. Da können Sie 
jetzt sagen, die Beamten sind in Ordnung. In 
diesem einen Fall ist es so gewesen, und nur 
diesen einen Fall habe ich aufgezeigt. Ich 
kann aber auch zehn Fälle nennen, wenn Sie 
so viel Geduld haben. Dann stehe ich halt eine 
Stunde lang da, aber die Redezeit ist nicht 
eine Stunde. Ich sage es Ihnen aber gerne pri­
vat oder bei einer anderen Gelegenheit. (Abg. 
Dr. Pu n ti g a m: Bei der Dringlichen!) 
Sicher. 

Was die Bundestheater betrifft - die Privi­
legiensache hinsichtlich der Proben ist jetzt 
auch schon mehrfach angeschnitten worden 
-, möchte ich nur auf eines noch aufmerk­
sam machen, was mir immer beim Burgthea­
ter aufgefallen ist. 

Wenn einer Theaterdirektor ist und gleich­
zeitig Regie führt, bekommt er, auch wenn er 
in klassischen Stücken oder in anderen Stük­
ken ein paar Sätze ändert, noch ein Honorar, 
ein Autorenhonorar für die Texte, für jede 
Aufführung. Das sind ein paar tausend Schil­
ling pro Aufführung. Das bekommt er auch 
noch. Das hat sich mehrfach abgespielt. 

Also ich meine, das ist eigentlich unzumut­
bar, daß das immer noch weiter so gehand­
habt wird. Da geht der Regisseur hin, streicht 
das aus, macht einen anderen Satz und 
bekommt das Autorenhonorar - pro Auffüh­
rung, bitte. 

Und -zig, -zig solche Sachen gibt es. Ich bin 
sehr froh, Frau Minister, daß wir uns über 
diese Sachen noch unterhalten können. Ich 
glaube, all diese Dinge müßten abgestellt wer­
den. 

Bei den Salzburger Festspielen, möchte ich 
Ihnen noch sagen, gibt es auch Mißstände, die 
ich seit zehn Jahren aufgreife und anpran­
gere. 

Es ist nichts geschehen, was die Vermark­
tung betrifft. 

Ich nenne Ihnen nur ein Beispiel hinsicht­
lich der Plattenvermarktung. Mitschnitt bei 
den Salzburger Festspielen während der Auf­
führung von "Don Giovanni", von "Cosi" . Die 
Salzburger Festspiele erhalten eine Förde­
rung der öffentlichen Hand von fast 50 Pro­
zent. Es werden Platten aufgenommen. Und 
was glauben Sie, was das Honorar für die 
Salzburger Festspiele ist? Ich sage es Ihnen, 
Sie werden es nicht fassen: Der normale Pro­
zentsatz wäre für den Produzenten zwischen 
15 und 25 Prozent pro Platte. Die Salzburger 
Festspiele bekommen dafür 100 000 S, für 
eine weltweit, in Amerika, in Japan, in ganz 
Europa, verkaufte Platte. Also das ist nicht 
einmal ein Bettel. Das ist ein Skandal! 

Sie wissen, womit das zusammenhängt: Die 
öffentliche Hand kümmert sich eben über­
haupt nicht darum, was von einzelnen Perso­
nen in der Vermarktung gemacht wird. Im 

. Hause verzichtet man dann zugunsten des 
Friedens darauf - ich brauche keine Namen 
zu nennen -, und man gibt sich mit so einem 
Bettel ab. 

Der zuständige Mann in der Direktion hat 
mir dann ganz stolz gesagt: Voriges Jahr 
haben wir besser abgeschlossen, wir haben 
20 000 DM bekommen für die weltweiten 
Rechte eines Mitschnitts bei den Salzburger 
Festspielen. 

Schauen Sie, das geht nicht mehr, das geht 
so bestimmt nicht mehr. Das sind Dutzende 
von Millionen, die man für die Kulturförde­
rung brauchen würde, und das wird ohnedies 
Superreichen noch in den Rachen geworfen 
(Beifall bei den Grünen), Superreichen, die 
mit ungeheuren Prozenten an dieser Ver­
marktung beteiligt sind. 

Frau Minister! Ich würde Ihnen raten, sich 
energisch darum zu kümmern. Ihr Vorgänger 
hat noch vor Aufgabe seines Amtes jemanden 
in die Festspiel-Direktion hineingesetzt, weil 
ich ihm diese Zahlen genannt habe. Er war 
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entsetzt darüber. Er hat sich auch viele Jahre 
bemüht, ist aber nicht weitergekommen. Viel­
leicht kommen Sie weiter bei der Bekämp­
fung dieser Mißwirtschaft. (Beifall bei den 
Grünen, bei Abgeordneten der FPÖ und Bei­
fall des Abg. Dr. Kohlmaier.) 20.23 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort. 
gemeldet hat sich Herr Abgeordneter Matzen­
auer. Ich erteile es ihm. (Abg. S te i n -
bau er: Der Matzenauer hat es jetzt schwer, 
weil er ja so seriös ist!) 

20.23 

Abgeordneter Matzenauer (SPÖ): Frau Prä­
sident! Frau Bundesminister! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wir wechseln 
jetzt das Thema und sind wieder beim Unter­
richt. Aber wir bleiben in Salzburg. 

Ich lese da in den "Salzburger Nachrich­
ten": 

"Rund um die Schulpolitik ist es merklich 
still geworden. Im Koalitionspapier wurde die 
Beendigung der Schulversuche sowie die 
Rücknahme jener Gesetzesnovelle, die die 
Abschaffung der Noten in den ersten beiden 
Volksschulklassen vorsieht, fixiert. 

Der SPÖ-Schulsprecher meldet sich den­
noch ständig mit Aussendungen zur Schulpo­
litik zu Wort. Unter anderem tritt er weiterhin 
für die Gesamtschuldiskussion ein. Nur der 
Schulsprecher der ÖVP, Schäffer" - er 
bekommt die Betragensnote 1 von den "Salz­
burger Nachrichten" "(Abg. Dr. K 0 h 1 -
mai e r: Verdient er ja auch!), man muß 
Beziehungen haben -, "hält sich mit Äuße­
rungen sichtlich zurück." Bravo, Herr Kol­
lege! 

Das ist ein gutes Beispiel für Fehlinterpre­
tationen und Auslassungen. Denn erstens: 
Über Schulversuche steht in diesem Arbeits­
übereinkommen an verschiedenen Stellen 
etwas. Es steht zum Beispiel, daß diese erfolg­
reich übernommen werden sollen. Das steht 
bei den Oberstufenversuchen der ARS, es 
steht auch bei den ganztägigen Schulversu­
chen. (Abg. Mag. Sc h äff er: Das ist ein 
eigener Absatz!) 

Und dann gibt es einen eigenen Absatz, in 
dem steht unter anderem: "Es soll die Mög­
lichkeit "bestehen, neue Erkenntnisse in 
neuen Schulversuchen auch weiterhin zu 
erproben." ....:. Was soll's also? 

Zweitens wird in diesem Beitrag nicht 
erwähnt die derzeit laufende Diskussion um 

das sogenannte - wie es in den Medien heißt 
- Klassensterben an den Hauptschulen im 
städtischen Bereich, aber auch bundesweit. 
Es sind ja seit 1984/85 rund 800 Hauptschul­
klassen dahingegangen und insgesamt rund 
30 000 Schüler weniger geworden. In diesem 
Zusammenhang ergibt sich natürlich auch 
eine Diskussion über die beiden Schulen im 
Mittelstufenbereich. 

Nun, meine Damen und Herren, das ist 
zunächst einmal zurückzuführen auf einen 
allgemeinen Schülerrückgang. Wir haben 
gerade jetzt die niedrigsten Geburtenjahr­
gänge in diesen Schulen. Aber wir vermerken 
auch einen zunehmenden Trend zur allge­
meinbildenden höheren Schule. 

Die neuesten Zahlen für Wien für das kom­
mende Schuljahr sind wiederum sehr besorg­
niserregend. Wir werden im nächsten Jahr 79 
Hauptschulklassen weniger haben. Die Folge 
wird sein, daß an bestimmten Standorten 
Hauptschulen auslaufen werden müssen. In 
. den kommenden drei Jahren werden es mit 
Sicherheit einmal 13 Schulen sein. Wahr­
scheinlich werden aber bis zum Ende dieses 
Jahrzehnts etwa 20 Hauptschulen in Wien 
geschlossen werden müssen. 

Die Ergebnisse der Einschreibungen in die 
AHS-Unterstufe bestätigen wiederum diesen 
Trend. Wir haben für das kommende Schul­
jahr im Wiener Durchschnitt einen Zugang 
von 55 Prozent der Schüler zur AHS, nur von 
45 Prozent zur Hauptschule. 

Dabei gibt es noch große Unterschiede zwi­
schen den Bezirken. Die schwanken zwischen 
40 und 80 Prozent. Eigentlich sind diese 
Unterschiede derzeit durch nichts anderes 
begründet als eben durch eine bestimmte 
Sozialstruktur in diesen Bezirken. 

Wenn ich nun hochrechne, daß in Wien 
20 Prozent der Kinder Kinder ausländischer 
Eltern sind und die fast ausschließlich in die 
Hauptschule gehen, und wenn ich nun von 
den Wiener Kindern allein den Zugang zur 
AHS errechne, dann bin ich heute schon in 
Wien bei einer Zahl von über 70 Prozent 
Zugang zur ARS. 

Das ist eine Entwicklung, die fast gleichzei­
tig in allen größeren Städten, in allen Schul­
städten in allen Bundesländern stattfindet, 
während sich die Hauptschule im ländlichen 
Bereich, wo sie ja konkurrenzlos bleibt, gut 
entwickelt. Dort ist sie. auch mit ihren drei 
Leistungsgruppen . als Schule für die große 
Mehrheit der Kinder die direkte Umlegung 
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des seinerzeitigen Schulversuchsmodells in 
die Regelschule. In den Städten allerdings ist 
die AHS auf dem Vormarsch und ist - da 
muß ich der Kollegin Praxmarer recht geben 
- schon fast Gesamtschule geworden. Das 
hat viele Gründe, auf die man hier und heute 
nicht im einzelnen eingehen kann. 

Aber die Entwicklung ist unorganisch, und 
es ist ein Problem, über das man nun reden 
muß, ob es dem einen oder anderen - auch 
Journalisten - gefällt oder nicht gefällt. 
Denn, meine Damen und Herren, wir können 
doch nicht zulassen, und wir werden es auch 
nicht dulden, daß eine noch immer große 
Gruppe - die größte überhaupt - der Schü­
ler in dieser Altersgruppe, nämlich die Haupt­
schüler, benachteiligt wird. 

Und nun komme ich zu Ihnen, Herr Kollege 
Schäffer, zum Arbeitsübereinkommen und 
zur Kritik an der Diskussion über Grundsatz­
fragen, sei es nun an meiner, sei es an jener, 
die der Kollege Verzetnitsch hier dargelegt 
hat. 

Ja, wir stehen, Herr Kollege, in allen Punk­
ten zu diesem Abkommen und werden sie 
auch gemeinsam erfüllen. 

Aber das kann doch nicht heißen, daß es 
darüber hinaus, weil es im Papier nicht steht, 
keine Diskussionen über Grundsätze mehr 
geben kann, über Grundsätze der Bildungspo­
litik. Ich bin sicher, Herr Kollege Schäffer, 
Sie werden doch auch einen solchen Dialog 
nicht scheuen. (Abg. Mag. Sc h Ei f fe r: Kol­
lege Matzenauer, einen Zwischenruf: Aber 
der führt uns wieder zurück!) Ich habe von 
einem Dialog gesprochen. Der soll uns eben 
nicht zurückführen. 

Ich darf Ihre Urängste, was die Langform 
der AHS betrifft, sofort zerstreuen, indem ich 
Ihnen sage: Die Langform steht außer Streit. 

Darf ich aus zeitökonomischen Gründen zu 
diesem Punkt dann noch gesondert kommen 
im Zusammenhang mit den Fragen der 
Berufsbildung. 

Ich bin sicher, daß Sie auch einen solchen 
Dialog durchaus wollen. Natürlich: Ebensowe­
nig wie ich erwarten kann, daß sich die ÖVP 
jetzt als Koalitionspartner plötzlich mit flam­
mender Begeisterung für die Integrierte 
Gesamtschule, für die allgemeine Mittel­
schule aussprechen wird, dürfen auch Sie 
nicht erwarten, daß wir Sozialdemokraten die 
Ziele, die wir seit den zwanziger Jahren, seit 

einem Otto Glöckel verfolgen, jetzt einfach 
für null und nichtig erklären. 

Es ist sicher nicht leicht, über diese The­
men zu reden, und wir haben das ja auch im 
Zusammenhang mit der Familienpolitik 
erlebt. Das sind emotional besetzte Themen. 
Aber wir müssen offen darüber reden, weil es 
Menschen gibt, die sich Sorgen machen in 
diesem Lande um die Zukunft ihrer Kinder, 
um die Lebenschancen, und weil es auch Leh­
rer gibt, die nicht gerne - wie Sie ja richtig 
gesagt haben - in einer "Restschule" unter­
richten wollen. 

Ich glaube, Herr Kollege, wir können, wenn 
wir die Diskussion ehrlich meinen, auch mit 
ruhiger Gewißheit diskutieren, weil ja die 
Gründungsväter unseres Schulorganisations­
gesetzes eine Zweidrittelklausel eingeführt 
haben, sodaß ohne die Zustimmung einer 
großen Mehrheit ja nichts an Maßnahmen 
getroffen werden kann. Das hätte ich auch 
gerne der Frau Kollegin Praxmarer gesagt, 
wäre sie nicht gleich nach ihren Ausführun­
gen gegangen! (Abg. Pro b s t: Sie ist schon 
hier!) Sie ist schon hier. 

Ich darf Ihnen sagen, Frau Kollegin, alle 
wesentlichen Schulgesetze dieser Republik 
sind mit den Stimmen aller hier im Parlament 
vertretenen Parteien beschlossen worden. 
Und wir werden diese Konsenspolitik selbst­
verständlich fortsetzen. - Aber was ist zu 
tun? (Abg. Mag. Karin Pr a x m are r: Aber 
nicht mit meiner! - Abg. Mag. Sc h äff er, 
zur Abg. Mag. Karin Praxmarer: Der Peter 
hat mitgestimmtf) 

Was ist zu tun, meine Damen und Herren? 
- Zunächst einmal der Versuch, die Haupt­
schule zu sichern und aufzuwerten, und zwar 
durch das Angebot von Sonderformen, da gibt 
es Musik- und Sporthauptschulen, durch 
Schwerpunktschulen mit attraktiven zusätzli­
chen Programmen, durch ganztägige Formen 
und durch viele andere Maßnahmen im 
Bereich der Lehrerbildung, um die Schule 
attraktiver zu machen, durch den Ausbau der 
Schulen mit Schulbibliotheken und ähnliches 
mehr. Aber, was merken wir? - Der Trend 
zur AHS hält weiter an. Diese Schulen mit 
besonderer Ausstattung, mit besonderen Pro­
grammen sind zwar dann gesicherte Stand­
orte, aber sie machen eher anderen Haupt­
schulen Konkurrenz als den umliegenden all­
gemeinbildenden höheren Schulen. 

Nun zu Ihrem Vorschlag, Herr Kollege 
Schäffer, den ich da gelesen habe. Sie haben 
gemeint, der Fehler liege bei den gleichen 
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Lehrplänen, die Hauptschullehrpläne müßten 
geändert werden; insgesamt einmal weniger 
Stunden, da stimme ich Ihnen zu. Das müssen 
wir in der 10. Schulorganisationsgesetz­
NoveUe hinkriegen, mit 33 oder weniger 
Wochenstunden, wenn das möglich ist. 

Nicht folgen kann ich Ihnen aber bei dem 
Versuch, die seinerzeit erreichten gleichen 
Lehrpläne wieder zu trennen, aber das wer­
den Sie ja auch erwartet haben. Das ist auch 
nicht die wahre Wurzel des Problems. Ich 
habe noch keinen Hauptschüler erlebt, der 
deswegen von der Hauptschule flüchtet, weil 
er Angst hat vor der großen Belastung durch 
die Lehrpläne der Hauptschule, und dann in 
die AHS geht. Das wäre ja paradox. Die 
Gründe, warum die Eltern ihre Kinder bei 
dem Konkurrenzkampf der beiden Schulen in 
den Städten doch lieber in die AHS schicken, 
liegen natürlich darin, daß diese Schule mit 
mehr Prestige versehen ist. Vielleicht wei­
chen manche, ohne es zugeben zu wollen, 
auch einer Schule im städtischen Bereich, vor 
allem in Wien, aus, weil dort auch ein höherer 
Prozentsatz ausländischer Kinder unterrich­
tet wird, ohne daß sie sich eingestehen, daß 
sie vielleicht selbst Gastarbeiterkinder der 
dritten oder der vierten Generation sind. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir uns 
nicht mit Rückzugsgefechten begnügen, son­
dern Strategien der Verbesserung auch für 
die Hauptschule entwickeln wollen, werden 
wir auch weiterhin Schulversuche unterneh­
men. In Wien läuft ein Mittelschulversuch mit 
gutem Erfolg, und vielleicht können wir in 
einiger Zeit daraus Lösungsvorschläge für 
eine neue Organisation der Hauptschule er­
bringen. Vielleicht hilft es auch, Frau Mini­
ster - ich halte sehr viel davon -, daß wir 
einmal ein bißchen über die Grenzen der 
Schule in andere gesellschaftliche Bereiche 
hinüberschauen und uns fragen, auch im 
Zusammenhang mit der Thematik Bega­
bungsförderung: Wie fördern wir am besten 
Begabungen durch ein förderliches Schul­
klima? 

Ich finde da in einer amerikanischen Unter­
suchung - ich weiß, es ist ein bißchen proble­
matisch, Schulen mit wirtschaftlichen Betrie­
ben zu vergleichen, aber es ist vielleicht nicht 
uninteressant - über die erfolgreichsten 
amerikanischen Unternehmungen folgende 
Merkmale für ein gutes Unternehmen, und 
denken wir uns da parallel dazu vielleicht 
immer die Schule mit: Probleme werden aktiv 
gesucht und kooperativ bewältigt. Eigeninitia­
tive wird gefördert. Es heißt: Versuch es, und 
wir werden sehen, ob es geht! Die Übernahme 

überlegter Risken wird erwartet. Mißerfolg 
wird nicht bestraft, wenn man daraus lernt. 
Auf informelle Kommunikation in kleinen 
Gruppen wird großer Wert gelegt. Die Mitar­
beiter zeigen, daß sie selbst Interesse an der 
guten Erfüllung von Aufgaben haben. Es 
heißt hier der Slogan nicht: "Vertrauen ist 
gut, Kontrolle ist besser!", sondern umge­
kehrt: "Kontrolle ist gut, aber Vertrauen ist 
noch viel besser!" Leistungen werden auf viel­
fältige Weise anerkannt. (Beifall bei der SPÖ.) 
Führungskräfte glauben nicht, selbst alles 
besser zu können. 

Meine Damen und Herren! Aus diesen 
Punkten, die diese Forschungsgruppe erarbei­
tet hat, entstehen in den guten Betrieben 
Bedingungen, unter denen sich Menschen 
entfalten können, Selbstvertrauen erwerben 
und sich in der Organisation und in der 
Gesellschaft engagieren. 

Andererseits stellte die gleiche Forschungs­
gruppe fest, daß die viel größere Gruppe der 
erfolglosen Unternehmen jene sind, in denen 
mehr bestraft als belohnt wird, in denen 
Regeln gesetzt werden, die die aktive Suche 
nach dem Sinn und Erfolg der Maßnahmen in 
Frage stellen. Es wäre jetzt durchaus reizvoll, 
diese Überlegungen auf die schulische Situa­
tion zu übertragen. Das Ergebnis wäre sicher 
ein Bild einer neuen Schule, wie sie sich viele 
Schüler wünschen. 

Zu diesem Bild einer neuen Schule gehört 
aber auch die partnerschaftliche Erziehung 
und im Zusammenhang damit die Beseiti­
gung der noch bestehenden geschlechtsspezi­
fischen Merkmale des Unterrichts als Inhalt 
einer künftigen Schulorganisationsgesetz­
Novelle. Wer kann heute noch die Koeduka­
tion in Hauswirtschaft und in Werkerziehung 
ablehnen, wenn die Bildungsaufgaben und 
Lehrstoffe in den geltenden Lehrplänen doch 
schon klare Vorgaben für eine gemeinsame 
Erziehung von Buben und Mädchen bringen? 
Da heißt es in den geltenden Lehrplänen, daß 
Kenntnisse und Fertigkeiten, Verhaltenswei­
sen vermittelt werden sollen, die zur planvol­
len Gestaltung der Lebenshaltung in Familie 
und Gesellschaft, zu partnerschaftlichem Ver­
halten führen und die Aufgabenteilung und 
die Einsicht in ökonomische Haushaltsfüh­
rung und Kindererziehung enthalten. 

Meine Damen und Herren! In einer Unter­
suchung, die vor kurzem veröffentlicht wurde, 
steht sehr deutlich, daß eine gute Beziehung 
zum Partner auch heute noch zum wichtig­
sten Lebensziel junger Menschen gehört. Mit 
80 Prozent steht dieses Ziel an der Spitze, vor 
dem beruflichen Erfolg, vor der schönen Woh­
nung und vor anderen Zukunftsperspektiven. 

11. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)134 von 191

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVII. GP - 11. Sitzung - 25. März 1987 1319 

Matzenauer 

Meine Damen und Herren! Nun noch ein 
Wort zur Begabungsförderung. Herr Kollege 
Schäffer! Wir verstehen einander, wenn wir 
uns an den Formulierungen im Arbeitsüber­
einkommen orientieren. Sie wissen schon, da 
heißt es: Allen jungen Menschen soll nach 
Begabung und Neigung Zugang zu den opti­
malen Bildungsmöglichkeiten eröffnet wer­
den, Begabungsreserven sollen gefördert wer­
den, und so weiter. Damit setzen wir in Wirk­
lichkeit das fort, was wir bereits gemeinsam 
im Oberstufenversuch entwickelt haben: die 
Wahlpflichtfächer , das differenzierte Schul­
wesen im Bereich der berufsbildenden Schu­
len, die Individualisierung im Unterricht, der 
verstärkte Einsatz sozialer Arbeitsformen -
da möchte ich mit der Frau Kollegin Praxma­
rer gerne einmal über den Projektunterricht 
reden, den sie sehr mißverstanden hat -, 
Freigegenstände, Übungen, Sonderformen, 
Wettbewerbe, Olympiaden. Da geht ja schon 
eine Vielzahl von Förderungsmaßnahmen 
über die Bühne. 

Was wir nicht akzeptieren könnten - und 
ich sage "könnten", weil ich glaube, daß Sie 
das auch gar nicht beabsichtigen -, ist 
erstens einmal die Errichtung von Eliteschu­
len und Eliteklassen. Das steht auch in unse­
rem Übereinkommen, weil doch nicht die 
Regel gelten kann, weil viele heute Matura 
haben, müssen einige noch eine zusätzliche 
Medaille gewinnen, also sozusagen die Schaf­
fung neuer Privilegien. 

Zweitens: Was wir nicht akzeptieren könn­
ten, wäre eine frühe Selektion, weil ein zu frü­
her Beginn einer forcierten Förderung von 
Einzelbegabungen bei Kindern sehr oft zu 
Störungen in der Entwicklung der Gesamt­
persönlichkeit führt. 

Drittens stehen wir sehr kritisch zu den 
Tests als Ausleseverfahren, weil sogenannte 
Intelligenztests, mit denen der Intelligenzquo­
tient festgestellt werden soll, doch nur sehr 
begrenzte Aussagekraft über die künftige 
Entwicklung eines jungen Menschen haben. 
Dazu sagte Karl Popper anläßlich der Alten­
berger Gespräche im Mai 1983 in Wien sehr 
deutlich: 

"Ich halte nichts vom Intelligenzquotienten, 
ich glaube, daß das eine der großen Unsinnig­
keiten unserer Welt ist. Jeder Landwirt weiß, 
daß die Qualität des Bodens nicht mit einer 
Einer-Maßzahl angegeben werden kann, son­
dern daß wir eine mehrdimensionale 
Beschreibung eines Stücks Boden haben müs­
sen, um sagen zu können, ob etwas wachsen 
wird. Aber die menschliche Intelligenz wird 

eindimensional gemessen. Es gibt schlagende 
Argumente gegen den Intelligenzquotienten, 
etwa, daß Einstein einen niedrigen Intelli­
genzquotienten gehabt hat." 

Nun noch ein Wort über die Berufsbildung. 
Ich bin eigentlich dem Kollegen Verzetnitsch 
sehr dankbar dafür, daß er aus der Sicht eines 
Gewerkschafters auf die große Bedeutung der 
schulischen Arbeit für die Vorbereitung auf 
die Berufs- und Arbeitswelt hingewiesen hat. 
Die Diskussion über eine verstärkte Berufs­
orientierung - auch im allgemeinbildenden 
Schulwesen - ist ein Thema, das man nicht 
einfach nur auf das Gebiet EDV abtun kann. 
Da sind wir alle bereit gewesen, in dieser spe­
ziellen Sparte berufsorientierend zu arbeiten. 
Das ist zu schmal. 

Die Langform der AHS steht außer Streit. 
Nicht außer Streit stehen sollte aber, daß wir 
doch in den letzten Jahren eine gewaltige Ent­
wicklung auf dem Bildungs sektor erlebt 
haben. Wenn ich Schüler der 10. Schulstufe 
hernehme, meine Damen und Herren - das 
sind also die nach der Schulpflicht -: Es hat 
sich vom Jahr 1970 bis zum Jahr 1985 folgen­
des abgespielt: In der AHS haben wir eine 
Steigerung von 100 auf 131 Prozent, das ist ein 
Drittel; in der berufsbildenden mittleren 
Schule von 100 auf 158 Prozent, das ist schon 
sehr viel mehr; und in der berufsbildenden 
höheren Schule in diesen 15 Jahren eine Stei­
gerung von 100 auf 294 Prozent, das heißt eine 
Steigerung auf das Dreifache, auf fast 
300 Prozent. Und viele dieser Schüler - das 
wissen Sie - sind Schüler, die aus einer 
AHS-Unterstufe kommen. Es gibt in Wien 
Schulen, wo aus vier vierten Klassen zwei 
fünfte werden, wo 60 Prozent der Kinder 
einer Klasse nach der vierten Klasse in eine 
berufsbildende Schule gehen. 

Die Steigerung der Zahl von Absolventen 
der höheren Bildung wirft aber auch die 
Frage auf, wie die Chancen dieser Absolven­
ten in der Arbeitswelt aussehen. Da gibt es 
eine Sonderauswertung der Arbeitslosenda­
ten vom Oktober 1986, in der zum ersten Mal 
auch die Gliederung nach einer abgeschlosse­
nen Bildung gezeigt wird. Und da stellt sich 
heraus, meine Damen und Herren, daß die 
AHS-Absolventen unter den 19- bis 24jähri­
gen Arbeitslosen mit 2,9 Prozent weit an der 
Spitze vor den Absolventen aller anderen 
Schulen stehen. Auch bei der Berücksichti­
gung aller Altersgruppen sind von den AHS­
Absolventen mit 2,7 Prozent mehr arbeitslos 
als etwa von den Absolventen der HAK mit 
1,2 Prozent, der HTL mit 1,2 Prozent und der 
sonstigen höheren Schulen mit 1 Prozent. 
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Das muß uns zu denken geben, und das 
kann man nicht einfach nur abtun mit dem 
Ruf: Mehr Maturanten in Lehrberufe! Wenn 
die AHS als Lehrzeit angerechnet werden 
soll, wie Herr Präsident Dittrich das ja auch 
verlangt hat, dann, muß ich sagen, muß aber 
mehr Wirtschaftskundliches und Berufsorien­
tierendes auch in dieser AHS enthalten sein. 

Wenn das ÖIBF in seiner Studie vom Vor­
jahr über das Verhalten der Pflichtschulab­
gänger feststellt, daß in einigen Jahren mit 
einem Mangel an Facharbeitern zu rechnen 
sein wird und die Förderung der Facharbeit 
eine vordringliche bildungs- und wirtschafts­
politische Aufgabe sein soll, dann heißt das, 
daß die Berufsbildung nicht zu kurz kommen 
darf. (Abg. Mag. Sc h äff er: Ein hoher Pro­
zentsatz geht in die Berufsbildungf) Ja, ein 
hoher Prozentsatz geht aus der Unterstufe in 
die Berufsbildung. (Abg. Mag. 5 eh äff er: 
30 Prozent gehen dahin, 70 Prozent bleiben!) 
Ja, es geht ein sehr hoher Prozentsatz weg. In 
Wien sind es noch mehr. Aber es besteht 
trotzdem unsere Aufgabe, die Berufsbildung 
auch für diese Kinder vorzubereiten, denn es 
schadet keinem Maturanten, wenn er im 
Laufe seiner Ausbildung auch Berufsorientie­
rendes erlebt hat. 

Ich komme zum Schluß. Die Diskussion 
werden wir weiterführen. Jedenfalls bin ich 
froh, daß sie hier als Dialog entstanden ist. 

Meine Damen und Herren! Die Aufgaben 
sind groß, und das Budget gibt uns die 
Chance, die wichtigsten dieser Aufgaben zu 
erfüllen. Meine Fraktion wird dem Budgetka­
pitel Unterricht zustimmen. Der Frau Bundes­
minister und ihren Mitarbeitern wünschen 
wir sehr viel Erfolg. (Beifall bei der 
SPÖ.) 20.45 

Präsident Dr. Marga· Hubinek: Zu Wort 
gemeldet hat sich die Frau Bundesminister. 
Ich erteile es ihr. 

20.45 

Bundesminister für Unterricht, Kunst und 
Sport Dr. Hilde Hawlicek: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Hohes Haus! Die Grundsätze der 
Schulpolitik sind im Arbeitsübereinkommen 
der Bundesregierung festgelegt, in dem es 
heißt, daß allen jungen Menschen unseres 
Volkes nach Begabung und Neigung Zugang 
zu den optimalen Bildungsmöglichkeiten zu 
eröffnen und eine Entwicklung des Schulwe­
sens auf möglichst breiter Grundlage die Vor­
aussetzung für die Mobilisierung aller Bega­
bungsreserven ist. Kinder mit schwächeren 
Voraussetzungen sollen in all ihren Kräften 

gefördert, Begabungen höchstmöglich entwik­
kelt werden. - Soviel zu den Zielen der Bil­
dungspolitik. 

Die Herstellung der sozialen und regiona­
len Chancengleichheit ist nahezu verwirk­
licht. Wir alle wissen, daß in den letzten 
eineinhalb Jahrzehnten über 300 Schulge­
bäude und über 370 Schulen neu gebaut wur­
den, 140000 Ausbildungsplätze neu geschaf­
fen wurden und die Lehrerzahlen von 60 000 
auf 105 000 gestiegen sind: Das heißt, wir 
haben in unserem Land die Bildungsexplo­
sion der sechziger und siebziger Jahre erfolg­
reich bewältigt. 

Ähnlich explosiv hat sich auch das Budget 
gestaltet. Wenn man sich ansieht, daß das 
Gesamtbudget noch vor 20 Jahren 5 Milliar­
den Schilling betragen hat, vor 15 Jahren 
10 Milliarden Schilling, vor zehn Jahren 
20 Milliarden Schilling, vor fünf Jahren 
32 Milliarden Schilling und jetzt 42 Milliarden 
Schilling, dann läßt sich daraus wohl ermes­
sen, wie hier, Gott sei Dank, die Budgetzahlen 
Schritt gehalten haben mit der Bildungsexplo­
sion. Darum bin ich sehr froh, daß heuer, in 
der Zeit der Budgetsanierung und in Zeiten 
von Sparbudgets, auch für das Kapitel Unter­
richt, Kultur und Sport 42 Milliarden Schilling 
zur Verfügung stehen. Das bedeutet eine Stei­
gerung von über 10 Prozent im Vergleich zum 
Vorjahr. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Der Schwerpunkt der jetzigen schulpoliti­
schen Bemühungen der Bundesregierung 
liegt aber in der kommenden Legislaturpe­
riode bei den qualitativen Reformen. Es geht 
um inhaltliche Erneuerung und um innere 
Schulreform. 

Und hier kann ich Frau Abgeordneter Prax­
marer, die meint, ihr geht es auch darum, ver­
sichern, daß es uns ebenfalls darum geht. Ich 
danke ihr und der Freiheitlichen Partei für 
den Vertrauensvorschuß. Wir haben ja auch 
in all den letzten Jahren, nicht nur in den J ah­
ren der letzten Regierung, der kleinen Koali­
tion, sondern auch im Unterrichtsausschuß 
im Sinne der Zweidrittelmehrheit gerade in 
schulpolitischen Fragen immer zusammenge­
arbeitet, und ich hoffe und danke dafür, daß, 
wie mir scheint, diese Zusammenarbeit wei­
terhin gesichert ist. 

Die Schwerpunkte dieser qualitativen 
Schulreformen - ich nenne sie nur in Schlag­
worten, um die Redezeit nicht zu überschrei­
ten - liegen in erster Linie in der Lehreraus­
bildung. Kollegin Praxmarer hat gemeint, 
Schulreform sei Lehrerreform. Neugestaltung 
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der Ausbildung der AHS-Lehrer: Hier stehen 
wir vor der Realisierung des Unterrichtsprak­
tikums, das wir so gestalten werden, daß 
jeder Absolvent eines Lehramtsstudiums das 
Recht hat, auch das Unterrichtspraktikum, 
sprich das alte Probejahr, abzuschließen, 
allerdings unter etwas anderen finanziellen 
Voraussetzungen, damit wir es eben allen 
ermöglichen können. Die Lehrerfortbildung 
wird forciert, denn auch der Lehrer soll, so 
wie die Kinder und die gesamte Bevölkerung, 
ständig lernen. 

Mit dazu vielleicht gleich die Objektivie­
rung, die nicht nur in einigen Ländern fortge­
schritten ist, sondern die uns jetzt auch auf 
Bundesebene bei der Vergabe von Lehrerpo­
sten und leitenden Funktionen bemüht. Es 
gibt hier bereits eine entsprechende Objekti­
vierungskommission, die Vorschläge erarbei­
ten wird. 

Ein zweiter ganz wichtiger Punkt: eine 
Lehrplanreform im Sinne der Straffung der 
Lehrinhalte, der Reduzierung von Wochen­
stundenanzahlen, vor allem im berufsbilden­
den Schulwesen, wo ja die Eltern zu Recht 
ständig über eine Überforderung ihrer Kinder 
klagen, eine qualitative Straffung der Lehr­
pläne, aber auch die Anpassung der Lehr­
pläne an neue technische Entwicklungen, hier 
vor allem an den Informatikunterricht. - Auf 
die Informatik komme ich noch kurz zu spre­
chen. 

Der Punkt Berufsschulen scheint mir eben­
falls besonders wichtig zu sein; die Effizienz­
steigerung der dualen Ausbildung als Leitli­
nie. Ich bin sehr froh darüber, daß im Arbeits­
übereinkommen die branchen- und stufen­
weise Ausweitung der Berufsschulzeit veran­
kert ist und hier im Einvernehmen mit den 
Sozialpartnern Lösungen gefunden werden 
sollen. 

Ich freue mich auch, daß im Sinne einer 
Durchlässigkeit und von Übergängen gerade 
zur Berufsschule, zur berufsbildenden mittle­
ren und höheren Schule Vorbereitungslehr­
gänge für Lehrlinge, Aufbaulehrgänge, die 
den Wechsel erleichtern sollen, vermehrt 
geschaffen werden sollen. Wir wissen ja, daß 
gerade das berufsbildende mittlere Schulwe­
sen und das berufsbildende höhere Schulwe­
sen Steigerungsraten erreicht hat, die eine 
Eineinhalbverfachung beziehungsweise eine 
Viereinhalbverfachung in den letzten 15 Jah­
ren gebracht haben. Wir werden uns bemü­
hen, die Sicherung der Qualität des berufsbil:­
denden Schulwesens fortzusetzen und dieses 

Schulwesen weiterhin zu erhalten und zu ver­
bessern. 

Im AHS-Bereich geht es um die schon 
längst fällige Reform. Es ist ebenfalls im 
Arbeitsübereinkommen die Bereinigung der 
Typenvielfalt verankert. Es wird darum 
gehen, die neue Form der Matura mit der 
Fachbereichsarbeit, mit der Projektarbeit zu 
realisieren und zur Förderung fächerüber­
greifenden Denkens die Wahlpflichtfächer, 
die Projektarbeit einzuführen, in Form von 
Schulversuchen, durch die Aufnahme in das 
Regelschulwesen und all das unter 
Bedachtnahme auf die finanziellen Gegeben­
heiten. 

Es wissen all meine Kolleginnen und Kolle­
gen im Hohen Haus, daß mir, aber auch allen 
weiblichen Abgeordneten, der Abbau ge­
schlechtsspezifischer Differenzierungen im 
Unterricht besonders am Herzen liegt. Des­
halb bin ich froh, daß auch im Arbeitsüberein­
kommen ein eindeutiger Auftrag gegeben ist. 
Im Zuge der 10. SchOG-Novelle, wo es darum 
geht, die Lehrpläne der dritten und vierten 
Hauptschule bezüglich Hauswirtschaft und 
Werkerziehung zu reformieren, werden wir 
zuerst daran gehen. 

Wir werden auch an die Änderung der 
Schulartbezeichnungen, die geschlechterdis­
kriminierend sind - ich denke hier an die 
Höheren Lehranstalten und Fachschulen für 
wirtschaftliche Frauenberufe, die ja selbst 
wünschen, den Begriff "Frauenberufe" zu eli­
minieren -, herangehen sowie auch an die 
Förderung jeder Berufsinformation, um eine 
Anregung zur Wahl chancenreicher und alter­
nativer Lehrberufe und Berufsausbildungen 
zu geben. 

Herr Kollege Matzenauer nahm Bezug auf 
bessere Berufsinformation und auch auf Mög­
lichkeiten von Maturanten, nicht nur zu stu­
dieren, sondern auch Lehrberufe zu ergreifen 
oder zusätzliche Kollegs zu besuchen, wie sie 
von der Arbeitsmarktverwaltung dankens­
werterweise schon sehr vielfältig angeboten 
werden. Das ist vor allem für die Mädchen 
sehr wichtig, die, wie wir ja alle wissen, leider 
noch immer auf sehr wenige und nicht so 
chancenreiche Berufe konzentriert sind. 

Ein ebenfalls wichtiger Punkt und bereits 
Kompromiß im Arbeitsübereinkommen ist 
der Ausbau ganztägiger Schulformen. Es wird 
der jahre- oder schon jahrzehntelange Streit 
über Ganztags- und Tagesheimschulen inso­
ferne bereinigt werden, als wir gemeinsam 
ein flexibles Modell erarbeiten wollen. 
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Beim Punkt Förderung benachteiligter 
Schüler und Integration behinderter Schüler 
scheint mir ebenfalls ein großer Fortschritt zu 
sein, daß im Arbeitsübereinkommen deutlich 
darauf hingewiesen wird - ich zitiere -: 
"Neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen 
zufolge sollen benachteiligte Kinder soweit 
wie möglich in der Normalschule integriert 
werden. Schulversuche auf diesem Gebiet 
sind konsequent weiterzuentwickeln und auf 
alle Teile des Bundesgebietes auszudehnen." 
(Beifall bei der SPÖ und den Grünen.) 

Es wird darauf ankommen, daß die spezifi­
sche, sonderpädagogische Förderung beibe­
halten wird. Ich habe gerade vorhin mit 
Initiativgruppen von Eltern gesprochen, 
denen es vor allem darum geht, sonderpäd­
agogische Förderung in das Regelschulwesen 
aufzunehmen. Wir werden uns trotz knapper 
Mittel bemühen, Schulversuche dieser Art 
vorrangig zu initiieren. 

In bezug auf die Begabtenförderung haben 
wir ebenfalls akkordierte Ansichten, und 
zwar dahingehend, daß die Begabtenförde­
rung auf breiter Basis zu erfolgen hat. Kol­
lege Schäffer, ich habe hier eine Presseaus­
sendung von Ihnen von dieser Woche in Hän­
den, in der Sie über die Erfahrungen bei den 
Hochbegabtenförderungsversuchen berich­
ten. Sie weisen auch auf die Freiwilligkeit bei 
der Teilnahme hin und darauf, daß es nicht zu 
einer Isolierung der hochbegabten· Kinder 
kommen soll, sondern sie im Schulverband 
verankert bleiben sollen. Da gibt es also eben­
falls breiteste Übereinstimmung. 

Das gleiche gilt für den Punkt Informatik. 
Ich greife gerne Ihren Vorschlag auf, Kollege 
Schäffer, ein Informatikforum zu schaffen. 
Wir sind ja auch der Meinung - ich weiß es 
auch vom Kollegen Matzenauer -, daß Infor­
matik nicht nur punktuell als ein Gegenstand 
in einer oder zwei Schulstufen gesehen wer­
den kann, sondern wir wollen da eine Integra­
tion in die bestehenden Unterrichtsgegen­
stände vornehmen. 

Zwei weitere Schwerpunkte in der Unter­
richtspolitik möchte ich auch nicht unerwähnt 
lassen. Der erste Schwerpunkt ist der Bereich 
der politischen Bildung, wo wir gerade im 
nächsten Jahr, 1988, in dem sich zum 50. Mal 
der März 1938 jährt, besondere Akzente als 
Bewußtseinsbildungsjahr in den Schulen, 
aber auch in ganz Österreich setzen wollen. 
(Beifall bei der SPÖ und den Grünen.) 

Der zweite Schwerpunkt ist die Frage der 
Verbesserung des Minderheitenschulwesens. 

(Beifall bei den Grünen.) Ich darf Sie infor­
mieren, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle­
gen, daß bereits am 16. März die erste Sitzung 
der Expertengruppe zur Entwicklung pädago­
gischer Verbesserungen im Bereich des 
Kärntner Minderheitenschulwesens im Bun­
desministerium für Unterricht, Kunst und 
Sport getagt hat und daß Vertreter des Bun­
des, des Landes Kärnten und der Slowenenor­
ganisationen gemeinsam auf Basis der Päd­
agogenmodelle und vor allem mit dem Ziel 
der Verbesserung des zweisprachigen Schul­
systems für alle Kinder in Kärnten, für 
deutschsprachige und slowenische, die Vorar­
beiten aufgenommen haben. Wir haben 
bereits die zwei nächsten Termine festgelegt, 
sodaß ich sehr hoffe, daß diese Verhandlun­
gen mit dem Ergebnis abgeschlossen werden, 
pädagogische Verbesserungen im zweispra­
chigen Minderheitenschulwesen in Kärnten 
zu erreichen. (Beifall bei den Grünen.) 

Zum Schluß zum Unterricht selbst. Die 
Sicherung der permanenten Schulreform ist 
eines unserer wesentlichen Anliegen. Das 
bedeutet, daß es selbstverständlich auch wei­
terhin Schulversuche geben muß. Keine 
Schulreform ohne Schulversuche, die sie täg­
lich in der Praxis überprüft. 

Mitinkludiert in dieser permanenten Schul­
reform sehe ich vor allem auch das lebens­
lange Lernen, das heißt, die Offensive in der 
Erwachsenenbildung, die Kompetenzrege­
lung, die ebenfalls im Arbeitsübereinkommen 
gefordert wird. Die Anerkennung der Bil­
dungsabschlüsse in der Erwachsenenbildung 
als verstaatlichte werden dazu führen, daß 
wir dem Ziel, daß neben Schule und Universi­
tät die Erwachsenenbildung als gleichwerti­
ger Partner im Bildungssystem anerkannt 
wird, einen Schritt näherkommen. Ich glaube, 
daß trotz Sparbudget die qualitative Reform 
im Schulwesen möglich ist. 

Das gilt auch - das darf ich jetzt noch kurz 
ausführen - für die Kapitel Kunst und Sport. 
In der Kunst geht es uns vor allem darum, 
daß wir wissen: Der Staat braucht den Künst­
ler, seine Kreativität, seine Sensibilität, daher 
hat der Staat auch die Verpflichtung, zu för­
dern. Die Mittel im Kulturbudget sind ja Gott 
sei Dank in Österreich in den letzten Jahren 
nicht so wie in anderen Ländern gesunken, 
sondern kontinuierlich gestiegen. Heuer hat 
es nur rein optisch, weil es eine Umschich­
tung von Mitteln gegeben hat, und zwar von 
30 Millionen, einen Abfall gegeben, aber dem 
Inhalt nach nicht. Wir setzen auch heuer wie­
der neue Schwerpunkte. Ich bin davon über­
zeugt, daß es richtig ist, Kunst in zweierlei 
Hinsicht zu fördern: 

11. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)138 von 191

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVII. GP - 11. Sitzung - 25. März 1987 1323 

Bundesminister für Unterricht, Kunst und Sport Dr. Hilde Hawlicek 

Auf der einen Seite nach dem oft kritisier­
ten Gießkannenprinzip, das mir nur gerecht 
erscheint, nicht nur aus sozialen Gründen, 
sondern weil selbst durch Beiräte und Trans­
parenz der Kunstförderung nicht gesichert 
werden kann, daß man nicht nur einen gerin­
gen Teil der Künstler, sondern möglichst viele 
fördert. 

Zu dieser Gießkannenförderung, wie sie 
genannt wird, zu dieser Breitenförderung, wie 
ich sie lieber nennen möchte, kommen - das 
war auch schon in den vergangenen Jahren 
der Fall - immer mehr Schwerpunkte hinzu. 

Heuer haben wir auch Schwerpunkte im 
Bereich der bildenden Kunst, für den heuer 
mehr als 18 Millionen zur Verfügung stehen. 
Für den Bereich der Literatur sind 1,5 Millio­
nen mehr vorhanden. Für den Bereich des 
Films, für die Filmförderung, für den Filmför­
derungsfonds wurden die Mittel im Vergleich 
zum letzten Jahr um fast 50 Prozent aufge­
stockt. Darüber im Detail zu sprechen, wird es 
aber noch mehr Gelegenheit geben, wenn wir 
den Kunstbericht diskutieren. 

Abgeordneter Fux hat hier folgendes ausge­
führt - Abgeordneter Steinbauer meinte, Sie 
seien einem Juristen in die Hände gefallen, 
was ja nicht immer ein Nachteil ist -, auf alle 
Fälle richtig ausgeführt, nämlich daß Kultur 
Ländersache ist, der Bund fördert subsidiär. 
Ich schließe mich Ihnen, Kollege Fux, vollin­
haltlich an, wenn Sie meinen, daß die Länder 
besser orientiert sind, um zu fördern. Deshalb 
ist ja auch die Kultur der Verfassung nach 
Ländersache. (Der Prä si den t übernimmt 
den Vorsitz.) 

Ich kann aber Ihren Ausführungen hier 
nicht folgen, ich glaube auch, Sie haben es 
auch nicht so gemeint, daß Sie die Förderung 
des Bundes nur dann sinnvoll finden, wenn 
nach einem Länderschlüssel aufgeteilt und 
das Geld ganz einfach vergeben wird. Wenn 
Sie sagen, Kunstsektion und Bundesdenkmal­
amt sollen aufgelöst werden: Es würde nicht 
nur mir leid tun um meine hervorragenden 
Beamten in der Kunstsektion, sondern es 
würde auch allen Kulturschaffenden Öster­
reichs sehr leid tun. 

Stellen Sie sich einmal vor, daß ein Maler 
- bei einem Maler kann man es sich noch 
vorstellen - mit seinem Bild unter dem Arm 
in alle neun Bundesländer pilgert, um dort 
Förderungsmittel zu bekommen. Bei einem 
bildenden Künstler, der einen Stein, einen 
monolithischen Block von ich weiß nicht wie­
viel Tonnen hat, fällt das schon schwerer, 
oder bei einer Theatergruppe, die immer nur 

auf Tournee sein muß. (Abg. F u x: Jetzt müs­
sen sie halt nach Wien pilgern!) Ich glaube 
also, Sie haben es sicherlich nicht so gemeint, 
daß die staatliche Kunstförderung unnütz 
wäre. 

Und, Kollege Fux, Sie führen die Doppel­
subventionierungen so an, als wären sie 
etwas Negatives. Es wird ja von der Hochkul­
tur bis zur alternativen, innovativen Kultur 
vieles doppelt gefördert, angefangen bei den 
Salzburger Festspielen, an denen sich das 
Land und der Bund beteiligen, bis zum Salz­
burger Stadtkino, bei dem ebenfalls der Bund 
mitbeteiligt ist, oder bis zu Theatergruppen 
wie dem Jura Soyfer-Theater, dem Ensemble­
Theater, der Drachengasse in Wien, wo Wien 
und Bund fördern. (Abg. F u x: Die Kinder­
freunde werden dreimal subventioniert, 
andere aber nicht!) Eine Doppelförderung ist 
ja kein Nachteil, sondern das zeigt, daß 
sowohl der Bund als auch das Land Interesse 
an der Erhaltung und Förderung dieser Kul­
turinstitution oder dieses oder jenes Künst­
lers haben. 

Im übrigen darf ich Sie beruhigen: Bei den 
Salzburger Festspielen wird Ihre Intention 
fortgesetzt, denn der Vertreter des Ministe­
riums ist Minister Moritz, und zwar auf sei­
nen eigenen Wunsch, und ich bin sehr froh 
darüber, daß beschlossen wurde, ins Kurato­
rium der Festspiele ihn als Vertreter des Bun­
desministeriums zu holen. Damit ist auch 
diese begleitende Kontrolle, die kontrollie­
rende Untersuchung bei den Salzburger Fest­
spielen gesichert. 

Sie, Kollege Fux, bedauern, daß die Freiheit 
der Kunst in der Verfassung erst 1982 veran­
kert wurde. Ich sehe das sehr positiv, daß sie 
überhaupt verankert wurde. Ich persönlich 
betrachte es nur als negativ, daß es damals 
nicht gelungen ist - ich war damals Vorsit­
zende des Ausschusses -, auch die Vielfalt 
der Kunst in der Förderung zu verankern. 
Diese Vielfalt bei der Förderung garantiert 
eben gerade die Tatsache, daß die Kultur 
Bundesförderung und Länderförderung 
erfährt. Ich glaube daher, daß für die Kultur 
und die Kulturschaffenden in unserem Land 
diese Freiheit und Vielfalt eine ganz wichtige 
Voraussetzung für ihre Entfaltung ist. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Noch kurz zu ein paar Punkten, die mir bei 
der Kunst sehr wichtig erscheinen und die 
jetzt im Arbeitsübereinkommen neu veran­
kert sind. Es ist dies die Partnerschaft von 
Staat, Kunst und Wirtschaft. Das Kulturbud­
get ist ein Budget, das ich persönlich als 
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etwas niedrig dotiert empfinde. Ich weiß, wie 
sehr wir hier mehr Geld brauchen würden. 
Ich stimme, Kollege Fux, mit Ihnen überein, 
daß man es, wenn man die Förderungsmittel 
bezüglich Erhaltung der Bundestheater und 
Landestheater betrachtet und dann sieht, was 
alternative Kultureinrichtungen brauchen, 
sehr bedauert, daß man nicht noch mehr Geld 
zur Verfügung hat, um alle zu fördern. Sie 
wissen ja, daß zum Beispiel ein großes Thea­
ter, sei es jetzt ein Bundes- oder ein Landes­
theater , allein durch die Personalkosten, die 
oft schon mehr als 85 Prozent ausmachen, 
natürlich mehr Mittel braucht. Aber gerade 
deshalb ist es wichtig, und ich werde mich 
auch sehr dafür einsetzen, daß mehr Mittel 
für Kunst und Kultur zur Verfügung stehen. 

Nur sehe ich schon jetzt eine große Chance, 
wenn wir auch zusätzlich Mittel aus der Wirt­
schaft bekommen. Das heißt, ich arbeite an 
allen Modellen mit, die Steuerbegünstigun­
gen, auch von Sponsoren, mit sich bringen 
sollen. Wir haben hier auch eine Arbeits­
gruppe eingesetzt. Die Kollegen von der ÖVP 
wissen, daß ich mich auch seinerzeit bei dem 
Initiativantrag zur Kunstförderung positiv 
dazu geäußert habe. Jetzt bin ich froh, hier 
positiv weiterarbeiten zu können, damit mehr 
Mittel für die Kunst- und Kulturschaffenden 
zur Verfügung stehen. 

Die Verbesserung der sozialen Situation 
der Künstler ist uns und mir ebenfalls ein 
Anliegen. Denn der für fast alle Österreicher 
selbstverständliche Grundsatz der sozialen 
Versorgung, insbesondere bei Krankheit und 
im Alter, soll auch für den Künstler gelten. 
Wir werden daher Verbesserungen der sozia­
len Situation der Künstler herbeiführen. 

Ebenfalls nur kurz anschneiden möchte ich 
das Gebiet Kunst und Bau. Hier ist unter mei­
nem Vorgänger, Bundesminister Moritz, 
schon erfolgreich angelaufen, daß 1 Prozent 
des Hochbaubudgets des Bundes für Kunst 
verwendet wird. Ich werde mich bemühen, 
daß in Zusammenarbeit mit den Bundeslän­
dern und mit Bundesbetrieben ebenfalls 
1 Prozent zur Verfügung gestellt werden 
kann, und mich auch bemühen, Länder und 
Gemeinden dafür zu gewinnen. 

Zum Schluß noch zu den Bundestheatern, 
die auf Grund der neuen Direktoren in den 
letzten Tagen sehr im Blickpunkt der Öffent­
lichkeit gestanden sind. Es wird notwendig 
sein, bei den Bundestheatern neue Struktu­
ren für die Zusammenarbeit der künstlerisch 
und ökonomisch Verantwortlichen zu entwik­
keIn, wobei es nötige Einsparungen wird 

geben müssen, aber die künstlerische Freiheit 
darf dadurch nicht behindert werden, sondern 
soll weiterhin garantiert werden. 

Das heißt, wir sind gerade bei der Entwick­
lung von Konzepten zum noch effektiveren 
Mitteleinsatz, so die Einführung einer 
Kostenstellenrechnung und auch das 
bekannte Probeabkommen am Burgtheater, 
das zurzeit gerade sehr positiv behandelt wird 
- ich muß sagen, unter großer Verhandlungs­
bereitschaft der Gewerkschaft und der 
Betriebsräte -, sodaß ich auch hier ganz 
sicher bin, daß wir zu einer Lösung kommen, 
um eben weiterhin die künstlerisch erfolgrei­
che Tätigkeit des Direktors Peymann am 
Burgtheater zu ermöglichen. 

Aber auch er muß mit österreichischem 
Recht arbeiten. Daher verhandeln wir jetzt, 
um eben Probeabkommen und dann auch 
Kollektivverträge zu ändern. Es ist bereits 
meinem Vorgänger, den Betriebsräten und 
der Gewerkschaft gelungen, die lO-Jahres­
Klausel zu beseitigen, und ich hoffe, daß es 
auch uns jetzt gelingen wird, andere Abkom­
men zu ändern, damit eben effektiver gearbei­
tet werden kann und damit die Bundestheater 
für alle Österreicher da sind. Es ist uns näm­
lich auch sehr wichtig, daß wir den Zugang 
ganz neuer Gruppen fördern. Denn generelles 
Ziel der Kulturpolitik überhaupt ist es ja, für 
die Chancengleichheit auf kulturellem Gebiet 
zu sorgen und gemeinsam mit der Bildungs­
politik regionale und schichtspezifische 
Unterschiede auszugleichen, wie Bundes­
kanzler Vranitzky in seiner Regierungserklä­
rung gemeint hat. 

Und ganz zum Schluß - ich bin leider oder 
Gott sei Dank für drei Gebiete zuständig -
nur noch ein paar Sätze zum Sport. Denn wie 
die Kultur gewinnt auch der Sport immer grö­
ßere Bedeutung in der heutigen Freizeitge­
sellschaft. (Ruf bei der ÖVP: Sehr richtig! Die 
wichtigste Nebensache der Welt!) 

Wir werden weiterhin sowohl den Spitzen­
sport als auch den Breitensport sowie die 
Schaffung entsprechender Rahmenbedingun­
gen für den Sport fördern. Das heißt hier in 
erster Linie Förderung der Aktivitäten der 
Sportvereine und -verbände. Immerhin gibt 
es über 14000 in ganz Österreich mit über 
100 000 meist ehrenamtlichen idealistischen 
Mitarbeitern und Funktionären. Weitere Vor­
haben sind die Erstellung eines mittelfristi­
gen Finanzierungsplans für den Bau von 
Großsportanlagen, die Förderung von interna­
tionalen Großsportveranstaltungen - wobei 
uns solche am liebsten sind, wie die jetzige 
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Eishockey-WM, die keinerlei Subventionen, 
weder vom Bund noch vom Land, erfordern -
und dann auch die Förderung des Behinder­
tensports, das Thema Gewalt im Sport, die 
Durchsetzung des Prinzips Fairplay, die 
Bekämpfung des Dopings und auch Initiati­
ven zur Verbindung von Kunst und Sport. 

All das ist uns deshalb gesichert, weil die 
Sportfinanzierung ab 1. 1. 1987 durch das 
Sporttoto ja eine Garantiesumme von immer­
hin 311 Millionen erfährt, und auch dies durch 
die Sicherung der Existenz der Sporthilfe, 
durch die Sonderrunde Lotto. 

Hohes Haus! Ich komme zum Schluß. Trotz 
notwendiger Budgetsanierung der Bundesre­
gierung, die ich als verantwortlicher Ressort­
minister für die Bereiche Unterricht, Kunst 
und Sport voll mittrage, können wir den Auf­
gaben gerecht werden. Mit dem Budget 1987 
kann die erfolgreiche Schul- und Bildungspo­
litik in unserem Land fortgesetzt werden. Das 
bedeutet: Zugang zu den optimalen Bildungs­
möglichkeiten, Förderung schwächerer und 
Mobilisierung begabter Kinder, Durchlässig­
keit unseres Bildungssystems in allen Berei­
chen unter Einbeziehung der Erwachsenen­
bildung, Erhaltung der Chancengleichheit, 
Schwerpunkt einer qualitativen und inhaltli­
chen Schulreform. 

Wir kommen der Aufgabe des Staates nach, 
der die Künstler und ihre Kreativität und 
Sensibilität braucht, Kunst und Künstler zu 
fördern im Sinne der Chancengleichheit auf 
kulturellem Gebiet und der Freiheit der 
Kunst. 

Wir fördern schließlich Breiten- und Spit­
zensport unter Beachtung des Sports als 
immer wichtiger werdenden gesellschaftli­
chen Faktor für die Gesundheit und die Frei­
zeitbetätigung. 

Ich darf daher allen Abgeordneten des Hau­
ses herzlich danken, die dem Budgetkapitel 
Unterricht, Kunst und Sport ihre Zustim­
mung gegeben haben. - Danke schön. (Bei­
fall bei SPÖ, ÖVP und FPÖ.) 21.12 

Präsident: Bevor ich dem nächsten gemel­
deten Redner das Wort erteile, möchte ich 
dem Haus eine Mitteilung machen. 

Ich bitte um Verständnis, daß ich nicht nur 
auf die Belastung der Abgeordneten Rück­
sicht zu nehmen habe, sondern auch auf die 
Belastung unserer Mitarbeiter. Ich werde 
daher - da es sich um eine ganze Sitzungs­
woche handelt - etwa um 23.30 Uhr, ohne 

Unterbrechung eines Redners natürlich, die 
Sitzung unterbrechen und morgen um 9 Uhr 
fortsetzen. 

Ich mache diese Vorankündigung, damit 
sich die Abgeordneten danach richten kön­
nen. 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Dipl.-Vw. Dr. Stix. Ich 
erteile ihm das Wort. 

21.13 

Abgeordneter Dr. Stix (FPÖ): Herr Präsi­
dent! Frau Bundesminister! Herr Bundesmini­
ster! Hohes Haus! Ich freue mich aufrichtig, 
daß heute auf der Regierungsbank neben dem 
Unterrichtsminister auch ein Wissenschafts­
minister sitzt. Denn, Herr Bundesminister Dr. 
Tuppy: Wäre es nach Ihrer eigenen Partei 
gegangen, gäbe es heute überhaupt keinen 
Wissenschaftsminister mehr. Bekanntlich hat 
vor der Nationalratswahl die Österreichische 
Volkspartei die Abschaffung des Wissen­
schaftsministeriums verlangt, sich zum Glück 
aber bei den Regierungsverhandlungen letzt­
lich gegenüber dem Koalitionspartner nicht 
durchgesetzt. 

Ich glaube, daß wir das begrüßen können, 
denn die Folgen wären sehr schlecht gewe­
sen. Erstens hätte dies das Ende einer 
Schwerpunktbildung im Bereich Wissen­
schaft und Forschung bedeutet, einer Schwer­
punktbildung, die seit 15 Jahren, beginnend 
mit der Gründung des Wissenschaftsministe­
riums, systematisch aufgebaut wurde. Zwei­
tens hätten wir uns mit einem Verzicht auf 
ein Wissenschaftsministerium von dem dies­
bezüglichen internationalen Trend der Wis­
senschaftspolitik abgekoppelt. 

Auch von seiten der Rektorenkonferenz 
und anderer wissenschaftlich einschlägiger 
Kreise ist der Widerstand gegen die versuchte 
Abschaffung des Wissenschaftsministeriums 
groß gewesen, und das alles erklärt wohl, 
warum die Österreichische Volkspartei mit 
dieser ihrer Absicht steckengeblieben ist. 

Für uns Freiheitliche ist die Situation völlig 
klar. Wir waren von Anbeginn an konsequent 
für ein eigenes Wissenschaftsministerium, 
konsequent für eine Schwerpunktbildung im 
Bereich Wissenschaft und Forschung. Wir 
haben das auch dadurch dokumentiert, daß 
wir auch aus der Oppositionsrolle gegenüber 
einer Alleinregierung der Sozialistischen Par­
tei seinerzeit für die Gründung des Wissen­
schaftsministeriums gestimmt haben. 
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Ich gratuliere Ihnen also, Herr Bundesmini­
ster Dr. Tuppy, daß Sie entgegen den 
ursprünglichen Absichten Ihrer eigenen Par­
tei nun doch die Gelegenheit erhalten haben, 
die moderne Wissenschaftspolitik, die in den 
letzten Jahre begonnen wurde, fortzusetzen. 
(Beifall bei der FPÖ und bei Abgeordneten 
der ÖVP.) 

Wir Freiheitliche bleiben auch in anderer 
Hinsicht unserer Linie treu. Ich durfte schon 
dartun, daß wir schon früher von der Opposi­
tionsbank aus eine konstruktive Wissen­
schaftspolitik betrieben haben, was sich unter 
anderem des öfteren durch ein Stimmen für 
dieses Teilkapitel des Budgets ausgedrückt 
hat. 

Herr Bundesminister! Wir werden Sie 
unterstützen, wo es sich um die Weiterent­
wicklung einer den Problemen unserer Zeit 
aufgeschlossenen Wissenschafts- und For­
schungspolitik handelt. Wir werden Sie aber 
kritisieren, notfalls auch hart kritisieren, 
wenn Ihre Politik unseres Erachtens Mängel 
aufweist. 

Nun zum vorliegenden Wissenschaftsbud­
get. Auf den ersten Blick wurde hier ein Bud­
get geschaffen, das mit seinen Ausgaben über 
dem Durchschnitt des Budgetwachstums 
liegt. Das scheint zunächst auf eine Schwer­
punktbildung hinzudeuten. Freilich stellt sich 
auf den zweiten Blick eine Ernüchterung ein. 
N ach gründlicher Durchsicht schließlich wird 
diese Ernüchterung leider zur Bestürzung. 

Anlaß für diese Bestürzung, Herr Bundes­
minister, sind die durchgeführten Kürzungen 
im Forschungsförderungsbereich. Jedem mit 
Forschungspolitik Vertrauten ist die Schlüs­
selrolle der beiden Forschungsförderungs­
fonds vertraut, des FFF - Forschungsförde­
rungsfonds für die gewerbliche Wirtschaft -
und des FWF - Förderungsfonds für die wis­
senschaftliche Forschung -, ebenso natürlich 
der ehrwürdigen Einrichtung der Öster­
reichischen Akademie der Wissenschaften 
mit ihren zahreichen Instituten. 

Sie wissen das bestens, waren Sie, Herr 
Bundesminister, doch langjähriger Präsident 
des Wissenschaftsfonds und bis in die jüngste 
Zeit auch hochangesehener Präsident der 
Österreichischen Akademie der Wissenschaf­
ten. Dmso unverständlicher ist, welch ungün­
stige Entwicklung Sie ausgerechnet in diesen 
beiden Bereichen tatenlos hinnehmen. Sie 
haben zugelassen, daß die Mittel sowohl für 
beide Fonds wie für die Akademie und im 
übrigen auch für das österreichische For-

schungszentrum Seibersdorf wie auch für die 
ASSA gegenüber dem so vielgeschmähten 
Budgetentwurf der letzten kleinen Koalitions­
regierung linear - ich unterstreiche: linear! 
- um 3 Prozent gekürzt wurden. 

Das soll moderne Forschungspolitik sein? 
Das ist der vielgepriesene Aufholvorgang zu 
jenen europäischen Ländern, denen gegen­
über wir auf diesem Gebiet rückständig sein 
sollen? Mir erscheint das vielmehr als eine 
Abkehr von alle dem und außerdem als ein 
totaler Widerspruch zur Regierungserklä­
rung. 

Wenn man sich die Regierungserklärung 
zur Hand nimmt und die einschlägigen Stel­
len sieht, nimmt man folgendes zur Kenntnis 
- ich lasse jetzt die Europa-Passagen aus, 
weil ich darauf noch getrennt zu sprechen 
komme -: "Die Bundesregierung wird daher 
verstärkt die Förderung der Wissenschaft und 
Forschung ... in den Mittelpunkt ihrer 
Bemühungen stellen." Weiters wird "die 
Erhöhung des Anteils am Bruttoinlandspro­
dukt für Forschung und Entwicklung auf 
1,5 Prozent bis 1990" als eines der Ziele 
genannt. 

Herr Bundesminister! Wie wollen Sie dieses 
Ziel von 1,5 Prozent erreichen, wenn Sie 
schon vom Start weg auf Retourgang schal­
ten? Es ist völlig ausgeschlossen, aus dieser 
Startposition heraus dieses angestrebte Ziel 
zu erreichen. Lineare Kürzungen sind mit 
Schwerpunktbildung unvereinbar! (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Übrigens stehe ich keineswegs allein da mit 
dieser Meinung, Herr Bundesminister, etwa 
wenn ich nur höre, was dazu Ihr Parteiob­
mann und Vizekanzler Dr. Mock sagt. Er hat 
laut "Presse" im Rahmen der Wiener Tagung 
der ESA wörtlich erklärt - ich zitiere aus der 
"Presse" vom 7. März -: "Lineare Budgetkür­
zungen dürfen nicht die Forschung betreffen, 
betonte er in diesem Zusammenhang." - Ich 
muß leider feststellen, daß diese Erklärung 
von Vizekanzler Bundesparteiobmann Alois 
Mock leider ein wirkungsloses Lippenbe­
kenntnis geblieben ist. 

Herr Bundesminister! Als Kenner der 
Materie haben Sie offenbar den Ernst der 
Lage an sich sehr wohl gesehen, denn vor der 
Regierungsklausur , die um den 23. Februar 
herum stattfand, sind Sie an die Öffentlich­
keit gegangen und haben 400 Millionen Schil­
ling mehr verlangt. 

Dann kam die Regierungsklausur . Ich war 
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nicht dabei. Ich weiß daher nicht, wie ener­
gisch Sie sich in der Klausur zu dieser Ihrer 
eigenen Forderung von 400 Millionen Schil­
ling mehr geäußert haben. Ich kann das nicht 
wissen. Aber nach der Klausur sind Sie jeden­
falls mit leeren Händen in Ihr Amt zurückge­
kehrt. Keine Rede von 400 Millionen mehr! 
Nicht einmal jene 33 Millionen haben Sie dem 
Finanzminister herauslocken können, die 
genügt hätten, um die linearen Kürzungen bei 
den beiden Fonds und bei der Akademie der 
Wissenschaften auszugleichen. 

Wenn man die Kürzungen anschaut: Sie 
machen für die genannten Bereiche summa 
summarum 33 Millionen Schilling aus; Kür­
zungen im Verhältnis zum provisorischen und 
so vielgeschmähten Budgetvoranschlag 1987 
der kleinen Koalition. 

Ich möchte aber der Fairneß halber und der 
Objektivität wegen hinzufügen, daß gegen­
über 1986 eine minimale Steigerung geblieben 
ist. Aber wenn man vom FWF mit 3,2 Prozent 
absieht, dann sind es beim FFF mit 0,2 Pro­
zent, bei der Österreichischen Akademie der 
Wissenschaften mit 1,5 Prozent und beim For­
schungszentrum Seibersdorf samt ASSA mit 
1,2 Prozent nicht einmal mehr Raten, die die 
Inflationsabgeltung bedeuten. Dabei haben 
wir eine ganz niedrige Inflationsrate dank der 
erfolgreichen Wirtschaftspolitik der letzten 
Bundesregierung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wie die Situation der Fonds wirklich ist, 
geht ja aus den jährlichen Berichten hervor, 
die die Fonds geben. Wenn ich mir hier etwa 
anschaue, was im Bericht 1980 gesagt wird, 
ein Jahr, in dem Sie noch Präsident des Fonds 
waren, dann lese ich dort folgendes: Es wird 
der Regierung empfohlen "als forschungspoli­
tische Zielsetzung vorzuschlagen und zu 
begründen, daß die Forschungsförderung vom 
allgemeinen Wirtschaftswachstum zu entkop­
peIn sei ... , um gezielte Maßnahmen gegen 
die Verlangsamung des Innovationsprozesses 
und des Wirtschaftswachstums zu setzen." 

Das ist völlig richtig. Ich unterstreiche das. 
Nur, bitte, was geschieht heute? - Heute 
geschieht das Gegenteil von dem, was der 
Fonds damals für notwendig erachtet hat. 
Dabei hatte gerade die Österreichische Volks­
partei in der Zeit ihrer Opposition gegenüber 
der kleinen Koalition immer wieder eine noch 
höhere Dotierung der Fonds eingemahnt. 

Nur als einen von vielen Belegen erlaube 
ich mir, den damaligen Wissenschaftsspre­
cher der Österreichischen Volkspartei und 
den heutigen Bundesminister im Kanzleramt 

Dr. Neisser zu zitieren. Er hat hier von die­
sem Pult aus am 27. September 1984 zum 
damaligen Bundesminister wörtlich gesagt: 

"Aber ich glaube, Sie kommen über die 
Frage nicht hinweg: Wie soll es mit der Finan­
zierung weitergehen?, wenn Sie vom Budget 
her nicht in der Lage sind, in den nächsten 
Jahren das den Fonds zu geben, was sie als 
Minimalbedarf jedes Jahr geltend machen. 
Und dieser Minimalbedarf ist immer deutlich 
über dem, was dann realistisch im Budget 
drinnen steht." 

Ähnlich hat sich der Wissenschaftssprecher 
der Österreichischen Volkspartei über die 
Dotierung für die Akademie der Wissenschaf­
ten geäußert. Wie richtig, kann ich nur sagen. 
Aber vergleicht man die damals von der Oppo­
sition kritisierten Steigerungsraten, die die 
kleine Koalition den Fonds wirklich gewährt 
hat, dann erscheinen im Rückblick die Zeiten 
der kleinen Koalition für die Forschungsför­
derung in Österreich paradiesisch. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Wir hatten in diesen Jahren etwa beim 
Gewerbeforschungsfonds 5,3 Prozent, 8 Pro­
zent, 7,4 Prozent, 8,9 Prozent; beim Wissen­
schaftsfonds plus 10 Prozent, plus 7,7 Prozent, 
plus 6,4 Prozent, plus 12,8 Prozent; und auch 
bei der Akademie der Wissenschaften plus 
10 Prozent, plus 4 Prozent, plus 12 Prozent, 
plus 7,7 Prozent. 

Wenn man diese Zahlen den heute Platz 
greifenden linearen Kürzungen gegenüber­
stellt, dann müßte es eigentlich auf der rech­
ten Seite dieses Hauses diesbezüglich heute 
ein betretenes Schweigen geben. (Abg. Dr. 
G u ger bau er, zur ÖVP: Die Schamröte 
müßte Ihnen ins Gesicht steigen! Das wäre 
das beste, was Sie machen können!) 

Herr Bundesminister! Das war glaubwür­
dige Forschungspolitik. Hier hat die Mitwir­
kung der FPÖ für jede künftige Forschungs­
politik in Österreich die Latte hoch gelegt, 
und sie hat sie so überzeugend hochgelegt, 
daß Sie, Herr Bundesminister, am Anfang der 
großen Koalition gar nichts anderes können, 
als gebückt darunter durchzuturnen. 

Nun einige Bemerkungen zum Forschungs­
zentrum Seibersdorf. Es handelt sich bei die­
sem großen österreichischen Forschungszen­
trum um eine Einrichtung mit 530 Bedienste­
ten, rund ein Drittel davon Wissenschaftler. 
Weil die Budgetlücke dort für 1987 mit rund 
50 Millionen berechnet wird, droht die Kündi­
gung von 20 Mitarbeitern. 
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Dort hat man etwas gemacht, was beispiel­
gebend ist und eigentlich zur Nachahmung in 
anderen schwierigeren Wirtschafts bereichen 
der öffentlichen Wirtschaft empfohlen werden 
könnte. In Seibersdorf hat die Belegschaft 
durch einen Solidaritätsakt mit freiwilligem 
Verzicht auf Teile der Bezüge dafür gesorgt, 
daß die für die Kündigung vorgesehenen 20 
Mitarbeiter nicht gekündigt werden müssen, 
sondern die Arbeitsplätze wenigstens bis J ah­
resende 1987 erhalten bleiben. 

Aber die Ansätze für Seibersdorf, die in der 
Zeit der kleinen Koalition im wesentlichen 
über all die Jahre gleichgeblieben sind, wei­
sen nunmehr in diesem Budget erstmals nach 
unten. Nicht zuletzt auch deswegen, weil man 
die finanzielle Ausstattung für das Technolo­
giezentrum Leoben schlicht und einfach bei 
Seibersdorf abgezweigt hat, ohne dafür einen 
finanziellen Ausgleich bei Seibersdorf selbst 
zu schaffen. 

Herr Bundesminister! Hohes Haus! Ich 
habe absichtlich, um ihrer Bedeutung willen, 
die beiden Forschungsförderungsfonds, die 
Akademie der Wissenschaften und das For­
schungszentrum Seibersdorf breit beleuchtet. 
Darüber hinaus gäbe es noch über andere 
Rückschläge in der Forschungsförderung zu 
reden, etwa über die Kürzung der Energie­
und Rohstofforschung von 1986 auf 1987 um 
rund 10 Millionen Schilling und über Kürzun­
gen bei anderen Auftragsforschungen. Leider 
ist die Zeit, um im einzelnen darauf einzuge­
hen, heute zu knapp. 

Daher noch einige wenige Bemerkungen 
zur europäischen Forschungspolitik. 
Zunächst ein Blick auf eine nicht nur erfreuli­
che Aufstockung. Österreich zahlt an das 
Kernforschungszentrum CERN 1987 mit 
150 Millionen Schilling um 10 Millionen Schil­
ling mehr als 1986. 

Herr Bundesminister! Ich möchte sagen, 
auch wenn Österreich in Genf eine wissen­
schaftlich und personell wirklich hochge­
stellte Position besetzt, so ist es doch im Rah­
men der Vergleiche mit anderen Forschungs­
förderungen immer schwerer zu verstehen, 
daß dieser Schwerpunkt so ausgebaut wird. 
Ich glaube, daß sich mittelfristig hier sehr 
wohl die Frage der Gewichtung stellt. Ich 
meine, wir müssen das im Auge behalten. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Eine weitere Feststellung zur wichtigen 
Forschungspolitik in Richtung Europa. 

Mit großem Nachdruck hat Minister Tuppy 

im Ausschuß den Beitritt Österreichs zur 
Europäischen Raumfahrtorganisation, zur 
ESA, begrüßt. Er hat mit Recht die günstigen 
Auswirkungen für Wissenschaft und Wirt­
schaft erwähnt. Wir Freiheitlichen, Herr Bun­
desminister, pflichten Ihnen da voll bei. 

Auch Herr Vizekanzler Mock hat sich bei 
der schon erwähnten Ratssitzung der ESA in 
Wien in großen Tönen des Lobes über diesen 
Beitritt Österreichs geäußert und für Öster­
reich viele Vorteile darin erblickt. Ich frage 
mich nur nachträglich: Warum hat dann die 
ÖVP noch vor Weihnachten 1986 hier im 
Nationalrat gegen den Beitritt Österreichs zur 
Europäischen Raumfahrtorganisation 
gestimmt? 

Die ÖVP-Sprecher brachten seinerzeit in 
ihren Debattenbeiträgen die Argumente, es 
gebe angeblich keine abgeklärte finanzielle 
Vorsorge. Die Wirklichkeit ist ganz anders: 
Die Vorsorge, die Bedeckung für Österreichs 
Beitritt zur ESA war im provisorischen Bud­
get vorgesehen. Der Beweis liegt ja insofern 
heute auf dem Tisch, als Sie, Herr Bundesmi­
nister, in das endgültige Budget 1987 bezüg­
lich der ESA exakt die Zahlen aus dem provi­
sorischen Budget der kleinen Koalition über­
nommen haben. 

Mit anderen Worten: Im Falle der ESA wird 
die Politik der kleinen Koalition nahtlos fort­
gesetzt. Wir Freiheitlichen stehen nicht an, 
uns darüber zu freuen (Beifall bei der FPÖ) 
und Ihnen außerdem unsere Unterstützung 
für die Fortsetzung dieses Weges einer 
Ankoppelung Österreichs an die Dynamik der 
europäischen Forschungsgemeinschaft zuzu­
sagen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Hohes Haus! Der große und wichtige Uni­
versitätsbereich muß heute von mir leider 
ausgeklammert werden, die Zeit ist zu kurz, 
aber in diesem Jahr wird es noch genügend 
Gelegenheit geben, darüber zu sprechen. 

Ich darf zusammenfassen: Es stellt sich die 
Wissenschaftspolitik der großen Koalition 
vorerst als ein unausgegorenes Gemenge aus. 
Positiva und Negativa dar. Wenn wir trotz 
unserer Bereitschaft zur konstruktiven Mitar­
beit auch von der Oppositionsbank aus dieses 
Wissenschaftsbudget ablehnen, Herr Bundes­
minister, dann wegen der Rückschritte bei 
der Forschungsförderung. Verstehen Sie das 
bitte als eine bewußt in den Raum gestellte 
Mahnung. (Neuerlicher Beifall bei der FPÖ.) 

Gerade die schwieriger werdende Wirt­
schaftslage bringt uns dazu, wissen wir doch 
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heute ziemlich sicher, daß die westliche Welt 
sich in der Talsohle einer langen, über Perio­
den von etwa 50 Jahren verlaufenden Kondra­
tieff-Welle befindet, vielleicht schon dort, wo 
sich die Kurve wieder dem Aufschwung 
zuneigt, aber dazu bedarf es, wie wir aus den 
Arbeiten von Professor Gerhard Mensch, 
etwa aus dem Metamorphosen-Modell, wis­
sen, eines Innovationsschubes. 

Umso wichtiger ist es auch für Österreich 
und seine Wirtschaft, daß nicht nur unsere 
Forschung, sondern auch unsere Forschungs­
politik auf dieser Innovationsschiene bleiben. 
Darauf, Herr Bundesminister, unbeirrbar hin­
zuweisen, betrachten wir Freiheitliche als 
unsere forschungspolitische Hauptaufgabe. 
(Beifall bei der FPÖ.) 21.34 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. Stippel. 
Ich erteile es ihm. 

21.34 

Abgeordneter Dr. Stippel (SPÖ): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster! Meine Damen und Herren! Es ist sehr 
bedauerlich, daß, bedingt durch die Tatsache, 
daß sich manche Vorredner nicht an die vor­
gegebene Zeitbeschränkung gehalten haben, 
das wichtige Kapitel Wissenschaft und For­
schung fast zur "Geisterstunde" abgehandelt 
werden muß. Das finde ich wirklich sehr 
bedauerlich, auch im Hinblick darauf, daß es 
noch eine ganze Reihe von Kolleginnen und 
Kollegen in diesem Hause gibt, die gerne 
ihren Beitrag zu diesem wichtigen Kapitel 
eingebracht hätten, nun aber nur sehr kurz 
sprechen können oder heute überhaupt nicht 
mehr zum Zug kommen werden. An mir -
das verspreche ich - soll es nicht liegen, 
wenn nicht alle gemeldeten Kollegen heute 
noch zu Wort kommen können. 

Meine sehr geschätzten Damen und Her­
ren! Das Kapitel Wissenschaft und Forschung 
erfährt - was die Ausgaben betrifft - gegen­
über dem Vorj ahr eine prozentuelle Steige­
rung um mehr als 7 Prozent. 

Das ist an und für sich eine Erhöhung des 
Anteiles, mit dem man zufrieden sein könnte, 
wenn nicht die Gewichtung innerhalb dieses 
Ressorts verschieden wäre. Ich teile diese 
Besorgnis meines Vorredners, des Herrn Prä­
sidenten Stix, was die Forschungsausgaben 
betrifft. Auch ich hätte gerne einen höheren 
Anteil für Forschung und Entwicklung gese­
hen. 

Ich möchte allerdings, um der Wahrheit 

zum Recht zu verhelfen, die Feststellung tref­
fen, daß in der Zeit der Ministerschaft Dr. 
Fischers der Steigerungsanteil bei Forschung 
und Entwicklung im Bereiche des Wissen­
schaftsministeriums fast 30 Prozent gewesen 
ist. Das sind ganz beachtliche Steigerungen 
gewesen, deshalb ist auf diesem höheren 
Level eine weitere stärkere Steigerung von 
Jahr zu Jahr nur schwer möglich. Die vorge­
gebene 1,5-Prozent-Klausel im Zusammen­
hang mit dem Bruttoinlandsprodukt bis 1990 
zu erreichen, wird allerdings angesichts der 
heurigen geringen oder zum Teil nicht vor­
handenen Steigerungsraten äußerst schwie­
rig sein. Auch ich möchte Sie, Herr Bundesmi­
nister, wirklich sehr stark ersuchen, zu trach­
ten, daß in den kommenden drei Jahren die 
Ansätze entsprechend gehoben werden, damit 
wir zu diesen 1,5 Prozent bis zum Jahre 1990 
kommen können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Im Bereich der Universitäten liegt die Stei­
gerungsrate bei knapp 7 Prozent, bei den 
Kunsthochschulen sogar bei über 12 Prozent. 
Was die Kunsthochschulen anlangt, haben 
wir wirklich erfreuliche Steigerungsraten vor 
uns. Diese sind dadurch begründbar , daß die 
Kunsthochschulen sehr personalintensiv 
geführt werden müssen. Man denke etwa 
daran, daß ja "Musik" im Einzelunterricht 
oder in kleinen Gruppen erteilt werden muß. 

Auch bei den Universitäten gibt es, wie 
gesagt, durchaus eine Steigerung, wenngleich 
die Ansätze für den Universitätsneubau nicht 
so sind, wie auch ich das gerne gesehen hätte. 
Es wird im heurigen Jahr laut Aussage von 
Bundesminister Graf bei den bereits in Bau 
befindlichen Vorhaben zwar keine BaueinsteI­
lungen geben, aber gewisse budgetäre Vor­
griffe auf das kommende Jahr lassen sich 
nicht vermeiden, was, wenn ich nun das kom­
mende und die nächsten Jahre betrachte, in 
mir die Besorgnis und die Befürchtung aus­
löst, daß insgesamt in den kommenden J ah­
ren das Bauvolumen zurückgehen könnte. 
Das wäre, meine sehr geschätzten Damen 
und Herren, auch als echter Rückschritt zu 
betrachten. 

Was die Universitäten insgesamt betrifft, 
sehr geehrter Herr Bundesminister, haben 
einige Äußerungen Ihrerseits auch gewisse 
Befürchtungen in mir hervorgerufen, daß 
man unter Umständen am Prinzip der offenen 
Universität rütteln könnte. Ich habe zwar 
durch Ihre Antworten im Budgetausschuß 
erfahren können, daß Sie das nicht planen. 
Ich möchte mit aller Deutlichkeit die Feststel­
lung treffen, daß dieses Prinzip der offenen 
Universität für uns ein Prinzip ist, über das 
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wir nicht mehr weiterreden können. Das muß 
selbstverständlich erhalten bleiben (Beifall 
bei der SPÖ), auch wenn, dadurch bedingt -
die Kritiker sagen uns das ununterbrochen 
-, die Drop-out-Quote relativ hoch ist. 

Diese relativ hohe Drop-out-Quote ist dar­
auf zurückzuführen, daß wir eben allen Men­
schen die Universitäten öffnen und daß so 
mancher nach dem Studium einiger Semester 
erkennt, daß er die falsche Studienrichtung 
gewählt hat und dann noch immer umsteigen 
kann, oder daß er während der ersten Seme­
ster einen anderen Beruf ergreift. Die Zeit, 
die er an der Universität verbracht hat, ist 
sicherlich nicht nutzlos gewesen, sie hat ihm 
persönlich geholfen, sie hat seinen persönli­
chen Horizont, seinen Wissensstand vergrö­
ßert und erweitert. So gesehen dürfen wir 
diese relativ hohe Drop-out-Quote auch nicht 
so kritisch betrachten, wie das manche Kriti­
ker mitunter tun. 

In diesem Zusammenhang, meine sehr 
geschätzten Damen und Herren, auch ein 
Wort zu dem oft in den Raum gestellten 
Schlagwort "Akademikerschwemme" . 

Wir haben in Österreich, gemessen an der 
Zahl der Beschäftigten, eine Akademiker­
quote von 4,5 Prozent. Das ist bei weitem 
nicht das, was vergleichbare Länder oder 
andere Industriestaaten aufzuweisen haben, 
beispielsweise sind es in der Bundesrepublik 
mehr als 6 Prozent - als Richtung und als 
Vergleichsmaßstab für uns in Österreich. 

Zugegeben sei allerdings: Einige Studien­
richtungen sind bereits sehr stark ausgefüllt 
und angereichert; da denke ich beispielsweise 
an manche Lehramtsstudien. Hingegen brau­
chen wir im technischen und im naturwissen­
schaftlichen Bereich noch eine entsprechende 
Anzahl von Akademikern, sodaß man insge­
samt - ich sagte, da oder dort gibt es Pro­
bleme - wahrlich bei weitem noch nicht von 
einer "Akademikerschwemme" in Österreich 
sprechen kann. 

Meine sehr geschätzten Damen und Her­
ren! Die Universitäten trachten danach, 
zusätzliche Mittel zu bekommen. Es liegt seit 
einigen Tagen hier im Haus ein Initiativan­
trag zwecks Erweiterung der Privatrechtsfä­
higkeit der Universitäten, um Drittmittel aus 
Forschungskontrakten zu bekommen. Ich bin 
mir sicher, daß niemand hier im Hohen 
Hause Interesse daran hat, diesen Initiativan­
trag zu Fall zu bringen. Ich lade also alle 
Fraktionen des Hauses ein, diesen Initiativan­
trag rasehest zu verabschieden, damit den 

Universitäten weitere Mittel zugeführt wer­
den können. 

Ein Problem, das ich neben dem vorhin 
kurz erwähnten Hochschulbau noch sehe, ist 
das Problem des Hochschulprofessors auf 
Zeit. Ich glaube, daß die Dinge, da oder dort so 
in den Raum gestellt, noch nicht ausgegoren 
sind und entsprechend diskutiert werden 
müssen. 

Ich glaube, daß man auch manche Personal­
entscheidungen, sehr geehrter Herr Bundes­
minister, überlegen sollte, bevor es zur 
Unruhe kommt, weil hier vielleicht mit einem 
Leistungsbegriff operiert wird und dieser 
einer Personalentscheidung zugrunde liegt, 
womit nicht jedermann einverstanden sein 
kann. 

Einige Sätze nur, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, was die gesetzlichen Vor­
haben außer dem erwähnten Initiativantrag 
betrifft, und die Bitte an den Herrn Bundes­
minister, diese Gesetzesvorhaben, sofern das 
noch nicht geschehen ist, dem Hause rasch zu 
übergeben, damit wir zügig daran arbeiten 
können. 

Ich meine hier das AOG, das Akademieor­
ganisationsgesetz, weil die Akademie der bil­
denden Künste am Schillerplatz die einzige 
Hochschule Österreichs ist, die derzeit noch 
keine Mitbestimmung für den akademischen 
Mittelbau und für die Studierenden kennt und 
damit im völligen Widerspruch zu den Buch­
staben und auch zum Sinne des UOG steht. 

Ein zweites Gesetzesvorhaben, das HDG, 
das Hochschullehrer-Dienstrechtsgesetz, ist 
eine Gesetzesmaterie, die nun schon seit über 
zehn Jahren immer wieder behandelt wird. 
Sie ist schwierig zu behandeln, weil die Inter­
essenvertreter laufend wechseln und weil 
immer wieder schon dem Konsens zugeführte 
Teile neuerlich diskutiert werden. 

Das Problem liegt hier in der Überleitung 
für die im Dienststand befindlichen Professo­
ren und Assistenten. Sicherlich wird man es 
nicht allen Gruppen gleich recht machen kön­
nen, ich bin jedoch überzeugt, daß es uns 
gelingen muß, dieses HDG durchzubringen. 

Auch was das AUStG, das Allgemeine Uni­
versitätsstudiengesetz, betrifft, glaube ich, 
daß wir hier zumindest die Frage der Inskrip­
tion regeln sowie eine weitere Teilnovellie­
rung des UOG bezüglich der Neuordnung der 
medizinischen Fakultät durchführen können, 
was ich deswegen als sehr dringlich ansehe, 
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weil ja mit dem Neubau des AKH und mit der 
laufenden Besiedlung des AKH diese Neuord­
nung der medizinischen Fakultät unbedingt 
erforderlich ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Gestatten Sie mir noch, ein paar Sätze zum 
Museumsbereich zu sagen. 

Der Budgetansatz ist zwar um 10 Millionen 
Schilling gestiegen, doch ist diese Steigerung 
unbefriedigend, vor allem deswegen, weil der 
Sachaufwand sogar geringer geworden ist, 
besonders bei den Förderungsausgaben. So 
erhält beispielsweise das Österreichische 
Gesellschafts- und Wirtschaftsmuseum, das 
ich als eine sehr, sehr wichtige Einrichtung 
betrachte, statt einer Million Schilling im ver­
gangenen Jahr nur mehr 485 000 S an Subven­
tion. Es ließen sich noch andere Förderungs­
maßnahmen hier aufzählen. 

Wir alle, die wir im Hause Verantwortung 
tragen, wissen, welch bedeutende Funktionen 
und Aufgabenbereiche die Museen in Öster­
reich haben, vom kulturellen Erbe angefan­
gen bis hin zu dem großen Wirtschaftsfaktor . 
Untersuchungen haben uns gezeigt, daß bis 
zu 80 Prozent der Besucher aus anderen 
Nationen als Grund, warum sie nach Öster­
reich zu Besuch kommen, angeben, daß sie 
hier entweder überhaupt oder zumindest 
auch museale Einrichtungen besichtigen wol­
len. Dieser Wirtschaftsfaktor darf auch des­
wegen nicht übersehen werden, weil auf dem 
Weg der Umwegrentabilität zusätzliche Mittel 
für unseren Staat hereingebracht werden 
können. 

Es geht also nicht nur darum, daß in den 
Museen gesammelt wird, konserviert wird, 
ausgestellt wird und Forschung betrieben 
wird, das ist alles sehr, sehr wichtig, sondern 
es geht bitte auch darum, daß die Präsenta­
tion und die Vermittlung stärker als bisher in 
den Vordergrund gerückt werden, daß wir der 
Museumspädagogik und der Museumsdidak­
tik mehr Augenmerk zuwenden als bisher, 
daß wir die Museen attraktiver gestalten und 
mehr Serviceleistungen bieten. 

Auf der anderen Seite - gerade heute ging 
durch die Medien wieder ein Aufschrei - gibt 
es das Problem der baulichen Ausgestaltung. 
Wir alle kennen den Katalog, die Auflistung 
der Forderungen der Museumsdirektoren. 

Ich würde auch hier, sehr geehrter Herr 
Bundesminister, das dringende Ersuchen aus­
sprechen - einiges geschieht ja schon: durch 
den Entschließungsantrag, durch das Ver-

sprechen des Finanzministers, durch höhere 
Eintrittsgelder hereinkommende Mittel 
zweckgebunden wieder den Museen zuzufüh­
ren -, Ihr Augenmerk in ganz besonderem 
Maße auf diesen Problemkreis zu richten. 

Zum Abschluß ersuche ich noch, auch das 
Museumskonzept nicht aus den Augen zu ver­
lieren. Hier sei Dank gesagt Herrn Bundesmi­
nister Fischer, der dieses Museumskonzept 
hat ausarbeiten lassen. Dieses dürfen wir 
ganz einfach nicht einschlafen lassen. Auch 
auf die große Zukunftsvision eines Ausbaues 
des Messepalastes zu einem kulturellen Zen­
trum im Herzen Wiens dürfen wir nicht ver­
gessen. 

In diesem Sinne, meine sehr geehrten 
Damen und Herren: Unternehmen wir 
gemeinsam viele Anstrengungen, um die vor 
uns liegenden Probleme zu bewältigen. Das 
Budget für das Jahr 1987 gibt uns die Möglich­
keiten, in Teilbereichen das zu tun. Wir hof­
fen, daß uns die kommenden Budgets auch in 
den anderen Bereichen die Möglichkeit dazu 
geben werden. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 21.49 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Smolle. Ich 
erteile es ihm. 

21.49 

Abgeordneter Smolle (Grüne): Sehr geehr­
ter Herr Präsident! Verehrter Herr Minister! 
Ich erlaube mir, mich in meiner kurzen Rede 
angesichts der vorgeschrittenen Stunde mit 
zwei Themen zu beschäftigen, die beide in 
meine Kompetenz fallen. Wir haben heute 
Schule und Wissenschaft samt Forschung zu 
behandeln. Erlauben Sie mir zuerst einige 
Worte zu Wissenschaft und Forschung. 

Wir hören einerseits derzeit sehr oft, die 
Erfordernisse der Universität seien Leistun­
gen zur Hervorbringung von ganz besonderen 
Eliten. Die Industriellenvereinigung hat das 
vor einigen Tagen ganz klar gesagt: Die Uni­
versitäten liefern nicht die Eliten, die man 
braucht. 

Wenn man sich andererseits dieses Budget 
anschaut, die Ansätze in diesem Budget, muß 
man sagen: Die Rechte weiß nicht, was die 
Linke tut. Sie haben im Bereich von Wissen­
schaft und Forschung ein Budget vorgelegt, 
das nur so strotzt von Kürzungen. 

Ich möchte mich hier aber ganz klar von 
der Freiheitlichen Partei abheben. Ich habe 
gestern Herrn Kollegen Krünes gefragt, der 
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gesagt hat, die Landesverteidigung soll auch 
wieder mehr kriegen und andere Ressorts sol­
len mehr kriegen, woher er das Geld nehmen 
will. 

Wir Grünen haben da einen klaren Vor­
schlag. Wir sind der Meinung, daß die Landes­
verteidigung absolut gekürzt gehört, zugun­
sten von Wissenschaft und Forschung. 

Das Hochschulbudget beträgt 3,19 Prozent 
des Bundeshaushaltes und 1,7 Prozent des 
Bru ttoinlandsproduktes. Diese Anteilswerte 
haben sich von 1970 bis 1987 um nicht einmal 
einen Prozentpunkt erhöht. Von 1986 bis 1987 
stiegen sie um 0,07 Prozentpunkte. Ich glaube, 
daß das wirklich alarmierende Zahlen sind. 

Wie wollen Sie, sehr geehrter Herr Mini­
ster, erreichen, daß wir einmal 1,5 Prozent des 
Bruttonationalproduktes tatsächlich für Wis­
senschaft und Forschung ausgeben? 

Ich möchte nur einige Kürzungsbeispiele 
anführen, die ich schon im Ausschuß erwähnt 
habe. Ich möchte nicht alles, was ich bereits 
im Ausschuß gesagt habe, wiederholen, um 
Sie nicht zu strapazieren, aber einiges ist 
doch wichtig: 

Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft: minus 
7,5 Prozent, Institut für Höhere Studien: 
minus 6 Prozent, Institut für internationale 
Politik: minus 4,1 Prozent, Österreichisches 
Forschungszentrum Seibersdorf: minus 
4,3 Prozent. Und so geht das dahin. 

Diese Daten sprechen eine eigene Sprache, 
nämlich eine sehr traurige Sprache. Wie kann 
man international bestehen, wie kann man 
von Innovation in Wirtschaft und Gesellschaft 
sprechen, wenn man andererseits den wich­
tigsten Bereich, der hier stimulierend wirken 
könnte, nämlich die Wissenschaft und die For­
schung, kürzt? Er müßte eine wesentliche 
Steigerung erfahren. 

Das heißt im Klartext: In diesem unserem 
Lande spart man bei Investitionen bei einem 
der größten Wirtschaftsfaktoren, nämlich bei 
der Intelligenz. 

Wie ernst in Österreich der Produktionsfak­
tor Know-how genommen wird, beweisen 
auch die Kürzungen der Bundeszuwendungen 
an den Fonds zur Förderung der wissen­
schaftlichen Forschung um 3 Prozent bezie­
hungsweise die Nichterhöhung der Mittel für 
das Erwin-Schrödinger-Auslandsstipendium 
zur Heranbildung höchstqualifizierten Nach­
wuchses. 

Dieses System ist ein System des Unsinns 
und hat doch System in diesem Unsinn. So 
bemüht man sich einerseits um internationale 
Zusammenarbeit, andererseits kürzt man die 
Mittel, die notwendig sind, damit diese inter­
nationale Zusammenarbeit überhaupt beste­
hen kann. 

Die Forschung und auch die Wissenschaft 
sind meiner Meinung nach nicht genügend 
autonom in unserem Lande. Wir wissen nach 
wie vor, daß die Universitäten sehr stark am 
Gängelband des Ministeriums sind. Auch hier 
wäre gerade für Sie als Hochschullehrer ein 
wichtiger neuer Ansatz, den Sie durchsetzen 
könnten, jetzt sozusagen, wo Sie auf der ande­
ren Seite des Hebels sitzen, nämlich daß Sie 
tatsächlich der Forschung und der Wissen­
schaft und insbesondere den Universitäten 
mehr Autonomie, mehr Selbständigkeit, aber 
natürlich auch mehr Verantwortung geben. 

Das Dienstrecht der Assistenten gehört 
erneuert. Wir wissen, die meisten Assistenten 
sind im wesentlichen sozusagen nur Gehilfen 
des Herrn Professors. Sie dürfen hin und wie­
der Akten tragen, hin und wieder das machen, 
was dem Professor nicht paßt. Ich glaube, wir 
haben hier wirklich vieles nachzuholen. 

Andererseits müssen wir die Assistenten 
dienstrechtlich besser absichern, eben damit 
sie sich auch frei fühlen im Bereich der For­
schung und auch der Lehre. Ich bin der Auf­
fassung, daß die Assistenten in viel zu großem 
Ausmaß nur der Lehre dienen und frönen, 
daß sie teilweise Aufgaben des Professors 
übernehmen, daß aber die eigene Forschung 
erst an zweiter, dritter oder vierter Stelle 
ihrer Tätigkeit beheimatet ist. 

Die Eigenverantwortlichkeit und die Krea­
tivität des gesamten wissenschaftlichen Per­
sonals gehören gestärkt. Damit liegt es im 
argen. 

Die Folge davon ist ganz klar: Wir haben 
sehr, sehr viele Hausberufungen. Das heißt, 
denen, die es sich richten können, gelingt es, 
sozusagen über die Hühnerleiter in der Uni­
versität schließlich und endlich Dozent und 
dann vielleicht auch Professor zu werden. 
Und so perpetuiert sich dieses System. Es 
kann sich von selbst nicht erneuern, und es 
werden immer dieselben Leute berufen. 

Das Kapitel Wissenschaft ist äußerst wich­
tig, wie ich schon betont habe. Die Wissen­
schaft verändert seit Jahrhunderten. Aber 
wie soll eine Wissenschaft verändern, wenn 
man ihr einerseits dauernd den Zufluß des 
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Wichtigsten, nämlich des Geldes, verhindert 
und es andererseits gerade deshalb und auf­
grund der Struktur verhindert, daß diese 
gesamte schöpferische geballte Kraft, die wir 
in unserem Lande haben, tatsächlich zur Gel­
tung kommt und ihre Wirkung zeigt, sowohl 
in der Gesellschaft als auch konkret in der 
Wirtschaft. 

Es ist nicht nur eine . Frage von Dienstpo­
sten und Geldmittelverteilung, das ist mir 
schon klar, sondern vor allem auch eine Frage 
der Inhalte und Ziele. Und hier liegt es ganz 
besonders im argen. 

Wenn man sich die Berichte über wissen­
schaftliche Forschungen durchsieht, so merkt 
man, mit welcher gesellschaftlichen Irrele­
vanz oft geforscht wird. Die Probleme zeigen 
sich in dem Bereich, aber geforscht wird in 
einem Kapitel, das längst schon vorüber und 
vorbei ist. Eine größere gesellschaftliche Rele­
vanz im Bereich der Forschung müßte absolut 
gegeben sein. 

Die Verschulung an den Hochschulen 
nimmt zu, das wissen wir. Die Studenten kla­
gen darüber. Auch die Kreativität der Studen­
ten wird nicht gefördert, sondern im Gegen­
teil, es geht halt darum, im richtigen Moment 
dagewesen zu sein, rasch seine Sache zu erle­
digen, und dann schnell ab in den Beruf und 
in der Freizeit segeln oder sonst etwas. 

Und eben die schöpferischen Elemente wer­
den auch nicht animiert, sich nach der Uni­
versität weiterzubilden. Sie glauben: Jetzt 
habe ich das Studium erledigt, jetzt bin ich 
fertig. 

Deshalb auch diese fehlende Bildungsbe­
reitschaft. Wir sehen das bei Lehrern, wir 
sehen das bei Mittelschullehrern. Wenn es um 
die Frage Bildung geht, heißt es: Ja, aber nur 
dann, wenn es damit in Verbindung einen 
freien Tag gibt. 

Da liegt es sehr im argen. Das liegt eben an 
dem Bildungsbewußtsein, das sie auf der Uni­
versität mitbekommen. 

Es wäre aber auch notwendig, daß sich die 
Professoren in größerem Ausmaß der Ausbil­
dung der Studenten widmen, daß sie mehr 
zusammenarbeiten, daß projektorientiertes 
Studieren erfolgt. 

Das sind nur einige Fragen, die ich natür­
lich heute nur verkürzt vortragen möchte. Wir 
haben es ja im Ausschuß teilweise schon 

behandelt. Ich hoffe, es werden sich noch 
viele Gelegenheiten dazu bieten. 

Wir Grüne sind für einen offenen Zugang 
zu den Universitäten. Österreich hat, im inter­
nationalen Vergleich gesehen, einen sehr 
geringen Anteil an Akademikern. Also alles 
stimmt nicht, was man so häufig hört: Die 
gehen studieren, und dann tun sie ohnehin 
nichts, sie schauen ohnehin nur in die Luft, 
ein bißchen gehen sie demonstrieren, ein biß­
ehen gehen sie nach Hainburg, aber anstän­
dig studieren tun sie nie, und wenn sie fertig 
werden, dann schauen sie in die Luft und 
haben nur depperte Studien absolviert. 

Wir haben einen geringeren Anteil an Aka­
demikern als viele vergleichbare Länder, 
nämlich nur 4,4 Prozent. Das ist zum Beispiel 
halb so viel wie in der Bundesrepublik 
Deutschland, die wir ja so häufig gern als 
unser Vorbild hinstellen wollen. 

Überall - und da ist noch ein ganz beson­
deres Problem - erleben wir es, und so auch 
auf den Universitäten, daß das Vorherrschen 
von Männern, und gerade bei den Hochschul­
professoren, ganz eklatant in Erscheinung 
tritt. 

Auch hier, Herr Minister, eine kleine Bitte 
an Sie: Vielleicht können Sie tatsächlich 
schön langsam den sogenannten 50-Prozent­
Schlüssei oder zumindest den 25-Prozent­
Schlüssei, wie er bei der linken Reichshälfte 
versucht wird, auf den Universitäten in allen 
Ebenen durchsetzen. Das wäre schon ein 
recht guter Ansatz. Ich hoffe, daß die Kolle­
gen von der linken Seite Sie hiebei kräftig 
unterstützen. Wenn Sie sich auch in der Par­
tei nicht durchgesetzt haben - vielleicht 
gelingt es Ihnen an den Universitäten! 

Ein Tabu ist auch die interdisziplinäre For­
schung. Jeder Professor sitzt sehr freundlich 
und gerne auf dem Säckel, das er hat, will das 
Geld selber verbrauchen, macht es selber, 
anstatt zu schauen, inwieweit er dieses Pro­
jekt auch in einer Breite mit anderen Kolle­
gen, mit anderen Instituten teilen kann, sodaß 
auch das Ergebnis interdisziplinär ist. 

Ich habe schon die häufige gesellschaftspo­
litische Irrelevanz erwähnt, mit der geforscht 
wird. Ich möchte aber da ein positives Bei­
spiel erwähnen, das ist die Klagenfurter Uni­
versität oder Teile dieser Universität, die sich 
ganz vehement als eine ganz wichtige wissen­
schaftliche Institution auf die Frage geworfen 
hat, in eine Frage hineingemengt hat, die sie 
von der wissenschaftlichen Seite her beant-
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worten will, nämlich die Frage der Volksgrup­
. pen in Kärnten. 

Ich habe Sie im Ausschuß auch gefragt, 
aber da habe ich leider keine Antwort bekom­
men, und ich habe in meiner Vergeßlichkeit 
dann vergessen, noch einmal zu fragen, ob Sie 
bereit wären, ein Konfliktforschungsprojekt 
gerade für Kärnten zu initiieren, zu tragen, zu 
finanzieren. Das wäre ein ganz wesentlicher 
Beitrag. Ich glaube, daß es tatsächlich erfor­
derlich ist, eine positive Leitung der For­
schung, ein positives Steuern der Forschung 
zu bewerkstelligen. Nicht, daß man zwingt 
und der Forschung die Freiheit nimmt, son­
dern daß man empfiehlt, daß man sagt, dieses 
Jahr hat diesen Schwerpunkt. 

Ich habe vergessen, mein Buch mitzuneh­
men, daraus wollte ich Ihnen vorlesen, was 
der Wissenschaftsförderungs-Fonds von 
Ihnen erwartet. Er hat ganz hohe Erwartun­
gen. Haben Sie das gelesen, Herr Minister? 
Ich werde es Ihnen aus dem Gedächtnis zitie­
ren. Die erwarten sich gerade von Ihnen ein 
größeres Verständnis für neue zusätzliche 
Mittel und nicht eine Kürzung. 

Ich will einmal so freundlich sein, zu sagen, 
daß Sie, Herr Minister, dieses Budget natür­
lich nicht mehr in dem Maße gestalten konn­
ten, wie es vielleicht notwendig gewesen 
wäre. Aber bitte, wir haben ja heuer noch ein 
Budget, und da werden wir so manchen prü­
fen. Vor allem werden wir auch die Freiheitli­
chen prüfen, Herr Dritter Präsident Stix! Im 
Herbst geben Sie mit Ihrem Freund Krünes 
bitte endlich Antwort, woher Sie die Mittel für 
die Forschung nehmen wollen. Denn man 
muß sich auch darüber den Kopf zerbrechen, 
nicht nur sagen: Wir brauchen mehr Geld! 
Das braucht jeder. Am besten wäre es, es 
würde jemanden geben, der es uns schenkt, 
aber den gibt es nicht. (Abg. Dr. S ti x: Ich 
werde Ihre Anregung aufgreifen!) Deshalb 
hätte ich im Herbst gerne gewußt, welche 
Kapi tel des Budgets Sie kürzen wollen. Wir, 
die Grünen, wissen es, wir haben gesagt: bei 
der Landesverteidigung. Die Draken sollen 
sich die Schweden behalten, um dieses Geld 
könnten wir so manches vernünftige Projekt 
fördern. (Abg. Dr. S ti x: Ich werde Ihrer 
Bitte entsprechen!) 

Fein, es wird mich freuen. Bist du so lieb, 
Wabl, und notierst du dir das? Ich vergesse es 
sonst, ich bin sehr vergeßlich angesichts der 
späten Stunde. Bitte, ich bin bescheiden 
genug, ich weiß, daß ich vieles vergesse. (Wei­
tere Zwischenrufe.) 

Ich möchte nun doch zitieren, es geht um 
die Seite 102 des Jahresberichtes für 1986 des 
Fonds für die Förderung wissenschaftlicher 
Forschung: 

"Im Jahre 1987 nimmt nun aber eine neue 
Bundesregierung die Arbeit auf. Der neue 
Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung wird vielleicht eine längerfristige Pla­
nung" - das möchte ich dreimal unterstrei­
chen; die sehen wir in der derzeitigen For­
schung nicht - "der Forschungs- und Ent­
wicklungsmittel durchsetzen. Jedenfalls kann 
und wird er seine Politik und Planungsgrund­
sätze hinsichtlich der Förderung der wissen­
schaftlichen Forschung erst im Laufe des J ah­
res 1987 bekanntgeben, und zwar für 1987 und 
für die folgenden Jahre der Legislaturperiode 
... " und so weiter. 

Wir Grünen sind der Auffassung, daß das 
vorgelegte Budget im Bereich der Wissen­
schaft und Forschung den Vorstellungen 
eines wirklich fortschrittlichen wissenschaft­
lichen Konzeptes, einer planmäßigen, ver­
nünftigen wissenschaftlichen Forschung 
nicht entspricht, vor allem nicht bezüglich der 
Höhe. 

Erlauben Sie mir nun - wir haben ja noch 
ein Kapitel - noch einige Worte zur Frage 
des Unterrichts. Das verdanken Sie eigentlich 
einem Herrn, der jetzt nicht anwesend ist; er 
gehört zur Freiheitlichen Partei, führt sie an, 
er ist ihr Obmann. Hätte es ihn nicht gegeben, 
dann bräuchte ich die heutige Rede nicht zu 
halten. 

Schon in der Debatte zu den Bereichen 
Oberste Organe und Bundeskanzleramt hat 
sich eine heftige Diskussion über die Frage 
der Schule in Kärnten, über die Volksgrup­
penfrage ergeben. 

Es ist befremdend, wenn man feststellt, daß 
Entscheidungen in der Minderheitenfrage 
ganz anders laufen. Kollegin Praxmarer hat 
früher gesagt, sie habe den Eindruck, daß hier 
sehr häufig Ideologie vor Bildung kommt. 

Ich möchte sagen: In Kärnten ist das die 
Regel. Anderswo ist es vielleicht eher hin und 
wieder der Fall, aber in Kärnten ist es die 
Regel, daß die Schule ideologisiert und verpo­
litisiert wird. Dort sind weisungsgebundene 
Beamte am Werk, das sage ich ganz klar, hier 
berichtige ich Herrn Haider auch ganz klar: 
weisungsgebundene Beamte. Auch der Slo­
wene, der dabei war, war ein weisungsgebun­
dener braver Beamter, der sich an Weisungen 
gehalten hat, und so schaut auch das Ergeb­
nis aus. 
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Ich zitiere aus einem Schreiben des Herrn 
Landeshauptmanns Wagner vom 4. Juni 1986, 
gerichtet an die Slowenenorganisationen. 
Darin schreibt er, daß sich die Kommission -
und jetzt das Zitat - "an den von den Par­
teien vorgegebenen Grundeinstellungen ori­
entiert hat". - Zitatende. 

Das heißt, es ist ganz klar, es gab hier eine 
Vorgabe der Parteien: Getrennt muß werden. 
Die Sache ist sehr heikel, denn die Parteien 
befürchten, sie könnten Stimmen verlieren, 
vielleicht an Haider . Auf diese Art und Weise 
wird argumentiert. 

Aber ich muß auch sagen - das werde ich 
Ihrer Kollegin von der Freiheitlichen Partei 
empfehlen; sie soll ihren Vortrag, zumindest 
Teile davon, dem Haider persönlich halten -, 
daß bei der Bildung tatsächlich die Bildung 
im Vordergrund zu stehen hat und nicht die 
Ideologisierung und schon gar nicht die Ver­
politisierung der Bildung. 

Es gab in Kärnten, das möchte ich klar fest-
'halten, wenn auch nur verkürzt, wie ich das 
heute gestalten kann, keine einzige 
Beschwerde eines Vaters, einer Mutter oder 
von sonst jemandem beim Landesschulrat 
oder bei einem Direktor. Das muß man fest­
halten. 

Bei uns spielt sich die Geschichte immer so 
ab: Da beginnt zuerst der "Ruf der Heimat", 
eine sehr zwielichtige Zeitung von rechtsau­
ßen, irgendeine Frage zu ventilieren. Irgend 
etwas paßt da nicht, irgend etwas machen die 
"Tschuschen", die Slowenen da unten, nicht 
in Ordnung. Und so geht das dann dahin. 

Dann beginnt damit der Abwehrkämpfer­
bund, der ein bißchen mehr in der schwarzen 
Reichshälfte zu Hause ist, ein bißehen zu wur­
steln. Dann riecht ein hoher Landespolitiker , 
zum Beispiel der Haider: Da könnten wir 
etwas gewinnen!, und wirbelt das in die Höhe. 
Die Schuldtragenden zahlen das ja nicht. Zah­
len müssen das in Kärnten auch die Kinder. 
(Abg. Au er: Ist das die kurze Rede?) Ja, das 
ist die kurze Rede. Eine lange wäre noch 
schlimmer, da würde ich noch einiges brin­
gen. Aber danke schön für das Stichwort, jetzt 
kommt es nämlich. Das Schrecklichste, was 
ich erlebt habe, kommt von einem schwarzen 
Schuldirektor in Kärnten. Ich werde den 
Namen nicht nennen, aber er ist ein Mitglied 
der jetzigen Kommission. Ich müßte nachblät­
tern, ich merke mir nicht alle Namen. (Abg. 
Dr. Helene Par ti k - Pa bl e: Welcher Partei 
gehört er an?) Der ÖVP. Deshalb habe ich der 
ÖVP ja danke gesagt für das Stichwort. 

Wissen Sie, was der gesagt hat? Er hat 
gesagt, er könne einer Lösung in Kärnten 
nicht zustimmen, wenn zweisprachige Lehrer 
deutsche Kinder unterrichten. Oder: Wenn 
slowenische Lehrer seine deutschen Kinder 
unterrichten, kann er einer Lösung nicht 
zustimmen. - Das ist ganz nahe am Rassis­
mus. Das muß ich ganz klar festhalten, denn 
so sind auch die Nazis vorgegangen: jüdische 
Lehrer für jüdische Kinder, deutsche Lehrer 
für deutsche Kinder. Das möchte ich ganz 
klar sagen. Nachzulesen im Protokoll der Päd­
agogenkommission. Wer sich besonders dafür 
interessiert, der kann es von mir in Kopie 
haben. (Abg. S te i n bau e r: Also das kann 
kein ÖVPler gewesen sein!) Doch, leider. Man 
hat schwarze Schafe, einige mehr, einige 
weniger. (Abg. S t ein bau e r: In Kärnten 
gibt es keinen ÖVPler, der Schuldirektor 
wäre!) Jawohl, ich bringe dir die Unterlagen. 

Die Zwischenrufe verlängern nur meine 
Redezeit. 

Ich möchte nur noch etwas sagen: Die 
Regierung hat sich ganz klar zur Kürzung 
bekannt, auch zur Kürzung der Dienstposten, 
auch zum Sparen. Aber in Kärnten sollen auf­
grund dieses Modells 60 Millionen Schilling 
zum Fenster hinausgeschmissen werden, 
ohne jede pädagogische oder didaktische 
Begründung, das muß man einmal festhalten. 

Wenn einmal ein solcher Kärntner Vor­
schlag eines Gesetzes hier hereinkommt, bitte 
ich Sie, auch den Rechenstift herzunehmen. 
Denn die Dummheit kostet immer am mei­
sten, darüber muß man sich klar sein. Dieses 
Pädagogenmodell ist ein dummes Modell, des­
halb kostet es auch soviel. (Beifall bei den 
Grünen. - Abg. Dr. Helene Par ti k -
Pa bl e: Redezeitbeschränkung!) Redezeitbe­
schränkung, ja. Ich blättere schon um. 

Vielleicht doch noch eine auch für die ÖVP 
interessante Frage. Wir sind froh, daß wir in 
Wien als Volksgruppen anders aufgenommen 
werden als in dem jeweiligen Bundesland. 
(Beifall bei den Grünen.) Hier ist einmal ein 
Punkt, wo man sich fragen muß, ob der Föde­
ralismus wirklich immer gut ist. Das ist für 
mich eine große Frage. (Abg. Hub er: Aber 
für die Kroaten seid ihr nicht zuständig!) Für 
die Kroaten wäre ich nicht zuständig? Zustän­
dig ist der, der fleißig ist und für jemanden 
etwas macht, meine ich. Der ist für mich 
zuständig, nicht der, der nur den Schnabel 
wetzt. (Abg. Hai ger m 0 s e r: Dann sind Sie 
aber für nichts zuständig!) Ja, okay, es bleibt 
uns ja nichts anderes übrig. (Abg. Hai ger -
m 0 s er: Die personifizierte Unzuständigkeit!) 
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Okay. Ich blättere um. 

Ich möchte noch zu einem einzigen Punkt 
Stellung nehmen, und das sind die Schulen 
auch der anderen Minderheiten. Es gibt große 
Probleme mit der Gründung höherer Schulen 
für Kroaten und für Ungarn. Ich habe das 
schon in meiner Antrittsrede erwähnt. Ich 
hoffe, daß es mir gelingen wird, einen Antrag 
für ein gemeinsames Volksgruppen-Schulge­
setz einzubringen, den Sie dann hoffentlich 
freundlicherweise prüfen werden und dem 
Sie dann auch zustimmen werden. 

Wichtig wäre auch - hier berufe ich mich 
auch auf Kollegen Matzenauer - die Errich­
tung einer berufsbildenden höheren Schule 
für Slowenen. Wir bräuchten dringend eine 
Handelsakademie für die Kärntner Slowenen 
und verhandeln darüber seit über sieben Jah­
ren, aber leider ohne Erfolg. 

Ich möchte abschließend der hier nicht 
anwesenden Frau Minister herzlich danken 
für die Einrichtung der Schulkommission auf 
Bundesebene. Ich glaube, daß damit wirklich 
ein guter Fortschritt gemacht wird. 

Und ich kann noch einmal unterstreichen, 
was Herr Minister Neisser unter dem Applaus 
fast aller hier Anwesenden gesagt hat; einige 
FPÖler hätten auch gerne mitgeklatscht, weil 
sie für sehr vernünftig gefunden haben, was 
er gesagt hat. Nämlich, daß man Minderhei­
tenprobleme nur im Einvernehmen mit den 
Betroffenen lösen kann. Und das sind in 
Kärnten die Slowenen, im Burgenland die 
Ungarn und die Kroaten und in Wien die 
Tschechen. - Ich danke schön. (Beifall bei 
den Grünen.) 22.11 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Mag. Dr. 
HöchtL Ich erteile ihm das Wort. 

22.11 

Abgeordneter Dr. Höchtl (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Herr Minister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Lassen Sie mich 
zunächst eine grundsätzliche Bemerkung zu 
dem machen, was wir zwischen allen vier 
Fraktionen für diese Budgetdebatte verein­
bart haben. Es war vereinbart, daß jede Frak­
tion zu jedem Kapitel einen Hauptredner mit 
20 Minuten zur Verfügung hat und alle ande­
ren Redner sich auf 15 Minuten konzentrie­
ren werden. Das war eine gute Vereinbarung 
und hätte allen die Möglichkeit gegeben, 
wirklich ausführlich ihre Gedanken darzule­
gen. 

Aber wenn ich heute einen Fall hernehme, 
nämlich den des Kollegen Haider, der allein 
45 Minuten gesprochen hat, dazu noch jede 
Form der Geschäftsordnung anwendet, um 
zusätzliche Zeit für sich herauszuschinden, 
der Anträge stellt, aber bei der Abstimmung 
dieser Anträge nicht anwesend ist, dann muß 
ich sagen: Wozu eigentlich überhaupt Verein­
barungen treffen, wenn sich gewisse Herren 
sowieso nicht daran halten? (Beifall bei ÖVP 
und SPÖ. - Abg. Dr. K h 01: Nicht paktfä­
hig!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es ist heute bei diesem Wissenschaftsblock 
eines seitens der Österreichischen Volkspar­
tei klar auszusprechen: Wir sind in dem 
ersten Jahr, in dem ein Minister der Öster­
reichischen Volkspartei dieses Ministerium 
leitet, in einer Legislaturperiode mit enorm 
vielen Problemen konfrontiert, die er als Erbe 

. übernehmen mußte. Er wird jetzt alles daran­
setzen, um die Dinge bestmöglich zu verbes­
sern. 

Ich glaube, es ist ganz wichtig, daß wir bei 
diesem Kapitel die verschiedenen Ausgangs­
punkte als Bestandsaufnahme formulieren, 
weil nur dadurch, daß wir das formulieren 
und es jetzt am Anfang dieser Periode klar 
festhalten und festschreiben, die Chance 
besteht, nach vier Jahren das, was Minister 
Tuppy in seiner Leistung an Positivem 
erbracht hat, aufgrund der Ausgangspunkte 
evaluieren zu können. 

Wir müssen uns darüber klar sein, daß 
selbstverständlich auch der Wissenschafts­
und Forschungssektor von einer Reihe von 
Rahmenbedingungen umgeben ist, in die er 
hineingesetzt ist, die nicht zu leugnen sind, 
sondern die es zu sehen gilt. 

In diesem ersten Jahr der neuen Regierung 
sind wir konfrontiert mit der größten Arbeits­
losigkeit seit 30 Jahren, mit der größten 
Staatsverschuldung der Zweiten Republik, 
mit den höchsten Budgetdefiziten und noch 
mit einer drückenden Steuerbelastung, die 
die bekannten Phänomene des Steuerwider­
standes hervorruft. 

Diese Rahmenbedingungen sind es auch, 
die selbstverständlich die verschiedenen 
materiellen Ansprüche an die jeweiligen Bud­
getkapitel begrenzen. Deswegen hat ja auch 
diese neue Regierung gesagt, wir müssen ein 
Ende hinter das andauernde Ausgeben, ohne 
die nötigen Mittel zur Verfügung zu haben, 
setzen. Das ist etwas, was eine Sanierung und 
eine Erneuerung als Leitlinie dieser Koali­
tionsregierung darstellt. (Beifall bei der ÖVP.) 
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Ich werde versuchen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, wirklich in Kürze die 
Ausgangseckdaten des Erbes des Wissen­
schaftsministers Dr. Tuppy zu skizzieren. 

Zunächst einmal als erster Ausgangspunkt: 
Wir verzeichnen derzeit einen Anteil der For­
schung und Entwicklung am Volkseinkom­
men von 1,29 Prozent. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Damit liegt Österreich im letzten Drittel der 
OECD-Staaten. Um Ihnen nur einige Verglei­
che mit den Nachbarländern zu geben: Die 
Schweiz weist einen Anteil von 2,28 Prozent 
am Bruttonationalprodukt auf, die BRD 
2,54 Prozent. Oder vergleichbare Staaten im 
Norden: Finnland 1,66 Prozent, Norwegen 
1,69 Prozent. Daraus ersehen wir, welch 
enorm schwieriges Erbe in diesem Teil seines 
Budgets, des Wissenschafts- und Forschungs­
budgets, Wissenschaftsminister Dr. Tuppy 
übernommen hat. 

Zum zweiten: Wir wissen, daß die beiden 
großen Forschungsförderungsfonds - damit 
spreche ich auch den Präsidenten Dr. Stix an 
- sicherlich nicht die nötigen wünschenswer­
ten Mittel zur Verfügung haben. Diese sind 
ganz einfach aufgrund jener Rahmenbedin­
gungen beschränkt, die ich zuerst aufgrund 
der Entwicklung der letzten Jahre skizziert 
habe. 

Zum dritten Ausgangspunkt: Wir haben 
eine enorm starke Zunahme der Studenten­
zahlen gehabt, die bereits im Wintersemester 
1986/87 170 000 Personen erreicht haben. 
Dadurch sind Betreuungslücken, dadurch ist 
eine Einschränkung der Forschungstätigkeit 
vieler an der Hochschule tätiger Lehrer ent­
standen, ein Erbe, mit dem Wissenschaftsmi­
nister Tuppy sich herumschlagen muß. 

Vierter Ausgangspunkt: Einige Schritte der 
Universitätsreform haben zweifellos zu einer 
weiteren Verrechtlichung, zu einer Einschrän­
kung aber auch der Möglichkeiten der For­
schungskapazität geführt, haben eine gerin­
gere Flexibilität der Anpassung an internatio­
nale Entwicklungen mit sich gebracht, haben 
in der Autonomie der Universitäten zweifellos 
nicht Vergrößerungen, sondern eher Ein­
schränkungen bewirkt. Auch eine schwierige 
Ausgangslage für Minister Tuppy. 

Fünfter Ausgangspunkt: Wir haben, obwohl 
es sehr häufig von vielen Gruppen gefordert 
worden ist, keine UOG-Novelle beschlossen, 
die einen Ausbau der Autonomie, eine Dere­
gulierung zur Folge gehabt hätte. Etwas, was 

wir zweifellos mit großem Tempo angehen 
müssen, um auch in diesem so wichtigen 
Bereich wichtige positive Maßnahmen für die 
Wissenschaft zu setzen. 

Sechster Ausgangspunkt: Wir haben noch 
immer kein Hochschullehrer-Dienstrecht. Ich 
glaube, es ist dringend notwendig, daß dieses 
Erbe aufgearbeitet wird. Minister Tuppy wird 
zweifellos in diesem Bereich versuchen, das 
Beste möglichst bald zu setzen. 

Siebenter Ausgangspunkt: Es fehlt in 
großen Teilen die Folgekostenplanung, bei­
spielsweise bei Neubauten, Hilfspersonal, 
Energiekosten. All das ist notwendig. Ein 
Erbe, das es aufzuarbeiten gilt. 

Ausgangspunkt Numero acht: Wir haben 
eine Bibliotheksmisere. Trotz nomineller Stei­
gerungen wissen wir, daß jahrelange Ver­
säumnisse in nächster Zeit aufgearbeitet wer­
den müssen. 

Ausgangspunkt Numero neun: Wir haben 
Hemmnisse in der internationalen Mobilität. 
Ich glaube, auch hier ist ein Erbe vorhanden, 
bei dem es gilt, die Notwendigkeit zu erken­
nen, Schritte zu setzen, um eine positive Ent­
wicklung einzuleiten. 

Ausgangspunkt Numero zehn: Es fehlen 
noch immer Koordinationsmechanismen bei 
der Vergabe von Forschungsaufträgen. 

Ausgangspunkt Numero elf, um mich auf 
die wesentlichen derartigen Punkte zu 
beschränken: riesige Mängel im Museumsbe­
reich. Erst heute vormittag hat es diesen Auf­
schrei der zwölf Museumsdirektoren gegeben. 
Auch ein Bestandteil des Erbes, das der neue 
Wissenschaftsminister antreten muß. 

Das heißt ganz einfach: Allein in diesen elf 
Bereichen sind es große Herausforderungen, 
denen sich der neue Wissenschaftsminister 
gegenübersieht und wo wir alle aufgerufen 
sind, im Sinne dieser geforderten Priorität für 
Wissenschaft und Forschung unsererseits 
alles beizutragen, um für Wissenschaft und 
Forschung in diesen nächsten Jahren das 
Bestmögliche für Österreich und seine 
Bewohner herauszuholen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Nachdem ich von den Ausgangspunkten, 
von einer kurzen Bestandsaufnahme der Pro­
bleme, gesprochen habe, lassen Sie mich nun 
zum zweiten Schritt, zu Zielpunkten kommen, 
die ich im Wissenschafts- und Forschungsbe­
reich kurz skizzieren möchte. 
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Der erste Zielpunkt, der erste Schritt, ein 
kurzfristiger Schritt, ist der, der sich mit dem 
heute zur Diskussion stehenden Budget 
beschäftigt. Es gilt festzuhalten, daß mit einer 
Steigerung von immerhin 1150 Millionen 
Schilling nominell, prozentuell von 7,28 Pro­
zent, ein Schritt in eine höhere Dotierung der 
verschiedenen Bereiche gesetzt worden ist, 
zweifellos nicht ausreichend, aber ein erster 
kurzfristiger Schritt. 

Zweiter Zielpunkt: Das, was im Arbeits­
übereinkommen formuliert worden ist, 
wonach der Anteil für Forschung und Ent­
wicklung am Bruttonationalprodukt von der­
zeit 1,29 Prozent auf 1,5 Prozent gesteigert 
werden soll, ist nicht nur ein mutiger, sondern 
auch ein ehrgeiziger Schritt. Ich glaube, es 
gilt für alle Fraktionen, die im Nationalrat 
vorhanden sind, alles dazu beizutragen, um 
tatsächlich dieses enorme, dieses ehrgeizige 
Unternehmen in diesen vier Jahren zu reali­
sieren. 

Ich habe mir ausgerechnet, was das nomi­
nell bedeutet. Wir haben derzeit einen Anteil, 
wie ich erwähnt habe, von 1,29 Prozent. Das 
macht insgesamt 18,7 Milliarden Schilling 
aus. Nach den Hochrechnungen der Entwick­
lung des Bruttonationalproduktes bis zum 
Jahre 1990 bedeutet das, daß wir uns vorge­
nommen haben, im Jahre 1990 insgesamt 
27 Milliarden Schilling für Forschung und 
Entwicklung in Österreich ausgeben zu kön­
nen, Das ist eine enorme Steigerung, obwohl 
prozentuell nur von 1,29 Prozent auf 1,5 Pro­
zent BNP-Anteil. Damit haben wir uns sicher­
lich eine ehrgeizige Entwicklung vorgenom­
men, und wir wollen, glaube ich, dazu beitra­
gen. 

Dritter Zielpunkt: Wir müssen wesentlich 
dazu beitragen, die internationale For­
schungskooperation weiter auszubauen. Ich 
gehe nicht auf die einzelnen größeren Berei­
che wie CaST und die verschiedenen EG-For­
schungsbereiche ein, aber es gilt Anteil zu 
nehmen an diesem internationalen For­
schungskonzept, denn damit haben wir 
gerade als kleineres Land die Chance, an grö­
ßeren Unternehmungen zu partizipieren. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Vierter Zielpunkt: Wir müssen versuchen, 
die Forschungskooperation zwischen den Uni­
versitäten und der Wirtschaft zu forcieren. Ich 
glaube, dies ist ein ganz, ganz wichtiger 
Bereich, weil wir damit ja das direkte Mitein­
ander dieser zwei gesellschaftlichen Teilberei­
che zugunsten von Forschung und Entwick­
lung fördern wollen. 

Fünftens: Wir wollen eine Erleichterung der 
Drittmittelbeschaffung für die Unversitäten 
erreichen. Der gestern eingebrachte Initiativ­
antrag ist ein wesentlicher Schritt, der dieses 
Ziel möglichst bald zu realisieren hilft. 

Sechster Zielpunkt: Wir müssen trachten, 
eine Verwaltungsvereinfachung durch die 
Erweiterung des autonomen Bereiches der 
Universitäten herbeizuführen. 

Siebenter Zielpunkt: Wir müssen auch in 
jene Bereiche vorstoßen, in denen wir in 
Österreich noch eine geringe Entwicklung 
haben, Was meine ich damit? Wir müssen ver­
suchen, die postgraduale Weiter- und Fortbil­
dung in Österreich zu institutionalisieren. Im 
Arbeitsübereinkommen gibt es eine wesentli­
che Aussage - auch für das Bundesland Nie­
derösterreich, wo eine solche Einrichtung ja 
situiert sein soll -, daß wir auch diesen so 
wichtigen Bereich in diesen kommenden vier 
Jahren verwirklichen. 

Achter Zielpunkt: Eine endliche Fertigstel­
lung des schon lange in Diskussion stehenden 
Hochschullehrer-Dienstrechtsgesetzes. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Allein mit diesen wenigen Zielpunkten soll 
das riesige Aufgabengebiet dessen kurz 
beschrieben werden, was an notwendigen 
Aufgaben in diesen kommenden Jahren vom 
Wissenschaftsministerium zu erfüllen ist. 

Und was immer wir von den einzelnen 
Fraktionen hier gemeinsam zusammenbrin­
gen, das sollen wir wirklich im Sinne dieser 
österreichischen Wissenschafts- und For­
schungsentwicklung tun. 

Lassen Sie mich noch - um kurz zu sein -
als Sportsprecher nur zwei Sätze auch zum 
Sportbereich sagen, Wir haben in diesem 
Arbeitsübereinkommen auch eines für die 
künftige Behandlung im Nationalrat fixiert: 
Wir wollen über den Sport einmal im Laufe 
eines Jahres aufgrund eines jährlich zu erstel­
lenden Sportberichtes, in dem alle Mängel, 
alle Defizite, aber auch alle zukünftigen Per­
spektiven aufgezeigt werden sollen, hier an 
einem "Tag des Sportes" diskutieren. Das 
wird uns die Gelegenheit geben, nicht nur in 
der Budgetdebatte, sondern auch an diesem 
"Tag des Sportes" umfassend zu der immer 
größer werdenden Bedeutung des Sportes in 
unserem gesellschaftlichen Leben Stellung zu 
nehmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich wollte tatsächlich sehr, sehr kurz sein. Ich 
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habe versucht, mit einigen Ausgangspunkten 
und einigen Zielpunkten den ganzen Bereich 
der Wissenschafts- und Forschungslandschaft 
Österreichs abzustecken. Es handelt sich 
dabei um ein großes Gebiet und um eine 
hehre Aufgabe. Wir können nur alle hoffen 
und wünschen, daß der neue Wissenschafts­
minister alle seine Kraft und seine bisherige 
Erfahrung zum Wohle der Fortentwicklung 
von Wissenschaft und Forschung in Öster­
reich einsetzen kann. (Beifall bei der 
ÖVP.) 22.27 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung Professor Dr. Tuppy. 

Herr Minister, Sie haben das Wort. 

22.27 

Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung Dr. Tuppy: Verehrter Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich 
danke den Herren Abgeordneten, die zu Wis­
senschaft und Forschung, zu dem Ressort, das 
mir nunmehr übertragen ist, Stellung genom­
men haben. Ich stelle mit großer Befriedigung· 
fest, daß von allen Abgeordneten und, ich 
glaube, von allen Parteien Wissenschaft und 
Forschung als Schwerpunkt einer Regie­
rungstätigkeit und speziell als Schwerpunkt 
dieser Regierungstätigkeit aufgefaßt wird. 

Wenn es Kritik gegeben hat, dann betraf sie 
eigentlich nur den Umstand, daß das Ziel der 
Bundesregierung, durch Wissenschaft und 
Forschung unserem Land einen Modernisie­
rungsschub zu geben, die kreativen Kräfte zu 
wecken, zu langsam erreicht wird. Aber im 
Prinzip stimmen alle darin überein, daß über 
das hohe Bildungswesen in Verbindung mit 
Wissenschaft und Forschung die großen Ziele 
unseres Landes erreicht werden können und 
sollen. (Beifall bei der ÖVP und bei Abgeord­
neten der SPÖ.) 

Lassen Sie mich ein paar wenige Worte, in 
Anbetracht der fortgeschrittenen Zeit sehr 
wenige Worte, zu den Universitäten sagen. 
Ich bekenne mich, und nicht nur ich persön­
lich, die Regierung bekennt sich zur offenen 
Universität. Wenn es hier Zweifel gegeben 
haben sollte, dann will ich sie in aller Form 
ausräumen. 

Wir bekennen uns dazu, daß es keine geo­
graphischen, keine sozialen und keine nume­
rischen Beschränkungen beim Zugang zu den 
Universitäten geben soll. Der Zugang zu den 
Universitäten soll offen sein, freilich offen für 
unsere begabten, für unsere motivierten, für 

unsere leistungsfreudigen und leistungsfähi­
gen Studierenden. 

Wir nehmen dabei auch in ~auf, daß im 
Laufe des Studiums einige Studierende, ja ich 
würde sagen, etwas zu viele, aus dem Stu­
dium ausscheiden. Wenn das aber der Fall am 
Beginn des Studiums ist, in einer ersten Ori­
entierungsphase, dann ist das keineswegs 
negativ zu beurteilen. 

Jeder braucht im Laufe seines Studiums 
eine gewisse Zeit, in der er sich orientiert, in 
der er sich auch beraten läßt, und wir werden 
gerade auch die Beratungstätigkeit und die 
Hilfe bei der Orientierung zu fördern wissen. 

Wenn von Offenheit der Universität die 
Rede ist, dann kann das aber nicht nur bedeu­
ten Offenheit des Zugangs, sondern auch 
Offenheit gegenüber der sozialen, der kultu­
rellen und der wirtschaftlichen Umwelt und 
dem Umfeld. 

Wir müssen die Verbindung zwischen den 
Universitäten und ihrem Umfeld in verschie­
denster Hinsicht fördern: In der Hinsicht, daß 
Ideen aus den Universitäten in das Umfeld 
ausstrahlen, aber auch wesentliche Probleme, 
die sich in der sozialen, kulturellen und wirt­
schaftlichen Wirklichkeit stellen, von den Uni­
versitäten in ihre Arbeit, in Forschung und 
Lehre aufgenommen werden. 

Wir wollen, daß die Ergebnisse, die in der 
Forschung in den Universitäten erbracht wer­
den, freilich auch außer halb , sich in der Wirt­
schaft, aber nicht nur in der Wirtschaft, auch 
im kulturellen Leben, im Rechtswesen, im 
Gesundheitswesen, im Sozialwesen auswir­
ken. Dieser Zielsetzung dient der Ausbau der 
sogenannten Außeninstitute der Universitä­
ten, welche dafür sorgen sollen, daß zwischen 
den Universitäten und dem Umfeld ein reger 
Austausch und eine rege Wechselwirkung 
besteht. 

Diesem Ziel dienen Transferzentren, deren 
Ausbau zum Programm des Wissenschaftsmi­
nisteriums gehört. Die Wissenschaftsmessen 
gehören dazu und viele andere Maßnahmen. 

Wir begrüßen besonders das Engagement 
von Universitätslehrern im kulturellen, im 
sozialen und im wirtschaftlichen Umfeld, wie 
auch umgekehrt die Einbeziehung von Men­
schen des Kulturlebens, des gesellschaftli­
chen Lebens und des wirtschaftlichen Lebens 
in die Lehrtätigkeit und Forschungstätigkeit 
der Universitäten. Besonders wichtig ist eine 
enge Beziehung zwischen Bildungs- und 
Beschäftigungssystem. 
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Wir alle sind bedrückt von der Arbeitslosig­
keit, welche es nicht nur allgemein unter 
unseren jungen und älteren Mitbürgern gibt, 
sondern speziell auch, wenn auch nicht in so 
hohem Maße, bei den Absolventen der Uni­
versitäten und Hochschulen. Um dem abzu­
helfen, daß es mehr und mehr Arbeitslose 
gibt, muß unsere Universität, müssen unsere 
Hochschulen die Menschen so heranbilden, 
daß sie eine Vielfalt von Berufen erfassen, 
ergreifen können, daß sie breit ausgebildet 
sind, nicht nur hochspezialisiert auf einem 
Gebiet, sondern in einer flexiblen Weise. 

In dieser Hinsicht werden wir unsere Stu­
diengesetzgebung zu überprüfen haben. Wir 
werden gewisse bürokratische Verengungen 
und Verschulungen überwinden müssen. 

Wenn von Offenheit der Universität die 
Rede ist, dann ist insbesondere auch eine 
internationale Offenheit unserer Universitä­
ten und unserer Stätten der höheren Bildung 
und Forschung d{lrunter zu verstehen. Wir 
müssen ein internationales Niveau unserer 
Lehr- und Forschungsstätten wahren. Dort, 
wo dieses internationale Niveau nicht erreicht 
wird, wobei wir dieses Niveau an den entwik­
kelten Ländern messen, müssen wir dieses 
Niveau zu erreichen suchen. 

Sowohl bei den Studierenden wie bei den 
Forschern und den Lehrern werde ich und 
wird mein Ressort Auslandsaufenthalte för­
dern. Das Ausland bietet uns die Möglichkeit, 
die internationalen Entwicklungen mitzuvoll­
ziehen, neue Gesichtspunkte einzubringen, 
aber auch die Menschen unseres Landes welt­
offen zu machen und uns den Herausforde­
rungen, die nicht nur nationale öster­
reichische, sondern internationale sind, zu 
stellen. 

Gerade auch bei Berufungen - es war hier 
von Hausberufungen die Rede - werde ich 
dafür sorgen, daß jene Kandidaten einen Vor­
zug genießen, welche externe Erfahrungen 
haben. (Beifall bei der ÖVP.) Externe Erfah­
rungen heißt im Hinblick auf das, was ich 
schon gesagt habe, Erfahrungen auch außer­
halb der Universitäten im Kulturellen, im 
Rechtswesen, in der Administration, in der 
Wirtschaft im eigenen Land, aber vor allem 
auch Erfahrungen jenseits der Grenzen unse­
res ja sehr kleinen Landes. 

Die Universitäten befinden sich in einer 
außerordentlich schwierigen, ja in einer pre­
kären Situation. Die baulichen Voraussetzun­
gen, die personellen Voraussetzungen, die 
Betriebsmittel, die Einrichtungen konnten 

nicht Schritt halten mit der rasanten 
Zunahme der Studentenzahlen, aber auch 
nicht mit den erhöhten Anforderungen an die 
Universität. 

Wenn man von der Universität erwartet, 
daß sie nicht nur im elfenbeinernen Turm ver­
bleibt, sondern nach außen wirkt, Aufgaben 
übernimmt für das Umfeld, die Probleme des 
Umfeldes mit einbezieht, auch Serviceleistun­
gen erbringt für die Gesellschaft, dann bedeu­
tet das zusätzliche Arbeit, zusätzliche Bela­
stungen. Wir müssen trachten, den Universi­
täten die baulichen, personellen und materiel­
len Voraussetzungen für diese erhöhten Auf­
gaben zu verschaffen. 

Ich verstehe die Enttäuschung, die mir aus 
dem Munde von Abgeordneten nahegebracht 
worden ist, daß die Steigerungsraten in die­
sem Budget nicht so groß sind, wie es in 
Anbetracht der Anforderungen wünschens­
wert wäre. Ich teile diese Sorgen mit ihnen. 
Es sind aber nicht nur budgetäre Maßnah­
men, es sind auch Veränderungen der Rah­
menbedingungen, die den Universitäten und 
Hochschulen helfen können. 

Zunächst einmal: Die Rechte der Universi­
täten, die Möglichkeiten der selbständigen 
Gebarung sollen erweitert werden. Ich danke 
den Abgeordneten der ÖVP, der SPÖ, der 
FPÖ, welche gemeinsam im Parlament einen 
Initiativantrag eingebracht haben, der im 
Wissenschaftsministerium vorbereitet wor­
den war und dessen Inhalt es ist, den Univer­
sitäten bei der Beschaffung von eigenen Mit­
teln Erleichterungen zu bieten und es ihnen 
zu ermöglichen, über diese Mittel zur Erfül­
hmg ihrer Aufgaben auch selbständig zu ver­
fügen. Freilich mit aller gebotenen Sorgfalt, 
aber ohne mariatheresianische Kameralistik. 

In diesem Initiativantrag ist aber auch eine 
Erweiterung des Lehrangebotes beinhaltet. 
Es soll der Status von Gastprofessoren in der 
Richtung definiert werden, daß es sich dabei 
um Professoren auf Zeit handelt. Es soll gelin­
gen, Lehrer anderer Universitäten, aber auch 
nicht im universitären Bereich, zum Beispiel 
im wirtschaftlichen Bereich tätige Männer 
und Frauen für die Universitäten zeitweise 
für Lehre und Forschung zu gewinnen, damit 
das Lehr- und Forschungsangebot zu erwei­
tern und die Verbindung zwischen den Uni­
versitäten und dem Umfeld zu stärken. (Bei­
fall bei der ÖVP und bei Abgeordneten der 
SPÖ.) 

Inbegriffen in diesem Vorschlag einer 
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Novellierung des UOG ist auch die Heranzie­
hung von Tutoren für die Ausbildung der erst­
semestrigen und der niedersemestrigen Stu­
dierenden. Tutoren sind höhersemestrige Stu­
dierende, welche man, ohne daß sie fix auf 
Dienstposten angesetzt sind, sinnvoll für die 
Ausbildung mit heranziehen kann. Damit 
wird auch ein langjähriger Wunsch der Öster­
reichischen Hochschülerschaft erfüllt. 

Es ist für die Studierenden als eine große 
Chance zu betrachten, wenn sie im Zuge des 
Fortschreitens ihrer Studien auch selbst 
schon darangehen können, ihr Wissen weiter­
zugeben. Es ist in erzieherischer Hinsicht und 
in Hinsicht auf eine Serviceleistung an einem 
Jüngeren außerordentlich zu begrüßen, daß 
das nunmehr möglich werden wird. 

Zu den Rahmenbedingungen, die an den 
Universitäten und Hochschulen geändert wer­
den können und sollen, gehören solche dienst­
rechtlicher Natur. Es war heute schon vom 
Hochschullehrer-Dienstrecht die Rede, von 
dem wir hoffen, daß es mit beiträgt, fähige 
Lehrer in allen Kategorien der Lehrerschaft 
für die Hochschulen und Universitäten zu 
gewinnen. 

Wesentlich für das Wirksamwerden dieser 
Zielsetzung ist es, daß bei den Hochschulleh­
rern immer dann, wenn sie in eine neue Kate­
gorie übergeführt werden, auch wenn sie 
etwa aus einem zeitlich befristeten Dienstver­
hältnis in ein unbefristetes oder definitives 
übernommen werden, die Qualitätsmaßstäbe 
vordergründig sind und beachtet werden. 

Unter diesen Bedingungen ist auch der 
Wunsch der Hochschullehrer nach persönli­
cher Sicherheit und einer dauernden Tätig­
keit an den Universitäten voll zu rechtferti­
gen. 

Zu den gesetzlichen Rahmenbedingungen 
der Universitäten und Hochschulen gehören 
solche, welche von den Herren Abgeordneten 
heute schon genannt worden sind. 

Es soll das Allgemeine Hochschulstudienge­
setz zunächst im Hinblick auf eine Inskrip­
tionsreform novelliert werden, wir werden 
einen solchen Antrag einbringen. Die Inskrip­
tion in der derzeitigen Form erlegt der Ver­
waltung und den Studierenden große bürokra­
tische Lasten auf, die zu erleichtern unser 
Ziel ist. 

Zu den legistischen Zielen gehört eine Neu­
ordnung der medizinischen Fakultäten, wobei 
dafür gesorgt werden muß, daß die Gestal-

tungsmöglichkeiten der drei medizinischen 
Fakultäten nicht geschmälert werden sollen, 
sondern jede dieser medizinischen Fakultäten 
ihre Ziele strukturell möglichst gut verwirkli­
chen kann. 

Lassen sie mich noch ein paar Worte zu der 
Forschung sagen, welche erfreulichermaßen 
auch im Mittelpunkt der Wortmeldungen der 
Herren Abgeordneten gestanden ist. Jene 
Forschung, die mir persönlich auch aus mei­
nem eigenen Lebensweg besonders am Her­
zen liegt. 

Es ist für mich Anlaß zur Freude, daß die 
Bundesregierung es sich zum Ziele gesetzt 
hat, die Aufwendungen für die Forschung, 
gemessen am Bruttonationalprodukt von der­
zeit 1,29 bis 1990 auf 1,5 Prozent zu erhöhen. 
Herr Abgeordneter Höchtl hat schon darauf 
hingewiesen, daß das ein großes Ziel ist und 
daß es großer Anstrengungen bedarf, dieses 
Ziel zu erreichen, Anstrengungen allerdings, 
zu denen sich die Regierung bekannt hat und 
zu deren Erreichung auch Sie, meine Damen 
und Herren, beitragen können und, wie ich 
hoffe, werden. 

Es ist freilich bitter, daß im endgültigen 
Budget 1987 eine solche Zunahme der For­
schungsausgaben, bezogen auf das Bruttona­
tionalprodukt gegenüber dem Vorjahr noch 
nicht sichtbar ist und daß diese Anstrengung 
erst vom nächsten Budget an ihren deutlichen 
Niederschlag finden kann. Behauptungen 
allerdings, daß dadurch die Regierung sozusa­
gen wortbrüchig oder unglaubwürdig gewor­
den ist, treffen keineswegs zu. 

Die 1,5 Prozent, gemessen am Bruttonatio­
nalprodukt, sollen bis 1990 erreicht werden. 
Sie umfassen Aufwendungen, die sich zum 
Teil sicherlich im Bundesbudget niederschla­
gen, zum Teil aber auch in der wirtschaftli­
chen Forschung zu erbringen sein werden. 

Ich bitte auch zu beachten, daß mit der Ver­
minderung der Forschungsausgaben, und 
zwar bei den Ermessenskrediten um 3 Pro­
zent vom provisorischen Budget zum definiti­
ven Budget gleichzeitig eine 5prozentige 
angekündigte Bindung weggefallen ist, sodaß 
diese Beschneidung keineswegs so hart ist, 
wie es manchmal dargestellt wird. Trotzdem 
bedaure auch ich persönlich es zutiefst, daß 
diese 3prozentige Kürzung nicht vermeidbar 
gewesen ist, weil, wie Sie ja wissen, die 
Gestaltungsmöglichkeiten bei der Erstellung 
dieses Budgets sehr, sehr stark eingeengt 
gewesen sind. 
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Wenn speziell einige Forschungsbereiche 
hervorgehoben worden sind: die beiden For­
schungsförderungsfonds der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften, das For­
schungszentrum Seibersdorf, die Bundesver­
suchsanstalt Arsenal und andere, die die 
Limitierung der Mittelzufuhr zweiffellos hart 
trifft, dann habe ich großes Verständnis 
dafür. 

Ich habe aber auch genau registriert, daß 
bei einigen Budgetansätzen eine Verminde­
rung gegenüber dem Jahre 1986 nicht erst 
durch diese Regierung vollzogen worden ist, 
sondern schon durch die kleine Koalition. 

So wurden etwa die Mittel für das For­
schungszentrum Seibersdorf, so wurden die 
Mittel für die Boltzmanngesellschaft, für das 
Südosteuropa-Institut und eInIge andere 
schon früher gegenüber dem Jahre 1986 
beschränkt. Daher trifft, möchte ich sagen, 
die Kritik keineswegs nur die jetzige Regie­
rung oder gar meine Person, sondern ich 
glaube, hier liegt eine etwas auszuweitende 
Belastung vor. (Abg. Sm 011 e: Danke für die 
Aufklärung, Herr Minister, jetzt wissen wir 
es!) 

Bei der Forschung nimmt sich das Wissen­
schaftsressort große Vorhaben vor. 

Zunächst ist vorgesehen die Erarbeitung 
eines forschungspolitischen und technologie­
politischen Konzepts gemeinsam mit den 
Bundesministerien für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr, für wirtschaftliche Angelegen­
heiten und, so meine ich auch, für Landwirt­
schaft. Wir müssen für die nächsten Jahre 
klare Zielsetzungen haben und die Wege 
ebnen, diese Ziele mit gemeinsamen Anstren­
gungen zu erreichen. (Beifall bei der ÖVP und 
bei Abgeordneten der SPÖ.) 

Besonders wichtig ist der Ausbau der inter­
nationalen Forschungskooperation, und ich 
stimme in dieser Zielsetzung mit den Herren 
Abgeordneten, die sich zu Wort gemeldet 
haben, voll überein. 

Daß die europäische Forschungs- und Tech­
nologiegemeinschaft für uns besonders 
attraktiv ist, möchte ich auch besonders beto­
nen. Die Teilnahme an CaST-Programmen, 
an EUREKA-Programmen, aber auch an EG­
Projekten wie EURAM ist ein wichtiges Ziel. 
Diese Zusammenarbeit ermöglicht es uns, 
nicht nur in die Forschung, sondern indirekt 
dann auch in die europäische Integration stär­
ker einzusteigen. 

Die Frage des Beitritts zur Europäischen 
Weltraumagentur war keine prinzipielle 
Frage, sondern nur eine Frage des Zeitpunk­
tes des Beitritts. Ich bin froh, daß wir beige­
treten sind, und wir werden alle Anstrengun­
gen unternehmen müssen, von diesem Bei­
tritt, von der Mitgliedschaft, von der Beteili­
gung an Forschungsproj ekten für Österreich 
das meiste in Forschung und Wirtschaft zu 
lukrieren. 

Die Teilnahme am CERN befürworte ich 
voll. CERN, die europäische Nuklearfor­
schungseinrichtung in Genf, ist Prototyp 
einer europäischen Zusammenarbeit gewe­
sen. Am Beispiel von CE RN haben die Euro­
päer die Zusammenarbeit gelernt und auch 
das Selbstbewußtsein gewonnen, daß sie 
ebenso gut sein können wie die Amerikaner, 
wie die Sowjets und andere Große, dieser 
Welt. Wenn wir dort kürzen würden, wäre das 
wie ein Verzicht auf eine hochqualitative Mit­
wirkung an Forschung. 

Besonders wichtig - Herr Abgeordneter 
Höchtl hat es schon betont - ist die Zusam­
menarbeit zwischen Wissenschaft und Wirt­
schaft. Wissenschaft und Technologie sind 
Grundlagen für eine weitere Entfaltung der 
Wirtschaft, jener Wirtschaft, welche wie­
derum jene Werte schöpfen muß, welche wir 
dann in Forschung und Entwicklung einset­
zen können. Hier besteht ein Feedback, eine 
Rückkopplung zwischen diesen Entfaltungen, 
auf die wir voll bauen müssen. 

Wenn ich vor allem technologische Entwick­
lungen bei der Forschung in den Vordergrund 
gestellt habe, dann soll die geistes- und die 
sozialwissenschaftliche Komponente der For­
schung nicht in den Hintergrund treten. Wir 
müssen humanwissenschaftliche Forschung 
treiben, welche unserer menschlichen und 
österreichischen Identität dient: Geschichts­
forschung, Sprachforschung. 

Frau Minister Hawlicek hat schon auf die 
50jährige Spanne 1938 - 1988 hingewiesen. 
Wir müssen unsere eigene Vergangenheit auf­
arbeiten, unseren Beitrag vor allem auch 
durch Wissenschaft und Forschung leisten. 
Das Wissenschaftsministerium will voll in 
diese Forschung einsteigen und die Bewußt­
seinsbildung Österreichs auf dem geistigen, 
auf dem kulturellen, auf dem sozialen Gebiet 
schärfen. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Ich habe auch mit Zustimmung vernom­
men, daß zu den geistes- und sozialwissen­
schaftlichen Forschungen auch solche über 
die Minoritäten in unserem Lande und die 
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Minoritäten außerhalb unseres Landes gehö­
ren. Beides ist in der Tat von großem forsche­
rischem und großem österreichischem Inter­
esse. 

Ein paar Worte zu den Museen und zu den 
Bibliotheken. 

Ich freue mich, meine Damen und Herren 
Abgeordneten, und Sie alle freuen sich sicher­
lich mit mir, daß in den letzten Jahren der 
Zustrom zu den Museen und zu den Bibliothe­
ken stark zugenommen hat. Unsere öster­
reichische Bevölkerung hat verstanden, hat 
verstehen gelernt, was sie an den Schätzen 
der Vergangenheit, an den Schätzen auch der 
Gegenwart in verschiedenster Hinsicht hat, 
was man an den Museen, vor allem wenn 
diese Schätze wohlaufbereitet dargeboten 
werden, eigentlich hat. 

Daß nicht nur die Österreicher, sondern 
auch die Ausländer speziell die öster­
reichischen Museen frequentieren, gehört zu 
unserem Stolz in kultureller Hinsicht, es 
gehört. aber auch zu einer wirtschaftlichen 
Bereicherung unseres Landes, wie schon rich­
tig gesagt worden ist. Die Museen tragen 
durch eine Umwegrentabilität auch zu dem 
Gedeihen unseres Landes in wirtschaftlicher 
Hinsicht wesentlich bei. 

Ich freue mich auch sehr darüber, daß die 
Öffentlichkeit, auch die Publizistik, die 
Medien, 'sich der Museen und der Bibliothe­
ken verstärkt angenommen haben. Wenn 
einige dieser medialen Äußerungen sehr kri­
tisch gegenüber dem Wissenschaftsminister 
gewesen sind, dann weiß ich, dann wissen 
aber auch Sie, meine Damen und Herren, daß 
in Wirklichkeit diese Kritik weitgehend Feh­
ler und Versäumnisse der letzten Jahrzehnte 
betrifft. Was hätte der' Wissenschaftsminister 
in jenen zwei Monaten tun können, die bisher 
seit der Regierungsbildung verstrichen sind? 
(Abg. S te in bau er: Nichts!) 

Es ist auch richtig, daß das Budget für die 
Museen und die Bibliotheken so wie für die 
Universitäten und die Forschung nicht so 
stark gesteigert worden ist, wie es wün­
schenswert gewesen wäre. 

Es wurde schon zu Recht festgestellt, und 
ich danke meinen Vorrednern dafür, daß in 
allen diesen Bereichen Steigerungsraten zu 
verzeichnen sind, die allerdings nicht ausrei­
chen, um, wie gesagt, das nachzuholen, was in 
vergangenen Jahren und Jahrzehnten nicht 
geschehen ist. 

Ich muß in diesem Zusammenhang schon 
sagen, daß es traurig ist, daß es in jenen J ah­
ren, in denen das Wirtschaftswachstum und 
die Zunahme der Budgets groß gewesen sind, 
verabsäumt worden ist, Steigerungen für die 
Universitäten, für Forschung und Wissen­
schaft, für die Museen und die Bibliotheken 
zu bewirken, Steigerungen, die damals noch 
leichter durchzusetzen gewesen wären, als es 
heute der Fall ist. 

Nichtsdestoweniger bietet das heurige Bud­
get 1987 die Möglichkeit, erste Schritte im 
Hinblick auf eine Sanierung und im Hinblick 
auf eine Neugestaltung nicht nur bei den 
Hochschulen, in der Wissenschaft und For­
schung, sondern auch bei den Museen zu set­
zen. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Diese ersten Schritte bei den Museen 
bedeuten, daß wir unerträgliche Mängel 
beseitigen, wie zum Beispiel keine vollstän­
dige Elektrifizierung des Naturhistorischen 
Museums - ein ganzes Stockwerk ist nicht 
elektrifiziert -, mangelnde Sicherheitsmaß­
nahmen, mangelnde Klimatisierungen, etwas, 
was eigentlich seit Jahrzehnten und zumin­
dest in den letzten Jahren hätte bereits beho­
ben werden sollen. 

Die nächsten Schritte werden in Richtung 
einer Neustrukturierung bei den Museen 
gehen, eine Neustrukturierung, die insbeson­
dere auch eine bessere Präsentation der 
Museumsschätze beinhaltet. 

Ein Museumskonzept freilich ist nicht 
Sache eines Jahres, ist nicht Sache von eini­
gen Jahren, sondern von Jahrzehnten. Insbe­
sondere auch, wenn wir im Auge haben die 
städtebaulich, kulturell und museal einmalige 
Chance, in Wien das Areal der alten Hofstal­
lungen für museale und für kulturelle Zwecke 
zu erschließen, dann ist das ein großes Ziel, 
das ich mir selbst vornehme, das wir nur 
gemeinsam erreichen können, dessen Errei­
chung aber sicherlich nicht Sache einer einzi­
gen Legislaturperiode sein kann. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren Abgeordneten! 
Lassen Sie mich zum Schluß Ihnen allen dan­
ken, die Sie zum Ausdruck gebracht haben, 
wieviel Ihnen an Wissenschaft und For­
schung, an unseren Hochschulen, an unseren 
wissenschaftlichen Institutionen, an den 
Museen, an den Bibliotheken und am Denk­
malschutz liegt. 

Das Bewußtsein, daß Sie mit dem Minister 
gemeinsam diese Aufgaben zu tragen bereit 
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sind, daß Sie den Minister dabei unterstützen 
werden, gibt mir sehr viel Zuversicht. - Ich 
danke. (Beifall bei der ÖVP und bei Abgeord­
neten der SPÖ und der Grünen.) 22.56 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist die Frau 
Abgeordnete Klara Motter. Ich erteile es ihr. 

22,56 

Abgeordnete Klara Motter (FPÖ): Herr Prä­
sident! Herr Bundesminister! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Gestatten Sie 
mir, bevor ich zu meinen kurzen Ausführun­
gen über die Museen komme, mich noch mit 
dem Herrn Flicker zu beschäftigen, der leider 
nicht da ist. Aber ich glaube, Sie werden ihm 
das ausrichten. Was ich zu sagen habe, paßt 
hier sehr gut dazu, denn es befaßt sich mit 
Kultur, mit Kultur in diesem Haus. 

Sie haben heute meine Kollegin Frau Par­
tik-Pable als Keppeldame bezeichnet, weil sie 
sich sehr engagiert, vielleicht auch ein biß­
chen forsch zu einem Thema geäußert hat, 
das ihr seit vielen Jahren sehr am Herzen 
liegt; ich kann ihr das bestätigen. Solche 
Äußerungen sollten hier im Hause gegenüber 
Damen nicht fallen, denn ich habe noch nie 
gehört, daß wir, die Frauen, einen Herrn als 
Keppelherrn bezeichnet haben. (Abg. Hoc h -
mai r: Aber zum Keppelmüller sagt ihr auch 
immer Keppelmüller! - Lebhafte Heiterkeit.) 
Ich glaube, solche Äußerungen zeigen die 
wahre Denkweise der Herren, die sie politi­
schen Damen entgegenbringen. Und ich 
möchte jetzt die Damen der ÖVP bitten, uns 
zu helfen, ihren Herren mehr Kultur beizu­
bringen. Danke. (Beifall bei der FPÖ. - Zwi­
schenrufe bei der ÖVP.) Bitte, meine Herren, 
auch ihr sollt Kultur haben. Wir sind jetzt in 
der Kulturdebatte, und ich erwarte Kultur 
auch von euch. 

Gestatten Sie mir nun einige Bemerkungen 
zu unseren Museen. 

Herr Bundesminister, ich bin nicht so sehr 
erfreut über die Schlagzeilen, die die Presse 
bringt, wie Sie es eben gesagt haben. Ich 
anerkenne aber Ihr klares Bekenntnis zu den 
Museen, das Sie eben ausgesprochen haben, 
und ich glaube auch, daß Sie sich in Zukunft 
für sie einsetzen werden. 

Es ist kein Geheimnis, daß es mit unseren 
Museen nicht allzu gut bestellt ist. Wenn man 
in letzter Zeit die Schlagzeilen aufmerksam 
verfolgt hat, konnte man die vielfältigen auf­
rüttelnden Meldungen lesen. Ich zitiere kurz 
ein paar. Da steht etwa: "Alarm um unsere 
Milliardenschätze." "Mit kaum noch faßbarer 

Gleichgültigkeit läßt der Staat unsere uner­
meßlichen Kultur- und Kunstschätze verkom­
men. Wenn die Alarmschreie nicht bald 
gehört werden, ist die Katastrophe unab­
wendbar." 

Ich zitiere weiter: "Albertina-Chef: Eigent­
lich ein Wahnsinn. Graphische Sammlung der 
Albertina: Sanierung wird seit Jahren ver­
sprochen, doch es geschieht nichts. Der 
Sammlung droht größte Gefahr." 

Es geht weiter: "Jämmerliche Armenhäuser 
der Kunst." "Das Museum für angewandte 
Kunst sollte allmählich umbenannt werden in 
,Armenhaus österreichischer Kunstsammlun­
gen'." Und weiter: "Zum Schaudern und Schä­
men ins Museum." "Politiker müssen endlich 
handeln." 

Und im morgigen "Kurier", meine Damen 
und Herren, den Sie ja vor sich liegen haben, 
können Sie weiter lesen: "Museen: Schande 
für das ,Kulturland' Österreich." 

Ich glaube, es ist höchste Zeit, daß wir 
etwas tun, Wir müssen insbesondere dem 
Platzmangel entgegentreten. Wir müssen 
Bedingungen schaffen, die unsere Kunst­
schätze endlich an das Tageslicht befördern. 
Oder es müssen Depots gebaut werden, die 
unsere wertvollen Güter vor Verderben schüt­
zen. 

Es ist für mich unverständlich, daß es im 
Zuge des U-Bahn-Baues nicht möglich war, 
zugleich den unterirdischen Riesenspeicher 
für das Naturhistorische Museum zu bauen. 
Obwohl dieses Projekt bereits von allen 
Instanzen bewilligt worden war, wurde es 
vom Bautenminister schlicht aus Geldmangel 
abgelehnt. Eine bessere Koordination wäre 
hier angebracht und sicherlich auch kosten­
günstiger gewesen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Im übrigen bedauern wir Freiheitlichen es 
sehr, daß die von Bundesminister Übleis ver­
sprochene Kulturbaumilliarde vom nunmehri­
gen Bundesminister Graf nicht zur Verfügung 
gestellt wird. Ich meine, daß dies langfristig 
keine sinnvolle Politik im Interesse der Erhal­
tung wertvollen Kulturgutes sein kann. (Bei­
fall bei der FPÖ.) Daß hier Lösungen gefun­
den werden müssen, steht außer Zweifel. Bei 
Budgetknappheit wäre es sinnvoller, koordi­
nierter vorzugehen und damit teurere Lösun­
gen zu vermeiden. 

Ich bin der Auffassung, daß wir baldmög­
lichst die Diskussion über ein neues 
Museumskonzept, die in der Zeit der kleinen 
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Koalition von Bundesminister Dr. Fischer 
bereits begonnen wurde, nützen müssen, um 
zu einer Neustrukturierung unserer Museen 
zu gelangen, die gesamtgesellschaftliche und 
volkswirtschaftliche Perspektiven aufzeigt. 

Es muß als selbstverständliche Forderung 
gelten, daß die zum Teil im 19. Jahrhundert 
konzipierte Museumsarbeit an die veränder­
ten Bedingungen und Aufgaben der heutigen 
Gesellschaft anzupassen ist. Freiheit der Kün­
ste und Freiheit der Information bedingen 
auch eine Freiheit der Museen als Spiegel der 
Zeit. 

Museen dürfen deshalb nicht nur auf das 
Bewahren beschränkt werden, sondern müs­
sen auch stärker in die Vermittlung der Kunst 
der Gegenwart eingebunden werden. (Beifall 
bei der FPÖ.) Museen dürfen nicht zu Mauso­
leen werden, sondern müssen sich lebendig 
ihrer Zeit stellen. Als Zentren kultureller Bil­
dungsarbeit sollen sie zugleich Begegnungs­
stätten werden. Deswegen ist es trotz aller 
Engpässe im Bundeshaushalt notwendig, 
möglichst bald die finanziellen Voraussetzun­
gen für die stufenweise Verwirklichung eines 
umfassenden Museumskonzepts zu schaffen. 

Darüber hinaus ist es aber auch erforder­
lich, sich darüber Gedanken zu machen, wie 
abgesehen von der finanziellen Hilfe auch 
andere Voraussetzungen für einen modernen 
Museumsbetrieb geschaffen werden können. 
Wir brauchen besser ausgebildete, engagierte 
Leute im Museum, die über Managerqualitä­
ten verfügen und eine offensive Öffentlich­
keitsarbeit betreiben. 

Ein Museumskonzept kann sich nicht nur 
auf einen Schwerpunkt beschränken, nämlich 
auf Sammeln, Bewahren und Forschen, ein 
zukunfts orientiertes Museumskonzept muß 
sich mit Fragen einer noch weiteren Öffnung 
der Museen, einer publikumsorientierten 
Erschließung und Vermittlung beschäftigen. 
(Beifall bei der FPÖ.) Eine bessere didakti­
sche Aufarbeitung der Objekte ist in unseren 
Museen dringend geboten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ein erster Schritt zur Neuorientierung ist der 
gemeinsame Antrag betreffend die Verwen­
dung von Mehreinnahmen. Leider können 
diese zusätzlichen Mehreinnahmen vom 
Museum erst im Jahr 1988 verwendet werden. 
Vielleicht finden wir doch noch eine Möglich­
keit, daß wenigstens ein Teil dieser Mehrein­
nahmen bereits heuer von den Museen für 
ihre Arbeit eingesetzt werden kann. 

Ein weiterer Schritt für mehr Eigenverant­
wortlichkeit der Museen wäre die Möglichkeit 
steuerlicher Anreize für Sponsoren. Herr 
Finanzminister - ich muß ihn leider, wieder 
in Abwesenheit, bitten, ich habe ihn über­
haupt noch nicht gesehen -, ich darf Sie an 
Ihr "Kurier"-Interview vom 12. Feber 1987 
erinnern und hoffe, daß Sie bei der nun anste­
henden Steuerdiskussion Ihre Versprechen 
einlösen werden. Die FPÖ fordert diese steu­
erliche Begünstigung von Sponsoren seit lan­
gem. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich glaube, wir sind alle einer Meinung, daß 
Österreich ein einmaliges Kulturland ist und 
daß diese Güter und Werte nicht nur für die 
Gegenwart, sondern auch für unsere Nach­
welt erhalten bleiben müssen. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Für mich ist darüber hinaus Kultur, wie sie 
auch in unseren Museen dargeboten wird, ein 
wertvoller Beitrag zur geistigen Umweltpoli­
tik. Und ich darf mit den Worten Hölderlins 
schließen: 

"Lern im Leben die Kunst, 

im Kunstwerk lerne das Leben. 

Siehst du das eine recht, 

siehst du das andere auch." (Beifall bei der 
FPÖ.) 23.05 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Grabner. 
Ich erteile es ihm. 

23.05 

Abgeordneter Grabner (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Meine Damen 
und Herren! Es ist heute bereits des öfteren 
ausgesprochen worden, daß viele Kolleginnen 
und Kollegen gegenüber jenen Kollegen, die 
später ans Rednerpult kommen, keine Diszi­
plin zeigen und Solidarität vermissen lassen. 
Vielleicht kann man mit dem Streichen der 
Redner schon am Vormittag beginnen, damit 
man dann rechtzeitig mit der Sitzung enden 
kann. 

Meine Damen und Herren! Eine Fülle von 
Leistungen und Ergebnissen in Sachen Sport 
in zehn Minuten darzulegen, ist unmöglich, 
das kann nur in Schlagworten vor sich gehen. 
Dafür bitte ich um Verständnis. 

Große Teile unserer Nation verfolgen mit 
Aufmerksamkeit und Begeisterung das Sport-

93 
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geschehen beziehungsweise Teile davon. 
(Abg. He i n z i n ger: Manchmal verfolgen 
wir es auch mit Depression!) Ja, Herr Abge­
ordneter, ich weiß schon, worauf Sie hinaus­
wollen. Vom Sport haben Sie leider wenig 
Ahnung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Mit Recht kann gesagt werden, daß sportli­
che Erfolge unserem Nationalbewußtsein und 
dem Nationalstolz wesentliche Impulse 
geben. Auch bei sportlichen Mindererfolgen 
zeigten breite Volksschichten ihre Anteil­
nahme, wenn auch in negativer Form. Die 
Gefühle von "Frau und Herrn Österreicher" 
schwankten dabei zwischen Enttäuschung, 
Verdruß bis zum Mitleid. Wir alle haben mit­
erlebt und mitgelitten, wie für unsere erfolgs­
gewöhnten Skifahrer bei der WM in Bormio 
die Erfolglosigkeit der gesamten Saison ihre 
Fortsetzung gefunden hat. Eine ganze Nation 
konnte es nicht verstehen, daß WM- oder 
Weltcupsiege für unsere Alpinen und damit 
für die Tiroler und für alle Österreicher aus­
geblieben sind. 

Umsomehr hat uns mit Stolz erfüllt, daß der 
FC-Tirol mit grandiosen Leistungen in das 
Semifinale des UEF A-Cups vorgestoßen ist. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! So nahe liegen 
im Sport Enttäuschung und begeisterte Über­
raschung beisammen. Dabei haben die Sport­
ler unseres kleinen Landes im vergangenen 
Jahr wieder großartige Ergebnisse erzielen 
können. In 28 Disziplinen wurden Weltmei­
ster-, Europameistertitel und verschiedene 
Plazierungen erreicht, wobei das Spektrum 
der Weltmeister vom Jugendlichen Alexander 
Wurz bei den BMX-Bewerben bis zu Peter 
Seisenbacher im Judo reicht und der Weltmei­
stertitel von Andreas Felder im Skifliegen 
genauso bewundernswert war wie der Mann­
schaftsweltmeistertitel im Bogenschießen für 
Querschnittgelähmte. 

Wichtige Voraussetzungen für die Erfolge 
- oder Mißerfolge - unserer Aktiven sind 
vielfach in der Arbeit unserer Bundesanstal­
ten für Leibeserziehung zu sehen. 

Meine Damen und Herren! Im Jahre 1986 
wurden an den vier Bundesanstalten in 
31 Sparten 24 Trainer-, 77 Lehrwarte- und 28 
andere Ausbildungen durchgeführt. Daneben 
verdienen die Ausbildungszentren besondere 
Beachtung: das Ausbildungszentrum in Eise­
nerz, das Handball-Leistungszentrum in 
Krems, die Bundesjugendleistungszentren 
des Österreichischen Fußballbundes und das 
Sportleistungszentrum in der Südstadt. 

Meine Damen und Herren! Ganz besonders 
wichtig für Österreich ist der Schulsport, und 
ich möchte in diesem Zusammenhang noch 
dem früheren Unterrichtsminister Dr. Sino­
watz danken. Voriges Jahr waren es zehn 
Jahre Fußball, heuer zehn Jahre Volleyball. 
(Beifall bei der SPÖ und Beifall des Abg. Hai­
germoser.) 

Kurz zusammengefaßt kann gesagt werden, 
daß die Bundesanstalten für Leibeserziehung 
im Jahr 1986 eine äußerst erfolgreiche Tätig­
keit ausgeübt haben. Es versteht sich von 
selbst, daß jede Maßnahme, jede Aktivität 
aber auch Geld kostet, und ich bin froh, daß 
heute der Herr Abgeordnete Höchtl ein bis­
serl anders gesprochen hat, als es in den ver­
gangenen Jahren der Fall war. 

Vom Jahr 1983 bis zum Jahr 1986 ist das 
Budget im Sport von 292 Millionen auf 
408 Millionen Schilling gestiegen. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Bei der Budgetierung der Zuschüsse für 
den Sport nimmt naturgemäß der Beitrag des 
Sporttotos einen bedeutsamen Raum ein. 
Meine Damen und Herren! Immerhin sind 
seit 1949 durch das Sporttoto dem Sport 3,75 
Milliarden Schilling zugeflossen. Durch die 
letzte Aktivität der Bundesregierung stehen 
dem Sport jedes Jahr 311 Millionen wertgesi­
chert zur Verfügung. Das bedeutet, daß die 
Fach- und Dachverbände immer wieder recht­
zeitig den Budgetvoranschlag erstellen kön­
nen, weil sie wissen, wieviel Geld sie in 
Zukunft bekommen. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 

In der Regierungserklärung - die Frau 
Bundesminister hat es heute bereits erwähnt 
- wird auch die weitere Förderung von Groß­
sportveranstaltungen als Ziel der Regierungs­
arbeit angesehen. Meine Damen und Herren! 
Recht viele Welt- und Europameisterschaften 
werden in Österreich durchgeführt, im heuri­
gen Jahr die Weltmeisterschaft im Eishockey 
- die ganze Welt wird auf Österreich blicken. 
Ferner verweise ich auf die Radweltmeister­
schaften auf Bahn und Straße in Wien und 
Villach, die Weltmeisterschaft im Ballonfah­
ren und die heuer schon stattgefundene WM 
im Rodeln auf Kunstbahn. 

Es finden noch einige Weltmeisterschaften 
statt, wie in Segeln, in Tanzen, in Bahnengolf, 
in Golf. In Squash haben sie bereits stattge­
funden. 

Die Bundeszuschüsse für diese Großveran­
staltungen bewegen sich durchaus in vertret-
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barer Größenordnung: Für die Rodel-WM in 
Innsbruck - wo Herr Abgeordneter Höchtl 
Präsident ist - 300 000 S Zuschuß, für die Eis­
hockey-WM wird es nicht notwendig sein, 
einen Zuschuß zu geben, wahrscheinlich für 
die Radweltmeisterschaft auch nicht. Für die 
Weltmeisterschaft im Ballonfahren ... (Zwi­
schenruf des Abg. Dipl.-Ing. Kai s e r.) Da 
gibt es ein Sprichwort, Herr Kollege Kaiser: 
Schuster bleib bei deinem Leisten! - Das gilt 
natürlich auch für dich. (Beifall bei der SPÖ. 
- Abg. Pro b s t: Also soll er Kaiser bleiben?) 

Meine Damen und Herren! Es sind aber 
auch Sonderfinanzierungen für sportliche 
Großveranstaltungen im Jahr 1988 im diesjäh­
rigen Budget: 970000 S für die 4. Winterspiele 
der Körperbehinderten und 970 000 S bereits 
für die Weltmeisterschaften der Nordischen 
Junioren in Saalfelden im Jahr 1988. 

Den weitaus größten Teil des Sportförde­
rungsbudgets - 61,5 Millionen Schilling -
bildet die Investitionsförderung; allein für das 
Wiener Stadion sind 24 Millionen Schilling 
vorgesehen, und es wird heuer bereits das 
Europacup-Finale in Wien durchgeführt. 

Der Eisring-Süd bekommt 7 Millionen, das 
Stadion in Kapfenberg 5,8 Millionen, das Aus­
bildungszentrum in Eisenerz 1,5 Millionen 
und die Eishalle in Linz 3,5 Millionen Schil­
ling. 

Der Schwerpunkt wird WIederum bei der 
Förderung der Traineraktion mit 9,2 Millio­
nen liegen, wobei zwei Drittel der Trainer von 
der Bundessportorganisation vorgeschlagen 
werden. (Beifall bei der SPÖ und des Abg. 
Haigermoser.) 

Meine Damen und Herren! Es wäre noch 
sehr viel zu sagen, insbesondere über Gewalt 
im Sport und Doping. Es werden auch ver­
schiedene Enqueten durchgeführt. Es freut 
mich, daß die Bundesregierung in ihrer letz­
ten Sitzung beschlossen hat, sich bezüglich 
Gewalt im Sport der Konvention des Europa­
rates anzuschließen. Es wird auch noch im 
heurigen Jahr eine Enquete "Sport und Frem­
denverkehr" durchgeführt. 

Meine Damen und Herren! Auch Doping ist 
ein sehr wichtiger Punkt im Sport. Gerade die 
letzten Wochen und Monate haben gezeigt, 
daß die Dopingfälle - nicht beim Herrn Kol­
legen Steinbauer, sondern ich sage: in der 
Welt - zugenommen haben. In Österreich 
wurden 56 Kontrollen bei den verschieden­
sten Veranstaltungen durchgeführt, wobei 
322 Sportler kontrolliert wurden. 

Für das Jahr 1987 sind folgende Pläne vor­
gesehen: 

1. Ausweitung der Kontrollen auf Qualifika­
tions- und Limitwettkämpfe. 

2. Kontrollen beim Training. 

3. Kontrollen nach Verletzung beziehungs­
weise nach Krankheit. 

4. Vorentsendungen zu Großsportveranstal­
tungen. 

Dabei soll unbedingt auf die schädliche Wir­
kung des Fitspritzens hingewiesen werden, 
da diese Maßnahme in letzter Zeit aktuellen 
Charakter bekommen hat. 

Frau Bundesminister! Ich hätte noch eine 
Bitte. Die Landeshauptleutekonferenz hat in 
ihrer letzten Sitzung am 22. Jänner beschlos­
sen, einen Brief an Herrn Bundesminister Dr. 
Neisser wegen des Kündigungsschutzes für 
Sportstätten zu schreiben. 1988 läuft das 
Gesetz aus, und es ist für die Sportvereine 
von großer Wichtigkeit ... (Unruhe und Zwi­
schenrufe bei der SPÖ.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Es 
ist so selten, daß man einen Redner gegen 
Zwischenrufe der eigenen Fraktion in Schutz 
nehmen muß, daß ich das mit Vergnügen tue. 

Bitte fortzusetzen. 

Abgeordneter Grabner (fortsetzend): Von 
großer Wichtigkeit ist der Kündigungsschutz 
für die Sportstätten, und ich möchte hier eine 
entsprechende Bitte für den Sport deponie­
ren. 

Meine Damen und Herren! Alle Mitglieder 
des Hohen Hauses können stolz auf die Lei­
stungen im Sport der letzten zehn Jahre sein. 

Der Sportstättenplan ist fast zu 100 Prozent 
erfüllt worden. Ich glaube, daß jede Österrei­
cherin und jeder Österreicher anerkennt, was 
die Bundesregierung und was das Hohe Haus 
für den Sport getan haben. Ich möchte auch 
Ihnen danke schön sagen, Frau Bundesmini­
ster, daß Sie in den wenigen Wochen Ihrer 
Amtszeit bereits sehr viel für den Sport gelei­
stet haben. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und FPÖ.) 

Ich darf auch den Mitarbeitern der Abtei­
lung Sport den Dank aussprechen und an 
einen Mann erinnern, der so viel für den 
österreichischen Sport geleistet hat, der viel 
zu früh verstorben ist und der Anerkennung 
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über die Grenzen der Parteien hinaus gefun­
den hat: Dr. Mader. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 23.17 

Präsident: Jetzt kommt der Zeitpunkt, wo 
ich zwölf weitere gemeldete Redner bitten 
muß, ihre Ungeduld noch neuneinhalb Stun­
den zu zähmen. 

Ich unterbreche die Sitzung bis morgen, 
Donnerstag, 26. März, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist u n t erb r 0 c h e n. 

(Die Sitzung wird um 23 Uhr 18 Minuten 
unterbrochen und am Donnerstag, dem 
26. März 1987, um 9 Uhr wiederaufgenom­
men.) 

Fortsetzung der Sitzung am 26. März 1987 

Präsident: Ich nehme die gestern unterbro­
chene 11. Sitzung des Nationalrates wieder 
auf. 

Wir setzen fort in der gemeinsamen Ver­
handlung über die Beratungsgruppen VI: 
Unterricht, Kunst und Sport, sowie XIII: Wis­
senschaft und Forschung. 

Zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Wabl. Ich erteile es ihm. 

9.01 

Abgeordneter Wahl (Grüne): Meine Damen 
und Herren! Hohes Haus! Herr Präsident! 
Heute ist ein ausgesprochen schlechtes Wet­
ter, es soll auch keine Sonntagsrede werden, 
und ich werde mich kurz halten. (Abg. 
G r a b n er: Bis jetzt waren es aber immer 
Sonntagsreden!) Herr Kollege, Sonntagsreden 
von Ihrer Fraktion, damit haben Sie recht. 

Ich bin etwas verschüchtert durch die 
Erbostheit des Herrn Kollegen Schäffer, mit 
der er so vehement auf die Kritik der Frau 
Praxmarer reagiert hat. Er hat gemeint, man 
müsse immer konstruktive Beiträge leisten. 
Ich will aber trotzdem meine Kritik anbrin­
gen, weil ich glaube, daß es eine ganz massive 
Kritik an diesem Schulsystem und vor allem 
an der Schulwirklichkeit gibt. 

Wir werden diesem Budgetteil nicht zustim­
men, und zwar aus dem einfachen Grund, 
weil wir meinen, daß die Visionen, von denen 
so oft geredet wird und von denen so oft in 
den Programmen der SPÖ und der ÖVP 
geschwärmt wird, kaum noch vorhanden sind 
und nur mehr in Ansätzen verfolgt werden. 
Es ist keine Rede von der gefährlichen Gleich­
gültigkeit, von der Leere, die sich bei Lehrern 
und Schülern breitmacht, von der Zersplitte­
rung der Lebenswirklichkeit in 50 Minutense­
quenzen und von der Überhäufung des kopfla-

stigen Wissens. (Abg. S te i n bau e r: Die 
Überhäufung von was?) 

Die Unüberschaubarkeit der Großschulen, 
Herr Kollege Steinbauer , werden Sie als Kul­
turspezialist kennen. Sie wissen, daß diese 
großen Kulturmonster ebenso wie im Schul­
bereich nicht mehr überschaubar sind, daß 
nur mehr die Bürokratie siegt und die Hierar­
chie ihre Triumphe feiert. (Abg. S t ein -
bau e r: Ich würde ins Kino gehen!) Der Rat­
schlag, ins Kino zu gehen, ist vielleicht gut, 
aber, Herr Kollege Steinbauer, ich erwarte 
noch von Ihnen ein wunderbares Kulturkon­
zept Ihrer Partei, in dem hoffentlich mehr 
drinnen sein wird. (Beifall bei den Grünen.) 

Meine Kollegin Graenitz hat gesagt, Lernen 
soll so sein wie das Aufmachen einer Tür zu 
einem Zimmer, in dem wir noch nicht gewe­
sen sind, in dem es Überraschungen gibt, 
Neuheiten, in dem es Freude gibt. Ich muß 
sagen, es gibt wenig Türen in diesem Schulsy­
stem, die noch aufgemacht werden. 

Es haben sich daher, da die Schulbürokra­
tie und die Schulwirklichkeit nicht mehr dem 
entsprechen, was gesellschaftliche Wirklich­
keit ist, Bereiche entwickelt, in denen Lernen 
mit dem Leben zu tun hat, in denen der 
Betroffene den Lerninhalt als sehr nützlich 
und notwendig erachtet, in denen Lernen die 
eigene Person verändert und auch die soziale 
Wirklichkeit, in denen Lernen als Prozeß ver­
standen wird, der zu neuen Fragen, zu neuen 
Handlungen führt. 

Ich möchte etwas Grundsätzliches zu der 
gestrigen Diskussion sagen. Es ist oft das 
Wort "Leistung" in den Mund genommen 
worden, vor allem von meinem Kollegen 
Schäffer, und in diesem Zusammenhang 
natürlich seine Vorliebe für die Eliteschulen. 
Dieses Wort "Leistung" steht für eine ganz 
bestimmte Geisteshaltung, und zwar deshalb, 
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weil das Wort "Leistung" von der ÖVP oder 
auch von der SPÖ nicht richtig gebraucht, 
sondern mißbraucht wird. (Abg. Mag. 
Sc h äff er: Das ist eine Unterstellung, eine 
ganz klare Unterstellung!) Sie haben recht, 
ich unterstelle Ihnen das, aber ich erkläre 
Ihnen auch, warum. 

Sie meinen ununterbrochen, das sei Lei­
stung, was Sie als Leistung bezeichnen. Ich 
bringe Ihnen ein Beispiel, weil ich ein guter 
Lehrer bin. (Rufe bei der ÖVP: Wer sagt das?) 
Das haben mir meine Kinder gesagt. (Beifall 
bei den Grünen. - Zwischenrufe.) Mein 
Schulinspektor meint anderes über mich, da 
haben Sie ganz recht. Die Schulbürokratie hat 
weniger Freude mit meinen Arbeiten. (Zwi­
schenrufe bei der ÖVP. - Abg. Mag. Sc h ä f -
fe r: Das ist die Qualifikation, die Sie mitbrin­
gen!) 

Ich glaube, bei dem Leistungsbegriff müs­
sen wir eindeutig das Ziel definieren: Was 
wollen wir? Wenn ich jetzt auf der einen Seite 
einen Menschen habe, der hochbegabt ist und 
ein wunderbares Raketenabwehrsystem mit 
allen Raffinessen entwickelt, um dem bösen 
Gegner, dem bösen Sowjetrussen einzuhei­
zen, und auf der anderen Seite jemanden 
habe, dem es gelingt, an einem Verhandlungs­
tisch beiden Kontrahenten so zu helfen, daß 
sie dieses Gespräch erfolgreich abwickeln 
können und dieses System überflüssig wird, 
dann frage ich Sie: Welche Leistung ist jetzt 
höher einzuschätzen? (Abg. Mag. Sc h ä f -
fe r: Beide!) Beide, meinen Sie. Das meine ich 
eben nicht. (Beifall bei den Grünen.) Ich 
glaube, die Leistung jener Menschen, die es 
zustande bringen, daß das stattfindet, was in 
unserer Gesellschaft fehlt. (Zwischenruf des 
Abg. Pro b s t.) 

Herr Kollege Schäffer, wir haben in unse­
rer Geschichte ein fürchterliches Fiasko 
erlebt. Gerade solche Menschen, die ein sehr 
hohes Bildungsniveau hatten, haben zugelas­
sen, daß Menschen vergast werden, daß Leute 
in den Krieg geschickt werden, daß Leute ver­
nichtet werden. Das waren keine dummen 
Leute, sondern Leute mit hohem Bildungsni­
veau. Und wir sind nicht imstande, diese 
unsere Geschichte zu begreifen, weil wir 
unsere Wirklichkeit nicht mehr aus erster 
Hand, sondern aus zweiter, dritter und vierter 
Hand beziehen. (Abg. Mag. Sc h äff er: Das 
können Sie doch nicht mit einem Bildungsni­
veau gleichstellen!) Ich weiß, daß Sie natür­
lich den Bildungsbegriff differenzieren, aber 
aus Ihrer Wortmeldung, daß Sie diese beiden 
Leistungen gleichwertig sehen, kann ich nur 
erkennen, daß Ihre Ethik eine andere ist. 

(Abg. Mag. Sc h äff er: Das hat doch nichts 
mit dem Bildungsniveau zu tun! Das ist eine 
ganz andere Sache!) Ich weiß, daß Sie das als 
eine ganz andere Sache bezeichnen, ich aber 
glaube, daß diese beiden Dinge untrennbar 
miteinander verknüpft sind. 

Ein neues Bildungsverständnis erfordert 
die Öffnung der Schulen gegenüber der loka­
len Umwelt und der gesellschaftlichen Wirk­
lichkeit. Herr Kollege Schäffer! Ich verfolge 
auch den unseligen Streit über Notengebung 
oder verbale Beurteilung. (Abg. S te i n -
bau er: Wieder eine Unterstellung!) 

Ihre schönen Umfragen haben ergeben, daß 
80 Prozent der Schüler Noten wollen. (Abg. 
S te i n bau er: Gute Noten!) Der Schluß, den 
Sie daraus ziehen, daß die Kinder Noten wol­
len, ist einfach falsch. Die Kinder wollen eine 
Rückmeldung darüber haben, was sie gelernt 
haben. (Beifall bei den Grünen. - Zwischen­
ruf des Abg. S te i n bau e r.) 

Aber zu Ihrem Trost: Verbale Beurteilung 
kann genauso mißbraucht werden, kann 
genauso dafür verwendet werden, den Men­
schen Angst zu machen, sie zu unterdrücken 
und sie daran zu hindern, etwas zu lernen. 

Meine Damen und Herren! Ich habe den 
Eindruck, daß die Aufmerksamkeit hier sehr 
gering ist und es mir kaum gelungen ist, ein 
paar der grünen Anliegen in der Pädagogik 
hier an diesem Rednerpult durch dieses 
Mikrophon zu Ihren Ohren und Herzen zu 
bringen. (Abg. He i n z i n ger: Sie irren sich! 
Die Opposition hat immer ein großes Echo, 
nur hört sie nie zu, sie ist nie da!) Ihre Kritik 
ist ausnahmsweise richtig. Ich nehme sie zur 
Kenntnis. In Ihrer Fraktion ist es halt etwas 
leichter, immer wenigstens einen herinnen 
sitzen zu haben. (Abg. He i n z i n ger: Ma­
thematik unterrichten Sie offenbar nicht!) 

Meine Damen und Herren! Ich hätte Ihnen 
gerne ein Beispiel vorgelegt dafür, wie bei uns 
in Österreich Schulpolitik gemacht wird, wie 
die Schulbürokratie sämtliche Initiativen mit 
ihrer Skepsis abwürgt. (Zwischenruf bei der 
ÖVP.) Das ist wieder eine Unterstellung. 
Dann sage ich eben: fast alle Initiativen. 

Herr Kollege Schäffer, ich glaupe, daß im 
Schulwesen und in der Bildungspolitik 
erkannt werden muß, daß wir uns an einer 
ganz zentralen Frage vorbeischwindeln, näm­
lich an der, daß die Schulwirklichkeit mit der 
Lebenswirklichkeit aber schon gar nichts 
mehr zu tun hat. 
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Deshalb die Bitte an Sie und auch an den 
Herrn Matzenauer, daß Sie aU jenen, die 
draußen ihren Unterricht versehen und versu­
chen, im Unterricht in den Schulen Neues zu 
bringen, die versuchen, aus diesem Schlamas­
sel des Notstandes in der Bildung herauszu­
kommen, und die all ihre Kreativität aufwen­
den, um die Schule zu verändern, den enga­
gierten Schülern und Lehrern mehr Gehör 
schenken und diese Dinge einfließen lassen in 
eine Bildungspolitik, die die Menschen mehr 
befriedigt. 

Das ist aber einfach nicht möglich in einem 
Schulsystem, in. das Beamte eintreten, die von 
vornherein den aufrechten Gang verlieren 
müssen, weil sie gezwungen werden, gewisse 
ideologische Anschauungen in Form eines 
Parteibuches zu haben. (Abg. S te i n bau e r: 
Wieder eine Unterstellung!) 

Ich weiß, das ist eine Unterstellung! Herr 
Kollege Zilk, glaube ich, hat als Unterrichts­
minister die schönen Worte geprägt: Die Par­
teibuchwirtschaft ist zum Kotzen. Die Frau 
Minister hat gestern davon gesprochen, daß 
wieder eine Objektivierungskommission ein­
gerichtet werden wird. 

Ich glaube, wenn hier nicht die Bedingung 
dafür geschaffen wird, daß Menschen auf­
recht durch die Schultore gehen können, dann 
muß jede Bildungsreform, jede Schulreform 
scheitern. Es kann nicht sein, daß in Kärnten 
alle Lehrer "rot" und in der Steiermark und 
in Niederösterreich die meisten Lehrer 
"schwarz" sind. (Zwischenruf des Abg. 
Pro b s t.) Das mag vielleicht eine Ansamm­
lung sein von gesinnungslosen Menschen, nur 
glaube ich das nicht, sondern ich glaube, daß 
die Menschen Angst haben und die Bürokra­
ten und die Mächtigen in diesem Lande diese 
Angst ausnützen. (Beifall bei den Grünen. -
Abg. S te i n bau er: Wabl! Wenn das so ist, 
wieso gibt es dann dich als Lehrer? - Abg. 
He i n z in ger: Das ist die FehlerhaftigkeitJ) 
Das ist die Fehlerhaftigkeit. Ich bin leider 
hineingerutscht - wie mir mein Bezirks­
schulinspektor erzählt hat -, ich bin hinein­
gerutscht in ein Schulsystem, das für Men­
schen, die aufrecht gehen, wenig Platz zu 
haben scheint. Trotzdem gelingt es immer 
wieder welchen, da durchzubrechen und die­
sem verknöcherten System Ansätze einer 
neuen Bildungspolitik zu geben. (Beifall bei 
den Grünen. - Zwischenruf des Abg. He i n -
z i n ger.) Ich werde nichts mehr von unseren 
Utopien erzählen, Herr Kollege Steinbauer, 
aber ich hoffe, der Herr Kollege Schäffer und 
der Herr Kollege Matzenauer werden die 
Anregungen der vielen Intiativen aufgreifen. 

Ich denke an ein Papier der Katholischen 
Jungschar Österreichs, ich kann fast jeden 
Satz hier unterstreichen. - Hier habe ich ein 
Papier: "Schule ohne Aussonderung". Hier 
kann ich jeden Satz unterstreichen. Es gibt 
Menschen in Österreich, die sich Gedanken 
darüber machen, und ich bitte Sie noch ein­
mal: Verhindern Sie nicht mit Bürokratie, mit 
verständnislosen Ministerien diese Erneue­
rung! 

Zum Abschluß: Ich werde Sie nicht mehr 
mit Träumereien belästigen, mit Utopien. 
Aber eines sage ich Ihnen: Wir müssen Expe­
rimente in unserem Schulsystem wagen, 
denn die Schule so zu belassen, wie sie jetzt 
ist, wäre ein fürchterliches Experiment! (Bei­
fall bei den Grünen. - Abg. Res c h: Der hat 
die Latte für die Lehrer hoch gelegt!) 9.15 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Bayr. Ich 
erteile es ihm. 

9.15 

Abgeordneter Bayr (ÖVP): Herr Präsident! 
Frau Minister! Hohes Haus! Meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Der Herr Kollege 
Wabl hat einen Großteil seiner Rede der Kri­
tik am Kollegen Schäffer gewidmet. Er hat 
sich daran gestoßen, daß Kollege Schäffer 
sich gestern auch zur schulischen Leistung 
bekannt hat. Und er hat daraus fälschlicher­
weise den Schluß abgeleitet, Kollege Schäffer 
hätte eine Vorliebe für Eliteschulen. 

Ich darf Sie, Herr Kollege, darauf aufmerk­
sam machen, daß Sie sich mit dem Modell der 
Begabtenförderung, wie es in einigen Bundes­
ländern praktiziert wird, nicht auseinanderge­
setzt haben, weil nämlich ausdrücklich festge­
legt ist, daß die Förderung von Begabten 
innerhalb des Schulsystems und nicht außer­
halb des Schulsystems erfolgen soll. 

Zum zweiten aber im Hinblick auf die Lei­
stung noch folgende Feststellung - ich 
wende mich an Sie, Herr Kollege Wabl-: Die 
Gesellschaft stellt auch Anforderungen an die 
Schule. Wir leben in einer Leistungsgesell­
schaft, und diese Leistungsgesellschaft erfor­
dert auch, daß in der Schule eine kindadä­
quate Leistung verlangt wird. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Leistung zieht nicht zwangsläufig, Herr 
Kollege, Streß und Angst nach sich, unter der 
Voraussetzung, daß sich die Leistungsanfor­
derung an der Leistungsfähigkeit der Kinder 
orientiert und der Schwächere auch noch 
durch Fördermaßnahmen unterstützt wird. 
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Ich möchte daher meinen, daß wir in einer 
Leistungsgesellschaft durchaus auch in der 
Schule von den Kindern Leistungen verlan­
gen müssen. 

Darf ich mich aber jetzt meinem Thema 
zuwenden. Im gestrigen Teil der Schuldiskus­
sion haben sich einige Redner mit der Neuen 
Hauptschule kritisch auseinandergesetzt. Ich 
möchte mich auch der Neuen Hauptschule 
zuwenden. Wir haben nun eineinhalb Jahre 
Praxis, und dies soll Anlaß sein, zu überprü­
fen, inwieweit sich die schulpolitischen 
Erwartungen auch in der Schulrealität erfül­
len. 

Und zum anderen wird die Hauptschule von 
rund 70 Prozent der 10- bis 14jährigen 
besucht, und der Anteil der direkt oder indi­
rekt Betroffenen ist daher sehr groß. 

Ich möchte daher eindeutig feststellen 
und damit auch summarisch auf die gestrigen 
Kritiker antworten -: 

Erstens: Die pädagogische Sinnhaftigkeit 
der Hauptschulreform 1982 steht außer Zwei­
fel. Sie brachte eine attraktivere Hauptschule, 
weil es nun auch möglich ist, in der Haupt­
schule das AHS-Niveau zu erreichen, und sie 
brachte eine pädagogisch aufgewertete 
Schule, weil es nun in der Neuen Hauptschule 
auch möglich ist, auf Grund der geänderten 
Organisationsform viel stärker auf die indivi­
duellen Anlagen und Neigungen der Kinder 
einzugehen. 

Daß in Wien - Wien ist ja nicht ganz Öster­
reich - ein Trend zur AHS feststellbar ist, 
mag das bei dem hohen Anteil an Gastarbei­
terkindern irgendwie verständlich sein: Die 
AHS habe mehr Prestige, behauptete jeden­
falls gestern Herr Präsident Matzenauer. 

Wenn dem aber so ist, geschätzte Damen 
und Herren, dann ist es unverantwortlich, das 
Prestige der Hauptschule durch das ewige 
Geschwafel von der "Restschule" weiter abzu­
werten. (Beifall bei der ÖVP.) Wir dürfen aber 
trotzdem die Augen nicht vor dem Umstand 
verschließen, daß es bei der Umsetzung der 
schulpolitischen Zielvorstellungen in die 
Schulwirklichkeit gewisse Reibungsverluste 
gibt. 

Ich möchte nun im folgenden eInIge 
Schwachstellen und auch Lösungsmöglichkei­
ten aufzeigen. 

Erstens: Ich glaube, es ist nur in unzurei­
chendem Ausmaße gelungen, die Lehrer auf 

das vorzubereiten, was auf sie zukommt. (Bei­
fall bei den Grünen.) Danke schön. 

Es ist überhaupt ein Manko der Schulpoli­
tik - von Sinowatz über Zilk bis Moritz -
gewesen, daß alle schulgesetzlichen Regelun­
gen immer unter Termindruck und ohne gei­
stige Einstimmung jener, die die Gesetze zu 
vollziehen haben, abgehandelt wurden. Auf 
die notwendige Synchronität zwischen dem 
politischen Wollen und der pädagogischen 
Notwendigkeit, was natürlich ein hohes Maß 
an Information und Bewußtseinsbildung vor­
aussetzt, wurde nicht geachtet. 

Zweitens: Es wurde auch versäumt, pädago­
gische Schwachstellen, die sich bereits im 
Schulversuchsstadium abgezeichnet haben -
ich selbst habe diese Punkte bei der Diskus­
sion zur 7. SCHOG-Novelle angesprochen 
aufzuarbeiten. 

Ich möchte hier nur ein Schlagwort nennen: 
Förderunterricht. Ich glaube, daß die Förder­
pädagogik ein ganz wesentlicher Bestandteil 
der Lehrerfortbildung und der Lehrerausbil­
dung sein müßte. Allerdings müssen wir uns 
vor Augen halten, daß auch der Förderunter­
richt nicht alle Schwächen des Schülers zu 
beheben vermag. In einer Referentenunter­
lage, die jetzt im Februar vom Zentrum für 
Schulversuche in Klagenfurt herausgegeben 
wurde, heißt es, daß der Förderbarkeit der 
Kinder, nämlich der Beseitigung aller Einzel­
defizite bei einem Schüler, Grenzen gesetzt 
sind. Diese Expertenmeinung müßte uns in 
dem Entschluß bekräftigen, den Förderunter­
richt, der in sehr vielen Fällen zu einer unver­
antwortlichen Ausweitung der Unterrichtszeit 
pro Schüler führt, zu überprüfen. 

Drittens: Ein entscheidender Kritikpunkt 
der Eltern und der Lehrer ist die Tatsache, 
daß bei der Erstellung der Stundentafel -
diese ist eine Verordnung des Ministers - auf 
die Belastungsfähigkeit der Schüler zuwenig 
Bedacht genommen wurde. Es muß daher ein 
Ziel der Politik sein, die Stundentafel auf die 
Möglichkeit einer Reduzierung zu überprü­
fen. Denn es ist nicht einzusehen, daß, wäh­
rend in der Welt der Wirtschaft die 35-Stun­
den-Woche angepeilt wird, in der Welt der 
Schule das Stunden ausmaß hemmungslos 
ausgeweitet wird. 

Viertens: Es wurde auch die Chance ver­
paßt, bei der Erstellung der Lehrpläne auf die 
notwendige Stoffreduzierung Bedacht zu neh­
men. Wir alle wissen, daß die Anforderungen 
an die Schüler quantitativ und auch qualitativ 
steigen. Im Nebel dieser großen Bildungs-
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menge fällt es den Lehrern zunehmend 
schwerer, das herauszufiltern, was für die 
Schüler von besonderer Wichtigkeit ist. Wich­
tiges wird daher mit der gleichen Intensität 
gelehrt, gelernt und leider auch wieder ver­
gessen wie Unwichtiges. Außerdem führt die 
Überfütterung der Schüler mit Stoff zu gewis­
sen Verdauungsbeschwerden in Form von 
Streß oder Defiziten. Ich möchte daher sagen: 
Die Quantität des Stoffes beeinträchtigt die 
Qualität des Ertrages. Daher brauchen wir 
eine Entrümpelung der Lehrpläne. (Beifall bei 
der ÖVP und den Grünen.) Die Schule 
braucht wieder Zeit zum Wiederholen und 
Vertiefen, und die Lehrer brauchen auch wie­
der Freiräume für ihre kreative Entfaltung. 
(Beifall bei der ÖVP und den Grünen. - Abg. 
Sm 011 e: Allerweil, die hätt' ma schon!) 

Fünftens: Wenn von Freiräumen gespro­
chen wird, geschätzte Damen und Herren, 
dann ist sicherlich auch eine Eindämmung 
der Schulbürokratie erforderlich, denn diese 
leidet an einer fortschreitenden Fettleibigkeit 
und erstickt damit die Arbeitsfreude und 
Eigeninitiative der Lehrer. Was nottut, ist 
zweifellos eine radikale Durchforstung des 
Bürokratiedschungels. Wir wollen nicht die 
verwaltete Schule, sondern eine humane 
Schule, eine Schule, die Freude macht und in 
der Frustration gar nicht aufkommt. 

Sechstens: Bei all diesen Bemühungen, 
diese Schwachstellen, die ich aufgezeigt habe, 
abzubauen, darf folgendes nicht übersehen 
werden: Jede pädagogische Reform steht und 
fällt mit der Anerkennung der Lehrerpersön­
lichkeit. Ich glaube, diesem Umstand wurde 
in der Vergangenheit zuwenig Beachtung 
zugewendet. Die Lehrer waren immer Objekt 
gewerkschaftlicher Forderungen, das Anse­
hen des Lehrerstandes war aber nie Gegen­
stand ministerieller Förderung. Es ist daher 
erforderlich, das soziale Prestige des Lehrers 
durch Anerkennung der Qualität dieser so 
wichtigen Arbeit auch entsprechend zu 
heben. 

Hinsichtlich der Qualität der Lehrerausbil­
dung wäre zu prüfen, ob das zeitgemäße 
Anforderungsprofil an eine Lehrerpersönlich­
keit tatsächlich erfüllt wird. Die Ansprüche 
an den Lehrer sind sehr hoch. Wir brauchen 
den pädagogisch bestens ausgebildeten, 
eigeninitiativen, gesprächsfähigen, partner­
schaftlich gesinnten Lehrer. 

Allerdings kann aber auch der Lehrer die 
Forderung an die Gesellschaft stellen, aner­
kannt und unterstützt zu werden. In diesem 
Zusammenhang komme ich noch einmal auf 

die einleitende Feststellung zurück. Es ist ein 
Ausdruck mangelnder Sensibilität - um es so 
zu formulieren -, wenn den Lehrern, die in 
der Neuen Hauptschule arbeiten, bereits wie­
der der Teppich unter den Füßen weggezogen 
wird, indem man von der "Restschule" 
spricht. Alle diejenigen, die meinen, Zweifel 
an der Existenzberechtigung der Hauptschule 
anmelden zu müssen, schaden nicht nur dem 
Image dieser Schule, sondern sie stellen über­
haupt das Schulgefüge in Frage. Denn wo ist 
der Ausweg? Präsident Schäffer hat gestern 
schon gesagt: Wer schickt schon gerne ein 
Kind in eine "Restschule" . Der Ausweg ist die 
AHS. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Weg in die AHS wird dann zur Sackgasse, 
wenn die Kinder die notwendigen Vorausset­
zungen für diesen Schultyp nicht mitbringen. 
Es kann nicht schulpolitisches Ziel sein, 
Schulabbrecher zu fördern, daher ist es erfor­
derlich, daß wir uns zur Neuen Hauptschule 
bekennen. 

Im Jahr 1982 haben wir uns bildungspoli­
tisch zur Schulvielfalt und nicht zur Einför­
migkeit bekannt. Es ist Aufgabe der Schulpo­
litik, die Vielfalt des Schulsystems in seiner 
typenspezifischen Ausprägung· deutlich zu 
machen und den Eltern bei dem Bemühen, für 
die Kinder die geeignete Schulbahn zu finden, 
die entsprechende Hilfestellung zu geben. 

Wenn wir uns zur Neuen Hauptschule 
bekannt haben, dann erfordert dieser Ent­
schluß auch ein eindeutiges und ungeteiltes 
Bekenntnis zu diesem Schultyp und die Ent­
schlossenheit, jene pädagogischen Maßnah­
men durchzuführen, die der Hauptschule das 
Image geben, das ihr aufgrund ihrer schulpo­
litischen Konzeption zukommt. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Wir müssen auch fortfahren, mit Phantasie 
und Flexibilität in den Schulen Schwerpunkte 
zu setzen, um die Attraktivität weiter zu erhö­
hen. Schließlich wird eine effizientere Schul­
bahnberatung dafür sorgen müssen, daß die 
Profile der Schulen deutlich gemacht und die 
Ausbildungsströme richtig geleitet werden. 

Ich gehe davon aus, sehr geehrte Frau 
Minister, daß Sie für das, was ich im Zusam­
menhang mit der Neuen Hauptschule gesagt 
habe, Verständnis haben. Dann könnte nach 
meinem Dafürhalten einer raschen Umset­
zung der notwendigen Maßnahmen über­
haupt nichts im Wege stehen. (Abg. Sm 011 e: 
Was haben Sie eigentlich vor mit der Partei­
buchwirtschaft? Dazu könnten Sie vielleicht 
auch noch etwas sagen!) 
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Herr Kollege! Ich möchte Ihnen sagen, daß 
es bereits eine Reihe von Modellen gibt, wo 
auf der Basis eines Punktesystems die Quali­
fikation, die sozialen Verhältnisse und 
Umstände, die in der Person des Lehrers lie­
gen, berücksichtigt werden. Überdies gibt es 
eine Erklärung der Regierung, wonach diese 
Modelle auch in anderen Bereichen umge­
setzt werden. 

Ich möchte zum Schluß kommen und noch 
folgendes feststellen: Das Arbeitsübereinkom­
men, meine Damen und Herren, hat jene 
ideologischen Stolpersteine aus dem Weg 
geräumt, die ein Hemmschuh bei der Reali­
sierung der Vorstellungen, die ich artikuliert 
habe, sein könnten. Das gilt etwa für die Lei­
stungsbeurteilung: Das Problem der Notenab­
schaffung steht nicht mehr zur Diskussion, 
sondern es soll einfach die Aussagekraft der 
Noten durch verbale Zusätze verbessert wer­
den. Ebenso hat sich hinsichtlich der ganztä­
gigen Schulformen die Einsicht durchgesetzt, 
daß nicht auch noch der Nachmittag durch 
Unterricht verplant werden solL Vielmehr soll 
die nachmittägige Betreuung ein freiwilliges 
Angebot sein, wie das etwa im ÖVP-Modell 
der Tagesheimschule bereits praktiziert wird. 

Ich darf mit zwei kurzen Feststellungen 
schließen. Das Unterrichtsbudget 1987 mit 
einer 10,6prozentigen Ausweitung sichert die 
kontinuierliche Weiterentwicklung unserer 
Schule. Und das Arbeitsübereinkgmmen bil­
det eine tragfähige Basis für einen weiteren 
Konsens in der Schulpolitik mit dem Leitmo­
tiv: Pädagogisierung der Schulpolitik an statt 
Ideologisierung. Ich glaube, mit dieser Grund­
einsteIlung könnte eine sehr positive Phase 
der Schulpolitik eingeleitet werden. (Beifall 
bei der ÖVP und bei Abgeordneten der 
8PÖ.) 9.31 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Probst. Ich erteile ihm das Wort. 

9.31 

Abgeordneter Probst (FPÖ): Herr Präsi­
dent! Verehrte Frau Bundesminister! Meine 
Damen und Herren! Ich habe zu Beginn eine 
Frage an meinen verehrten Vorredner, Kolle­
gen Bayr. Ohne gehässig sein zu wollen, 
möchte ich Sie doch etwas fragen, Herr Kol­
lege. Sie haben wieder, wie so oft und wie so 
viele Sprecher vor ihnen, von der "Entrümpe­
lung der Lehrpläne" geredet und haben sogar, 
was Ihnen sehr verderblich werden könnte, 
von den Grünen da oben Applaus bekommen. 

Meine Frage an Sie ist: Was ist der Unter­
schied in der Semantik, die hinter dem Aus-

druck "Entrümpelung der Lehrpläne" steckt, 
dem Ausdruck "Ersatz arbeitsplatz" , dem Aus­
druck "intelligente Produkte" und dem Aus­
druck "Finalprodukte"? Was ist das alles, 
bitte schön? (Zwischenruf des Abg. Gur t -
n er.) Was wollen Sie wann, wie und wo ent­
rümpeln? Auch ich bin im Jahr 1980 hier her­
außen gestanden, habe von "Entrümpelung" 
geredet und habe keine Ahnung gehabt, was 
ich eigentlich entrümpeln will. (Heiterkeit. -
Beifall bei der ÖVP und Beifall des Abg. 8rb.) 
Genausowenig wie Sie. - Was heißt entrüm­
peln, bitte? Sagen Sie doch endlich, was ent­
rümpeln heißt. (Abg. Dr. 8 c h w im m er: 8ie 
haben jetzt auch noch keine Ahnung! - Wei­
tere Zwischenrufe.) 

Dann möchte ich dem Herrn Kollegen 
Schäffer etwas sagen. Er hat sich gestern 
maßlos mokiert, unser Kollege Schäffer, über 
die Aussagen der Frau Kollegin Praxmarer. 
Herr' Kollege Schäffer, ich wiederhole: Tu es 
pastor malus! Sie haben Dinge, von denen Sie 
genau wissen, daß sie richtig sind, in die fal­
sche Ecke gestellt. (Abg. Mag. 8 c h äffe r: 
Umgekehrt war es!) Sie haben sich darüber 
fürchterlich aufgemotzt (Abg. Mag. 
Sc h äff er: Stimmt es, daß Sie mitgestimmt 
haben bei den Schulgesetzen 1982? Ich glaube, 
das muß hier deutlich gesagt werden! Sie 
distanzieren sich!) Falsch! Falsch! 

An Ihnen zeigt sich die Richtigkeit unserer 
Kritik. Es fehlt in Österreich weiter an den 
Grundkenntnissen in Lesen, Schreiben und 
Rechnen. Sie sind das erste Beispiel. (Heiter­
keit. - Beifall bei der FPÖ.) Sie können keine 
Protokolle lesen, denn Sie, Herr Kollege 
Schäffer, haben nicht gelesen, daß wir in drit­
ter Lesung c:iem ganzen Mumpitz der 
7. SCHOG-Novelle unsere Ablehnung erteilt 
haben. Und Sie haben in Ihrer Regierungser­
klärung bestätigt, daß wir recht hatten. 

Herr Kollege Schäffer! In eurem Koalitions­
papierl steht, daß es an den Grundkenntnis­
sen fehlt - lesen, schreiben, rechnen -, daß 
wir uns einem computerisierten Analphabe­
tentum nähern. Stimmt! Ist auch logisch. Das 
ist auch meine heftigste Kritik, die ich zum 
Beispiel an einer Form von Schulbuchsystem 
habe, wo ich überzeugt bin, daß auch die Frau 
Bundesminister ein offenes Ohr hat. Nicht 
das wertvolle Lesebuch ... (Abg. Ba y r: Was 
hat die SCHOG-Novelle mit der Volksschule 
zu tun, wissen Sie das?) Jetzt reden Fachleute, 
da müssen Sie als Lehrer still sein, bitte einen 
Augenblick. (Weiterer Zwischenruf des Abg. 
B a y r.) Es fehlt an den Grundkenntnissen. 
Wir haben seit 1962 ... (Abg. Dr. He1ga 
Ra b 1- S ta d 1 e r: Laßt ihn "verhungern", 
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wenn wir keinen Zwischenruf machen, der 
hat doch keine vorbereitete Rede, kein Kon­
zept für die Rede zur Schulpolitik!) Habt ihr 
das gehört? 

Bitte, es wolle doch jemand ein wenig zur 
Beilegung der Aufregung unserer liebwerten 
Kollegin Rabl-Stadler beitragen. Sie ärgert 
sich wirklich. Ich werde hier sicherlich nicht 
"verhungern", denn ich habe mir schon etwas 
vorgenommen, was ich hier sagen möchte. 
Frau Kollegin, ärgern Sie sich nicht so über 
Ihre Kollegen! 

Aber bitte, Herr Kollege Schäffer, Sie müs­
sen uns doch eines zubilligen, nämlich daß 
wir ... (Abg. Mag. Sc h äff er: Ich folge ihr! 
Ich werde nichts mehr sagen! - Heiterkeit.) 
Aber Sie ärgern sich auch, Sie ärgern sich 
auch. Ja warum haben Sie jetzt wieder etwas 
gesagt? 

Sie stehen als "Pastor malus" da mit Ihrem 
krummen Stab und erteilen anderen Zensu­
ren. Ich sage Ihnen etwas: Wir haben seit 1962 
gewarnt, und es hat sich herausgestellt, daß 
die Warnungen vollkommen begründet 
waren. Es funktioniert nicht. Es funktioniert 
nicht aus einem ganz einfachen Grund: Nicht 
weil die Organisationsform nicht stimmt, weil 
die Lehrpläne nicht stimmen, sondern weil 
etwas ganz Wesentliches vergessen wurde, 
nämlich die Reform am Lehrer. 

Sie haben mich gestern gefragt, welches 
Verhältnis ich persönlich zur Hauptschule 
habe. Ich darf Ihnen antworten, Herr Kollege 
Schäffer. Sie dürfen nicht, die Frau Kollegin 
Rabl-Stadler hat es Ihnen verboten, aber ich 
darf Ihnen antworten: Ich habe ein sehr posi­
tives Verhältnis zur Hauptschule. 

Ich habe zwei Söhne - meine persönliche 
Antwort auf eine persönliche Frage - und 
habe den zweiten in die Hauptschule 
geschickt, ganz in der Nähe unserer Woh­
nung. Die Erfahrungen waren viel besser, 
aber warum? - Nicht weil es für den älteren 
eine AHS war, infolgedessen schlecht, und 
das andere eine Hauptschule, infolgedessen 
gut - das ist auch schon vor der Neuen 
Hauptschule gewesen -, sondern weil die 
AHS halt zufällig nicht so perfekt war und ich 
dort mit meinem älteren Sohn ununterbro­
chen Probleme und Schwierigkeiten hatte, 
weil auch in der Hauptschule der Lehrer, der 
dort das Sagen hatte, ein gewisser Horst 
Mandl war, der ein Lehrer war, nicht der 
Inhaber eines Jobs, gewerkschaftlich abgesi­
chert, sondern der mit Leib und Seele Lehrer 
war. Und diese Einstellung hat sich auf die 

anderen Lehrer übertragen, die haben tadel­
lose Kinder erzogen, tadellose Schule 
gemacht unabhängig von der Organisations­
form, unabhängig von allen anderen Dingen. 
Und das ist das zentrale Anliegen, bei den 
Lehrern gehört wieder angesetzt, denn bei 
ihnen fehlt die Motivation, liebe Freunde. 
(Beifall bei der FPÖ.) Und darauf bitte ich Sie, 
Frau Bundesminister, Ihre Aufmerksamkeit 
zu wenden. 

Ich habe bei den AHS-Abgängern auch fest­
gestellt - auch das steht in Ihrem Koalitions­
papier; es ist auch eine Frage der Lebensqua­
lität, der Dimension an Lebensqualität, die 
man einnimmt -: Maturanten, Schulabgän­
ger haben heutzutage im wesentlichen sehr 
wenig von dem, was man früher Allgemeinbil­
dung nannte. 

Ich will da keinem verstaubten Bildungs­
ideal das Wort reden, aber ich bemerke - es 
gelingt mir auch, meinen Söhnen zum Bei­
spiel das Stück für Stück mitzugeben -, daß 
jene, die weniger Bildungsangebot genossen 
haben, weniger Möglichkeiten, selbst zu 
selektieren, auszusuchen, was sie annehmen 
wollen und was nicht, ärmer sind als andere. 

Wenn der Bogen der Spannweite geistiger 
Interessen halt nur von einem Fernsehkanal 
bis zu andern reicht, oder von einem Pro­
gramm bis zum anderen, und kein Anreiz da 
war, die etwas schwierigeren Künste oder 
Formen der Unterhaltung, wie die ernste 
Musik, Musikdrama oder Theater, auch ein­
mal zu versuchen, dann bleiben nur kleine 
Sektoren an Lebensqualität geistiger Art 
übrig. Die Leute sind arm, denen fehlt etwas. 
Es ist die Aufgabe des Lehrers und der 
Schule, auf diese Formen hinzuweisen. 

Jetzt bin ich beim zweiten Thema, das mir 
ein Anliegen ist. Frau Bundesminister, ich 
kann hier nur Bitten aussprechen, vielleicht 
bleibt das eine oder andere hängen, vielleicht 
findet die eine oder die andere Anregung die 
Gnade Ihrer Zustimmung. Wenn ich als 
"Fahrschüler" mit der Eisenbahn Richtung 
Wien fahre, sehe ich, es steigen sehr viele 
Pendler ein, die Lehrer in allen Schulformen 
sind. Es ist erschütternd, was mir die erzäh­
len. 

Wenn ich denen erzähle, daß wir ab dem 
10. Lebensjahr selbstverständlich von unse­
ren Lehrern mindestens einmal in der Woche 
ins Theater geführt worden sind, tippen sie 
sich an die Stirn und fragen: Wer zahlt uns 
denn das? Meine Gegenfrage: Wer hat es denn 
meinen Lehrern gezahlt? Niemand. Aber 
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meine Generation ist um vieles reicher aufge­
wachsen als die jetzige. 

Im Ausschuß haben wir gehört, daß sich die 
Lehrer für die Kontaktaufnahme mit den 
Eltern, ich weiß nicht genau, wie die Institu­
tion heißt, 80 Millionen Schilling zahlen las­
sen. Ja gibt es denn noch irgendeinen Teilbe­
reich der Aufgaben der Lehrerschaft, den sich 
die Lehrer nicht bezahlen lassen? Daran liegt 
es. Das ist ein Job geworden und ist keine 
Berufung mehr. 

Der typische Lehrer, der dem Mitbürger 
manchmal auf die Nerven gegangen ist, der 
besessen war von seiner Aufgabe zu erziehen, 
fehlt, den gibt es nicht mehr. Die Lehrerinnen 
und Lehrer, die mit der Eisenbahn fahren, mit 
denen ich Gespräche führe, erzählen mir, was 
sie alles nicht machen, woran sie gar nicht 
denken. Sie denken nicht daran, in ihrer Frei­
zeit mit den Kindern ins Theater oder ins 
Kino oder ins Konzert zu gehen. Sie denken 
nicht daran, ohne Bezahlung irgendeinen 
Winter- oder Sommersport zu betreiben. Es 
gibt nichts, was nicht im Stundenplan festge­
legt und gewerkschaftlich geregelt ist, was sie 
freiwillig und von sich aus täten. Daran liegt 
es. Der Idealismus fehlt ihnen. Das ist das 
gleiche im gesamten Kulturangebot. 

Ich behaupte also, der erste Ansatzpunkt 
liegt am Lehrer, und der zweite Ansatzpunkt 
- ein etwas rascheres Heilungsprogramm, 
und da gehe ich wieder zurück zu dem, was 
ich seit 1981 hier von diesem Platz predige -: 
Wir sollten endlich jede Möglichkeit ergrei­
fen, um die Kunst und die Kultur jenen Leu­
ten nahezubringen, die sie bezahlen und die 
dafür aufkommen, jenen Leuten, an die sie 
adressiert ist. 

Seien wir ehrlich: Kunst und Kultur ist 
doch heute Angelegenheit eines kleinen Zir­
kels; auch das gehört zum heutigen Thema. 
Ich habe hier mehrmals den Antrag auf Ver­
änderung der steuerlichen Möglichkeiten ein­
gebracht. Ich habe beantragt, daß wir eine 
Form finden, daß nicht nur der Einkommen­
steuerpflichtige, sondern darüber hinaus auch 
der Lohnsteuerpflichtige die Möglichkeit hat, 
zum Beispiel 10000 S pro Jahr - das ist ein 
geringer Betrag, aber ein Betrag mit Augen­
maß und angepaßt den finanziellen Möglich­
keiten des Budgets - abzusetzen für Ankäufe 
von Werken lebender österreichischer Künst­
ler über eine Galerie oder von Künstlern, die 
selbst zur Steuer veranlagt sind und eine 
Steuer karte besitzen. 

Dieser Antrag wurde, wie Sie wissen, im 

Jahr 1982 mit Ihnen von den Sozialisten nie­
dergestimmt, 1983 bin ich dabei überhaupt 
alleine, auf der Strecke geblieben, da mußte 
ich mich eben der Budgetknappheit fügen 
und wurde mit dem Versprechen auf eine 
große Steuerreform getröstet. 

Dann haben Sie im vorigen Jahr in Ihrer 
letzten Oppositionsphase den Antrag eben­
falls eingebracht, haben ihn teilweise wörtlich 
von meinem Antrag abgeschrieben, zum Gau­
dium aller, die daran interessiert waren und 
sich das angeschaut haben, und er wurde wie­
der niedergestimmt. 

Aber, angefangen von allen Abgeordneten 
der ÖVP, die sich dazu zu Wort gemeldet 
haben, hat auch die Frau Bundesminister Dr. 
Hawlicek positiv dazu gesprochen. Ich hoffe 
stark, daß es vielleicht jetzt gelingt, weil ja 
Sie beide, die Großen, quasi eingebunden sind 
in ein Versprechen, daß das passiert. Das 
wäre doch die erste Möglichkeit, eine Mög­
lichkeit, die steuerlich nichts Neues bringt im 
System, die einzugliedern ist in das bisherige 
Steuersystem und die vor allem nicht über­
trieben viel kosten wird. Aber sie hat den Vor­
teil, daß über die Kunst nicht mehr jener 
kleine Klüngel von Redakteuren oder von 
Juroren in Österreich bestimmt, der allein 
weiß, was Kunst ist und was nicht, das ist 
ohnehin nur eine Handvoll, sondern daß der 
bestimmt, der sie auch ermöglicht und 
bezahlt, nämlich der, der dann kauft, der 
durch seinen Geschmack, der durchaus 
Kitsch sein mag, streut, diversifiziert und för­
dert, der feststellt, was wirklich "in" ist und 
was gewünscht wird in Österreich. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Eine zweite Möglichkeit wäre auch - auch 
das wurde gefordert und sollte gemacht wer­
den -, Absetzmöglichkeiten zu schaffen für 
juristische Personen, das heißt, Unternehmer, 
Unternehmen, die bereit sind, im großen Stil 
zu fördern, zum Beispiel Aufführungen von 
Opern, Aufführungen von Theaterstücken et 
cetera. Bisher scheiterten all diese Versuche, 
obwohl sie gesetzlich durchaus möglich 
waren, an der Möglichkeit der freien 
Abschätzbarkeit des Finanzbeamten, der die 
Relation herzustellen hatte zwischen Betrag 
und Werbewirkung. Es wurde meistens 
irgendwie eine Zeitungs annonce als Vergleich 
herangezogen, und da steigt natürlich so eine 
Veranstaltung schlecht aus. 

Auch hier sollten großzügigere Verordnun­
gen im Finanzministerium erlassen werden, 
daß zum Beispiel Werbung auch dann aner­
kannt wird, wenn man auch nur für eine 
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kleine Messingtafel 1 Million Schilling zahlt, 
daß dann halt die Opernloge mit dieser Tafel 
eben die Loge der Firma Soundso heißt. Das 
sollte möglich sein. Es gäbe genug private 
Sponsoren, die sich bereit erklärten, das zu 
fördern. 

Meine Damen und Herren, einige Sätze 
zum Sport. Wir haben ein schlechtes Winter­
sportjahr hinter uns. (Ruf bei der SPÖ: 
Stimmt doch nicht!) Zumindest im alpinen 
Schisport! Ich darf mich da einschränken; ich 
weiß nicht, wer diesen Zwischenruf soeben 
gemacht hat. Es wäre jetzt sicher falsch, 
Köpfe rollen zu lassen. Ich glaube, wir sollten 
das Thema allgemein sehen. 

Aufgabe der Schule ist es, zu lebensbeglei­
tendem Sport zu erziehen und damit den Brei­
tensport zu fördern. Aufgabe der Schule ist es, 
den Kindern einen wesentlichen, bestimmen­
den Faktor des Sports eindringlich auf den 
Weg mitzugeben, nämlich die Fairneß, die 
allein eine sinnvolle Sportausübung möglich 
macht, daß die Fairneß ein ganz wesentlicher 
Teil des sportlichen und des allgemeinen 
Lebens wird. 

Aufgabe wird es sein, Sport als körperliche 
Ertüchtigung, als Gesunderhaltung des Kör­
pers aufzufassen, dem jungen Menschen 
lebensbegleitend anzuerziehen. Aufgabe der 
Sportförderung wird es sein, den Breitensport 
dahin gehend zu fördern, daß grundlegende 
Sportarten mehr in den Vordergrund gestellt 
und länger ausgeübt werden, wie zum Bei­
spiel Leichtathletik und Geräteturnen, Tur­
nen schlechthin, denn man hat erkannt, daß 
diese beiden die wichtigsten Voraussetzungen 
sind, um Körperbeherrschung in jeder Form 
zu erlangen, auf denen aufgebaut dann die 
einzelnen Sportarten ausgeübt werden kön­
nen. 

Ein weiteres, Frau Bundesminister: In der 
Regierungserklärung steht, daß in 14000 Ver­
einen ehrenamtliche Funktionäre tätig sind, 
die besonders geehrt werden sollen. Ich halte 
das für eine Leerformel, denn a) was haben 
die von der Ehrung? und b) wie will man das? 
Ich würde vorschlagen, setzen wir hier woan­
ders an. Forcieren wir die Ausbildung von 
hochqualifizierten Trainern. Österreich hat 
eine Handvoll - ich glaube, sieben - Berufs­
trainer, Länder wie Bulgarien haben 400. Ich 
will damit nicht dem staatlichen System der 
Versportlichung der jungen Menschen das 
Wort reden, aber ein wenig ernster sollten wir 
Sport als gesundheitserhaltenden, als erzie­
herischen Faktor in unserem Leben schon 
nehmen. Ich weiß, Frau Bundesminister, auf 
diesem Sektor haben Sie ein offenes Ohr. Sie 

haben es in Sachen Sporthilfe bewiesen. Und 
in der Hoffnung, daß Sie Vorschlägen, wenn 
Sie sie für gut befinden beziehungsweise 
wenn sie einer Prüfung standhalten, sicher 
Ihre Zustimmung geben werden, um etwas 
weiterzubringen, geben wir Ihnen für das 
Kapitel Unterricht, Kunst und Sport sehr 
gerne unsere Zustimmung. (Beifall bei der 
FPÖ.) 9.47 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet 
ist Herr Abgeordneter Dr. Preiß. Ich erteile es 
ihm. 

9.47 

Abgeordneter Dr. Preiß (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Frau Bundesminister! Herr Bundesmini­
ster! Werte Damen und Herren des Hohen 
Hauses! Ich möchte mich in aller gebotenen 
Kürze mit zwei Themen des Wissenschafts­
ressorts beschäftigen, die in der öffentlichen 
Diskussion ziemlich starke Beachtung gefun­
den haben: einerseits die Problematik des 
Denkmalschutzes und andererseits die Pläne 
für eine eigene Universität in Niederöster­
reich. 

Was auf dem Gebiet des Denkmalschutzes 
in den letzten Jahrzehnten geleistet wurde, ist 
wirklich einzigartig. Der Bund hat allein zwi­
schen 1981 und 1985 an Förderungsausgaben 
fast 460 Millionen Schilling für Zwecke des 
Denkmalschutzes ausgegeben. Dazu kamen 
im Jahre 198698,759 Millionen Schilling. 
Diese Summen haben durch Gelder der Besit­
zer und anderer Gebietskörperschaften eine 
Vervielfachung erfahren. 

Wer offenen Auges durch Österreich reist, 
kann mit Genugtuung die Spuren in allen Tei­
len unseres Vaterlandes registrieren. Denn 
der sorgsame Umgang mit dem Erbe unserer 
Väter ist zugleich auch der Ausdruck dafür, 
daß Österreich seine kulturelle Identität 
gefunden hat und sie bejaht. 

Es gebührt allen, die sich als Privatleute, 
Vereine oder öffentliche Sachwalter für die 
Sanierung wertvollen Kulturgutes eingesetzt 
haben, unser aller Dank. Umso bedauerlicher 
ist es, daß trotz dringenden Bedarfes die Bud­
getansätze für 1987 spürbar hinter denen von 
1986 zurückbleiben. Die Gesamtausgaben 
sind um mehr als 4,5 Millionen Schilling weni­
ger als im Vorjahr, wobei die Personalaufwen­
dungen noch die Förderungsausgaben anna­
gen. So schmerzlich das natürlich ist - ange­
sichts der Budget- und Wirtschaftslage ist 
sicherlich nicht mehr drinnen. 

Ein besonderes Problem stellen die kirchli-
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chen Denkmäler dar. Die Diözesanverant­
wortlichen haben in einem Brief an alle Abge­
ordneten auf dieses spezielle Problem hinge­
wiesen. Ich war von der dort gebrachten Dar­
stellung durchaus betroffen und habe mich 
eingehend mit den dort aufgezeigten Proble­
men beschäftigt. - Aus zeitökonomischen 
Gründen will ich die von mir erhobenen Zah­
len und Fakten nicht einzeln auf den Tisch 
legen. 

Fest steht jedoch, daß von den Gesamtför­
derungsbeträgen des Bundes zwischen 1981 
und 198551,5 Prozent für Denkmäler der 
römisch-katholischen Kirche ausgegeben 
wurden; daher glaube ich, daß der Staat in 
einer angemessenen Weise die kirchlichen 
Stellen bei ihrer denkmalpflegerischen 
Pflicht unterstützt hat. 

Die Argumentation, der Bund hole sich ein 
Mehrfaches seiner Subventionssummen via 
Mehrwertsteuer aus Restaurierungsarbeiten 
zurück, trifft allerdings nicht ins Schwarze, 
weil es die Bezugsebenen durcheinanderb­
ringt. Die Zeiten der Steuerfreiheit für 
bestimmte Stände sind vorbei, und die Mehr­
wertsteuer trifft halt alle gleich. (Beifall bei 
derSPÖ.) 

Namens meiner Fraktion möchte ich hier 
aber eindeutig feststellen, daß wir den kirchli­
chen Denkmälern durchaus einen besonderen 
Stellenwert zubilligen und für eine harmo­
nisch ausgeglichene Förderungspolitik, ohne 
Bervorzugung oder Diskriminierung 
bestimmter Sparten eintreten. Die Lasten des 
Besitzes können aber niemandem, auch den 
kirchlichen Stellen nicht, abgenommen wer­
den. 

Im übrigen kann das ja auch in der Koali­
tion keine Schwierigkeiten machen, denn 
sonst käme es ja auf diesem Sektor zu einer 
Umkehrung des bekannten ÖVP-Slogans von 
mehr privat und weniger Staat. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Werte Damen und Herren! Nun zum zwei­
ten Schwerpunkt meiner Ausführungen, und 
zwar zu den Plänen für eine eigene Universi­
tät in Niederösterreich. Parallel zur Diskus­
sion um die Landeshauptstadt ist dieses 
Thema aktualisiert worden und hat ein 
beachtliches Medienecho gefunden. Wie bei 
allen vom Lokalpatriotismus beflügelten The­
men besteht hier eine Gefahr der Emotionali­
sierung, verstärkt noch durch persönlichen 
Ehrgeiz all jener Leute aus Wissenschaft und 
Wissenschaftsgetriebe, die sich dadurch einen 
zusätzlichen Karriereschub oder einen besser 

dotierten Tummelplatz für ihre Forschungsin­
teressen erhoffen. 

Dazu kommt noch das Prestigedenken 
gewisser Landespolitiker, die auf diese Weise 
zu historischen Stifterehren zu gelangen hof­
fen. Die zumindest vorgeblichen Landesinter­
essen mit intransigenter Vehemenz zu vertre­
ten, gehört ja nachgerade immer mehr zu 
einem sogenannten politischen Stil unserer 
Gegenwart, der - zumindest bei den rauhen 
Völker stämmen hinter dem Semmering - in 
einen Freistil auszuarten droht. 

Angesichts dieser zentrifugalen Kräfte gibt 
es für die verantwortlichen Bundespolitiker 
dabei eigentlich nur eines, nämlich ruhig Blut 
zu bewahren. 

Deshalb ist es besonders wichtig, daß noch, 
unter dem Vorgänger des Herrn Wissen­
schaftsministers, unter Dr. Fischer, eine 
eigene Arbeitsgruppe der Hochschulpla­
nungskommission für die Problematik univer­
sitärer Einrichtungen für Niederösterreich 
eingerichtet wurde. Aus dem Hohen Haus 
gehören Kollege Höchtl und meine Wenigkeit 
diesem Gremium an. 

Wie sich im Rahmen der Tätigkeit dieser 
Arbeitsgruppe herausstellte, gibt es zwar eine 
ganze Reihe von Einrichtungen bestehender 
Hochschulen beziehungsweise von Institutio­
nen universitären Charakters, die in Nieder­
österreich gute Arbeit leisten, aber keinesfalls 
ausgegorene Konzepte für entsprechende Bil­
dungs- oder Forschungseinrichtungen neuer 
Art. 

Die Vorstellungen reichen vom Wunsch der 
Verlegung bestehender Universitäten über 
Teilverlegungen bis zur Forderung nach der 
Errichtung einer eigenen Volluniversität her­
kömmlicher Art. 

Gerne wird das Argument verwendet, daß 
rund 20 000 junge Niederösterreicherinnen 
und Niederösterreicher im ,,Ausland", das 
heißt meistens in Wien, studieren und dann 
zu einem großen Teil nicht mehr nach Nieder­
österreich zurückkehren, was einen bedeuten­
den intellektuellen Aderlaß bedeute. Dieses 
Argument ist natürlich sehr vordergründig. 

Die akademisierten Niederösterreicher blei­
ben nicht im Ballungszentrum Wien oder 
gehen ins Ausland, weil sie großstadtsüchtig 
sind, sondern weil sie in Niederösterreich viel 
zuwenig ihrer Ausbildung entsprechende 
Arbeitsplätze finden. Dem kann man nur 
durch eine längerfristige U mstrukturierung 
unseres Bundeslandes entgegenwirken. 
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Die Bestrebungen um eine intensivere Ein­
bindung Niederösterreichs in den wissen­
schaftlich-technischen Innovationsprozeß 
haben auch zu der Absichtserklärung im 
Arbeitsübereinkommen der 1:reiden Regie­
rungsparteien geführt, die Möglichkeiten zur 
Errichtung einer postgradualen Einrichtung 
in Niederösterreich zu prüfen. 

Angesichts des Nachholbedarfes auf diesem 
Sektor kommt einer solchen Institution höch­
ste Aktualität zu. Dieser Plan stellt sicherlich 
das ökonomisch dringlichste und am rasche­
sten zu verwirklichende Projekt dar. Allge­
mein ist allerdings festzuhalten, daß bei all 
den Plänen zur Ausweitung des universitären 
Angebotes nicht so sehr landesegoistische, als 
vielmehr gesamtösterreichische Aspekte im 
Vordergrund zu stehen haben. Deshalb sehe 
ich auch mit großem Interesse den bereits in 
Auftrag gegebenen Bedarfsanalysen entge­
gen, die allfällige Lücken oder Entwicklungs­
bereiche im Universitätsspektrum Öster­
reichs feststellen sollen. 

Angesichts der finanziellen Gesamtlage 
sowohl des Staates insgesamt als auch der 
Universitäten im besonderen werden wir uns 
eine Duplizierung bereits vorhandener Kapa­
zitäten nicht leisten können; meine Fraktion 
würde auch einem solchen Ansinnen nicht 
nähertreten. 

In diesem Zusammenhang habe ich auch 
eine Äußerung des niederösterreichischen 
Landeshauptmannes mit Freude registriert. 
Bei einer Enquete am 18. März hat er nämlich 
ausdrücklich gesagt, daß die zu schaffenden 
universitären Einrichtungen in Niederöster­
reich keinesfalls zur Zusatzproduktion von 
arbeitslosen Akademikern dienen dürften. 

Ich verstehe das auch als Absage an das 
Modell einer sogenannten Donauuniversität 
mit herkömmlichem Fakultätenmix. Meiner 
Meinung nach sollte man sich überhaupt 
nicht primär auf neue Einrichtungen der 
Lehre oder der Akademikergrundausbildung 
einschwören, sondern neben der Weiterbil­
dung hochqualifizierter Kräfte den Schwer­
punkt auf wirtschafts bezogene Forschung 
legen. 

Wir brauchen noch eine Vielfalt praxisbezo­
gener Forschungszentren nach dem Modell 
Seibersdorf, von denen die Innovationsdyna­
mik auf die heimische Wirtschaft übersprin­
gen kann. 

Die Planung des Biotechnologiezentrums in 
Tulln, wo Private, in diesem Fall der Raiffei-

sen-Konzern, die Universität für Bodenkultur 
und die Technische Universität zusammenar­
beiten wollen, ist ein vielversprechendes Pro­
jekt. Damit zeigt sich deutlich, daß dezentrale 
Fors<i!hungseinheiten zugleich einen hohen 
Stellenwert innerhalb der von Landeshaupt­
mann-Stellvertreter Ernst Höger forcierten 
Regionalentwicklung einnehmen werden. 

Wenn Niederösterreich wirklich eine ganze 
Universität haben will, dann soll es sich 
bemühen, etwa die Verlegung der Veterinär­
medizinischen Universität zu erreichen. Dort 
steht man unmittelbar vor dem Baubeginn 
einer in sich geschlossenen Einheit in einem 
Randbezirk von Wien auf der grünen Wiese. 
Werte Damen und Herren! Grüne Wiesen 
haben wir in Niederösterreich genug, wo auch 
so etwas hinpassen würde. 

Wenn sich das Land Niederösterreich ent­
sprechend einsetzt und einen finanziellen Bei­
trag leistet, könnte die gesamte Planung ohne 
größere Umplanungskosten auf ein nieder­
österreichisches Areal übertragen werden, 
sodaß Bundesmittel für andere dringend 
nötige Universitätsbauten frei würden. 

Eine solche Maßnahme, die auch von der 
sozialistischen Landtags- und Regierungs­
fraktion positiv beurteilt wird, müßte aller­
dings kurzfristig und zielbewußt betrieben 
werden. Hier könnten sich echte Stifterquali­
täten zeigen. 

Wie mir bekannt wurde, hat sich auch das 
Präsidium der Österreichischen Rektorenkon­
ferenz damit beschäftigt, und auch dort 
besteht die Neigung, sich diesen Plänen posi­
tiv zu nähern. 

Es besteht also durchaus im Rahmen der 
Gegebenheiten auch für Niederösterreich die 
Möglichkeit, sich hier einzuschalten. In der 
Hoffnung, daß dies möglichst bald geschehen 
möge, schließe ich heute meinen Beitrag. 
(Beifall bei der SPÖ.) 10.01 

Präsident: Als nächster Redner zum Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Steinbauer. 
Ich erteile es ihm. 

10.01 

Abgeordneter Steinhauer (ÖVP): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! In dieser doch eher selt­
samen Debatte mit durcheinandergewürfel­
ten Themen und Sitzungsunterbrechung ist 
es sehr schwierig, nun plötzlich wieder ein 
anderes Thema, nämlich das der Kulturpoli­
tik, anzuschneiden. 
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Ich will mich daher auf ein paar Bemerkun­
gen beschränken, in der Hoffnung, daß wir 
eine ausführliche Debatte über einige wesent­
liche und notwendige Auseinandersetzungs­
zonen im gegenwärtigen kulturpolitischen 
Betrieb demnächst hier im Hause führen wer­
den. 

Es tut mir auch leid, daß mein Dialog mit 
der Abgeordneten Hawlicek, den ich über 
Jahre geführt habe und den ich hoffte, heute 
mit ihr in der exaltierten Position, die sie nun 
als Bundesminister hat, weiterzuführen, 
keine Fortsetzung findet, da sie nicht anwe­
send ist. Das war für mich immer ein Licht­
blick und ein Stimulans. Ich hoffe, daß sie 
nachliest, was ich an Anmerkungen hier ein­
zubringen habe. 

Wir sollten nicht unterschätzen, daß die 
Redner Fux und Klara Motter gestern doch 
manches im Kulturpolitischen angesprochen 
haben, das Signale setzte, daß Besorgnis 
angebracht ist. 

Wir sollten nicht unterschätzen - wer mit 
Künstlern spricht, wer mit Verantwortlichen 
des Kulturbetriebes, der Theater, mit Litera­
ten, mit Museumsdirektoren spricht, erfährt 
es, hier kann man es ja sogar lesen -, daß die 
Situation offenkundig sehr nervös beurteilt 
wird und daß die Kulturschaffenden, die 
Künstler nicht das Gefühl haben, die Politik 
gibt ihnen wirklich das, was sie an Sicherheit, 
an Freiraum brauchen und auch verlangen. 

Wer sich die trockenen Ziffern ansieht, der 
muß festhalten, daß das Kunstbudget - ich 
nehme jetzt das Kapitel 13 heraus - nicht 
nur 1987 gekürzt wurde, sondern daß es -
wenn man sich ansieht, was bereits 1980 als 
Anteil am Budget erreicht war, nämlich 
0,15 Prozent des Gesamtbudgets - nun auf 
0,10 Prozent des Gesamtbudgets zurückge­
gangen ist. 

Das ist eine Entwicklung, die wir mit 
Besorgnis betrachten und bei der wir uns 
doch fragen müssen, wie kommen wir länger­
fristig - nicht von heute auf morgen, sicher­
lich auch nicht vom letzten Budget 1987 auf 
dieses - aus dieser Entwicklung wieder her­
aus, wie kommen wir wieder zu einem stei­
genden Budgetanteil. 

Wenn man sich einzelne Untergruppen des 
Kapitels 13 ansieht, so muß man doch bemer­
ken, daß es etwa im Musikbereich das Einfrie­
ren von Subventionen an die großen Orche­
ster seit vielen, vielen Jahren gibt, daß zuneh­
mende Kosten, inflationär bedingte Steige-

rungen der Kosten, überhaupt nicht mehr auf­
gefangen werden, daß wir doch einen Status 
in einem für unser Land wichtigen Bereich, 
nämlich der Musik, erreicht haben, der nicht 
mehr befriedigend ist. Es kann nicht mehr 
befriedigend sein, wenn über Jahre hindurch 
dieser. Betrag auf einen bestimmten Stand 
eingefroren wird. 

Wenn man sich das Unterkapitel "Musik 
und darstellende Kunst" ansieht und feststel- . 
len muß, daß 1985 etwa 250 Millionen ausge­
geben wurden und der Budgetansatz für 1987 
nur mehr 207 Millionen beträgt, dann wird 
einem nicht nur das Einfrieren, sondern ins­
gesamt die Reduktion doch recht deutlich 
gemacht. Und das in einem Bereich, der wich­
tig ist, da er einen wesentlichen Ansatz für 
die Förderung von Kreativität, von kreativer 
Kunst darstellt. 

Ich weiß: Manches werden die neuen Mini­
ster, manches wird die von mir geschätzte 
neue Frau Minister mit Phantasie einbringen, 
das ist eine große Chance für sie~ aber 
gewisse Fakten, gewisse zahlenmäßige Gren­
zen lassen sich sicherlich nicht beliebig durch 
Phantasie überschreiten. Hier sind ganz ein­
fach die Ziffern härter, als alles, was Phanta­
sie beitragen kann. 

Wir müssen uns auch im klaren darüber 
sein, daß, um das große Gegenbeispiel zu neh­
men, die Bundestheater in diesem Budget die 
2-Milliarden-Grenze überschritten haben. Von 
dieser Disproporzionalität habe ich hier im 
Hause schon oft gesprochen. Wenn Musik und 
darstellende Kunst, also der Bereich, wo sehr 
viel Kreativität gegeben ist, 200 Millionen 
bekommt, und der tägliche Betrieb der großen 
Theater, der sicherlich nur bis zu einem 
gewissen Grad einzusparen ist, die 2-Milliar­
den-Grenze überschritten hat, dann laufen die 
Dinge doch sehr weit auseinander. 

In diesen Tagen kann man lesen - und ich 
hatte gestern die Gelegenheit, mit Direktor 
Peymann zu reden, ich fand es anerkennens­
wert, daß immerhin ein Burgtheaterdirektor 
es für notwendig fand, sich hier in die Galerie 
zu setzen, um, allerdings vergeblich, auf eine 
Kunstdebatte zu warten -, daß die Arbeitsbe­
dingungen in den Bundestheatern doch nicht 
ganz so auf Effizienz und Kreativität zu gehen 
scheinen, sondern ein bißchen doch auf Büro­
kratie und Bürokratismus, und da und dort 
scheinen sie auf Klein- und Kleinstprivilegien 
ausgelegt zu sein. (Beifall bei der ÖVP und bei 
den Grünen.) 

Hier muß längerfristig sicherlich etwas 
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geschehen, sonst können wir eines Tages 
manches nicht mehr finanzieren. Mir ist lie­
ber ein entbürokratisierter Probenbetrieb als 
eine gestrichene Premiere. Ich bin sicher, das 
ist auch die Meinung des Hauses. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Wenn man dann in die Kleinbühnenförde­
rung hineinsieht und in manche der Förde­
rungswirklichkeiten, die man dann nicht nur 
im Budget, sondern auch im Kunstbericht 
sieht, dann bitte ich die neue Ministerin, sie 
möge doch ihren Blick nicht ideologisch ver­
stellt haben. Sie möge die Pluralität und die 
Vielfalt zwar fördern, aber weder die Scylla 
Gießkannenförderung, noch die Charybdis, 
"links muß es sein", als Maßstab nehmen, 
und gewisse Vorlieben - das Dramatische 
Zentrum ist so ein Beispiel - möge sie abstel­
len im Dienst an der Republik in der neuen 
hohen Position, die sie einnimmt. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch ein Wort 
zu den Museen sagen, weil darüber jetzt so 
viel in den Zeitungen steht. (Zwischenruf des 
Abg. Sm 011 e.) Smolle, du sagst mir das 
nachher. (Heiterkeit.) 

Die Frage der Museen möchte ich doch 
kurz anschneiden, weil da zwei Dinge auffäl­
lig sind. Zum einen, daß hier plötzlich Dinge 
entdeckt werden, die sicherlich nicht über 
Nacht entstehen konnten. Wenn die Bausub­
stanz der Museen jahrelang nicht verbessert 
wurde, dann ist es schon auffällig, wenn man­
che der Direktoren nun plötzlich auftreten 
und gerade jetzt diese Dinge wahrnehmen. 

Ich nenne einen Direktor beim Namen und 
nehme ihn ausdrücklich aus, den Direktor 
Ronte. Der klagte schon in den vergangenen 
Jahren mit großem Mut regelmäßig, wenn 
ihm das Geld für Heizung und für ganz "nor­
male" laufende Kosten in seinem Museum 
ausgegangen ist. 

Ich hoffe, daß der neugewonnene Mut der 
Museumsdirektoren sie auch anregt, neue 
Kraft zu mehr Phantasie zu entwickeln. Denn 
eines müßten die Museumsdirektoren doch 
auch überdenken: Daß vielleicht da und dort 
ein Museum noch in einer Präsentationsphilo­
sophie verharrt, die sehr stark dem wissen­
schaftlichen Betrieb zuneigt und die über­
sieht, daß in Wahrheit inzwischen die Museen 
europaweit, weltweit und auch in Österreich 
- das ist nicht Verdienst unserer Kulturpoli­
tik, sondern Zeittrend und Entwicklung - zu 
Bildungs- und Kommunikationszentren 
geworden sind. 

Die Museumsdirektoren müßten erkennen, 
daß die Fernsehgesellschaft neues Verständ­
nis für viele der Schätze, die gerade unsere 
Museen haben, entwickelt, und daß daher die 
Bereitschaft vorhanden ist - die Publikums­
zahlen bestätigen das ja -, sich solche Dinge 
anzusehen. Nur muß da die Museumsdirek­
tion dem Besucher behilflich sein, muß sich 
für ihn öffnen und darf nicht gnadenhalber 
die angehäuften Schätze zu bestimmten Zei­
ten zugänglich machen. Es muß also mehr 
sein. Es muß das ein wirkliches Öffnen sein! 

Ich hoffe, daß dieselben Museumsdirekto­
ren, die nun offenkundig so gerne die Öffent­
lichkeit suchen, mehr Ideen haben werden, 
wie sie ihre Schätze besser präsentieren kön­
nen. Das Geld dafür wird dann sicherlich 
auch vorhanden sein. Man muß nicht immer 
den Direktor, wenn er einen neuen Ankauf 
tätigt, gleich als Bettler neben dem Neuan­
kauf stehen sehen. Hier wäre mehr Zurück­
haltung vielleicht besser, denn die struktu­
relle Lösung wäre mir wichtiger. Ich mag 
nicht den Museumsdirektor mit dem Hut in 
der Hand sehen, ich möchte lieber eine 
gesetzliche Regelung, die eine Ankaufspolitik 
möglich macht, die dem Museumsdirektor ein 
solches Auftreten erspart. 

Daher freue ich mich, daß wir heute - mit 
viel Verständnis auch beim Finanzminister -
einen Entschließungsantrag annehmen wer­
den, der den Museen mehr Flexibilität in der 
Verwendung der Einnahmen de facto möglich 
macht, indem ihnen die Einnahmen nächstes 
Jahr im Budget angerechnet werden in der 
Höhe der Aufwendungen, die man ihnen 
zuschreibt. Ich halte das für einen ganz wich­
tigen Schritt, der hier heute einvernehmlich 
als Entschließung über die Bühne gehen wird. 

Ich hoffe aber, daß dahinter - und damit 
bin ich schon am Schluß - nicht nur für die 
Museen, sondern für die Kunstförderung 
generell eine steuerliche Maßnahme denkbar 
wird, um so das private Interesse einzubrin­
gen, um so das, was wir an Subventionen aus 
Steuergeldern nicht mehr in dem reichlichen 
Ausmaß geben können - mutmaßlich nicht 
mehr geben können -, durch Phantasie zu 
erschließen, nämlich das, was der Bürger 
gerne hergibt, wenn er davon auch etwas hat, 
das, was er für einen guten Zweck hergibt, für 
unsere Museen oder für Kunstmaßnahmen. 

Ich hoffe, daß es nach dem heutigen Antrag 
für die Museen auch irgendwann einmal hier 
die Mehrheit für den Steuerantrag gibt, einen 
Antrag, für den ich in der letzten Legislatur­
periode keine Mehrheit bekommen habe. Ich 
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hoffe, daß wir nicht warten, bis wir es drin­
gend brauchen, sondern daß wir hier neue 
Türen öffnen. (Beifall bei der ÖVP.) 10.14 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Brennstei­
ner . Ich erteile es ihm. 

10.14 

Abgeordneter Brennsteiner (SPÖ): Herr 
Präsident! Herr Minister! Hohes Haus! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Gestatten Sie 
mir, in der relativ kurzen Zeit, die mir zur 
Verfügung steht, einige Anmerkungen zu die­
sen Kapiteln, die wir heute beschließen wer­
den, zu machen. 

Betrachtet man die Gesamtsumme des 
Unterrichtsbudgets 1987, so sind der Einsatz 
von mehr als 42,5 Milliarden Schilling, das 
sind 11,9 Prozent des Gesamtbudgets, für die 
Bereiche Unterricht, Kunst und Sport ein 
Beweis für die Wertigkeit der Bildungsberei­
che in unserer Republik. 

Die Steigerung des Einsatzes an Budgetmit­
teln ist in den vergangenen zwei Jahrzehnten 
enorm gewesen. Waren es 1967 noch 5,3 Milli­
arden Schilling, so stieg die Voranschlags­
summe 1977 auf 20,6 Milliarden und hat sich 
bis dato noch einmal auf 40,6 Milliarden Schil­
ling verdoppelt. Zieht man die Preis steige­
rung ab, so bleibt unter dem Strich trotzdem 
noch ein ganz erklecklicher Betrag. Viele 
neue Schulen, viele Lehrerdienstposten und 
viele Förderungsmaßnahmen in verschie­
densten Bereichen legen Zeugnis dafür ab. 

Hohes Haus! Aus dem Pflichtschulbereich 
möchte ich nur zwei Anmerkungen heraus­
nehmen. Die Neue Hauptschule arbeitet nun 
bereits zwei Schuljahre - 1. und 2. Klasse -
nach der neuen Organisationsform. Für Leh­
rer und Verwaltung war es eine große Umstel­
lung. Die positiven Ergebnisse bezeugen aber 
die Richtigkeit der Überlegungen, und es ist 
mir unverständlich, daß der Kollege Wabl aus 
dem steirischen Bereich andere Überlegun­
gen mitbringt. 

, Wir in Salzburg haben uns an die uns vorge­
gebenen gesetzlichen Richtlinien gehalten 
und versuchen, das Optimale aus diesem 
Bereich herauszuholen. Kommt es trotzdem 
zu einem Stadt-Land-Gefälle, so sind die 
Schwächen des Systems sicher lieh ausmerz­
bar . Für die Landbewohner - ich zähle mich 
dazu - ist die Hauptschule für die Zehn- bis 
Vierzehnjährigen die Bildungseinrichtung 
schlechthin, für die es sich lohnt, sich mit 
allen Mitteln einzusetzen. 

Bedauernd muß ich aber feststellen, daß in 
bestimmter Form von seiten der AHS -
darum auch die Bitte an den Präsidenten 
Schäffer, wenn das stimmt, was mir zu Ohren 
gekommen ist, das abzustellen - auch bei 
uns auf dem sogenannten flachen Lande 
AHS-Direktoren und Lehrer in wahrer Kei­
lermanier an die Schulen gehen und für ihre 
Bereiche werben, wodurch sie die Haupt­
schule in Frage stellen wollen. 

Ich bin der Überzeugung, daß das sicherlich 
nur Ausnahmeerscheinungen sind. 

Ich stehe auch nicht an, zu sagen, daß ich 
kein Gegner der AHS bin, aber für den ländli­
chen Bereich ist die Hauptschule, "unsere 
Hauptschule", die Schule, die wir anzubieten 
haben, und ich fühle mich als Hauptschulleh­
rer dafür voll und ganz verantwortlich. 

Für die dritten Leistungsgruppen müssen 
aus pädagogischer Sicht sicher Maßnahmen 
gesetzt werden, um einer Ghettoisierung der 
Schwachen entgegenzuwirken, Maßnahmen, 
die von einer geschulten Lehrerschaft getra­
gen werden müssen. Die neue Organisations­
form, mitunter mehr oder weniger aufgelöste 
Klassenverbände, bringt sicherlich Probleme 
mit sich; sie sind aber lösbar. 

Neben der verpflichtenden Wissensvermitt­
lung sollte aber die humane Komponente 
nicht in den Hintergrund treten. Was wir 
brauchen, ist eine Schule mit Herz. Bei den 
Lehrern darf die Liebe zum Kind nicht ver­
nachlässigt werden. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 

Für uns Lehrer der alten Ausbildung waren 
diese Belange Grundvoraussetzung für den 
Beruf. Ich möchte damit nicht zum Ausdruck 
bringen, daß die neue Ausbildung in den Päd­
agogischen Akademien schlecht ist, aber ich 
habe als Leiter - ich war mehr als 20 Jahre 
lang Leiter einer Schule - feststellen müs­
sen, daß neben sehr, sehr guten Kolleginnen 
und Kollegen auch Lehrer mit weniger 
Berufshinzuwendung und Grundvorausset­
zungen für den Lehrberuf an die Schulen 
gekommen sind. 

Die Wochenstundenanzahl für die Schüler 
- es wurde ja heute bereits darauf hingewie­
sen hat ein unerträgliches Ausmaß 
erreicht. Eine Neuordnung ist unabdingbar, 
zumal Bereiche der Berufsvorbereitung und 
die Pflicht für eine möglichst früh beginnende 
Verkehrserziehung, für die ich mich seit mei­
ner Lehrerzeit immer wieder eingesetzt habe, 
zu berücksichtigen sind. Man wird sich dies­
bezüglich etwas einfallen lassen müssen. 

94 
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Auf die sogenannte Entrümpelung der 
Lehrpläne hat ja Herr Kollege Bayr schon 
hingewiesen. Es wird sicherlich Überlegun­
gen geben müssen, wie man das, was man in 
der Zukunft brauchen wird, einbindet, und 
andere Bereiche ausgliedert, um die Stunden­
zahl auf ein erträgliches Maß für beide 
Geschlechter in unserem Mittelschulbereich 
hinzubringen. 

Zum zweiten: Die nach dem Schulunter­
richtsgesetz 1986 "verordnete", möchte ich 
sagen, Schulpartnerschaft ist mit vielen Wenn 
und Aber angelaufen. Die Schulpartnerschaft 
verlangt eine aufnahmebereite Lehrerschaft 
- das ist bis zum einen oder anderen auch 
noch nicht durchgedrungen, wie ich feststel­
len konnte -, ohne deren Mittun nichts geht, 
und eine aufgeschlossene Elternschaft, ohne 
die sich auch kein Erfolg einstellt. Die Schüler 
nehmen das dankbar an. 

Die Erfahrungen der vergangenen Jahre 
zeigen, daß noch viel Sand im Getriebe ist, 
aber der Grundgedanke in diesem Bereich 
wird angenommen. Wenn es möglich ist, die 
laut Gesetz notwendigen technischen Erledi­
gungen - ich meine damit: Einberufungen, 
Wahlen, Protokolle und so weiter - auf einen 
annehmbaren Nenner zu bringen, so wird der 
angestrebte Erfolg nicht ausbleiben. (Beifall 
bei SPÖ und ÖVP.) Eine Schule ohne Partner­
schaft zwischen Lehrern, Eltern und Schülern 
hat bisher nicht funktioniert. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Neben 
der Schule auf der einen und der universitä­
ren Ausbildung auf der anderen Seite hat sich 
die Erwachsenenbildung zum dritten wich­
tigen Ausbildungsfaktor entwickelt. Bestim­
mend für die Situation und Struktur der 
Erwachsenenbildung in Österreich ist der 
Umstand, daß nicht der Staat Einrichtungen 
der Erwachsenenbildung schuf und erhält, 
sondern daß diese fast ausschließlich privater 
Initiative entsprangen und von gesellschaftli­
chen Gruppen getragen werden: Vom BFI 
über die Bildungswerke, Volksbüchereien, 
Volkshochschulen bis zum WIFI gibt es eine 
Vielzahl von Verbänden in der Erwachsenen­
bildung. Der Staat und nachgeordnete Stellen 
nehmen die Rolle des Förderers, Rat- und 
Impulsgebers ein. 

Hohes Haus! Bildung, Ausbildung, Fortbil­
dung - ich nenne es schlicht: das Lernen -
hört in unserer Gesellschaft von heute ein 
Leben lang nicht auf, kann und darf nicht auf­
hören. Der Strukturwandel unserer Zeit, ins­
besondere der Arbeitsmarkt bedingt größt­
mögliche Flexibilität der Menschen, berufli-

che Weiterbildung, Umschulung und fortge­
setzte Ausbildung bedürfen auch in der näch­
sten Zeit der staatlichen Förderung und 
Zuwendung. Sind die Bezugsansätze im Bun­
desvoranschlag für 1987 in diesem Bereich 
auch nur im Rahmen des Vorjahres, so 
konnte wiederum im Rahmen der Förde­
rungsaufgaben im Bereich der Erwachsenen­
bildung ein Schwerpunkt für den Einsatz von 
stellenlosen Lehrern gefunden werden. 

Hohes Haus! Gestatten Sie mir noch einige 
Bemerkungen zum Kunstbudget. Das Kunst­
budget ist wohl nominell gegenüber dem Vor­
jahr gering gewachsen, doch stehen 
Umschichtungen im Bereich der SHB­
Ansätze um rund 30 Millionen Schilling mehr 
zur Verfügung. Ich möchte dazu den ehemali­
gen Bundesminister Dr. Herbert Moritz wört­
lich zitieren - er sagte -: "Wer die Kultur­
förderung der öffentlichen Hand den Men­
schen als ,Subventionitis' und ,Gefälligkeits­
politik' zu vermiesen trachtet, will offenbar 
vergessen machen, daß es dabei nicht nur um 
den kulturellen Rang unseres Landes, son­
dern auch um Arbeitsplätze in vielen künstle­
rischen Betrieben, letztlich aber um Brot und 
Existenz für schöpferische Menschen geht." 
- Zitatende. 

So zieht sich der Bogen der Kunstförderung 
über viele Detailbereiche. Unter anderem ste­
hen für Kunst und Bau 40 Millionen zur Ver­
fügung, bei der Literaturförderung gab es 
eine Erhöhung um 2 Millionen Schilling, 
wobei der Schwerpunkt bei der literarischen 
Verwertungsgesellschaft liegt. Es soll in 
Zukunft keine pragmatischen Subventions­
empfänger geben, sondern es soll nach Aktivi­
täten gefördert werden. 

Die Filmförderung wurde gegenüber 1986 
um 13,6 Millionen aufgestockt und liegt im 
Bundesvoranschlag 1987 bei 42,6 Millionen. 
Zuwendungen des Bundes im Zeitraum 1981 
bis 1986 gab es insgesamt 129,6 Millionen. 781 
Förderungsanträge wurden gestellt, 192 För­
derungen gewährt. Förderungsmittel für Her­
stellungskosten für 32 Filmvorhaben in der 
Höhe von 100 Millionen zur Mitfinanzierung 
der Herstellungskosten in der Höhe von 
360 Millionen Schilling wurden gewährt. 

Der Filmförderungsfonds hat mit dem 
ORF 1981 ein Abkommen zur Förderung zwi­
schen Film und Fernsehen geschlossen. Auch 
der ORF hat bisher 90 Millionen an Förde­
rungsmitteln bereitgestellt. Die Publikumsre­
sonanz der geförderten Filme erreichte bis­
lang in Österreich mehr als 1,2 Millionen, im 
gesamten deutschen Sprachraum mehr als 2,2 
Millionen Besucher. 
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Österreichische Filme werden in den letz­
ten Jahren vermehrt zur Teilnahme an inter­
nationalen Festspielen eingeladen und erhiel­
ten zahlreiche Auszeichnungen. Wenn in die­
sen Tagen internationale Stars bei der Vien­
nale vom 22.3. bis 3. 4., also auch heute, ihr fil­
merisches Können dokumentieren, so dürfen 
wir Österreicher stolz darauf sein, daß die 
erstmals zu vergebenden Viennale-Preise 
unter anderem an Axel Corti für dessen Film 
"Welcome in Vienna" und an den Salzburger 
Wolfram Paulus für seinen Streifen "Heiden­
löcher" der Wiener Filmpreis überreicht wird. 

Der österreichische Film dokumentiert 
erneut seine Wertigkeit nicht zuletzt auch 
durch die Filmförderung des Staates. Im Rah­
men der geplanten Novellierung des Filmför­
derungsgesetzes, das am 25. 11. 1980 in die­
sem Hause einstimmig verabschiedet wurde, 
wird sicherlich noch mehr die Möglichkeit 
geboten werden, sich intensiver mit dieser 
Materie auseinanderzusetzen. Herr Kollege 
Steinbauer hat ja in diesem Bereich auch dar­
auf hingewiesen; dazu ist heute leider nicht 
genügend Zeit. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Abschlie­
ßend darf ich feststellen, daß das Budget 1987 
in den von mir erwähnten Kapiteln trotz not­
wendiger Einschränkungen und in Erken­
nung der Tatsache, daß der Plafond bereits 
erreicht ist, insbesondere für den Bildungsbe­
reich notwendige Mittel bereitgestellt werden. 

Unsere Fraktion wird dem vorliegenden 
Vorschlag die Zustimmung erteilen. (Beifall 
bei SPÖ und ÖVP.) 10.24 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Mayer. Ich 
erteile es ihm. 

10.25 

Abgeordneter Dr. Mayer (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Die Debatte über die Beratungsgruppen 
VI und XIII vollzieht sich vor dem Hinter­
grund mehrerer Entwicklungen, die nur 
scheinbar nichts miteinander zu tun haben, 
uns aber in ihrem Zusammenwirken vor 
große Probleme stellen. Da ist das Sinken der 
Schülerzahlen in den meisten Bereichen. Da 
ist die Notwendigkeit einer Stabilisierung der 
Ausgaben und der Sanierung des Budgets mit 
dem Ziel, Spielraum für spätere Erneuerun­
gen und Verbesserungen zu gewinnen. Das 
sind drittens starke Jahrgänge von Studien­
absolventen aller Richtungen. Und da ist vier­
tens ein gewaltiger Wandel in Technik, Wirt­
schaft und Arbeitswelt, ein Wandel, der uns 

noch vor große Anpassungs- und Erneue­
rungsaufgaben stellen wird. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir an 
vielen Stellen schon ein Überangebot an qua­
lifizierten Kräften sehen, andererseits in 
anderen Bereichen aber einen Mangel an qua­
lifizierten Kräften, so ist diese Tatsache nur 
die Spitze eines Eisberges, auf den wir zutrei­
ben. 

Meine Damen und Herren! Die sinkenden 
Schülerzahlen könnten - rein ökonomisch 
betrachtet - uns dazu verleiten, jetzt beson­
ders kräftig den Sparstift anzusetzen. Daß 
dies im Bundesvoranschlag 1987 nicht erfolgt 
ist, ja daß sich der Anteil der Bildungsausga­
ben sogar geringfügig - sehr geringfügig -
erhöht hat, ist positiv zu vermerken. Das ist 
ein guter Weg, wir sollten ihn fortsetzen. 

Daß die Bildungsausgaben angesichts der 
budgetären Situation und angesichts der 
demographischen Entwicklung nicht unge­
hemmt expandieren können, ist klar. Aber, 
meine Damen und Herren, bei aller Notwen­
digkeit zum Sparen, müssen wir folgendes 
ganz deutlich sehen: Auch in schwierigen 
wirtschaftlichen Zeiten muß uns die Bildung 
etwas wert sein. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Bildung muß uns etwas wert sein, nicht nur, 
weil Bildung eine Investition in die Zukunft 
darstellt, sondern weil Erziehung und Wis­
sensvermittlung, weil die Entfaltung von 
Anlagen und Talenten und weil schließlich 
auch die Hilfestellung für Benachteiligte 
Werte an sich in einer humanen Gesellschaft 
sind. 

Wollte man die sinkenden Schülerzahlen 
dazu nützen, jetzt in linearer Entsprechung 
etwa die Zahl der Klassen zu reduzieren, so 
wäre das ein Rückschritt. Es wäre ein Rück­
schritt, würde man die Möglichkeiten 
beschneiden, kleinere Klassen zu bilden oder 
die Teilung von Klassen etwa im Fremdspra­
chenunterricht vorzunehmen, oder würde 
man die Möglichkeit beschneiden, parallel 
verschiedene Schulformen anzubieten. 

Zunichte gemacht würden damit Errungen­
schaften und Qualitäten unseres Bildungssy­
stems. Es ginge dies zu Lasten der Lebens­
qualität, aber auch der Zukunftschancen 
unserer Jugend - und das dürfen wir nicht 
zulassen. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wir sollten aber 
auch in diesem Zusammenhang nicht auf jene 
jungen Mitbürger vergessen, die ein lang dau-
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erndes Studium abgeschlossen haben, die 
sich vielleicht in ein, zwei, vier oder fünf J ah­
ren der Lehrtätigkeit bereits in einem Beruf 
bewährt haben und die bei einer solchen 
Form der Einsparung auf die Straße gesetzt 
würden. Meinen Informationen nach zeichnet 
sich eine solche Gefahr schon für das nächste 
Unterrichtsjahr ab. 

Wäre Frau Bundesminister Hawlicek anwe­
send, würde ich sie jetzt hier - ich werde es 
an anderer Stelle tun - auffordern, gemein­
sam Fangnetze zu knüpfen. Das Arbeitsüber­
einkommen ruft uns zu Sparsamkeit auf; ich 
bekenne mich dazu. Das Arbeitsübereinkom­
men enthält aber auch ein Bekenntnis zur 
Sicherung von Arbeitsplätzen; und dazu 
bekenne ich mich auch. 

Eine ähnliche Verflechtung von bildungspo­
litischen, pädagogischen und ökonomischen 
Fragen haben wir auch bei der heranstehen­
den Reform der Oberstufe der AHS zu beach­
ten. Die größte organisatorische - darüber 
hinausgehend aber auch pädagogische -
Neuerung in diesem Bereich ist zweifellos das 
System der sogenannten Wahlpflichtgegen­
stände. 

In den Schulversuchen, die seit nunmehr 
15 Jahren laufen, haben sich diese Wahl­
pflichtgegenstände bewährt. Sie ermöglichen 
es, in flexiblerer Weise als bisher, auf die 
Interessen, Neigungen und Talente der Schü­
ler einzugehen. Sie ermöglichen die Arbeit in 
Kleingruppen. Sie ermöglichen es, schüler­
zentriert, praxisbezogen, ja sogar studienbe­
zogen zu arbeiten. Sie sind aber auch - und 
das muß gesagt werden - personal- und 
damit kostenintensiv. 

Und jetzt sind wir vor eine Optimierungs­
aufgabe gestellt. Wir sind vor die Aufgabe 
gestellt, die bestmögliche Verbindung zwi­
schen pädagogischem Anspruch, dem pädago­
gisch und bildungspolitisch Wünschenswerten 
und dem finanziell Machbaren zu finden. 

Es ist dies eine Frage, die - das muß ich 
sagen - lange, vielleicht schon zu lange 
umschwiegen wurde. Die Frage für uns ist ja, 
meine Damen und Herren - viel Zeit haben 
wir nicht mehr -: Wird es möglich sein, die 
großzügigen und günstigen Bedingungen, die 
an 20 Versuchsschulen in Österreich 
geherrscht haben, auf alle 316 öster­
reichischen allgemeinbildenden höheren 
Schulen zu übertragen? Diese günstigen 
Wahlmöglichkeiten für die Schüler, die Vor­
teile der kleinen Gruppe? Oder - das ist die 
andere Alternative - wird ein Wahlpflichtfä-

chersystem nur in der Sparversion zu finan­
zieren sein, um den Preis von weniger Klas­
sen, um den hohen - ich glaube, zu hohen -
Preis von sehr großen Schülergruppen, in 
denen dann der Vorteil der Wahlmöglichkeit 
wegfiele, auch der Vorteil der kleinen Gruppe. 

Dann hätten wir Jahr für Jahr viele ent­
täuschte Schüler, die jenen Kurs nicht bekom­
men, für den sie sich eigentlich entschieden 
haben. Und dann hätten wir Jahr für Jahr in 
ailen 316 österreichischen allgemeinbildenden 
höheren Schulen den Kampf darum, welcher 
Kurs zustande kommt oder nicht. 

Aus allen Untersuchungen zur Organisa­
tionssoziologie - darunter fällt auch die 
Schule - geht hervor, daß für das Gelingen 
einer Organisation das Klima entscheidend 
ist. Unter den zuletzt genannten Umständen 
hätten wir es mit einer gewaltigen Klimaver­
schlechterung zu tun, hätten wir dann eine 
Reform beschlossen, die eine Reform des blo­
ßen Veränderns wegen wäre, aber nicht eine 
Reform um der Verbesserung willen. Mit dem 
Ziel einer Verbesserung, meine Damen und 
Herren, sind wir ja angetreten (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ), mit dem Ziel, die Allgemein­
bildung nicht zu sehen als eine bloße Anhäu­
fung von vielem Wissen, sondern als Vermitt­
lung von Kenntnissen, Fertigkeiten, Fähigkei­
ten und auch Haltungen, die zur Lebensbe­
wältigung, zur Bewährung als Staatsbürger 
befähigen und die zu Studierfähigkeit führen. 

Wäre Frau Bundesminister Hawlicek anwe­
send, so würde ich sie darauf aufmerksam 
machen, daß die Zeit drängt. Für sämtliche 
Vorbereitungen haben wir knappe zweiein­
halb Jahre Zeit. Ich glaube, wir sollten mög­
lichst bald gemeinsam an die Arbeit gehen, 
damit eine Reform herauskommt, die wir 
gemeinsam verantworten können. 

Meine Damen und Herren! Es wurde mehr­
fach schon gesagt, daß die Schule mit den 
Lehrern steht und fällt. Und ich habe mit 
Befriedigung registriert, daß die Frau Bun­
desminister in den ersten Äußerungen nach 
ihrem Amtsantritt diese Schlüsselfunktion 
der Lehrer betont hat. Und in der Tat sind 
Engagement, Berufszufriedenheit und Quali­
fikation der Lehrer entscheidend. 

Ich teile nicht die apokalyptischen Visionen 
des Kollegen Wabl, und ich möchte auch die 
Pauschalurteile des Kollegen Probst zurück­
weisen. Selbstverständlich gibt es in jedem 
Berufsstand solche, die sich nichts antun, gibt 
es Außenseiter. Ich möchte aber schon darauf 
hinweisen, daß die überwiegende Zahl der 
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österreichischen Lehrer ihre Pflicht tut und 
daß es sehr, sehr viele gibt, die wesentlich 
mehr tun, als ihnen eigentlich vorgeschrieben 
ist. Das möchte ich zur Steuerung der Wahr­
heit sagen. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Die schulpraktische Ausbildung für Lehrer 
allgemeinbildender Fächer an mittleren und 
höheren Schulen ist lange vernachlässigt wor­
den. Im Jahre 1971 hat das sogenannte Philo­
sophengesetz unter anderem das Schulprakti­
kum, eine Art "Schnupperlehre" für Lehr­
amtskandidaten unterer Semester Grund 
gelegt. Die Durchführungsverordnung kam 
dann immerhin 1977, aber erst im Jahre 1986 
konnte nach kräftigen Geburtswehen diese 
erste Form der schulpraktischen Ausbildung 
anlaufen. Soweit, so gut! 

Offen ist jetzt das unterrichtspraktische 
Einführungsjahr nach dem abgeschlossenen 
Studium; das alte Probejahr läuft 1988 aus. Es 
muß aber eine entsprechende Fortsetzung fin­
den, es muß etwas an seine Stelle treten, 
einerseits um die Qualität zu sichern und zu 
verbessern, andererseits aber um eine 
gerechte und leistungsbezogene Auswahl der 
wenigen, die dann noch eine Stelle bekom­
men werden, treffen zu können. 

Meine Damen und Herren! Es muß einmal 
in aller Offenheit und in aller Öffentlichkeit 
gesagt werden - es wurde das bisher zuwe­
nig in aller Öffentlichkeit gesagt -, wie die 
Verhältnisse sind: Jahr für Jahr schließen -
gesamtösterreichisch gesehen - 1 500 Lehrer 
allgemeinbildender Fächer ihr Studium an 
einer Universität oder an einer Hochschule 
ab, der Ergänzungsbedarf für Lehrer dieser 
Fächer beträgt jedoch jährlich - gesamt­
österreichisch gesehen - 250 bis 300. Ein 
gewaltiges Mißverhältnis, und Sie können 
sich vorstellen, welchen gewaltigen Stau wir 
in wenigen Jahren dort vorfinden werden. 

Ein zweites, das mit Besorgnis erfüllt, ist 
die neue Studienordnung für das Lehramt an 
mittleren und höheren Schulen in allgemein­
bildenden Fächern. Meine Damen und Her­
ren! Früher mußte - das war die Regel - der 
Kandidat in zwei Fächern eine Hausarbeit 
schreiben, eine Lehramtsprüfung mit zwei 
Klausuren und abschließenden Prüfungen 
über den gesamten Stoff ablegen. Jetzt ist das 
nur noch in einem Fach notwendig, das 
andere Fach wird gewissermaßen abkollo­
quiert, die Studenten sagen, man "sammelt 
Scheine". Die Folge ist - wir merken es 
schon - eine gewaltige Minderqualifizierung, 
ja es sind mir nicht wenige Fälle bekannt, in 
denen junge Lehrer zu ihrem Direktor sagen: 

Bitte setzen Sie mich nicht in meinem zwei­
ten Fach ein! 

Meine Damen und Herren! In Kürze wer­
den wir - in einem anderen Zusammenhang 
- hier einen Gesetzentwurf beraten, der im 
Interesse der Südtiroler Studenten in Öster­
reich notwendig geworden ist, da in Italien 
die Anstellungserfordernisse für Lehrer ver­
schärft wurden. Es ist gut, daß wir diese 
Gesetzesänderung beschließen. Es wäre aber 
grotesk, würden wir hier in Österreich für 
unsere eigenen Lehramtsstudenten den 
umgekehrten Weg gehen, nämlich den Weg 
des Billigangebotes. 

Mein Appell geht daher an die beiden -
jetzt nicht anwesenden - Fachminister, mög­
lichst schnell einen Gipfel unter Einbezie­
hung aller Beteiligten einzuberufen, damit 
wir diesen Mißstand in den Griff bekommen 
und entsprechend korrigieren. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Erlauben Sie 
abschließend einige Bemerkungen, die ich 
ganz am Anfang irgendwie grundgelegt habe. 
Alle reden von den neuen Technologien. Die 
Frage ist aber: Sind wir eigentlich dafür gerü­
stet? Sind wir gerüstet für die neuen Erforder­
nisse, dafür, daß es ganz neue Anforderungs­
profile gibt, daß es ganz neue Berufsbilder 
gibt, die sich in der Arbeitswelt entwickeln? 

Ich war sehr froh, daß Herr Minister Tuppy 
gestern den sehr oft vernachlässigten und 
ausgeblendeten Zusammenhang zwischen 
Bildungs- und Beschäftigungssystem einmal 
thematisiert hat. Im Zusammenhang mit der 
demographischen Entwicklung und den wirt­
schaftlichen Problemen werden uns die neuen 
Technologien, werden uns die Umwälzungen 
auf dem Arbeitsmarkt noch gewaltig heraus­
fordern. Wir dürfen das nicht verdrängen. 
Wenn wir es verdrängten, würden wir schul­
dig an kommenden Generationen. Auf diese 
Umwälzungen ist das Bildungswesen derzeit 
nicht hinreichend eingestellt. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen 
feststellen, was an Qualifikationen gefragt 
wird, welche Schlüsselqualifikationen erfor­
derlich sein werden und wie wir diese vermit­
teln können. 

Gleichzeitig - das sage ich als Korrektiv 
dazu - dürfen wir nicht einer technokrati­
schen Betrachtungsweise erliegen, und 
gleichzeitig dürfen wir nicht jene vergessen, 
die unverschuldet, aus Umständen, aus Anla­
gen heraus, nicht jene Mobilität· aufbringen, 
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die wahrscheinlich in Zukunft besonders not­
wendig sein wird, damit wir nicht wirklich in 
das hineingeraten, was jetzt schon als Zwei­
drittel-Gesellschaft bezeichnet wird. 

Eines dürfen wir, meine Damen und Her­
ren, aber auch nicht vergessen: Ohne Lei­
stung wird es nicht gehen! Die Formen der 
Leistungsfeststellung und Leistungsbeurtei­
lung sind durchaus verbesserungsfähig und 
verbesserungswürdig. Auf Leistung können 
wir aber nicht verzichten. (Zwischenruf des 
Abg. Wa bl.) 

Kollege Wabl! Ich weiß, es ist sehr mühsam, 
das zu definieren, und noch mühsamer, das 
durchzuziehen. (Abg. Wa b 1: Da müssen wir 
uns bemühen!) Deshalb mache ich Ihnen, Kol­
lege Wabl, jetzt ein großherziges Angebot. Ich 
bin sogar bereit, mit Ihnen, Kollege Wabl, 
Arm in Arm, Schulter an Schulter für die 
Abschaffung von Noten, für die Abschaffung 
von Leistungsnachweisen im Bildungssystem 
einzutreten - unter einer Bedingung: daß Sie 
sich hier und jetzt dazu verpflichten, sich in 
Hinkunft nur mehr von Ärzten behandeln zu 
lassen, die keine Prüfung gemacht haben, und 
in Häusern zu wohnen und über Brücken zu 
wandeln, die nach der kritisch-alternativen 
Statik gebaut sind. (Beifall bei ÖVP und SPÖ. 
- Abg. Wa b 1: Ich will nicht die Abschaffung 
von Leistungsnachweisen - Sie haben nicht 
zugehört -, sondern· ich will, daß wir Lei­
stung definieren!) 

Meine Damen und Herren! Was wir brau­
chen, ist ein umfassendes Konzept, ein flexi­
bles Konzept, ein Konzept mit Wahlmöglich­
keiten - unter Einbeziehung der Schulen, 
der Universitäten, der Erwachsenenbildung, 
der Bildungsträger und Sozialpartner. 

Es gilt, Anforderungsprofile zu erfassen, 
auf dem laufenden zu halten. Es gilt, Inhalte, 
Methoden und die Organisationsformen ent­
sprechend anzupassen und abzustimmen. Es 
gilt, Berufsinformation und Berufsberatung 
zu intensivieren. 

Meine Damen und Herren! Das ist ein wei­
tes Feld, das noch weitgehend unbeackert ist. 
Dazu sind erst wenige politische Positionen 
bezogen, da haben nur wenige ideologische 
Einigelungen stattgefunden. Ich sehe darin, 
meine Damen und Herren, auch eine gewisse 
Chance für uns alle zu einer freimütigen, 
unbelasteten und konstruktiven Diskussion. 

Wenn wir über die Tagesarbeit hier im 
Hause hinaus, über den Bundesvoranschlag 
1987, dem wir zustimmen, hinaus diese Frage 

ebenso ernst nehmen und uns diesen Proble­
men stellen, dann haben wir auch unsere Ver­
antwortung ernst genommen. - Danke. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 10.44 

Präsident: Als nächste Rednerin zu Wort 
gemeldet ist Frau Abgeordnete Adelheid Pra­
her. Ich erteile es ihr. 

10.44 

Abgeordnete Adelheid Praher (SPÖ): Herr 
Präsident! Frau Bundesminister! Hohes Haus! 
Ein Anachronismus besonderer Art in unse­
rem Bildungssystem ist noch immer die diffe­
rente Ausbildung von Knaben und Mädchen. 
Es wird nicht auf spezielle Begabungen Rück­
sicht genommen, sondern man diskriminiert 
die Mädchen hinsichtlich ihrer späteren 
Chancen in der Berufs- und Arbeitswelt. Man 
versperrt damit gleichzeitig auch den Weg zur 
partnerschaftlichen Bewältigung der Fami­
lienarbeit. 

Mit großer Freude und Erleichterung habe 
ich daher den Passus im Koalitionsabkom­
men zur Kenntnis genommen, der den Abbau 
der geschlechtsspezifischen Ausbildung vor­
sieht - leider vorerst nur in der Hauptschule, 
aber immerhin: Es ist dies ein erster Schritt. 
Damit wird es auch möglich, die Benachteili­
gung der Mädchen hinsichtlich der Stunden­
zahl abzuschaffen. 

Ich teile auch die Meinung meiner Vorred­
ner, die schon zum Ausdruck gebracht haben, 
daß eine Überprüfung der Stundenanzahl ins­
gesamt und eine Reduzierung derselben 
durchgeführt werden muß. 

Die bei manchen noch immer vorhandene 
Skepsis gegenüber einer geschlechtsneutra­
len Werkerziehung ist unangebracht. Das 
beweisen sehr erfolgreich verlaufende Schul­
versuche in Wien. Ich hoffe, daß Justament­
standpunkte da auch durch die Koalition 
abgebaut werden können und letztlich die 
bessere Einsicht siegen wird. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Ein anderes Thema. Behinderte Kinder sol­
len dort, wo es möglich ist, gemeinsam mit 
Nichtbehinderten unterrichtet werden. Dazu 
laufen einige Versuche. Der Wiener Stadt.:. 
schulrat bietet Eltern eine spezielle Beratung 
über die mögliche Anmeldung ihrer behinder­
ten Kinder in den Volksschulen. 

In Wirklichkeit, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, findet dieses Bemühen 
um Integration in Tausenden Volksschulen in 
Österreich statt. Ziel aller Überlegungen muß 
es sein, auch behinderten Kindern eine mög-

11. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)182 von 191

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVII. GP - 11. Sitzung - ?6. März 1987 1367 

Adelheid Praher 

lichst eigenständige Lebensbewältigung und 
eine Eingliederung in die Berufs- und Arbeits­
welt zu ermöglichen. (Beifall bei der SPÖ und 
Beifall des Abg. Smolle.j 

Man darf sich aber dabei nicht von Trends, 
die sich nur am Schlagwort der Integration 
orientieren, irritieren lassen, sondern es muß 
im Interesse des Kindes je nach Art und 
Schwere der Behinderung gehandelt werden. 

Mißverständlich werden unsere Sonder­
schulen manchmal mit dem Idiom der Aus­
sonderung bedacht, und man übersieht allzu­
oft, Hohes Haus, daß es deren Anliegen und 
Aufgabe ist, durch besonders ausgebildete 
Lehrer mit besonderen Methoden und auch 
mit besonderer Zuneigung die Behinderung 
der Kinder überwinden zu helfen und sie so 
zur sozialen Integration überhaupt erst zu 
befähigen. Heilpädagogik wird in diesen 
Schulen angewendet und hat zu beachtlichen 
Erfolgen geführt. Ich meine, "heilpädagogi­
sche Schule" wäre wohl auch die adäquatere 
Bezeichnung, und ich stelle das zur Überle­
gung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Auch die Diskussion um eine neue Definition 
der Allgemeinbildung ist wieder aufgeflammt. 
Die Qualifikationen, die wir heute vermitteln 
müssen, sind: Fähigkeit zu lebenslangem Ler­
nen, Fähigkeit, Zusammenhänge zu erken­
nen, Kreativität, Verknüpfung von Theorie 
und Praxis, aber auch Kommunikationsfähig­
keit, Fähigkeit zur Zusammenarbeit und zur 
rationalen Austragung von Konflikten. 

Die Wirtschaft klagt - das ist auch in die­
ser Debatte durchgeklungen - über zuwenig 
Sachwissen. Dem kann durch erweiterte 
Berufsschulzeit und überbetriebliche Ausbil­
dung begegnet werden. Die Wirtschaft muß 
aber auch zur Kenntnis nehmen, daß sie im 
Spannungsfeld zwischen der verlangten stär­
keren Mobilität der Arbeitskräfte und dem 
immer größer werdenden Spezialwissen nicht 
fertig ausgebildete Spezialisten in jedem 
Sachbereich von unserem Bildungssystem 
erwarten kann. Die Wirtschaft selbst muß 
bereit sein, zusätzlich für die von ihr 
gewünschte Spezialausbildung zu sorgen und 
in die Weiterbildung ihrer Mitarbeiter zu 
investieren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir haben in den letzten Jahren den Schul­
bau forciert, wir haben die Klassenschüler­
höchstzahlen gesenkt, wichtige Unterrichts­
prinzipien wie die Friedens- und Umwelterzie­
hung eingeführt und unser Schulsystem so 
strukturiert, daß es keine Sackgassen mehr 

gibt. Wenn wir den verstärkten Anforderun­
gen an die Schule auch in Zukunft Rechnung 
tragen wollen, dann darf sich die Schule den 
gesellschaftlichen Entwicklungen nicht ver­
schließen und muß die Reform, wie die Frau 
Minister gestern gesagt hat, eine permanente 
sein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Nur einige Gedanken am Schluß zum Kapitel 
Kunst. Die Zweckdienlichkeit, das Ausmaß 
und auch die Wirksamkeit öffentlicher Kunst­
förderung sind Fragen, die wohl nie auszudis­
kutieren sind. 

Ich halte es für besonders wichtig, nicht nur 
die traditionelle Hochkultur zu pflegen, son­
dern der kulturellen Aufarbeitung gesell­
schaftlich relevanter Themen besonderes 
Augenmerk zu schenken. (Beifall bei der 
SPÖ.j Neben der Literatur und der bildenden 
Kunst unterzieht sich eine Vielzahl von Klein­
bühnen dieser Aufgabe. Das 1973 in Angriff 
genommene Kleinbühnen-Konzept hat offen­
bar seine Wirkung nicht verfehlt. Ich bedaure 
die Reduzierung der Mittel gerade in diesem 
Bereich sehr und habe die Hoffnung, daß der 
Zuspruch des Publikums das wettmacht und 
daß wir im nächsten Budget hier doch wieder 
eine Anhe bung beschließen können. 

Begrüßen möchte ich die Herausgabe des 
Handbuches über die Förderungsmöglichkei­
ten, weil hier alle Förderungen, nicht nur die 
des Bundes, sondern auch die der Länder und 
der Gemeinden, erfaßt werden und das der 
Information der Künstler ebenso dient wie 
der Transparenz der Förderungen. 

Wesentlich für das Verständnis zeitgenössi­
scher Kunst und das Einbeziehen der Kunst 
in unser Leben ist eine möglichst frühe Kon­
frontation mit künstlerischen Ausdrucksfor­
men in den Erziehungs- und Bildungseinrich­
tungen. Diese wichtige Aufgabe erfüllt der 
österreichische Kulturservice durch intensive 
Kontakte zu den Schulen und zu den Kultur­
schaffenden. Erfreulicherweise ist die Nut­
zung des Angebotes ständig steigend. Die 
Angebote und Projekte sind ein wertvoller 
Beitrag zur Aktivierung aller schöpferischen 
Kräfte unserer Jugend nach dem Motto "Kul­
tur ist Leben". (Beifall bei der SPÖ.j 

Und auch hier, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, gilt das Wort Pestalozzis: 
"Anfang und Ende meiner Politik ist die 
Erziehung." (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 10.54 

Präsident: Als nächste Rednerin zu Wort 

11. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 183 von 191

www.parlament.gv.at



1368 Nationalrat XVII. GP - 11. Sitzung - 26. März 1987 

Präsident 

gemeldet ist Frau Abgeordnete Mag. Mess­
ner. Ich erteile es ihr. 

10.54 

Abgeordnete Mag. Evelyn Messner (SPÖ): 
Herr Präsident! Frau Bundesminister! Meine 
Damen und Herren! Hohes Haus! Bevor ich in 
meine eigentliche Wortmeldung eingehe, 
möchte ich nur einige wenige Sätze zu einer 
burgenländischen Angelegenheit sagen, die 
Herr Abgeordneter Smolle gestern hier ange­
sprochen hat. 

Er hat die Schaffung eines Volksgruppen­
Gymnasiums für Ungarn und Kroaten 
urgiert. Aus langjähriger Kenntnis der Schul­
situation in unserem Land weiß ich - es 
wurde dazu bereits vor mehr als zehn Jahren 
ein Schulversuch in Oberschützen angeboten, 
der wegen der geringen Teilnehmerzahl nicht 
zustandekommen konnte -, daß die Zahl der 
Interessenten für diese Schule eben zu klein 
ist, und das, glaube ich, schließt eine Recht­
fertigung zur Gründung aus. (Abg. Sm 011 e: 
Noch zehn Jahre weiter! - Gegenruf bei der 
ÖVP.) 

Herr Abgeordneter, ich würde gerne darauf 
eingehen, aber es sprengt das sicherlich den 
Zeitrahmen. Ich wollte gerade folgendes 
anbieten: Ich würde gerne im Rahmen von 
Ausschußberatungen 'einmal Gelegenheit 
haben, die Gründe darzulegen, warum das 
meines Erachtens so ist und warum meines 
Erachtens auch das Angebot an Volksgrup­
pensprachen in den bestehenden Schulen aus­
reichend ist. Das ist ein Bereich, in dem ich 
mich mit den burgenländischen Mandataren 
hier im Hohen Haus eines Sinnes weiß. (Bei­
fall bei SPÖ, ÖVP und FPÖ. - Abg. Sm 011 e: 
Sie sollten eines Sinnes mit den Betroffenen 
sein! - Abg. Dr. Jo1anda 0 f fe n be c k: Es 
ist nicht üblich, bei einer Jungfernrede zu 
unterbrechen! Abg. Sm 011 e: Ich 
schweige!) 

Wir könnten gerne trotz der Jungfernrede 
darüber reden, aber ich glaube, es würde mei­
nen Zeitrahmen wirklich sprengen und die 
Geduld aller anwesenden Damen und Herren 
schon sehr auf die Probe stellen. (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP.) 

Nun aber gestatten Sie mir, daß ich doch 
zum eigentlichen Themenbereich komme, den 
ich heute hier ansprechen möchte: Es geht um 
das größte Oberstufenschulwesen Öster­
reichs, nämlich um die berufsbildenden mitt­
leren und höheren Schulen. 

Dieses Schulwesen hat sich seit 1970 per-

manent aufwärts entwickelt, es umfaßt heute 
bereits rund 140000 Schüler und 18000 Leh­
rer. Die großen Investitionen, welche unter 
sozialistischer Regierungsverantwortung für 
dieses Schulwesen getätigt wurden, zeigen 
sehr genau, daß den politisch Verantwortli­
chen bewußt war und ist, daß Investitionen in 
das berufsbildende Schulwesen Investitionen 
in die Fähigkeiten junger Menschen sind. 
Und wir können erfreulicherweise feststellen, 
daß dieses Schulwesen auch international 
sehr großes Ansehen genießt und daß unsere 
Schüler durch ihre Ausbildung befähigt wer­
den, die österreichische Wirtschaft an den 
modernsten Stand heranzuführen. (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP.) 

Nun gestatten Sie mir, daß ich doch einige 
konkrete Aufgaben der Schulverwaltung 
anspreche. 

Es müssen Ausbildungsplätze sichergestellt 
werden - das ist zum Großteil bereits gesche­
hen -, es muß aber gerade im Bereich der 
Berufsbildung auch der Ausstattung der Son­
der-Unterrichtsräume, der Werkstätten, 
besonderes Augenmerk geschenkt werden. 
Denn gerade im Ausstattungsbereich muß mit 
der Wirtschaft Schritt gehalten werden kön­
nen, damit eine optimale Ausbildung der 
Schülerinnen und Schüler gewährleistet wird. 

Ich glaube aber, daß die Herausforderung 
der modernen Technologien nicht nur im 
Bereich der Ausstattung wahrgenommen wer­
den muß. Inhaltliche Fragen prägen Schulen 
ganz besonders; dabei sind die gesellschaftli­
che und die wirtschaftliche Entwicklung stets 
zu berücksichtigen. Im Klartext bedeutet das 
für mich das, was im Koalitionspapier ange­
sprochen ist, nämlich die permanente Anpas­
sung der Lehrpläne der berufsbildenden 
Schulen an die Anforderungen der Gegen­
wart, ja sogar der Zukunft. 

Und dazu möchte ich nun doch noch auf, 
einige wenige Details eingehen, weil sich für 
mich daran auch pädagogische Fragen aufzei­
gen lassen. 

Erst 1979 sind die Lehrpläne der Höheren 
Lehranstalten für wirtschaftliche Frauenbe­
rufe geändert worden. Es wurde dabei bereits 
eine stärkere Anpassung im Bereich der 
Ernährungswissenschaft und der Naturwis­
senschaften vorgenommen. Ich glaube aber, 
daß gerade die weitere Adaptierung dieser 
Schulen eine große Chance für uns ist. Das 
Bewußtsein für Lebensqualität und für 
Umweltprobleme steigt permanent. 
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Ich bin ganz überzeugt davon, daß es in 
Zukunft eine Vielfalt von neuen Berufen 
geben wird, die aus der vermehrten Auseinan­
dersetzung mit ökologischen Problemen 
erwächst. Und ich glaube, daß die Verbindung 
von wirtschaftlicher Bildung mit der Vermitt­
lung naturwissenschaftlichen Wissens den 
Zugang zu neuen Umweltberufen für Frauen 
und Männer öffnen wird. 

In diesem Zusammenhang - Frau Bundes­
minister, Sie haben es gestern bereits ange­
kündigt - ist es für mich sehr wichtig, die 
Frage. der Namensänderung dieser Schulen 
neu aufzurollen und neu zu diskutieren. Ich 
glaube nämlich, daß in einem Zeitalter, in 
dem überall von Partnerschaft gesprochen 
wird, all diese Anliegen, die ich angeführt 
habe, Anliegen für Mädchen und Burschen 
sind! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte aber in diesem Zusammenhang 
auch auf einen Schulversuch verweisen, der 
im Rahmen des Stadtschulrates für Wien an 
diesen Höheren Lehranstalten für wirtschaft­
liche Frauenberufe durchgeführt wird und 
der das zeigt, was im Arbeitspapier angespro­
chen ist, nämlich die Einführung eines 
Systems von Wahl-Pflichtgegenstänqen in 
Form von Wahlblöcken. Für die oberen Klas­
sen der AHS ist das vorgesehen. Ich weiß, daß 
das in der Schulpraxis - ich komme ja aus 
der Schulpraxis - sicher gerade an kleineren 
Schulen organisatorisch nicht so einfach sein 
wird, aber ich glaube, daß es ein pädagogisch 
so wichtiges Anliegen ist, daß wir die Einfüh­
rung über die AHS hinaus auch für die oberen 
Jahrgänge der BHS ernstlich überlegen und 
diskutieren sollten. 

Noch ein wichtiger Bestandteil dieses 
Schulversuchs ist für mich so wesentlich, daß 
ich ihn hier für Sie darbieten möchte: Das ist 
die Tatsache, daß dabei ab dem zweiten Jahr­
gang für jeden Schüler die Abfassung einer 
Projektarbeit verpflichtend vorgesehen ist. 
Daß wir die Reformierung der Reifeprüfung 
in den AHS im Hinblick auf die Abhaltung 
einer Fachbereichsarbeit vorsehen, ist so 
wesentlich für die Studierfähigkeit der Matur­
anten, daß ich - bei aller Skepsis, die Frau 
Abgeordnete Praxmarer gestern diesem 
Arbeitsbereich entgegengebracht hat - doch 
glaube, daß man das umsetzen sollte. Es ist 
für mich ein ganz wichtiges Anliegen, daß 
diese Reformierung der Reifeprüfung nicht 
vor den Toren unserer berufsbildenden höhe­
ren Schulen haltmacht. Denn auch hier ist es 
für die Maturanten sehr wichtig - im Sinne 
einer besseren Studierfähigkeit -, nicht nur 
zu lernen, Fakten zu reproduzieren, sondern 

Material zu sammeln, Material zu sichten und 
Material aufarbeiten zu können. (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP. - Präsident Dr. Marga 
Hubinek übernimmt den Vorsitz.) 

Ganz kurz nur noch zu einem anderen 
Gesichtspunkt in der Frage der Lehrpläne: 
Das ist jene Frage, welche die Frau Bundes­
minister ja auch bereits angesprochen hat, 
nämlich die Durchlässigkeit unseres Schulwe­
sens. Gerade bei den berufsbildenden mittle­
ren und höheren Schulen gibt es ein sehr brei­
tes Ausmaß an Durchlässigkeit. Wenn man 
diskutiert, daß die Wochenstunden reduziert 
werden müssen - ich bekenne mich 100pro­
zentig dazu -, dann warne ich nur davor, daß 
wir eine Reduktion dieser Wochenstunden auf 
Kosten der Durchlässigkeit durchführen. 

Ich bin schon sehr oft im Laufe meines 
beruflichen Lebens auch mit jungen Men­
schen konfrontiert gewesen, die vom Schei­
tern ihrer Schullaufbahn bedroht gewesen 
sind. Meine Damen und Herren! Das sind exi­
stentielle Ängste, die Schüler und Eltern 
betreffen. Es war mir immer sehr wichtig -
und mit mir einer breiten Anzahl von öster­
reichischen Lehrern -, daß es uns gerade im 
Bereich der berufsbildenden Schulen möglich 
war, hier ein anderes Angebot zu machen, den 
jungen Menschen zu zeigen, daß es für sie 
auch noch einen anderen Weg gibt, und daß 
sie nicht das Gefühl haben, sozusagen im 
Regen stehengelassen zu werden. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Nur noch zwei Bereiche des berufsbilden­
den Schulwesens, die sehr wesentlich für uns 
sind: Das sind einerseits die Kollegs, die den 
ARS-Maturanten die Möglichkeit geben, eine 
höhere Berufsbildung zu erwerben, ohne ein 
Hochschulstudium in Angriff nehmen zu müs­
sen oder unter Umständen, im schlechtesten 
Fall, auch abzubrechen. 

Ich möchte da nur ganz kurz an eine Anre­
gung der Österreichischen Industriellenverei­
nigung, die ich gestern in einer Aussendung 
der "Presse" gelesen habe, anknüpfen. Dort 
wurde angeregt, Seminare im Bereich der sie­
benten und achten Klasse der AHS einzufüh­
ren, die eine verstärkte Berufsbildung vorse­
hen sollen. Ich möchte da ein bißchen davor 
warnen: Ich glaube, wir sollten das Kolleg 
noch verstärkt anbieten, aber wir müssen 
auch aufpassen, daß wir nicht die siebenten 
und achten Klassen der AHS überfrachten 
und damit die Schüler erst wieder überfor­
dern. Das scheint mir doch sehr wichtig zu 
sein. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 
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Als letzten Punkt meiner Ausführungen 
darf ich noch auf die Aufbaulehrgänge ver­
weisen, die am Ende der vergangenen Gesetz­
gebungsperiode ins Regelschulwesen überge­
führt wurden und die sicherlich in besonders 
guter Form einerseits den Absolventen des 
dualen Ausbildungssystems, andererseits 
auch den Absolventen berufsbildender mittle­
rer Schulen - im Sinne einer optimalen Wei­
terbildungsmöglichkeit der jungen Menschen 
- die Möglichkeit geben, eine Reifeprüfung 
abzulegen. 

Ich glaube, daß von diesem Ansatzpunkt 
her auch eine Schlüsselstellung zu Einrich­
tungen der Erwachsenenbildung gegeben ist, 
um das berufsbildende Schulwesen sozusagen 
als eine Brücke zwischen der Schule und der 
Erwachsenenbildung zu verwenden. 

Abschließend gestatten Sie mir die Feststel­
lung, daß - auch wenn noch einige Detail­
wünsche offen sind - das berufsbildende 
Schulwesen in Österreich sicherlich in seiner 
Gesamtentwicklung ausgezeichnet konzipiert 
ist, daß ich aus den Budgetansätzen gesehen 
habe, daß der Personalaufwand und der Sach­
aufwand eine Steigerung erfahren haben und 
daß damit diese Regierung beweist, daß sie, 
auch wenn gespart werden muß, doch mit 
Augenmaß spart, denn Berufsbildung ist für 
sie offensichtlich kein leeres Schlagwort, son­
dern ein echtes Anliegen im Sinne der öster­
reichischen Jugend. 

Daher bin ich fest davon überzeugt, daß alle 
Lehrer, die in unserem Schulwesen arbeiten 
können, weiterhin die Möglichkeit haben wer­
den und sicherlich ihr Bestes dazu beitragen 
werden, daß die Schüler in ihren Schulen, in 
unseren berufsbildenden Schulen nach 
modernen Gesichtspunkten unterrichtet wer­
den und daß so die jungen Menschen das 
Rüstzeug für einen guten Start ins Berufsle­
ben erhalten werden. - Danke schön. (Beifall 
bei SPÖ und ÖVP.) 11.07 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort 
gemeldet hat sich Herr Abgeordneter Friz­
berg. Ich erteile es ihm. 

11.07 

Abgeordneter Dr. Frizberg (ÖVP): Frau Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Ein wich­
tiger Bereich des Ressorts Wissenschaft und 
Forschung sind unsere Universitäten. Ich 
frage mich, wie es um unsere Universitäten 
steht. 

Ich darf dem vorausschicken, daß ich mich 
zum Prinzip der offenen Universität bekenne. 

Ich muß aber leider sagen, wenn man die letz­
ten Jahre Revue passieren läßt, daß diesem 
Prinzip der offenen Universität nur theore­
tisch und auf dem Papier Rechnung getragen 
wurde, nämlich nur insoweit, als es auch 
nichts kosten durfte. 

Während alle Schichten einen Zugang zu 
den Universitäten mittlerweile erreicht haben 
und damit auch die Hörerzahlen explodiert 
sind, haben die Lehr- und Lernbedingungen 
teilweise einen Zustand erreicht, der jeder 
Beschreibung spottet. Es gibt hier sicherlich 
Ausnahmen - ich erinnere an den Neubau 
der wirtschaftswissenschaftlichen Universität 
Wien oder beispielsweise an die rechtswissen­
schaftliche Fakultät -, aber weil Jahr für 
Jahr mehr Studenten auf die Universitäten 
drängen, ist es zu Relationen zwischen Leh­
renden und Studierenden gekommen, die ein 
Verhältnis von 1: 300 auf einzelnen Fakultä­
ten erreichen. Das ist ein untragbarer 
Zustand und sicherlich für den heutigen 
Unterricht überhaupt nicht mehr geeignet, 
geschweige denn, daß man da noch von einer 
Betreuung der Studierenden durch Lehrende 
überhaupt noch sprechen könnte. 

Auch dem Hörsaalausbau wurde nur unge­
nügend und unverhältnismäßig Rechnung 
getragen. Ich nehme das Beispiel der Univer­
sität Graz, die zweifellos kraß benachteiligt 
wurde. An der Universität Graz hatten wir 
1976/77, als ich mein Studium beendete, 
10 800 ordentliche Hörer, und jetzt - zehn 
Jahre danach - 22 OOO! Das ist eine Verdoppe­
lung! Dem steht auf der anderen Seite ein 
Ausbau der zur Verfügung stehenden Räum­
lichkeiten um ganze 11 Prozent gegenüber. 
11 Prozent, meine Damen und Herren! Sie 
können sich vorstellen, daß da natürlich der 
Unterricht nicht mehr zeitgemäß sein kann. 
Die Relation - die zweifellos eine theoreti­
sche, aber durchaus ein Indiz ist - von 4 Qua­
dratmetern je Student sagt eigentlich alles. 
Wenn man das mit dem Ausland vergleicht, 
wo ganz andere Relationen erreicht werden 
- ich denke an die Schweiz, ich denke an die 
Vereinigten Staaten -, dann können wir uns 
eigentlich für diesen Bereich nur genieren. 

Dazu kommt, daß die Universität Graz 
innerhalb von Graz auf 68 verschiedene Stel­
len verteilt ist - in ganz Graz, wie gesagt -, 
was zu einem sinnlosen Hin- und Herpendeln 
der Studenten innerhalb derselben Fakultä­
ten führt. Dazu kommt noch, daß von diesen 
68 dislozierten. Stellen ein sehr hoher Anteil 
überhaupt nur angernietet ist, daß sie also 
überhaupt nur Notlösungen darstellen, Notlö­
sungen, die zweifellos keinen dauernden 
Bestand haben dürften. 
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Es ist traurig, sagen zu müssen, daß es 
bereits einzelne Universitätsgebäude gibt, die 
derart baufällig sind, daß bei einer korrekten 
Beachtung der Bauordnung der Lehrbetrieb 
eigentlich untersagt werden müßte und diese 
Gebäude geschlossen werden müßten. 

Meine Damen und Herren! Wichtiger als 
diese Raumvergleiche, die aber auch deutlich 
sagen, was hier versäumt wurde, ist zweifel­
los der Bereich der Ausstattung der Universi­
täten, der Ausstattung in technologischer Hin­
sicht, auch mit Geräten, denn immerhin soll 
an diesen Universitäten der letzte Stand ver­
mittelt werden. Wie sollen unsere Universitä­
ten den letzten Stand der Wissenschaft und 
der Technik vermitteln, wenn sie selbst nicht 
einmal über die notwendigen Ausrüstungen 
verfügen? Ich hoffe, sie haben aber wenig­
stens die Möglichkeit, selbst überhaupt zu 
erfahren, was dieser letzte Stand ist. 

Es war in Westeuropa einmalig, daß Streiks 
stattgefunden haben wie in Österreich: Sie 
erinnern sich alle an den Streik der Informa­
tikstudenten. Wir hatten deswegen hier eine 
dringliche Anfrage. Sie erInnern sich wahr­
scheinlich auch an den Streik der Sowi-Stu­
denten in Graz, an den der Mediziner, die bei­
spielsweise nicht einmal mehr genügend 
Übungs- und Laborplätze haben, um ihr Stu­
dium fortsetzen zu können. Es ist einzigartig 
in Westeuropa, daß in einem Land die Studen­
ten für bessere Lehrbedingungen streiken 
und dafür, daß sie sozusagen studieren "dür­
fen". 

Das ist jetzt die Ausgangslage für den 
neuen Wissenschaftsminister Tuppy, das ist 
sozusagen die Eröffnungsbilanz der großen 
Koalition. Ich bin froh, daß es im Bereich der 
Universität Graz laut Minister Tuppy zwi­
schen ihm, dem Bautenminister Graf und 
dem Landeshauptmann einen Gipfel geben 
wird, weil ich glaube, daß hier dringend etwas 
getan werden muß. Die Meldungen in den Zei­
tungen der letzten Tage sind Ihnen bekannt, 
es ist wirklich allerhöchste Zeit, etwas zu 
machen. 

Was können wir aber außerhalb des Bud­
gets unternehmen, um die Situation unserer 
Universitäten entsprechend ihrer Bedeutung 
zu verbessern. Ich glaube, wir werden 
vestärktes Augenmerk auf ein professionelles 
Universitäts management legen müssen. Mir 
kommt vor, daß die Entscheidungsstrukturen 
innerhalb der Universitäten viel zu träge sind, 
daß es auch kaum zu einer Absprache kommt 
zwischen einzelnen Instituten, zu keiner 
Abgrenzung der Aktivitäten, was vor allem 

für den Bereich der Forschung sinnvoll wäre 
und leider zuwenig passiert. Man muß dafür 
die Voraussetzungen schaffen, und das sind 
nicht unbedingt finanzielle Voraussetzungen. 

Es muß im Bereich der Berufungsverfahren 
sorgfältiger vorgegangen werden, und ich bin 
sehr froh darüber, daß Minister Tuppy 
gestern angekündigt hat, besonders dem 
Bereich der internationalen Erfahrung der 
Bewerber eine größere Bedeutung, ein größe­
res Augenmerk zuzuwenden. 

Es sei auch einmal gesagt: Ich glaube, wir 
sollten uns mit dem Überhang an Heimberu­
fungen an unseren Universitäten einmal 
etwas einbremsen, weil dies sicherlich zu 
einer gewissen "Inzucht" führt, die nicht im 
Sinne der Internationalität unserer Universi­
täten sein kann, der Internationalität unserer 
Universitäten, die auch dadurch gefördert 
werden muß, daß es einen verstärkten Aus­
tausch sowohl zwischen Studierenden ver­
schiedener Universitäten im In- und Ausland 
als auch zwischen unterrichtenden Professo­
ren geben muß. Dabei ist das Augenmerk 
auch auf den Aufbau von Kooperationsstu­
dien zwischen verschiedenen europäischen 
oder außereuropäischen Universitäten zu 
legen. 

Die Möglichkeiten der privaten beziehungs­
weise Drittfinanzierung vor allem durch die 
Wirtschaft sind auszubauen. Ein Dreipartei­
enantrag wurde dem Hause bereits vorgelegt, 
der darauf abzielt, die Rechtsfähigkeit der 
Universitäten auszubauen, vermehrt Gastpro­
fessoren beziehungsweise Professoren auf 
Zeit überhaupt erst zu ermöglichen, wobei 
sich hier die Frage stellt, ob dafür das Beam­
tenschema überhaupt geeignet ist oder ob 
man hier neue Wege beschreiten muß, vor 
allem auch wenn man sich bemühen will, 
außeruniversitäre Fachleute in die Ausbil­
dung an unseren Universitäten miteinzube­
ziehen. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen mit 
den Reformen der Studienrichtungen, die 
zum Beispiel bei den Technikstudien anste­
hen, rascher vorankommen. Es ist, glaube ich, 
unzumutbar, daß Reformen - wie beispiels­
weise die Reform der Ausbildung an der 
sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen 
Universität - zehn Jahre lang dauern. Wenn 
man sich überlegt, in welchen Zyklen sich die 
wirtschaftlichen Gegebenheiten ändern, dann 
sieht man, daß die Ausbildung und die Anpas­
sung der Erfordernisse an den Universitäten 
leider überhaupt nicht Schritt halten können 
mit der Entwicklung. 
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Einige Sätze noch zum Bereich Forschung, 
zu dem Bereich, für den sich die große Koali­
tion das Ziel gesetzt hat, bis Ende 1990 den 
Anteil am Bruttoinlandsprodukt auf 1,5 Pro­
zent zu erhöhen. Ich teile die Meinung von 
Universitätsprofessor Komarek, der gesagt 
hat, daß wir auf dem Weg zur "Bananenrepu­
blik" sind, wenn wir das fortsetzen, was in der 
Vergangenheit gemacht wurde, von Ansätzen 
im letzten Jahr abgesehen. Ich bin ebenfalls 
der Meinung, daß wir auf diese Weise den 
technologischen Anschluß an Europa zweifel­
los endgültig verlieren werden. 

Es ist dem aber entgegenzuhalten, daß die 
Budgetmittel im Wissenschaftsförderungs­
fonds - entgegen den diversen Aussagen -
sehr wohl angehoben wurden, wenn auch nur 
um einen kleinen Betrag gegenüber 1986. Es 
wird Aufgabe des nächsten Budgets sein - so 
wie es unser Wissenschaftsminister angekün­
digt hat -, diesen Budgetanteil zu erhöhen. 
Ich wehre mich aber gegen den Stil, mit dem 
die Bedenken Komareks vorgebracht wurden, 
denn ich glaube, es müßte zuerst der neue 
Wissenschaftsminister die Möglichkeit haben, 
sich einzuarbeiten. Er kann nicht Wunder wir­
ken, bevor er überhaupt sozusagen in seinem 
Ressort sitzt. Ich weiß nicht, ob Komarek die 
Latte nicht vielleicht bewußt zu hoch gelegt 
hat, um durch diesen Stil auch Druck auszu­
üben. Ich glaube, das wäre auch auf andere 
Art möglich gewesen, aber er wird sich sicher­
lich in seine neue Funktion als Präsident 
noch einfinden und wissen, welche Wege man 
zu beschreiten hätte. 

Wie können wir aber zusätzlich zum Budget 
noch Maßnahmen setzen, die der Bedeutung 
der Forschung Rechnung tragen und den 
Anteil der Forschung in Österreich anheben? 
Es gibt dafür einige Beispiele, ich darf drei, 
vier erwähnen. Wir müssen beispielsweise die 
Personalaufwendungen im Bereich der For­
schung endlich gleichsetzen mit den Investi­
tionen in der Forschungsförderung, da der 
Anteil des Personalaufwandes bei der For­
schung jeweils ein sehr hohes Ausmaß hat. 

Es ist im Bereich der Förderung, gerade 
auch bei der Forschungsförderung, noch ein­
mal zu schauen, ob der jeweilige Prüfungsauf­
wand, um eine solche Förderung zu erteilen 
oder zu verweigern, überhaupt noch in einer 
Relation steht zu den Mitteln, die da gefördert 
werden. Gerade bei geringeren Beträgen müs­
sen wir einfachere Verfahren finden. Es soll 
auch nicht so sein, daß der Name desjenigen, 
der um eine Förderung ansucht, ausschlagge­
bend ist, sondern es soll eher so sein, daß man 
verstärkt darauf Wert legt, auch in riskanten 

Bereichen Förderungen zu ermöglichen. Risi­
koförderung auch im Bereich der Forschung, 
denn die Sachen, die eben No-na-Fragen sind, 
brauchen wir wirklich nicht unbedingt als 
erstes fördern. (Beifall bei der ÖVP und den 
Grünen.) 

Meine Damen und Herren! Auch im steuer­
lichen Bereich gibt es noch genügend Hemm­
nisse. Ich erwähne nur ein Beispiel: Unter­
nehmungen der Energiewirtschaft, die dem 
Energieförderungsgesetz unterliegen, dürfen 
Zuwendungen, die sie der Wissenschaft und 
der Forschung zukommen lassen wollen, 
nicht als Betriebsausgabe abziehen. Ich 
glaube, das ist pervers, gerade in einem 
Bereich, in dem wir danach trachten müssen, 
neue Technologien zur Energiegewinnung zu 
finden, aber selbstverständlich auch die 
Umweltbelastung auf diesem Sektor mög­
lichst gering zu halten. 

Meine Damen und Herren! Abschließend 
darf ich zusammenfassen: Wir haben mit 
unserem Wissenschaftsminister Professor 
Tuppy einen exzellenten Fachmann in diesem 
Ressort, der auch die Ideen mitbringt, um 
Österreich den internationalen technologi­
schen Anschluß nicht verpassen zu lassen. 

Es hat sich auf diesem Sektor die große 
Koalition zweifellos viel vorgenommen. Las­
sen Sie uns gemeinsam dafür sorgen, daß mit 
den folgenden Budgets und Maßnahmen 
Österreichs Wissenschaft und Forschung, 
Universitäten und Bildungseinrichtungen 
weiter und wieder Grundlagen des Erfolgs der 
gesamten Volkswirtschaft werden. - Danke. 
(Beifall bei der ÖVP.) 11.21 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort 
gemeldet hat sich Herr Abgeordneter Dr. 
Gmoser. Ich erteile es ihm. (Abg. Dr. Pu n ti -
ga m: Bitte kurz!) 

11.21 

Abgeordneter DDr. Gmoser (SPÖ): Frau 
Präsident! Herr Bundesminister! Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Ich freue mich, 
daß infolge des gewaltigen Publikumsinteres­
ses der Debattenbeitrag, den ich eigentlich 
für 0.25 Uhr programmiert hatte, nun zwölf 
Stunden später doch noch vorgebracht wer­
den kann. 

Auch wenn ich mir vorstellen kann, mit 
welchem Interesse und mit welcher Span­
nung da jedem einzelnen Diskussionsbeitrag 
entgegengesehen wird, bitte ich um Entschul­
digung, wenn ich dem Wunsch des Bauern­
bundes Rechnung tragend mich doch so kurz 
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wie möglich fasse. Ich hätte da allerdings 
zwei Überlegungen. 

Die eine - und da machen wir immer wie­
der denselben Fehler, der wird sich heute 
noch dramatisch vollziehen -: Wir alle mit­
einander könnten durch mehr Solidarität 
wesentlich dazu beitragen, daß sich die dra­
matische Zuspitzung in den Abendstunden 
jetzt nicht Tag für Tag wiederholt. (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP und bei Abgeordneten der 
FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es gibt ja kein 
direktes Verhältnis zwischen Inhalt und 
Länge der Ausführungen. (Beifall bei SPÖ, 
ÖVP und den Grünen.) Wenn das manche zur, 
Kenntnis nehmen würden, würden sie ein biß­
ehen mehr Selbstdisziplin pflegen. Und wenn 
diese Selbstdisziplin nicht möglich sein sollte, 
weil einige halt nicht in der Lage sind, in 
prägnanterer Form ihre Ausführungen darzu­
stellen, dann gibt es nur eines, dann müssen 
wir uns wirklich einmal die Rednerlisten 
etwas gründlicher anschauen. Ich klammere 
hier ausdrücklich die kleinen Fraktionen aus, 
dort ist es nicht möglich. Aber bei größeren 
Fraktionen sollte sich die Solidarität auch 
darin äußern, daß man sich, wenn man schon 
einmal im Rahmen der Budgetberatungen 
das Wort ergriffen hat, selbst auferlegt - bei 
allem Mitteilungsbedürfnis -, nicht ein zwei­
tes und drittes Mal aufzutreten. (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP sowie bei Abgeordneten der 
FPÖ und der Grünen.) 

Meine Damen und Herren! Ich weiß schon, 
daß es das Recht jedes Abgeordneten ist, sei­
nen Standpunkt darzustellen, aber nicht auf 
Kosten seiner Kolleginnen und Kollegen, daß 
er also glaubt, er selbst muß sich so sehr als 
Mittelpunkt betrachten. 

Ich gebe Ihnen gleich meine Zeitvorgabe 
bekannt. Die Stiftingtaler Ortszeit deckt sich 
weitgehend mit der Wiener Zeit, das weiß Kol­
lege Hafner, es ist 7 Minuten vor halb 12. Als 
letzter Redner werde ich versuchen, mich auf 
zehn Minuten zu beschränken. Wenn ich 
diese überschreiten sollte, pfeifen Sie mich 
auS. (Heiterkeit.) 

Erster Punkt: Abschluß zu Forschung und 
Wissenschaft. Ich möchte mit Freude feststel­
len, daß die angedrohte Wende in den Regie­
rungsverhandlungen 1986/87 vermieden wer­
den konnte. Die Wende findet nicht statt, son­
dern wir gehen gerade bei diesem Kapitel den 
guten Weg weiter, den seinerzeit Frau Bun­
desminister Hertha Firnberg begonnen hat 
(Beifall bei Abgeordneten der SPÖ), den dann 

Wissenschaftsminister Dr. Fischer - heute 
Klubobmann - weitergegangen ist. Ich darf 
also der Hoffnung Ausdruck geben, daß dieser 
gute Weg auch unter dem neuen Minister 
seine Fortsetzung finden wird. Ich glaube, daß 
dieses Budgetkapitel nur Niederschlag dieser 
Grundhaltung ist. 

Es ist selbstverständlich, daß bei einem 
Sparbudget, daß in einer Konsolidierungs­
phase alle Ressorts nicht ganz das Ausmaß an 
Dotation erfahren, das an sich notwendig 
wäre. Aber ich glaube, daß gerade auch im 
Budget 1987 die Steigerungs rate für Ausga­
ben für Wissenschaft und Forschung doch in 
einem beachtlichen Ausmaß erhalten werden 
konnte, sollte uns alle mit Freude erfüllen. 

Daß die Wende nicht stattgefunden hat, 
meine Damen und Herren, darüber sollte sich 
ja niemand mehr freuen als der heute amtie­
rende Wissenschaftsminister . Denn hätte es 
die Wende gegeben, wie angedroht, dann gäbe 
es heute kein Wissenschaftsministerium 
mehr, es gäbe auch keinen Wissenschaftsmi­
nister, und daher scheint mir der Ansatz­
punkt gut zu sein. 

Ich möchte nur jetzt gleich eine Grundsatz­
bemerkung an diese Überlegung anschließen. 
Es geht, meine Damen und Herren, glaube 
ich, nicht nur um Budgetziffern, die sind nur 
Ausdruck einer Gesinnung, sondern es geht 
um das Klima in einer Gesellschaft. (Beifall 
bei der SPÖ und den Grünen.) Es geht um die 
Frage: Wie halten wir es mit Forschung und 
Wissenschaft? 

Ich glaube, wenn als Leitmotto der gesam­
ten Bundesregierung das Bekenntnis zur 
Konsolidierung und Erneuerung steht, dann 
kommt der Forschung und der Wissenschaft 
eine Schlüsselrolle zu, denn es gibt keine 
Erneuerung in der Gesellschaft ohne entspre­
chende Forschung und Wissenschaft. Ich 
glaube, das muß man immer wieder sagen. 
(Beifall bei SPÖ, ÖVP und den Grünen.) 

Meine Damen und Herren! Das gesell­
schaftspolitische Klima war einmal gekenn­
zeichnet durch Wissenschaftseuphorie, Wis­
senschaftsgläubigkeit. Man war überzeugt, 
daß der Fortschritt natürlich auf das engste 
mit dem Fortschritt der Wissenschaft verbun­
den ist. Wir haben dann die Grenzen wissen­
schaftlicher Erkenntnis kennenlernen müs­
sen. Wir alle wissen heute, daß nicht alles, 
was machbar ist, gemacht werden kann, 
gemacht werden soll, gemacht werden darf. 
(Beifall bei der SPÖ, den Grünen und bei 
Abgeordneten der ÖVP.) 
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Aber, meine Damen und Herren, ich 
glaube, es ist schlecht, wenn anstelle einer 
kritiklosen Wissenschaftseuphorie jetzt nur 
mehr Wissenschaftsskepsis tritt und etwa die 
Wunschvorstellung: aussteigen, Abschied neh­
men. Nein, wir müssen, glaube ich, klar 
sagen: Es ist in einer immer komplizierter 
werdenden Wirtschaft, Gesellschaft, Techno­
logie notwendig, wissenschaftliche Erkennt­
nis voranzutreiben. Bei aller Selbstbegren­
zung, die nur von einer Wissenschaftsethik 
gegeben werden kann, sollte doch unmißver­
ständlich ausgedrückt werden: Die rationelle 
Bewältigung einer immer komplizierteren 
Gesellschaftsordnung ist nur möglich mit 
Hilfe der Wissenschaft und der Forschung. 

Ich glaube, daß es jetzt vor allem um die 
angewandte Forschung geht, daß es auch um 
die Beziehung der Gesellschaftswissenschaf­
ten zu dieser Gesellschaft geht. Ich möchte 
deshalb einmal - Herr Bundesminister 
Tuppy war ja selbst Eröffnender - einen 
Dank an die Österreichische Hochschüler­
schaft 'aussprechen. Die Österreichische 
Hochschülerschaft an der Technischen Uni­
versität Graz hat zum ersten Mal, soweit mir 
bekannt ist, vor zwei Wochen ein Symposium 
veranstaltet über die Möglichkeiten der Ko­
operation zwischen Arbeitnehmervertretun­
gen und den hohen Schulen. 

Ich glaube, daß - was auch für diesen Kon­
greß notwendig ist, daß er keine Eintagsfliege 
bleibt, sondern daß damit ein Dialog begon­
nen wurde, an dem Arbeitgeber, Arbeitneh­
mer, Wissenschafter und Politiker teilneh­
men, vor allem die junge Generation -, wenn 
dieser Weg weitergegangen wird, die Umset­
zung wissenschaftlicher Erkenntnis in die 
Betriebspraxis, in die Industriepraxis, in die 
Alltagspraxis immer mehr zur Selbstver­
ständlichkeit werden wird. 

Es ist zu begrüßen, wenn eine Stadt und ein 
Bürgermeister - wie Graz und sein Bürger­
meister Stingl das getan haben - in diesem 
Zusammenhang folgendes Angebot gemacht 
haben: Wir werden mit unseren finanziellen 
Mitteln einer Landeshauptstadt versuchen, 
ein Institut für Technik und Arbeit zu institu­
tionalisieren, um dort Arbeitskreise zu schaf­
fen, die diese Diskussion weiterführen. 

Meine Damen und Herren! Allerdings muß 
hinzugefügt werden: Diese Begegnung von 
Wissenschaft und Gesellschaft, die eine unun­
terbrochene ist, ist nicht möglich ohne die 
Bereitschaft und den Willen der Wissenschaft 
selber, daran teilzunehmen. 

Da nur ein Beispiel, ein betrübliches Bei­
spiel. Einer der führenden Chirurgen Öster­
reichs aus Innsbruck hat über die medizini­
sche Ausbildung an den österreichischen Uni­
versitäten einen Vortrag gehalten, nachzule­
sen in einem nichtsozialistischen Organ wie 
der "Kleinen Zeitung". 

Ich kann nur sagen, die Ausführungen des 
Ordinarius waren kein Ruhmeszeichen für 
österreichische Hochschulen. Es hat sich bei 
den Hochschulen und den dort Wirkenden 
offensichtlich nicht immer herumgesprochen, 
daß die Buchdruckerkunst schon vor 500 Jah­
ren entfaltet wurde, denn sonst wäre dieser 
Vorlesungsbetrieb in seiner Sinnlosigkeit, wie 
er heute manchmal betrieben wird, nicht mög­
lich, sondern würde auf strikte Ablehnung 
stoßen. 

Es ist sicherlich auch notwendig, zu fragen, 
welche Möglichkeiten der Umsetzung der 
wirtschaftlichen Autonomie der Hochschulen, 
die hier angeschnitten wurde, haben wir. Ich 
weiß schon, daß etwa die Raumnot in Graz ein 
ganz besonderes Problem ist. Der Rektor der 
Universität Graz hat alle Fraktionen zu einem 
Gespräch auf die Alma Mater Carola Fran­
cisca, wie man der Raumnot begegnen 
könnte, eingeladen, das alles wird Schritt für 
Schritt weitergehen, aber noch einmal: Es 
geht eher um die Bereitschaft, Kooperation in 
jeglicher Form auszunutzen. 

Meine Damen und Herren ! Ich komme 
schon zu meiner Schlußüberlegung. Vielleicht 
sollte gerade jemand wie ich, der aus der 
Arbeiterbildung kommt, an einen Satz erin­
nern, der über 100 Jahre alt ist. Er steht in 
dem berühmten Brief von Ferdinand Lassalle 
an den Arbeiterbildungsverein in Leipzig 
1863: 

"Das Bündnis zwischen Wissenschaft und 
Arbeiterbewegung, das ist der Fels, auf dem 
wir die Gesellschaft der Zukunft erbauen wol­
len." Dem ist auch heute nichts hinzuzufügen. 

Danke schön! (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 11.33 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Wünscht einer der Herren Spezialberichter­
statter das Schlußwort? - Bitte. 

Spezialberichterstatter Dr. Ermacora 
(Schlußwort): Frau Präsident! Ich möchte als 
Spezialberichterstatter, der die Verhandlun­
gen hier verfolgt hat, die Erklärung abgeben, 
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Dr. Ermacora 

daß man in Hinkunft dafür sorgen müsse, daß 
die Behandlung so gewichtiger Materien, wo 
es fast um 50 Milliarden Schilling geht, nicht 
unter einem derartigen Zeitdruck gebracht 
wird, daß sich Erschöpfung der Abgeordneten 
mit Desinteresse der Öffentlichkeit paaren. 
(Beifall bei Abgeordneten der ÖVP, der FPÖ 
und der Grünen.) 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Ich danke 
dem Herrn Spezialberichterstatter . Zu diesem 
Zeitdruck wird ja noch zu Beginn der näch­
sten Sitzung etwas zu sagen sein. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s tim -
m u n g, die ich über jede Beratungsgruppe 
getrennt vornehme. 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung 
über die Beratungsgruppe VI des Bundesvor­
anschlages 1987. 

Diese umfaßt die Kapitel 12, 13 und 71 samt 
den zu den Kapiteln 12 und 13 gehörenden 
Teilen des Konjunkturausgleich-Voranschla­
ges in 10 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit M ehr h e i t 
an g e nomme n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über die Beratungsgruppe XIII des Bundes­
voranschlages 1987. 

Diese umfaßt das Kapitel 14 samt dem 
dazugehörenden Teil des Konjunkturaus­
gleich-Voranschlages in 10 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit Me h r h e i t 
a nge no mme n. 

Gemäß § 55 Abs. 5 der Geschäftsordnung 
schlage ich vor, die Abstimmung über die dem 
Spezialbericht zur Beratungsgruppe XIII bei­
gedruckte Entschließung sogleich vorzuneh­
men. 

Wird hiezu ein Einwand erhoben? - Das ist 
die Minderheit. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, die 

dieser Entschließung beitreten, um ein Zei­
chen der Zustimmung. - Das ist mit Me h r -
he i t an gen 0 m m e n. (E 5.) 

Abstimmung über Fristsetzungsantrag 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Wir kom­
men nunmehr zur Abstimmung über den 
Antrag, dem Verfassungsausschuß zur 
Berichterstattung über den Antrag 43/ Ader 
Abgeordneten Freda Blau-Meissner und 
Genossen betreffend ein Bundesverfassungs­
gesetz über die weitere Abwicklung des Dra-. 
ken-Kaufvertrages eine Frist bis 7. April 1987 
zu setzen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die M i n der h e i t, 
ab gel e h n t. 

Ich gebe bekannt, daß in dieser Sitzung die 
Selbständigen Anträge 45/A bis 47/A einge­
bracht worden sind. 

Ferner sind die Anfragen 214/J bis 240/J 
eingelangt. 

Die n ä c h s te Sitzung des Nationalrates 
berufe ich für heute, Donnerstag, den 
26. März 1987, 11 Uhr 40 Minuten, mit folgen­
der Tagesordnung ein: 

Bericht des Budgetausschusses über die 
Regierungsvorlage (10 und Zu 10 der Beila­
gen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1987 
samt Anlagen (60 der Beilagen) 

Beratungsgruppe IX: Handel, Gewerbe, 
Industrie, Fremdenverkehr; Bauten und Tech­
nik, 

Beratungsgruppe X: Öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr, sowie 

Beratungsgruppe XI: Finanzen, 

ferner Text des Bundesfinanzgesetzes und 
aller Anlagen, soweit sie nicht in Verhand­
lung gestanden sind. 

Die jetzige Sitzung ist ge s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 11 Uhr 36 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 0317 7 
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